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Abweichender Bericht 

der Fraktion DIE LINKE 

und 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

zum 

1. Untersuchungsausschuss

der 6. Legislaturperiode

des Sächsischen Landtages: 

Untersuchung möglicher Versäumnisse und etwaigen Fehlverhal-

tens der Staatsregierung und der ihrer Fach-, Rechts- und Dienst-

aufsicht unterliegenden Sicherheits-, Justiz-, Kommunal- und sons-

tigen Behörden im Freistaat Sachsen beim Umgang mit der neona-

zistischen Terrorgruppe, die sich selbst als „Nationalsozialistischer 

Untergrund (NSU)“ bezeichnet, deren personell-organisatorischem 

Umfeld und etwaigen Unterstützernetzwerken, insbesondere im 

Hinblick auf ihre Entstehung, Entwicklung und ihr Agieren in bzw. 

von Sachsen aus sowie bei der Aufklärung, Verfolgung und Ver-

hinderung von Straftaten, die der Terrorgruppe „NSU“ und ggf. 

den mit ihr verbundenen Netzwerken zurechenbar sind und den 

hieraus zu ziehenden Schlussfolgerungen – 

»Neonazistische Terrornetzwerke
in Sachsen (II)« 
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Wir gedenken der Opfer der Mordanschläge des „Nationalsozialistischen Untergrundes“: 

E n ve r  Ş im şe k  getötet am 9. September 2000 in Nürnberg 

A b d ur r a h i m Ö zü d oğ r u  getötet am 13. Juni 2001 in Nürnberg 

S ü l ey m an  T a şk ö pr ü  getötet am 27. Juni 2001 in Hamburg 

H a b i l  K ı l ı ç  getötet am 29. August 2001 in München 

M e h m e t  T ur gu t  getötet am 25. Februar 2004 in Rostock 

İ s m ai l  Y a şar  getötet am 9. Juni 2005 in Nürnberg 

T h eo d or o s  B ou l ga r i d e s  getötet am 15. Juni 2005 in München 

M e h m e t  Ku b a ş ı k  getötet am 4. April 2006 in Dortmund 

H a l i t  Y o zg a t  getötet am 6. April 2006 in Kassel 

M i c h è l e  K i e s e we t t e r  getötet am 25. April 2007 in Heilbronn 

Unser Beileid gilt den Hinterbliebenen. Wir stehen an ihrer Seite und an der Seite derer, die bei 

den Attentaten getötet werden sollten, die dabei und bei weiteren Überfällen verletzt wurden. 

Auch künftig gilt unser gemeinsames Engagement der Bekämpfung des Rassismus und der 

Zurückdrängung der extremen Rechten in allen Formen, auf allen Ebenen. Wir hoffen auf eine 

gerechte Verurteilung aller Täter und aller weiteren Personen, die wissentlich und willentlich 

zu den Taten des NSU beigetragen oder sie ermöglicht haben. Wir setzen uns dafür ein, dass 

im Freistaat Sachsen alle Anstrengungen unternommen werden, um die Verbrechen des NSU 

und die Tatbeiträge ihrer Unterstützer und Gehilfen aufzuklären. Es müssen alle notwendigen 

und rechtsstaatsgemäßen Mittel ergriffen werden, um eine Wiederholung auszuschließen. 

Die Aufklärung ist nicht abgeschlossen — wir ziehen keinen Schlussstrich! 
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I . 1  V o r b em e rk un g en 1 

 

I . 1 . 1  „ S e lb s t e n t t a r nu n g“  d e s  N SU  i n  E i s en ac h  u n d  Z wi c k au  

Am Nachmittag des 4. November 2011 kam es in der Frühlingsstraße in Zwickau zur Explo-

sion eines Mehrfamilienhauses mit anschließender Brandentwicklung. Eine Bewohnerin ver-

ließ das Haus unmittelbar zuvor. AnwohnerInnen hatten in den zurückliegenden Tagen vor 

dem Grundstück ein Wohnmobil mit einem Kennzeichen des Vogtlandkreises gesehen. In 

einem Wohnmobil mit einem solchen Kennzeichen waren bereits am Mittag des 4. November 

2011 im thüringischen Eisenach zwei tote Männer aufgefunden worden, nachdem in der Nähe 

eine Sparkassenfiliale ausgeraubt worden war. Auf der Suche nach den zunächst unbekannten 

Tätern entdeckten Polizeibeamte das Fahrzeug in einem Wohngebiet am Stadtrand. Als sie 

sich näherten, hörten sie mehrere Schussgeräusche, kurz danach stand das Wohnmobil in 

Flammen. 

Die beiden Männer im Inneren des Wohnmobils, die tödliche Schussverletzungen im 

Kopfbereich aufwiesen, konnten wenig später als Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos identifi-

ziert werden. Es handelte sich um zwei Neonazis aus Jena, die Anfang 1998 im Alter von 20 

und 24 Jahren gemeinsam mit Beate Zschäpe, damals 23 Jahre alt, „untergetaucht“ und seit-

dem unbekannten Aufenthalts waren. Im Wohnmobil lagerten zahlreiche Schusswaffen, da-

runter zwei Dienstpistolen, die 2007 bei der Ermordung der Polizistin Michèle Kiesewetter 

und der versuchten Ermordung ihres Kollegen Martin A. in Heilbronn entwendet worden wa-

ren. Zu den Ereignissen in Eisenach und Zwickau ermittelten in den Folgetagen die Sonder-

kommission (Soko) „Capron“ in Thüringen und die Ermittlungsgruppe (EG) „Frühling“ in 

Sachsen, wobei sich der Verdacht bald erhärtete, dass beide Tatorte zusammenhängen: Bei 

der zunächst abgängigen Bewohnerin aus der Frühlingsstraße in Zwickau handelte es sich um 

Zschäpe, die wegen des Verdachts, das Wohnhaus in Brand gesetzt zu haben, mit einem 

Haftbefehl gesucht wurde und sich am 8. November 2011 in Jena stellte. 

In der Zwickauer Brandruine wurden weitere Utensilien gefunden, die eindeutig dem 

Heilbronner Polizistenmord zuzurechnen sind. Neben etlichen weiteren Waffen wurde in ei-

                                                
1 Die nachfolgende Darstellung, die den Anlass des hiesigen Untersuchungsverfahrens erläutert, stützt sich auf 
öffentlich zugängliche Quellen, insbesondere die Abschlussberichte der beiden NSU-Untersuchungsausschüsse 
des Deutschen Bundestages (Drs. 17/14600 und 18/12950). Einzelne Aspekte waren auch Bestandteil der Be-
weisaufnahme des 1. UA, dessen Ergebnissen an dieser Stelle nicht vorgegriffen werden soll. 
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nem Schuttberg vor dem Haus außerdem eine Pistole mit Schalldämpfer gefunden, die als 

Tatwaffe bei der Ermordung von neun Menschen in den Jahren 2000 bis 2006 identifiziert 

wurde – verwendet bei der rassistischen Česká-Mordserie, die der Öffentlichkeit, bis dahin 

ohne Kenntnis der tatsächlichen Hintergründe, unter der rassistischen Bezeichnung „Döner-

morde“ bekannt war. Weitere Funde in Eisenach und Zwickau brachten Böhnhardt, Mundlos 

und Zschäpe in Zusammenhang mit einer Serie wiederum unaufgeklärter Raubüberfälle, die 

bereits 1998 begonnen hatte. Die Auswertung einer in Zwickau aufgefundenen DVD, die zwi-

schenzeitlich an EmpfängerInnen im ganzen Bundesgebiet versandt worden war, ergab 

schließlich eindeutige Hinweise darauf, dass eine Gruppe mit der Selbstbezeichnung „Natio-

nalsozialistischer Untergrund“ (NSU) existierte, die sich in einem Video mit den Morden so-

wie Sprengstoffanschlägen brüstete und insoweit bekannte. 

 

I . 1 . 2  A r t  u n d  Um f a n g  de r  NS U -T a t en  

Am 11. November 2011 übernahm der Generalbundesanwalt (GBA) das Verfahren, zog in 

der Folge weitere Ermittlungsverfahren aus mehreren Bundesländern an sich und beauftragte 

mit den kriminalpolizeilichen Ermittlungen das Bundeskriminalamt (BKA), das dafür die 

Besondere Aufbauorganisation (BAO) „Trio“ gründete. Im Ergebnis der Ermittlungen ist da-

von auszugehen, dass Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe – vormalige Mitglieder der „Kame-

radschaft Jena“ (KSJ) als Teil des „Thüringer Heimatschutzes“ (THS) – am 26. Januar 1998 

verschwanden. Anlass war die Durchsuchung mehrerer Garagen an diesem Tag. Dabei wurde 

Sprengstoff gefunden. Eine der Garagen, die von Zschäpe angemietet worden war, konnte als 

Produktionsstätte mehrerer Bombenattrappen beziehungsweise Unkonventioneller Spreng- 

und Brandvorrichtungen (USBV) identifiziert werden. Ähnliche Vorrichtungen waren seit 

1996 im Jenaer Stadtgebiet deponiert worden. 

Zum Zeitpunkt der Flucht stand Böhnhardt aufgrund einer rechtskräftigen Verurtei-

lung zu einer Haftstrafe der Strafantritt bevor. Die auch zuvor als „Trio“ wahrgenommene 

und sodann per Haftbefehl gesuchte Gruppe entzog sich durch eine Flucht, die zunächst nach 

Chemnitz und später nach Zwickau – zuletzt in die Frühlingsstraße 26 – führte. Das Leben im 

„Untergrund“ und die Nutzung verschiedener konspirativer Unterkünfte wurde durch eine 

Reihe von UnterstützerInnen und ermöglicht. Während des fast 14 Jahre anhaltenden Unter-

tauchens beging der NSU zahlreiche schwere Straftaten: 
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Tab. i: Mordattentate des NSU 

1 09.09.2000 Nürnberg 

Blumenverkaufsstand 
an der Liegnitzer Str. 

Mord an Enver Şimşek (38) 
neun Schüsse, verstorben am 11.09.2000 
infolge eines Kopfsteckschusses 

2 13.06.2001 Nürnberg 

Änderungsschneiderei 
in der Gyualer Str. 

Mord an Abdurrahim Özüdoğru (49) 

zwei Schüsse, noch am Tatort verstorben 

3 27.06.2001 Hamburg 

Gemüsegeschäft in 
der Schützenstr. 

Mord an Süleyman Taşköprü (31) 
drei Schüsse, noch am Tatort verstorben 

4 29.08.2001 München 

Obst-/Gemüsehandel 
in der Bad-
Schachener-Str. 

Mord an Habil Kılıç (38) 
zwei Schüsse, noch am Tatort verstorben 

5 25.02.2004 Rostock 

Imbiss im 
Neudierkower Weg 

Mord an Mehmet Turgut2 (25) 
vier Schüsse, noch am Tatort verstorben 

6 09.06.2005 Nürnberg 

Imbiss in der 
Scharrerstr. 

Mord an İsmail Yaşar (50) 
fünf Schüsse, noch am Tatort verstorben 

7 15.06.2005 München 

Schlüsselservice in 
der Trappentreustr. 

Mord an Theodoros Boulgarides (41) 
drei Schüsse, noch am Tatort verstorben 

8 04.04.2006 Dortmund 

Kiosk in der 
Mallinckrodtstr. 

Mord an Mehmet Kubaşık (39) 

vier Schüsse, noch am Tatort verstorben 

9 06.06.2006 Kassel 

Internetcafé in der 
Holländischen Str. 

Mord an Halit Yozgat (21) 

zwei Schüsse, noch am Tatort verstorben 

                                                
2 In verschiedenen Dokumenten, darunter der Anklageschrift des GBA zum NSU-Strafprozess am OLG Mün-
chen, fälschlich als Yunus Turgut bezeichnet. 
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10 25.04.2007 Heilbronn 

Streifenwagen auf der 
Theresienwiese 

Mord an Michèle Kiesewetter (22) 
noch am Tatort verstorben 
Mordversuch zum Nachteil ihres Kollegen 
Martin A. 

mehrere Kopfschüsse auf beide BeamtInnen 

 

 

Tab. ii: Sprengstoffanschläge des NSU 

1 23.06.19993 Nürnberg-Südstadt 

Scheurlstr. 23 

Sprengvorrichtung mit 
Schwarzpulver, als 
Taschenlampe getarnte 
Rohrbombe, abgelegt in 
einer Gastwirtschaft. 

Umgesetzt durch Anknipsen 

eine verletzte 
Person 

2 19.01.2001 Köln-Altstadt 

Probsteigasse 44-46 

Sprengvorrichtung mit 
Schwarzpulver, verbaut in 
einer in Stollendose, abge-
legt in einem Lebensmittel-
geschäft kurz vor 
Weihnachten 2000. 

Umgesetzt bei der Öffnung 

eine schwer- 
verletzte Person 

3 09.06.2004 Köln-Mühlheim 

Höhe Keupstr. 29 

Sprengvorrichtung mit 
Schwarzpulver, Gasflasche 
und mindestens 800 
Tischlernägeln, verbaut auf 
einem Fahrradgepäckträger, 
abgestellt vor einem 
Friseursalon. 

Umgesetzt per Funkfern-
steuerung 

mindestens 24 
teils schwer- 
verletzte 
Personen 

  

                                                
3 Die Tat wurde bekannt durch Angaben des Angeklagten Carsten Schultze am 8. Hauptverhandlungstag im 
NSU-Strafprozess am OLG München (11.06.2013) und war somit nicht Gegenstand der Anklage. 
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Tab. iii: Bewaffnete Raubüberfälle des NSU (sog. Logistikstraftaten) 

1 18.12.1998 Chemnitz 

Irkuktsker Str. 1 Ed
ek

a-
 

Fi
lia

le
 Beute: ca. 30.000 DM 

Schüsse aus scharfer Pistole auf 
einen Passanten4 

2 06.10.1999 Chemnitz 

Barbarossastr. 71 

ve
rs

ch
ie

de
ne

 P
os

t-F
ili

al
en

 Beute: 5.787,59 DM 

Schuss aus Schreckschusswaffe auf 
eine Angestellte 

3 27.10.1999 Chemnitz 

Limbacher Str. 148 

Beute: 62.822,70 DM 

4 30.11.2000 Chemnitz 

Johannes-Dick-Str. 4 

Beute: 38.902,94 DM 

5 05.07.2001 Zwickau 

Max-Planck-Str. 1a 

Beute: 74.787,80 € 

Pfefferspray gegen KundInnen 

6 25.09.2002 Zwickau 

Karl-Marx-Str. 10 

ve
rs

ch
ie

de
ne

 S
pa

rk
as

se
n-

Fi
lia

le
n Beute: 48.571,00 € 

Reizgas gegen Angestellte und 
KundInnen 

7 23.09.2003 Chemnitz 

Paul-Bertz-Str. 14 

Beute: 435,01 € 

Angestellte mit Waffen geschlagen 

8 14.05.2004 Chemnitz 

Albert-Schweitzer-
Str. 62 

Beute: 33.174,00 € 

zzgl Reiseschecks im 
Gegenwert von 4.250 € 

9 18.05.2004 Chemnitz 

Sandstraße 37 

Beute: 73.815,00 € 

10 22.11.2005 keine Beute 

Drohung, eine Handgranate 
zu zünden 

11 05.10.2006 Zwickau 

Kosmonautenstr. 1 

keine Beute 

nur ein Täter, lebensgefährlicher 

                                                
4 Abweichend von den ursprünglichen Ermittlungen wurde diese Tat durch den GBA als versuchter Mord einge-
ordnet und angeklagt. 
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Bauchschuss zum Nachteil eines 
Angestellten, weitere Angestellte 
geschlagen 

12 07.11.2006 Stralsund 

Kleine Parower Str. 
51–53 

Beute: 84.995 € 

13 18.01.2007 Beute: 169.970,00 € 

14 07.09.2011 Arnstadt 
Goethestr. 30 

Beute: 15.036,99 € 

15 04.11.2011 Eisenach 

Nordplatz 3 

Beute: 71.920,00 € 

 

Über diese Einzeltaten hinaus richteten sich die Ermittlungen u.a. auch auf die Tatbe-

stände der Mitgliedschaft in und Unterstützung einer terroristischen Vereinigung sowie im 

Falle der Inbrandsetzung der Frühlingsstraße 26 durch Zschäpe auf eine besonders schwere 

Brandstiftung und dreifachen versuchten Mord. Die seit November 2011 geführten Ermittlun-

gen führten zu Anklagen gegen Beate Zschäpe, Ralf Wohlleben (Jena), Carsten Schultze  

(Jena/Düsseldorf), Holger Gerlach (Jena/Lauenau bei Hannover) sowie den zuletzt in Zwick-

au wohnhaften Neonazi André Eminger. Die Hauptverhandlung5 am Oberlandesgericht 

(OLG) München endete am 11. Juli 2018 mit Verurteilungen aller Angeklagten. Gegen das 

Urteil haben alle Angeklagten Revision eingelegt. Gegen neun weitere mutmaßliche Unter-

stützerInnen des NSU, acht davon aus Sachsen, sind separate Ermittlungsverfahren anhängig. 

 

I . 1 . 3  U n a b ge s c h lo s s e n e  A uf k l ä r u ng  

Das Wiederauffinden von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe und die Aufdeckung der rechts-

terroristischen Taten des NSU sorgten für erhebliche und anhaltende Resonanz in der Öffent-

lichkeit und in Behörden, bei Politik, Medien und Zivilgesellschaft. Neben der Klärung der 

Schuld im juristischen Sinne standen – und stehen nach wie vor – im Zentrum der Aufmerk-

samkeit Fragen danach, wie es dem „Trio“ nach 1998 gelingen konnte, trotz zeitweise inten-

siver Fahndungsmaßnahmen, an denen sich mehrere Behörden in mehreren Bundesländern 

                                                
5 Im Zuge der Hauptverhandlung wurden weiterhin Hinweise bekannt, wonach Böhnhardt und Mundlos am 
14. Juni 2000 von ihrer Unterkunft in Chemnitz aus mit einem Luftgewehr einen Bauarbeiter anschossen. 
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beteiligten, unerkannt zu bleiben und nicht gestellt zu werden; warum die Aufklärung sämtli-

cher Taten trotz teilweise erheblichen Ermittlungsdrucks über einen langen Zeitraum nicht 

gelang; und warum vor 2011 weder die Existenz des NSU bekannt, noch der rechtsterroristi-

sche Hintergrund der bekannten Taten erkannt wurden. 

In dem Zusammenhang stellen sich vor allem zahlreiche Fragen über mögliche oder 

tatsächliche Fehler, die den zuständigen Behörden unterlaufen sind, über ein Versagen der 

Sicherheitsbehörden insgesamt oder gar ein kollusives Vorgehen von Teilen davon, denen 

jedenfalls ein früheres Auffinden der Flüchtigen, das Erkennen und rechtzeitige Zerschlagen 

des NSU und das Verhindern der Taten nicht gelang. Berichte über tatsächlich stattgefundene 

Vernichtungen womöglich relevanter Akten und den tatsächlich erfolgten Einsatz von  

V-Leuten im Umfeld des „Trios“ befestigten eine Problemsicht, wonach es sich beim NSU-

Komplex nicht nur um einen besonders grausamen Kriminalfall, sondern auch um einen poli-

tischen Skandal handelt. Er entwickelte sich angesichts eines unbewältigten und von Teilen 

der Bevölkerung geteilten, vielfach schlicht verleugneten Rassismus in unserer Gesellschaft. 

Er hatte den NSU motiviert. 

In ihrer Gedenkrede für die Opfer versprach die Bundeskanzlerin vor inzwischen mehr 

als sieben Jahren, man unternehme „alles, um die Morde aufzuklären und die Helfershelfer 

und Hintermänner aufzudecken und alle Täter ihrer gerechten Strafe zuzuführen.“ Man werde 

ferner „versuchen zu ergründen, wie und durch wen sie“ – die Täter – „so geworden sind, wie 

sie geworden sind. Wir müssen alles tun, damit nicht auch andere junge Männer und Frauen 

zu solcher Menschenverachtung heranwachsen.“6 Bestandteil der Aufklärung im NSU-

Komplex waren neben der Strafverfolgung unter anderem die Bund-Länder-Kommission 

Rechtsterrorismus, die ihren Bericht am 30. April 2013 vorlegte, und die Regierungskommis-

sion zur Überprüfung der Sicherheitsgesetzgebung in Deutschland, die ihren Bericht am 

28. August 2013 vorlegte. Neben weiteren Gremien und Kommissionen auf Länder- und Be-

hördenebene wurden außerdem im Deutschen Bundestag und den Landesparlamenten bislang 

und teils wiederholt insgesamt 13 parlamentarische Untersuchungsausschüsse zu offenen Fra-

gestellungen im NSU-Komplex eingesetzt, allein zwei davon im Sächsischen Landtag. 

Teil des NSU-Skandals ist, dass dem berechtigten Wunsch von Angehörigen, Hinter-

bliebenen und FreundInnen der Opfer nach umfassender Aufklärung, die man ihnen verspro-

                                                
6 Zit. n.: Süddeutsche Zeitung v. 23.02.2012, veröffentlicht unter: https://www.sueddeutsche.de/politik/merkels-
gedenkrede-fuer-neonazi-opfer-im-wortlaut-die-hintergruende-der-taten-lagen-im-dunkeln-viel-zu-lange-
1.1291733 
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chen hat, jedoch nicht entsprochen wurde: Zu viele Fragen blieben offen. Insoweit ist die 

Aufklärung im NSU-Komplex nicht beendet. Für das fortgesetzte öffentliche Interesse spre-

chen zahlreiche Sachbücher und Fachpublikationen7, die zum Thema erschienen sind, darüber 

hinaus etliche filmische Dokumentarbeiträge8 und weitere Medienrecherchen sowie zivilge-

sellschaftliche Initiativen, die den Prozess und einzelne Untersuchungsausschüsse begleitetet 

haben und weiter begleiten.9 

 

  

                                                
7 Auswahl, 2012: Baumgärtner/Böttcher: Das Zwickauer Terror-Trio; Bernhardt: Das braune Netz; Fuchs/Goetz: 
Die Zelle; Gensing: Terror von rechts; Leggewie/Meier: Nach dem Verfassungsschutz; Ramelow: Made in Thü-
ringen?; Sundermeyer: Rechter Terror in Deutschland. — 2013: Dietz: Die Presseberichterstattung über die 
„NSU-Terrorzelle“; Haller: Rechtsterrorismus in den Medien; Ramelow: Schreddern, Spitzeln, Staatsversagen; 
Röpke/Speit: Blut und Ehre; Schmincke/Siri: NSU-Terror. — 2014: Aust/Laabs: Heimatschutz; Förster: Ge-
heimsache NSU; Horn: Die Logik der Tat; John: Unsere Wunden kann die Zeit nicht heilen. — 2015: Friedrich: 
Der NSU in bester Gesellschaft; Frindte: Rechtsextremismus und „Nationalsozialistischer Untergrund“; Funke: 
Staatsaffäre NSU; Hansen : Journalistische Charakterisierung der Akteure im NSU-Prozess; Kaufhold: In guter 
Gesellschaft?; Möllers/Ooyen: NSU-Terrorismus; Virchow u.a.: Das Unwort erklärt die Untat; Wenzel u.a.: 
Rechter Terror und Rechtsextremismus; Würstl: Individuierungsverlauf eines Rechtsextremisten. — 2016: Bozay 
u.a.: Die haben gedacht, wir waren das; Mortazavi u.a.: Urteile; Quent: Rassismus, Radikalisierung, Rechtster-
rorismus; Virchow: Nicht nur der NSU. — 2017: Daimagüler: Empörung reicht nicht!; Gräfe: Rechtsterrorismus 
in der Bundesrepublik Deutschland; Karakayalı u.a.: Den NSU-Komplex analysieren; Koehler: Right-Wing Ter-
rorism in the 21st Century; Obermeyer/Schultz: Kapuzenmänner; Seibel u.a.: Verwaltungsdesaster. — 2018: 
Förster u.a.: Ende der Aufklärung; Greif/Schmidt: Staatsanwaltschaftlicher Umgang mit rechter und rassisti-
scher Gewalt; v.d. Behrens: Kein Schlusswort; Förster u.a.: Ende der Aufklärung; Schultz: NSU. Der Terror von 
rechts und das Versagen des Staates; Ramelsberger u.a.: Der NSU-Prozess. Das Protokoll (5 Bde.) — 2019: 
Hoff/Kleffner u.a.: Rückhaltlose Aufklärung? 
8 Auswahl, 2011: Acht Türken, ein Grieche und eine Polizistin (Deiß/Müller/Thüringer). — 2012: Brauner Ter-
ror – blinder Staat (Stoll); Propaganda, Hass, Mord (Fromm/Kriszun). — 2013: Brandstifter im Staatsauftrag 
(Fromm/Theveßen); Die Nazi-Braut (Fromm/Müller-Fromm). — 2014: Spitzel und Spione (Koch/Schmidt); Was 
wusste der Staat vom braunen Terror? (Fromm). — 2015: Der Fall Zschäpe (Fromm/Boese); Der Kuaför aus 
der Keupstraße (Maus); Der NSU-Komplex (Aust/Laabs); Die Akte Zschäpe (Grüll/Klees/Neumann/Weller); 
Kampf um die Wahrheit (Riha/Riha); Letzte Ausfahrt Gera (Ley/Ley); NSU privat (Fromm/Frank); V-Mann-
Land (Riha/Riha). — 2016: Die Blutspur (Fromm/Twente/Frank). — 2017: 77sqm_9:26min (Forensic Architec-
ture); Tod einer Polizistin (Riha/Riha). — 2018: Das Terrornetz (Hoffmann/Rosch/Weller); Der NSU-Prozess 
und die Opfer (Frisch Meier Querner); Die Lücke (Figueroa); Die Spur des rechten Terrors (Fromm); Die Todes-
liste des NSU (Boese/Fromm); Heer, Stahl und Sturm (Müller); NSU – Der Prozess (Twente). 
9 Beachte für Sachsen beispielsweise die Initiative „NSU-Watch Sachsen“ (sachsen.nsu-watch.info), das Inter-
netportal „Offener Prozess“ (www.offener-prozess.de), das Theatertreffen „Unentdeckte Nachbarn“ 
(www.unentdeckte-nachbarn.de), die „Geschichtswerkstatt Trafo“ sowie die vom Kulturbüro Sachsen 
(www.kulturbuero-sachsen.de) herausgegebene Broschüre Unter den Teppich gekehrt: Das Unterstützungsnetz-
werk des NSU in Sachsen. 
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I . 1 . 4  A n m er ku n g en  z u m v or l i e g en d e n  B er i ch t  

( a )  V o r l a g e  e i n e s  Ab w e i ch e nd e n  B er i ch t s  

Der 1. Untersuchungsausschuss des Sächsischen Landtages der 6. Wahlperiode befasste sich 

auf Grundlage eines umfangreichen Untersuchungsauftrages mit verschiedenen Aspekten und 

Fragestellungen zum NSU-Komplex, soweit er den Freistaat Sachsen und sächsische Behör-

den betrifft. Ein Untersuchungsausschuss des Sächsischen Landtages hat die Aufgabe, Sach-

verhalte, deren Aufklärung im öffentlichen Interesse liegt, zu untersuchen und dem Landtag 

darüber Bericht zu erstatten. Der vorliegende Bericht bilanziert nach dem Abschluss des Un-

tersuchungsverfahrens aus Sicht der Ausschussmitglieder der Fraktionen DIE LINKE und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die den Ausschuss gemeinsam eingesetzt hatten, die wesentli-

chen Feststellungen, die sich aus der Beweisaufnahme anhand von Akten sowie den Aussagen 

von ZeugInnen ergeben. Er enthält eine daran anschließende Bewertung, die auch Empfeh-

lungen für konkrete Maßnahmen formuliert. 

Es handelt sich insgesamt um einen Abweichenden Bericht nach § 23 Absatz 2 des  

Untersuchungsausschussgesetzes (UAusschG), d.h. ein Sondervotum, das in wesentlichen Tei-

len nicht übereinstimmt mit dem Feststellungen und Bewertungen, die von der Ausschussmehr-

heit – den Ausschussmitgliedern der Fraktionen CDU und SPD, die nicht für die Einsetzung des 

Ausschusses gestimmt hatten – getroffen werden. Bei allen im vorliegenden Bericht getroffenen 

Feststellungen und allen davon ausgehenden Bewertungen handelt es sich um die Auffassungen 

der Ausschussmitglieder der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Die grundlegende Entscheidung, als demokratische Opposition hiermit einen vollstän-

dig eigenständigen Bericht vorzulegen, folgt dem Eigengewicht des Themas sowie den Um-

ständen der Einsetzung des 1. UA und den konkreten Erfahrungen in der Ausschussarbeit: 

Anders, als es in anderen Bundesländern und im Deutschen Bundestag gelang, wurde der 

1. UA lediglich durch eine Minderheit des Parlaments eingesetzt. Dass der Ausschuss mit 

vergleichsweise vielen Mitgliedern besetzt war, schlug sich nach unserer Auffassung nicht in 

einer vergleichsweise intensiveren Ausschussarbeit nieder; besonders im Hinblick auf die 

Formulierung von Beweisanträgen, die Lektüre von Akten und die Befragung von ZeugInnen 

hätte der Ausschuss insgesamt mehr erreichen können. Ein konsentiertes und konzertiertes 

inhaltliches Vorgehen war nur teilweise möglich. Was den Abschlussbericht angeht, hatte 

bereits die Mehrheit – damals: Mitglieder der Fraktionen CDU und FDP – des vorangegange-

nen NSU-Untersuchungsausschusses des 5. Sächsischen Landtags einen Bericht vorgelegt, 
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der im Kontrast zu den vergleichbaren Ausschüssen anderer Landesparlamente und des Deut-

schen Bundestages den mit großem Abstand allerkürzesten Text beinhaltet. Der Mehrheitsbe-

richt bildete nur einen Bruchteil der damaligen Ausschussarbeit und der dadurch gewonnenen 

Erkenntnisse ab. Er würdigte nicht einmal namentlich die Opfer des NSU. Es handelte sich 

zudem um den einzigen Abschlussbericht eines Untersuchungsausschusses im Fallkomplex 

NSU, der keinerlei Forderungen aufstellte und keinerlei weitere Maßnahmen veranlasst sah. 

 

( b )  Z ur  T e r m in o lo g ie  d i e s e s  B er i ch t s  

Es war dem 1. UA nicht möglich und auch nicht dessen Aufgabe zu ermitteln, seit welchem 

exakten Zeitpunkt der „Nationalsozialistische Untergrund“ als Vereinigung im juristischen 

Sinne existierte, wer ihm mitgliedschaftlich angehörte oder ihn unterstützte. Zu den Aufgaben 

zählte auch nicht die forensische Aufklärung einzelner Straftaten. Der Ausschuss ging viel-

mehr – wie vergleichbare Gremien auch – vom NSU aus als der Eigenbezeichnung einer 

Gruppierung, der mindestens Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe angehörten, sowie einer Rei-

he bekannter Taten, die infolge strafrechtlicher Ermittlungen dem NSU zuzurechnen sind. 

Lediglich, um Missverständnissen vorzubeugen, ist an dieser Stelle zu unterstreichen, dass 

sich nach jahrelanger Befassung mit dem Thema und in der Gesamtschau der dem 1. UA vor-

liegenden Beweismittel keinerlei Anlässe bieten, an diesen Zuordnungen zu zweifeln. Sie 

stützen sich – anders, als mithin spekulativ behauptet wird – auf eine erdrückende Zahl von 

Beweisen, die ihrerseits Bestandteil einer ausführlichen Beweisaufnahme in der Hauptver-

handlung zum NSU-Prozess am OLG München waren. 

Dessen ungeachtet steht aber nicht fest, dass nur das „Trio“ Böhnhardt, Mundlos und 

Zschäpe dem NSU angehörten; dass keine weiteren, womöglich bis heute unerkannt geblie-

benen Personen an den Taten des NSU bzw. der eigentlichen Vereinigung mitgewirkt haben 

könnten; und dass die Aufzählung der dem NSU zuzurechnenden Taten abschließend wäre. 

Insoweit ist es aus hiesiger Sicht nicht sachgemäß, den NSU und das „Trio“ in jeder Hinsicht 

miteinander zu identifizieren oder anzunehmen, der NSU lasse sich auf eine in sich geschlos-

sene und nach außen abgeschottete Zelle reduzieren. Wo in diesem Bericht – bewusst verein-

fachend – vom „Trio“ die Rede ist, sind daher stets Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe ge-

meint. Im Kontext der NSU-Aktivitäten werden diese drei Personen – bewusst einschränkend 

– als ein „Kerntrio“ angesehen, das nicht unbedingt mit der personellen Besetzung der Verei-

nigung und (Mit-) TäterInnen der ihr zuzurechnenden Taten übereinstimmt.  
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( c )  M i t w i r ke n d e  

Für den Bericht verantwortlich sind die Ausschussmitglieder der Fraktion DIE LINKE: 

§ MdL Kerstin Köditz (zugleich stellvertretende Vorsitzende), 

§ MdL Lutz Richter (Obmann), 

§ MdL André Schollbach, 

§ MdL Mirko Schultze, 

und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

§ MdL Valentin Lippmann (Obmann). 

Die redaktionelle Arbeit besorgte Felix Korsch (parlamentarischer Berater). Wir danken allen, 

die uns im Laufe der vergangenen Jahre mit Anregungen, Kritik und auch sachdienlichen 

Hinweisen unterstützt und damit weitere Recherchen im Themenfeld ermöglicht haben. Unser 

Dank gilt zudem den MitarbeiterInnen der Landtagsverwaltung, insbesondere des Ausschuss-

sekretariats und des Juristischen Dienstes. 
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I . 2  P a r l am e nt ar i s ch e  B e f a s s un g  in  S ac hs e n  v o r  u nd  n eb e n  

d e n  Un t e r s u ch un g s au s s c hü s s e n  

Der 5. und 6. Sächsische Landtag und seine Gremien befassten sich nach der Aufdeckung des 

„Nationalsozialistischen Untergrundes“ intensiv mit dem Thema, seinen vielfachen Bezügen 

zum Freistaat Sachsen und den politischen Folgen. Im Zuge dieser Befassung wurden in der 

5. Wahlperiode der 3. Untersuchungsausschuss „Neonazistische Terrornetzwerke in Sachsen“ 

und in der 6. Wahlperiode der nunmehr ebenfalls abgeschlossene 1. Untersuchungsausschuss 

„Neonazistische Terrornetzwerke in Sachsen (II)“ eingesetzt. 

 

I . 2 . 1  P l e na r d e b a t t en  

(a) G e m e in s a m e E n t s c h l i eß u ng  d e r  d e mo kr a t i s c h en  F r a k t i on e n  

Die 44. Plenarsitzung am 23. November 201110 – es handelte sich um die erste Sitzung nach 

dem Bekanntwerden des NSU – begann vor Eintritt in die Tagesordnung mit einer Schwei-

geminute für die Opfer. Im Anschluss trug der damalige Staatsminister des Innern Markus 

Ulbig eine Erklärung vor. Ihr voran stellte er sein Bedauern, dass es nicht gelungen sei, die 

Verbrechen und das Leid der Familien, Angehörigen und FreundInnen der Opfer zu verhin-

dern, sowie eine Kurzdarstellung des bisher bekannt gewordenen Ereignisablaufs. Weiter in-

formierte der Staatsminister die Abgeordneten über jene Darstellung, die der damalige Präsi-

dent des Landesamts für Verfassungsschutz (LfV) Sachsen zwei Tage vorher gegenüber der 

Parlamentarischen Kontrollkommission abgegeben habe, wonach es durch den sächsischen 

Verfassungsschutz „zu keiner Zeit Kontakt zu den drei Gesuchten oder sonst irgendeine Form 

der Unterstützung gegeben hat.“ Auch habe es „zu keinem Zeitpunkt“ eine Kenntnis vom 

Versteck der Gesuchten gegeben. Zugleich verwahrte sich Ulbig gegen Vorwürfe, die Staats-

regierung habe den Rechtsextremismus jahrelang unterschätzt. Gleichwohl müsse das Prob-

lem nunmehr neu bewertet werden:  

„Die neue Qualität vom Rechtsextremismus hin zum Rechtsterrorismus stellt eine Zä-

sur dar. Hierzu müssen vorhandene Lücken und Ermittlungsprozessen aufgezeigt und 

durch die Behörden geschlossen werden. Obwohl längst noch nicht alle Informationen 

vorliegen und eine endgültige Aussage nicht möglich ist, ist für mich ein Fazit unaus-

weichlich: Was immer auch durch die Sicherheitsbehörden getan wurde, im Ergebnis 
                                                
10 PlPr 5/44, TOP 1, S. 4325–4352. 
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steht fest: Es war nicht erfolgreich und es war nicht ausreichend, um das Trio aufzu-

spüren und entsprechend dingfest zu machen. Die Menschen in Deutschland erwarten 

eine zügige und umfassende Darstellung und Aufklärung darüber, wo Fehler gemacht 

worden sind. Zu dieser Aufklärung leistet auch Sachsen – wo immer möglich – seinen 

Beitrag.“11 

 Bei einem kürzlich erfolgten Treffen der Innen- und JustizministerInnen von Bund 

und Ländern seien bereits konkrete Schritte vereinbart worden, wie die Abstimmungsprozesse 

zwischen verschiedenen Behörden in der Zukunft verbessert werden können. Dazu gehöre die 

Einrichtung einer Verbunddatei für „gefährliche Rechtsextremisten“ sowie der Aufbau eines 

gemeinsamen „Abwehrzentrum Rechtsextremismus“; auf die Arbeit der Verfassungsschutz-

Ämter wolle man auch künftig nicht verzichten. Erörtert worden seien auch Forderungen nach 

einem neuen NPD-Verbotsverfahren, mit dessen Möglichkeit sich eine länderübergreifende 

Arbeitsgruppe befasse, an dem sich der Freistaat Sachsen beteilige. 

 Alle weiteren RednerInnen der demokratischen Fraktionen verurteilten die rechtsterro-

ristischen Taten deutlich und wiesen auf zahlreiche noch aufzuklärende Fragen zum NSU und 

der Rolle von Behörden hin. Die Aussprache endete mit der Abstimmung des Plenums über 

einen gemeinsamen Entschließungsantrag aller demokratischen Fraktionen – CDU, DIE 

LINKE, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – des Sächsischen Landtages, der mit 

Gegenstimmen der NPD-Fraktion angenommen wurde. Der gemeinsame Entschließungsan-

trag hat folgenden Wortlaut:12 

„Der Sächsische Landtag schließt sich dem Beschluss des Deutschen Bundestages 

vom 22. November 2011, Drs. 17/7771, an und erklärt: 

I. Wir trauern um Enver Şimşek und Abdurrahim Özüdoğru aus Nürnberg, Süley-

man Taşköprü aus Hamburg, Habil Kιlιç aus München, Yunus Turgut aus 

Rostock, İsmail Yaşar aus Nürnberg, Theodoros Boulgarides aus München, 

Mehmet Kubaşιk aus Dortmund, Halit Yozgat aus Kassel und Michèle Kiesewetter 

aus Heilbronn. 

Wir fühlen mit den Angehörigen der Opfer, die geliebte Menschen verloren ha-

ben. Die Unbegreiflichkeit des Geschehenen, die jahrelange Ungewissheit über 

Täter und ihre Motive, waren und sind eine schwere Belastung für die Betroffe-
                                                
11 Ebd., S. 4327. 
12 Drs. 5/7535. 
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nen. Wir sind zutiefst beschämt, dass nach den ungeheuren Verbrechen des natio-

nalsozialistischen Regimes rechtsextremistische Ideologie in unserem Land eine 

blutige Spur unvorstellbarer Mordtaten hervorbringt. Wir erwarten, dass die 

Morde mit aller Konsequenz zügig aufgeklärt werden. Das sind wir den Opfern, 

ihren Familien und Freunden schuldig. Wir erwarten zugleich, dass Zusammen-

hänge dieser Mordtaten und ihr rechtsextremistisches Umfeld umfassend ermittelt 

und mögliche weitere ungeklärte Straftaten einbezogen werden. 

II. Die jetzt bekannt gewordenen Zusammenhänge dieser unmenschlichen Verbre-

chen belegen auf traurige Weise, dass die Strukturen der Sicherheitsbehörden auf 

Bundes- und Länderebene dringend überprüft werden müssen. 

 Dem Extremismus muss entschieden entgegengetreten werden. Wir alle sind ge-

fordert zu handeln – überall dort, wo Rechtsextremisten versuchen, gesellschaftli-

chen Boden zu gewinnen. Wir stehen ein für ein Deutschland, in dem alle ohne 

Angst verschieden sein können und sich sicher fühlen – ein Land, in dem Freiheit 

und Respekt, Vielfalt und Weltoffenheit lebendig sind. 

III. Wir sind entschlossen, sowohl die politisch-gesellschaftliche Auseinandersetzung 

mit Rechtsextremisten und ihren Verbündeten vertieft fortzusetzen als auch die 

unabdingbaren Konsequenzen für die Arbeit der Sicherheitsbehörden rasch zu 

ziehen. 

Dazu ist eine umfassende Fehleranalyse unverzichtbar. Aus Fehlern müssen die 

richtigen Schlüsse gezogen und umgesetzt werden. Rechtsextreme, Rassisten und 

verfassungsfeindliche Parteien haben in unserem demokratischen Deutschland 

keinen Platz. Deshalb fordert der Sächsische Landtag die Bundesregierung auf, 

zu prüfen, ob sich aus den Ermittlungsergebnissen Konsequenzen für ein NPD-

Verbot ergeben. Die Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts und des Eu-

ropäischen Gerichtshofs für Menschenrechte an Parteiverbote sind zu berücksich-

tigen. Wir müssen gerade jetzt alle demokratischen Gruppen stärken, die sich ge-

gen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus engagieren. 

Wir werden prüfen, wo dem Hindernisse entgegenstehen. Wir brauchen eine ge-

sellschaftliche Atmosphäre, die ermutigt, gegen politischen Extremismus und Ge-

walt das Wort zu erheben. Rechtsextremistischen Gruppen und ihrem Umfeld 

muss der gesellschaftliche und finanzielle Boden entzogen werden. 
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Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflich-

tung aller staatlichen Gewalt.“ 

Zu dem beschlossenen Antrag legte der Staatsminister des Innern einen Bericht vom 

24. Januar 2012 vor. Darin erklärte er unter anderem, die Staatsregierung teile die Feststellun-

gen des Sächsischen Landtages und habe sich die „lückenlose und umfassende Aufklärung“ 

zum Ziel gesetzt.13 

 

(b) D e b a t t e  um  d i e  E in r i c h t u ng  e in e r  Un t e r s u c hu n g sk o mm i s s io n  

In der darauffolgenden 46. Plenarsitzung am 14. Dezember 201114 schloss sich eine weitere 

Debatte an aus Anlass eines Antrages der Fraktion DIE LINKE über die Einsetzung einer 

Unabhängigen Untersuchungskommission zur „Aufklärung der Mitverantwortung sächsischer 

Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden für das ungehinderte Wirken der Terrorzelle ‚Na-

tionalsozialistischer Untergrund‘“.15 Der Antrag ging – ausgehend von der gemeinsamen Ent-

schließung der demokratischen Fraktionen und ihrer gemeinsamen Forderung nach einer um-

fassenden Fehleranalyse – darauf aus, durch den Landtag und die Staatsregierung ein Gremi-

um einzusetzen, das 

„[…] unter Leitung und Mitwirkung namhafter, sachkompetenter Persönlichkeiten 

prüft und lückenlos aufklärt, ob und inwieweit das Landesamt für Verfassungsschutz 

Sachsen unter Missbrauch des Opportunitätsprinzips Erkenntnisse zu Struktur, Wirken 

und schwerstkriminellem Handeln von Mitgliedern und Unterstützerkreisen des ‚Nati-

onalsozialistischen Untergrundes‘ zurückhielt, Informationspflichten gegenüber Poli-

zei und Justiz nicht nachkam sowie sächsische Polizei- und Strafverfolgungsbehörden 

selbst durch ungenügende Wahrnahme ihrer Aufgaben Mitverantwortung dafür tra-

gen, dass selbige Rechtsterroristen über Jahre hinweg im Freistaat Sachsen untertau-

chen und unentdeckt bleiben sowie von Sachsen aus zahlreiche Morde, Sprengstoff- 

und Brandanschläge sowie sonstige schwere Straftaten begehen konnten.“16 

Darüber hinaus sollte unter anderem der damalige Präsident des LfV Sachsen Rein-

hard Boos für die Dauer der Untersuchungstätigkeit von seinen Amtspflichten entbunden 
                                                
13 Drs. 5/8030, S. 1. 
14 PlPr 5/46, TOP 6, S. 4604–4617. 
15 Drs. 5/7600. 
16 Ebd., S. 1, Ziff. I. 
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werden; Bedienstete des LKA Sachsen sollten im Hinblick auf die Tätigkeit der Kommission 

und Untersuchungen weiterer Gremien wie denen des Deutschen Bundestages die erforderli-

chen Aussagegenehmigungen erhalten.17 Schließlich sollte die Staatsregierung aufgefordert 

werden, die ihr vorliegenden Erkenntnisse rückhaltlos offenzulegen.18 Dazu führte für die 

antragstellende Fraktion deren Vorsitzender Rico Gebhardt (DIE LINKE) aus, dass Strafver-

folgungsbehörden und das LfV Sachsen bei der Erfüllung ihrer Aufgabe offenbar versagt hät-

ten. Darüber erfahre man aus den Medien mehr als durch die Zuständigen in der Staatsregie-

rung. Die Gremien des Landtages hätten keine nachvollziehbare Erklärung dafür erhalten, 

warum das flüchtige „Trio“ nicht ergriffen und ihre Tatserie nicht erkannt worden ist. Solche 

und viele weiteren offenen Fragen solle nunmehr die geforderte Untersuchungskommission 

klären. 

 Für die Koalition erklärte Volker Bandmann (CDU), es gebe bislang keinen Grund, 

„an der Gewissenhaftigkeit zu zweifeln, mit der die sächsische Polizei und der sächsische 

Verfassungsschutz die Aufarbeitung der Vorgänge rund um die [sic!] NSU betreiben.“ Alles 

andere sei ein nicht gerechtfertigter Generalverdacht. Aufklärung sei nötig, die geforderte 

Kommission aber ein nicht notwendiges weiteres Gremium, das zu einer Zersplitterung der 

Kräfte führen würde. Die zuständigen Gremien des Sächsischen Landtages würden informiert, 

und der Freistaat Sachsen werde eine geplante Bund-Länder-Regierungskommission unter-

stützen. Ebenfalls bezeichnete Carsten Biesok (FDP) die Kommission als einen falschen Weg. 

Es gelte, die vorhandenen und zuständigen Gremien und insbesondere die Parlamentarische 

Kontrollkommission zu nutzen, die zuletzt auch ausführlich informiert worden sei. Überdies 

wäre die geforderte Kommission zu rückwärtsgewandt: Es müsse darum gehen, auch unter 

kritischer Betrachtung föderaler Strukturen über die künftige Ausrichtung der Sicherheitsar-

chitektur zu debattieren, wofür eine Enquêtekommission geeignet wäre. Die Redner der Koa-

lition sprachen sich dafür aus, den Antrag abzulehnen. 

 Für die damalige Opposition erklärte Sabine Friedel (SPD), man habe sehr wohl einen 

Grund, an der Gewissenhaftigkeit der bisherigen Aufklärung zu zweifeln, denn eine selbstkri-

tische Fehleranalyse finde bisher gar nicht statt, ein eigenständiger sächsischer Beitrag zur 

Aufklärung des Behördenhandelns sei nicht erkennbar. So lehne der Freistaat die Einrichtung 

einer eigenen Untersuchungskommission nach thüringischem Vorbild („Schäfer-

Kommission“) ab und wolle trotz einer Anfrage aus Thüringen nicht daran mitwirken. Sächsi-

                                                
17 Ebd., S. 1, Ziff. II. 
18 Ebd., S. 2, Ziff. III. 
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sche BeamtInnen hätten im Hinblick auf die Sitzungen von Gremien des Deutschen Bundes-

tages keine Aussagegenehmigung erhalten. Miro Jennerjahn (GRÜNE) ergänzte, ein Aufklä-

rungswille der Staatsregierung sei auch für ihn nicht erkennbar: „Der Rücken des General-

bundesanwalts“ – aufgrund dessen Ermittlungen man den Abgeordneten keine Details mitteile 

– „ist derzeit ein beliebtes Versteck für die Sächsische Staatsregierung.“ Sie übernehme keine 

Verantwortung, der Ministerpräsident habe sich erst nach zwei Wochen überhaupt einmal 

zum Thema geäußert. Hier liege ein „Führungsversagen“ vor. Die RednerInnen der SPD und 

der GRÜNEN erklärten im Übrigen, sie können dem vorgelegten Antrag aber nicht in Gänze 

zustimmen. Unter anderem sei er zu wenig substantiiert, was die Rechtsgrundlage der zu 

schaffenden Kommission belange. 

 Schließlich sprach der damalige Staatsminister des Innern Markus Ulbig. Er führte 

auf, dass die Staatsregierung die Ermittlungen des Generalbundesanwalts (GBA) unterstütze. 

Im LfV Sachsen sei eine Projektgruppe tätig, um Altvorgänge zu untersuchen und alle rele-

vanten Informationen zu übermitteln. Das Landeskriminalamt (LKA) habe eine zentrale Er-

mittlungs- und Koordinierungsstelle eingerichtet, zudem prüfe die Polizei zurückliegende 

Straftaten. Gremien wie die Parlamentarischen Kontrollkommission (PKK) und der Innenaus-

schuss würden regelmäßig unterrichtet; er selbst habe die erste Sondersitzung der PKK bean-

tragt. Die jüngste Innenministerkonferenz habe bereits Entscheidungen getroffen. Dem kom-

plexen Thema sei ein Gremium auf Bundesebene wie die inzwischen beschlossene Bund-

Länder-Regierungskommission angemessen. Dem gegenüber wären „Alleingänge von einzel-

nen Ländern“ bloß „Insellösungen“, die nicht weiterführten. Daher empfehle die Staatsregie-

rung die Ablehnung des Antrages. Er fand sodann nicht die erforderliche Mehrheit. 

 

(c) W e i t e r e  D eb a t t e n  

Auch in einigen Folgesitzungen waren NSU-bezogene Sachverhalte Thema der Plenardebat-

ten des Sächsischen Landtages: 

§ In der 48. Plenarsitzung am 25. Januar 201219 lehnte einer Mehrheit der Abgeordneten 

die Aufnahme eines Antrages der Fraktion DIE LINKE in die Tagesordnung ab, der 

darauf ausging, den Untersuchungsauftrag des bestehenden 2. Untersuchungsaus-

schusses des Sächsischen Landtages zum sogenannten Sachsensumpf („Kriminelle 

                                                
19 PlPr 5/48, TOP, S. 4753–4755. 
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und korruptive Netzwerke in Sachsen“) um Sachverhalte zu erweitern, die den NSU-

Komplex betreffen.20 

§ Mit Schreiben vom 9. März 2012 informierte der Vorsitzende des kurz zuvor einge-

setzten ersten NSU-Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestages den Präsi-

denten des Sächsischen Landtages über Beweisbeschlüsse, die sächsische Behörden 

betreffen und u.a. auch die Beiziehung von Protokollen des Innenausschusses und des 

Verfassungs-, Rechts- und Europaausschusses des Sächsischen Landtages betreffen. 

Damit befasste sich der Sächsische Landtag in seiner 54. Plenarsitzung am 4. April 

2012.21 Dem lag ein sodann beschlossener gemeinsamer Antrag aller demokratischen 

Fraktionen zugrunde, der auf die Herausgabe der Protokolle ausging.22 

§ In der 51. Plenarsitzung am 7. März 2012 beschloss der Sächsische Landtag die Ein-

setzung des ersten sächsischen NSU-Untersuchungsausschusses.23 

§ In der 59. Plenarsitzung am 11. Juli 201224 informierte der damalige Staatsminister 

des Innern Markus Ulbig außerhalb der Tagesordnung darüber, dass ihn der Präsident 

des LfV Sachsen am Vorabend über das Auffinden von Dokumenten mit Bezug zum 

NSU-Komplex informiert habe. Zudem habe ihn der Präsident, der den Vorfall zutiefst 

bedauere, darum gebeten, ihn zum 1. August dieses Jahres mit einer anderen Aufgabe 

zu betrauen. Der zugrundeliegende Vorfall solle gemeinsam mit der bereits in Kennt-

nis gesetzten PKK und durch einen noch einzusetzenden unabhängigen ExpertInnen-

kreis aufgearbeitet werden. In der anschließenden Aussprache äußerten Abgeordnete 

der demokratischen Oppositionsfraktionen ihre Kritik am Innenminister. 

§ In der 63. Plenarsitzung am 27. September 2012 wurde der „Vorläufige Abschlussbe-

richt der Parlamentarischen Kontrollkommission“ behandelt. Die Abgeordneten nah-

men den Bericht bei Stimmenthaltungen zur Kenntnis.25 

§ In der 65. Plenarsitzung am 18. Oktober 201226 wurde nach der Eröffnung der Tages-

ordnung die beantragte Dringlichkeit eines gemeinsamen Antrages der Fraktionen DIE 

                                                
20 Drs. 5/8006. 
21 PlPr 5/54, TOP 7, S. 5403–5408. 
22 Drs. 5/8700. 
23 PlPr 5/51, TOP 7, S. 5029–5048. 
24 PlPr 5/59, S. 5935–5940. 
25 PlPr 5/63, TOP 12, S. 6400–6411. 
26 PlPr 5/65, S. 6543–6545. 
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LINKE und SPD abgelehnt, der Staatsministers des Innern möge sich unverzüglich zu 

Medienberichterstattungen erklären, welche die ab Mai 2000 gegen mutmaßliche Un-

terstützerInnen des „Trios“ betriebene G10-Maßnahme „Terzett“ des LfV Sachsen be-

treffen; den Berichten zufolge sei die G10-Maßnahme formal erst im November 2010 

abgeschlossen worden.27 

§ In der 74. Plenarsitzung am 18. April 2013 wurde der „Bericht des Sächsischen Da-

tenschutzbeauftragten zur Vernichtung von Akten im Landesamt für Verfassungs-

schutz Sachsen in den Jahren 2011 und 2012“ behandelt.28 In dem Zusammenhang 

fand ein Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN nicht die er-

forderliche Mehrheit.29 Der Antrag zielte u.a. darauf ab, klarzustellen, dass die zu-

grundeliegende Prüfung des Sächsischen Datenschutzbeauftragten bestimmte Vorgän-

ge nicht umfasste, und dass nicht mit letzter Sicherheit nachzuvollziehen sei, dass tat-

sächlich keine Unterlagen mit NSU-Bezug vernichtet worden sind. 

§ In der 100. Plenarsitzung am 9. Juli 201430 wurden der Abschlussbericht und die ab-

weichenden Berichte31 des damaligen ersten NSU-Untersuchungsausschusses des 

Sächsischen Landtages behandelt. In diesem Zusammenhang fand ein Entschließungs-

antrag der damaligen demokratischen Oppositionsfraktionen DIE LINKE, SPD und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN nicht die erforderliche Mehrheit.32 Der Antrag ging u.a. 

darauf aus, den Betroffenen und Hinterbliebenen der NSU-Taten das Mitgefühl auszu-

sprechen sowie die Staatsregierung aufzufordern, Maßnahmen im Sinne der im Ab-

weichenden Bericht der demokratischen Oppositionsfraktionen aufgezeigten Schluss-

folgerungen zu ergreifen. 

 Weitere Plenarthemen im Verlauf der 5. Wahlperiode hatten zumindest mittelbar Be-

zug zum Themenkomplex NSU. So kam es in der 79. Plenarsitzung am 20. Juni 201333 zur 

Behandlung der Großen Anfrage der Fraktion DIE LINKE „Strukturen von ‚Blood & Hono-

ur‘ und der ‚Hammerskin Nation‘ in Sachsen sowie deren Unterstützernetzwerke“.34 Darüber 

hinaus wurden für einzelne Fragen die regelmäßigen Fragestunden genutzt: so in den Sitzun-

                                                
27 Drs. 5/10375. 
28 PlPr 5/74, TOP 9, S. 7722–7732 
29 SLT, Drs. 5/11794. 
30 PlPr 5/100, TOP 6, S. 10557–10578 
31 Drs. 5/14688. 
32 Drs. 5/14798. 
33 PlPr 5/79, TOP 3, 8170–8178. 
34 Drs. 5/11189. 
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gen 45 (TOP 8), 49 (TOP 13), 63 (TOP 15), 65 (TOP 10), 68 (TOP 9), 74 (TOP 10) und 99 

(TOP 11). Die Plenarbefassung mit NSU-bezogenen Themen in der 6. Wahlperiode be-

schränkte sich auf die Einsetzung des zweiten sächsischen NSU-Untersuchungsausschusses in 

der 11. Plenarsitzung am 27. April 2015.35 

 

I . 2 . 2  P a r l a me n t a r i s c h e  An f r a ge n  u nd  A nt r äg e  

(a) K l e in e  u nd  G r o ß e  An f r a ge n  

NSU-bezogene Sachverhalte waren in der 5. und 6. Wahlperiode des Sächsischen Landtages 

vielfach Gegenstand des parlamentarischen Fragerechts zahlreicher Abgeordneter. In der 

5. Wahlperiode wurden zu solchen Sachverhalten rund 150 Kleine Anfragen gestellt, in der 

6. Wahlperiode handelte es sich wiederum um mehrere dutzend entsprechende Anfragen. 

Mögliche Kenntnisse der Staatsregierung zu rechtsterroristischen Bestrebungen im Freistaat 

Sachsen waren auch Bestandteil von Großen Anfragen: In der 5. Wahlperiode betraf dies etwa 

die Große Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Beobachtung rechtsextremis-

tischer Bestrebungen und Organisationen im Freistaat Sachsen“;36 in der 6. Wahlperiode die 

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE „Die Entwicklung der extremen Rechten in den 

Landkreisen und Kreisfreien Städten des Freistaates Sachsen und Maßnahmen zur Zurück-

drängung des Problems“.37 

 

(b) F r ak t i o n s an t r ä g e  

Anträge mehrerer Fraktionen bezogen sich auf NSU-bezogene Sachverhalte, wobei die zu-

grundeliegenden Fragestellungen zur Befassung des Innen- und des Rechtsausschusses führ-

ten. Von herausgehobener Bedeutung waren dabei in der 5. Wahlperiode folgende Anträge: 

                                                
35 PlPr 6/11, TOP 1, S. 586–592. 
36 Drs. 5/9712. 
37 Drs. 6/6532. 
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Tab. iv: Fraktionsanträge zu NSU-bezogenen Sachverhalten 

Drs. Datum Fraktion Titel Behandlung38 

7466 14.11.2011 LINKE Kenntniserlangung und 
Handeln der Staatsregie-
rung in Bezug auf neo- 
nazistische Mord- und 
Terroranschläge 

§ VREA (federführend; 
32., 35.–37. Sitzung) 

§ IA (mitberatend; 
29. Sitzung) 

§ Stellungnahme SMI 
vom 14.12.2011 

7489 15.11.2011 GRÜNE Erkenntnisse und Ver-
säumnisse von Polizei, 
Verfassungsschutz und 
Staatsanwaltschaft bezüg-
lich der „Zwickauer 
Terrorzelle“ aufklären – 
rechtsextremistische Straf-
taten wirksam verhindern 

§ IA (federführend; 
25., 27.–29. Sitzung) 

§ VREA (mitberatend; 
31., 32., 35. Sitzung) 

§ Stellungnahme SMI 
von Januar 2012 

§ ablehnende Beschluss- 
empf. des IA in 5/8392 

8111 03.02.2012 GRÜNE Berichte zum „National- 
sozialistischen Unter-
grund“ vorlegen – Er-
kenntnisse und Versäum-
nisse von Polizei, Verfas-
sungsschutz und Staatsan-
waltschaften aufklären 

§ IA (41./43. Sitzung) 

§ Stellungnahme SMI 
von Februar 2012 

§ ablehnende Beschluss- 
empf. des IA in 5/11059 

9581 02.07.2012 GRÜNE Vorläufigen Abschluss- 
bericht des Innenministers 
zum Fallkomplex „Natio-
nalsozialistischer Unter-
grund“ richtigstellen 

§ IA (38. Sitzung) 

§ ablehnende Beschluss- 
empf. des IA in 5/10165 

 

Es lagen weitere Anträge vor, die inhaltlich zumindest in einem mittelbaren Zusam-

menhang mit dem NSU-Komplex stehen. Dazu zählte unter anderem der Antrag der Fraktion 

DIE LINKE vom 13. Februar 2012 mit dem Titel „Unterbindung des Wirkens von Strukturen 

von ‚Blood & Honour‘ und der ‚Hammerskin Nation‘ in Sachsen sowie deren Unterstützer-

                                                
38 Soweit Stellungnahmen vorgelegt wurden, sind diese wie auch die Antragstexte unter der angegebenen Druck-
sachennummer in der elektronischen Parlamentsdokumentation des SLT abrufbar: http://edas.landtag.sachsen.de 
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netzwerke“,39 zu dem im März 2012 eine Stellungnahme der Staatsregierung vorgelegt und 

der in der weiteren Folge wiederholt im Innenausschuss behandelt wurde. Dabei kam es bei 

der 41. Sitzung am 11. Oktober 2012 zu einer öffentlichen Sachverständigenanhörung mit 

dem Rechtsanwalt Alexander Hoffmann, dem Fachberater für Jugendarbeit Danilo Starosta, 

dem Fachjournalisten Andreas Speit sowie dem Kriminalbeamten des LKA Sachsen Klaus 

Käfferlein und dem damaligen Vizepräsidenten des LfV Sachsen Dr. Olaf Vahrenhold. Die 

Beamten Käfferlein und Dr. Vahrenhold waren zugleich Zeugen des 3. UA, der sich ausführ-

lich mit dem vorliegenden Thema befasste.40 Auf das Thema des Antrages bezog sich später 

zudem eine Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE.41 

Auch in der 6. Wahlperiode wurden mehrere Anträge zum Themenkomplex einge-

reicht: Ein Antrag der Fraktion DIE LINKE vom 3. Dezember 2014 mit dem Titel „Reform-

prozess und ‚Philosophiewechsel‘ des Landesamtes für Verfassungsschutz Sachsen“42 befass-

te sich mit dem nach der Selbstenttarnung des NSU betriebenen Versuch, unter anderem an-

hand der Empfehlungen des ersten NSU-Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundesta-

ges und der Ergebnisse weiterer Gremien institutionelle Änderungen innerhalb des LfV Sach-

sen umzusetzen. Zu dem Antrag liegt eine schriftliche Stellungnahme des Sächsischen 

Staatsministeriums des Innern (SMI) vom Januar 2015 vor. Ein weiterer Antrag der Fraktion 

DIE LINKE von 21. Januar 2015 mit dem Titel „Drei Jahre nach der Selbstenttarnung des 

‚NSU‘ – nachhaltige Konsequenzen für Sicherheitsbehörden im Freistaat Sachsen ziehen und 

Zivilgesellschaft stärken“43 bezog sich auf weitere aus dem NSU-Skandal gezogene und zu 

ziehende Konsequenzen im Freistaat Sachsen. Zu dem Antrag liegt eine schriftliche Stellung-

nahme des SMI vom Februar 2015 vor. 

 Darüber hinaus hatten weitere Anträge einen mittelbaren Bezug zum Themenkomplex 

NSU, darunter ein Antrag der Fraktion DIE LINKE vom 27. Januar 2016 mit dem Titel 

„25 Jahre nach dem Tode Jorge Gomondais: Gerechtigkeit den Opfern rechter Gewalt“.44 Der 

Antrag geht u.a. aus auf die seit 2011 stattfindende Überprüfung zurückliegender Tötungs- 

delikte im Freistaat Sachsen auf einen möglichen rechtsmotivierten Tathintergrund. Zu dem 

Antrag liegt eine schriftliche Stellungnahme des SMI vom 12. Februar 2016 vor. Hernach 

befasste sich der Innenausschuss in seiner 21. und 24. Sitzung mit diesem Antrag.  
                                                
39 Drs. 5/8218. 
40 AbwBer 3. UA, Kap. II.5, S. 135 ff. 
41 Drs. 5/11189. 
42 Drs. 6/425. 
43 Drs. 6/761. 
44 Drs. 6/4057. 
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I . 2 . 3  B e f a s s u ng  i n  we i t e r en  Gr e mi e n  d e s  L an d t ag e s  

(a) I n ne n a u s s ch u s s  

Der Innenausschuss des Sächsischen Landtages befasste sich in der 5. Wahlperiode wieder-

holt mit NSU-bezogenen Sachverhalten: 

§ In der 24. Sitzung am 10. November 2011 berichtete der damalige Staatsminister des 

Innern, dass es seit Beginn des Monats in Sachsen zu einer Häufung schwerer Strafta-

ten gekommen sei. Dazu gehöre auch der medial sehr präsente Fall mit zwei Toten, 

der im Zusammenhang mit den Ereignissen in Zwickau am 4. November 2011 stehe. 

Es ergebe sich die Hoffnung, dass in der weiteren Folge der Ermittlungen zahlreiche 

bundesweit verübte Straftaten aufgeklärt werden können. Derzeit sei die Soko „Früh-

ling“ mit den Ermittlungen befasst, deren Arbeit noch eine geraume Zeit in Anspruch 

nehmen werden. Unter anderem werde die Beschuldigte Beate Z. vernommen.45 

§ Auf Verlangen mehrerer Fraktionen fand die nachfolgende 25. Sitzung am 21. No-

vember 2011 außerhalb des Sitzungsplans statt. Der damalige Staatsminister des In-

nern wies einleitend darauf hin, dass der Generalbundesanwalt am 11. November 2011 

ein Verfahren wegen der Bildung einer terroristischen Vereinigung nach § 129 a des 

Strafgesetzbuchs (StGB) eingeleitet und das BKA mit den Ermittlungen beauftragt 

habe. Bisherigen Ermittlungen zufolge seien möglicherweise zehn Morde, zwei 

Sprengstoffanschläge und eine Serie von Raubüberfällen durch Mitglieder des NSU 

verübt worden. Die beiden tot aufgefundenen Männer und die inzwischen inhaftierte 

Frau hätten zur rechtsextremistischen Szene in Thüringen gezählt, sich Ende der 

1990er Jahre abgesetzt und seien seitdem unbekannten Aufenthalts gewesen. Zur Un-

terstützung des BKA habe das LKA Sachsen eine Koordinierungsstelle eingerichtet, 

um die zeitnahe Hinweisbearbeitung zu gewährleisten. Auch das LfV Sachsen sei an 

der Aufklärung beteiligt und übermittle alle verfügbaren Erkenntnisse an das BKA. 

Vormals hätten der sächsischen Polizei keine Hinweise auf einen politischen Hinter-

grund der im Freistaat Sachsen verübten Taten vorgelegen.46 

Anlässlich eines Antrages der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN47 führte der da-

malige Staatsminister des Innern unter anderem weiter aus, dass die alleinige Ermitt-
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lungszuständigkeit beim GBA liege und nur er Erklärungen abgeben könne. Auf 

Nachfrage schätzte er ein, dass die Radikalität, mit der die Taten des NSU ausgeführt 

wurden, neu und in dieser Dimension nicht bekannt gewesen seien; neu sei zudem, 

dass sich die Beteiligten offenbar derart isolierten, dass sie und die ihnen zugerechne-

ten Taten durch die Ermittlungsbehörden nicht in Beziehung gesetzt werden konnten. 

Der damalige Landespolizeipräsident Bernd Merbitz führte anlässlich von Medienbe-

richten aus, dass es für das LKA Sachsen zurückliegend keinerlei Hinweise darauf ge-

geben habe, dass sich das „Trio“ an einem bestimmten Ort aufhielt; auch zum Einsatz 

eines Spezialeinsatzkommandos sei es – anders, als berichtet – nicht gekommen. Es 

habe im Hinblick auf die Fahndung nach den Flüchtigen von Thüringen aus Zielfahn-

dungseinsätze gegeben. Dass thüringische Einsatzkräfte in Sachsen gefahndet hätten, 

sei ihm aber nicht bekannt.48 

§ In der 27. Sitzung am 8. Dezember 2011 führte der damalige Staatsminister des Innern 

bei der weiteren Behandlung des o.g. Antrages unter anderem aus, nach dem Abtau-

chen des „Trios“ und der Einleitung der Fahndung durch thüringische Stellen habe das 

LfV Sachsen seine Rolle darin gesehen, durch Quellensensibilisierung im Rahmen 

seiner allgemeinen Beobachtungstätigkeit Hinweise auf den Verbleib der Gesuchten 

zu finden. Eigene gezielte Suchmaßnahmen seien nicht als zielführend angesehen 

worden, zumal entsprechende Anfragen durch das Thüringer LfV auch nicht gestellt 

worden seien. Im Sommer 1998 hätten sich durch das LfV Brandenburg Hinweise er-

geben auf Jan W., einen führenden Funktionär von „Blood & Honour“ in Sachsen, zu 

dem die Befürchtung bestanden habe, dass er die Gesuchten unterstützten würde. Da 

sich auch weitere Hinweise auf Personen im Umfeld von „Blood & Honour“ ergeben 

hätten, habe das LfV Sachsen beginnend im September 1998 weitere diesbezügliche 

Maßnahmen ergriffen. Schließlich habe es im Jahr 2000 mehrere Observationen in 

Chemnitz – bezogen auf mögliche Kontaktpersonen – gegeben, ohne dass sächsische 

Behörden Informationen zum Verbleib des „Trios“ erlangt hätten. Mangels Informati-

onen seien dem LfV Sachsen keine anderen Maßnahmen möglich gewesen.49 

§ In der 28. Sitzung am 12. Januar 2012 berichteten Vertreter des SMI und der Landes-

polizei bei der weiteren Behandlung des o.g. Antrages unter anderem über Observati-

onsmaßnahmen, die Ende September und Anfang Oktober 2000 stattgefunden hätten 
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und bei denen sowohl Kräfte der sächsischen Polizei, darunter Zielfahnder des LKA 

Sachsen, als auch BeamtInnen des LfV Sachsen jeweils auf Anforderung thüringischer 

Behörden in Chemnitz im Einsatz gewesen seien. Für den Fall eines möglicherweise 

erforderlich werdenden Zugriffs habe zeitweise ein Mobiles Einsatzkommando 

(MEK) bereitgestanden. Die LfV- und die Polizeikräfte hätten am damals beobachte-

ten Objekt getrennt observiert und gefilmt, aber untereinander in Kontakt gestanden.50 

§ In der 29. Sitzung am 9. Februar 2012 erklärte ein Vertreter des SMI bei der weitere 

Behandlung des o.g. Antrages sowie eines weiteren Antrages der Fraktion DIE LIN-

KE51 unter anderem, von den Ereignissen in Eisenach und Zwickau am 4. November 

2011 habe das LfV erstmals aus den Medien erfahren.52 Zudem sei nunmehr eine 

Bund-Länder-Regierungskommission eingesetzt worden.53 

Bereits in der früheren 25. Sitzung schlug der damalige Staatsminister des Innern vor, 

dem Ausschuss auch in Zukunft regelmäßig über den Fortgang in diesen Angelegenheiten zu 

berichten.54 Diese Vereinbarung wurde in der 29. Sitzung erneuert.55 Entsprechend wurde der 

Innenausschuss sodann in der 30. Sitzung am 22. März 2012 und in der 31. Sitzung am 26. 

April 2012 informiert. In der 34. Sitzung am 29. Mai 2012 einigten sich die Ausschussmit-

glieder darauf, dass der Innenausschuss auch trotz des inzwischen eingesetzten Untersu-

chungsausschusses weiter informiert werden solle. Dies geschah wie folgt: 

§ In der 34. Sitzung berichtete der damalige Staatsminister des Innern über Informatio-

nen, die sich aus dem zwischenzeitlich vorgelegten Bericht der thüringischen Schäfer-

Kommission und aus Akten thüringischer Behörden ergeben hätten. Auf Nachfrage 

berichtete der damalige Landespolizeipräsident Merbitz anlässlich von Medienberich-

ten, unter welchen Umständen sächsischen PolizistInnen im Verlauf des 4. November 

2011 eine durch Zschäpe genutzte Mobilfunknummer bekannt geworden sei.56 

§ In der 35. Sitzung am 28. Juni 2012 stellte der damalige Staatsminister des Innern den 

Ausschussmitgliedern den „Vorläufigen Abschlussbericht des Staatsministeriums des 

Innern“ vor. Auf Nachfrage führte der damalige Landespolizeipräsident darüber hin-
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ausgehend aus, dass – abgesehen von der eventuellen Bearbeitung von Anfragen – an 

den Ermittlungen zu den Tötungsverbrechen und den Sprengstoffdelikten, die dem 

NSU zugerechnet werden, die sächsische Polizei nicht beteiligt gewesen sei. Zudem 

teilte er mit, dass er zwei oder drei Tage nach der Explosion in der Zwickauer Früh-

lingsstraße durch den Leiter der dortigen Polizeidirektion, Herrn Georgie, angerufen 

worden sei, der ihm mitgeteilt habe, dass eine zur bekannten bundesweiten Mordserie 

passende Česká-Pistole mit Schalldämpfer gefunden worden sein. Daraufhin habe er 

sofort den Präsidenten des BKA informiert, der Unterstützung bei der weiteren Aus-

wertung zugesagt habe. Der damalige Präsident des LfV Sachsen Boos führte auf 

Nachfrage schließlich aus, dass es bei einzelnen Suchmaßnahmen im Bereich Chem-

nitz im Jahr 2000 direkte Absprachen auch mit dem LfV Thüringen gegeben habe, 

nach dem Jahr 2000 habe es in der Sache dann keine Absprachen mehr gegeben.57 

§ Im Übrigen stieß der „Vorläufige Abschlussbericht“ auf Kritik der demokratischen 

Oppositionsfraktionen, was bei der 38. Sitzung am 9. Juli 2012 anlässlich eines Antra-

ges der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN58 thematisiert wurde.59 

§ In der 39. Sitzung am 13. September 2012 behandelte der Ausschuss den „Vorläufigen 

Abschlussbericht der Parlamentarischen Kontrollkommission“, den auf Einladung des 

Ausschusses der damalige PKK-Vorsitzende Prof. Dr. Schneider vorstellte. Bezug-

nehmend auf den zwischenzeitlich erfolgten Rücktritt des LfV-Präsidenten Boos führ-

te er aus, dass dieser der PKK frühzeitig Bericht erstattet habe und mit seinem Ehren-

wort dafür eingestanden sei, dass der PKK alle Unterlagen vorlägen. Er habe gebeten, 

von seinem Amt entbunden zu werden, nachdem doch weitere Unterlagen im LfV 

aufgetaucht seien.60 

§ In der außerplanmäßigen 40. Sitzung am 2. Oktober 2012 befasste sich der Ausschuss 

auf Verlangen der Fraktion DIE LINKE mit dem inzwischen durch Medien bekannt 

gewordenen Umstand, dass der mutmaßliche sächsische NSU-Unterstützer Thomas S. 

im Jahr 2000 durch das LKA Berlin als Vertrauensperson angeworben worden sei. Ein 

Vertreter des LKA Sachsen erläuterte dazu, dass sich die Umstände der in Sachsen er-

folgten Anwerbung der eigenen Aktenlage nach nicht nachvollziehen lasse, während 
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nunmehr das LKA Berlin es so darstelle, als habe man die Vertrauensperson damals 

dem LKA Sachsen „angeboten“. Das LKA Berlin habe es kürzlich abgelehnt, die dort 

über die Vertrauensperson vorliegenden Akten dem LKA Sachsen zur Verfügung zu 

stellen oder anderweitig weitere Informationen mitzuteilen.61 

§ In der 46. Sitzung am 21. März 2013 stellte der Sächsische Datenschutzbeauftrage den 

von ihm gefertigten „Bericht zur Vernichtung von Akten im Landesamt für Verfas-

sungsschutz Sachsen in den Jahren 2011 und 2012“ vor. Auf Nachfrage, warum das 

Löschmoratorium für das LfV nicht schon viel eher erlassen wurde, erläuterte ein Ver-

treter des SMI, dass er dafür keinen Grund gesehen habe und er nach wie vor an der 

Rechtmäßigkeit zweifle. Das schließlich verfügte Moratorium des SMI sei eine politi-

sche Entscheidung gewesen.62 

§ In der 57. Sitzung am 13. Februar 2014 berichtete der damalige Staatsminister des In-

nern anlässlich von Medienberichten über die Person Nick G. Dieser sei dem LfV aus 

nachrichtendienstlichen Zusammenhängen bekannt. Der Präsident des LKA Sachsen 

habe mitgeteilt, dass die sächsische Polizei Herrn G. nie als Vertrauensperson geführt 

habe. Es sei ihm auch bislang nicht bekannt, dass G. für andere Sicherheitsbehörden 

als Quelle tätig gewesen wäre.63 

Zahlreiche Thematisierungen geschahen nicht infolge der Zusage des Staatsministers 

des Innern, regelmäßig über den Fortgang zu berichten, sondern auf Antrag bzw. auf aus-

drückliches Verlangen von Ausschussmitgliedern. Wiederholt äußerten Ausschussmitglieder, 

durch Medien umfangreicher und zeitnäher informiert zu werden als durch die Staatsregie-

rung. Abgeordnete hatten beispielsweise bereits in der 25. Sitzung den Wunsch geäußert, Ein-

sicht in die „BfV-Chronologie“ zu erhalten, über die Medien erstmals im Dezember 2011 

umfangreich berichtet hatten und die inzwischen der PKK vorlag.64 In der 31. Sitzung wurde 

mitgeteilt, dass das Bundesministerium des Innern (BMI) dem ihm vorgetragenen Wunsch, 

die Chronologie des Bundesamts für Verfassungsschutz (BfV) dem Innenausschuss vorzule-

gen, abgelehnt habe.65 In der 41. Sitzung am 11. Oktober 2012 und der 43. Sitzung am 

22. November 2012 wurde anhand eines Antrages der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
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NEN66 allerdings fruchtlos beanstandet, dass die „BfV-Chronologie“ dem IA nicht zur Verfü-

gung gestellt wird.67 Der Innenausschuss der 6. Wahlperiode befasste sich noch gelegentlich 

mit NSU-bezogenen Themen, so u.a. in der 21. und der 24. Sitzung. 

 

(b) R e c h t s a u s s ch u s s  

Der Verfassungs-, Rechts- und Europaausschuss des Sächsischen Landtages befasste sich in 

der 5. Wahlperiode wiederholt mit NSU-bezogenen Sachverhalten: 

§ In der 31. Sitzung am 22. November 2011 führte der damalige Staatsminister der Justiz 

Dr. Jürgen Martens anlässlich eines Antrages der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN68 aus, dass der ermittlungsführende Generalbundesanwalt die in Sachsen vorlie-

genden Akten angefordert habe und sie nunmehr dem Justizministerium selbst nicht 

mehr zur Verfügung stünden. Der GBA verfüge darüber, welche Einzelheiten aus dem 

eingeleiteten Ermittlungsverfahren wegen Bildung einer terroristischen Vereinigung 

nach § 129 a StGB mitgeteilt werden können, und informiere über die sächsische Ge-

neralstaatsanwaltschaft die Staatsregierung und deren Justizressort. Der damalige Ge-

neralstaatsanwalt Klaus Fleischmann ergänzte, man gehe aktuell – bei einer durch-

schnittlichen Aufklärungsquote von ca. 70 Prozent – von neun bis zehn nicht aufge-

klärten Raubüberfällen im Freistaat Sachsen aus, die mit der „Zwickauer Gruppe“ in 

Zusammenhang stehen könnten. Diese Verfahren würden derzeit aufbereitet, die 

Übernahme durch den GBA stehe an, sodass auch dazu keine weiteren Details mitge-

teilt werden können. Gefragt nach der Zusammenarbeit sächsischer Staatsanwaltschaf-

ten mit Verfassungsschutzbehörden sagte er, dass ihm aus den letzten Jahren keine 

Fälle bekannt seien, in denen es Hinweise auf nach dem Verfassungsschutzgesetz an-

zuzeigende Delikte gegeben habe.69 

§ In der 32. Sitzung am 7. Dezember 2011 führte der damalige Staatsminister der Justiz 

bei der weiteren Behandlung des o.g. Antrages sowie eines Antrages der Fraktion DIE 

LINKE70 aus, dass die vormals in Sachsen geführten Ermittlungsverfahren zu den 

Banküberfällen in Chemnitz und Zwickau im Rahmen einer Sonderprüfung durch den 
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Generalstaatsanwalt, durch einen Leitenden Oberstaatsanwalt sowie einen Oberstaats-

anwalt der Generalstaatsanwaltschaft überprüft worden seien. Von den zehn in Rede 

stehenden Raubtaten in Sachsen sei inzwischen ein Verfahren förmlich durch den 

GBA übernommen worden, im Falle der übrigen Verfahren werde dies noch geprüft. 

Der damalige Generalstaatsanwalt ergänzte, es seien bei der Prüfung der Akten keine 

offenen Ermittlungsansätze der Polizei gefunden worden, staatsanwaltschaftlich seien 

alle Verfahren ordentlich abgearbeitet gewesen. Hinweise auf einen politischen 

Hintergrund oder eine Verbindung zu den NSU-Anschlägen habe es vormals nicht 

gegeben.71 

§ In der 35. Sitzung am 11. Januar 2012 wurde die Behandlung beider o.g. Anträge fort-

gesetzt, wobei der damalige Generalstaatsanwalt informierte, der GBA sehe im Mo-

ment keinen Anlass, weitere dem NSU zuzurechnende Straftaten in Sachsen zu ver-

muten. Es sei bei allen sächsischen Staatsanwaltschaften und über das LKA Sachsen 

recherchiert worden, ob weitere Erkenntnisse oder Vorgänge bekannt sind, die einen 

Bezug zum „Trio“ haben könnten. Gefunden worden seien drei Vorgänge, die nun-

mehr durch den GBA geprüft würden.72 

§ In der 36. Sitzung am 8. Februar 2012 informierte ein Vertreter des Staatsministeriums 

der Justiz (SMJus) anlässlich der weiteren Behandlung des o.g. Antrages der Fraktion 

DIE LINKE, dass bei sächsischen Staatsanwaltschaften im Vorfeld der Ereignisse des 

4. November 2011 keine Erkenntnisse zum „Trio“ vorgelegen hätten. Bekannt sei le-

diglich ein bei der Staatsanwaltschaft Chemnitz im Jahr 1994 geführtes Ermittlungs-

verfahren gegen Mundlos wegen des Verdachts des Verwendens von Kennzeichen 

verfassungswidriger Organisationen. Der damalige Generalstaatsanwalt fügte an, es 

seien zwischenzeitlich sämtliche möglicherweise relevanten Akten ausgewertet wor-

den, weitere relevante Vorgänge seien derzeit nicht erkennbar.73 

§ In der 37. Sitzung am 21. März 2012 wurde bei der weiteren Behandlung des o.g. An-

trages der Fraktion DIE LINKE erörtert, in welcher Weise der Freistaat Sachsen künf-

tig mit dem inzwischen eingesetzten Untersuchungsausschuss des Deutschen Bundes-

tages und Gremien in den Ländern zusammenarbeiten werde. Der damalige Staatsmi-

nister der Justiz erklärte für seinen Bereich, dass man Unterlagen im Rahmen der Be-
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weisbeschlüsse herausreichen werde; Sachsen habe ein großes Interesse, die Sachver-

halte aufzuklären.74 

Im Übrigen erörterten die Ausschussmitglieder auch wiederholt die Möglichkeit, eine 

unabhängige Untersuchungskommission in Sachsen einzusetzen, wie dies zwischenzeitlich 

gefordert wurde. Dazu gab der Sächsische Datenschutzbeauftragte Andreas Schurig in der 32. 

und der 35. Sitzung zu bedenken, dass ein solches Gremium von Rechts wegen nicht vorgese-

hen sei. Es bleibe unter anderem fraglich, ob es Einsicht nehmen dürfte in personenbezogene 

Unterlagen. Zudem entstehe das Problem, dass eine solche Kommission in Konkurrenz treten 

könnte zu Institutionen wie dem Rechtsausschuss selbst.75 Soweit erwartet werde, dass Auf-

klärung durch die Exekutive erfolge, seien deren Instrumente, bei der es sich um eine Kom-

mission oder eine Arbeitsgruppe handeln könne, jedenfalls nicht unabhängig, sondern viel-

mehr beauftragt, verantwortlich und berichtspflichtig.76 

Zu einer weiteren Befassung des Verfassungs- und Rechtsausschusses der 6. Wahlpe-

riode mit NSU-bezogenen Sachverhalten kam es nur noch beiläufig.77 

 

(c) P a r l a me n t a r i s c h e  Ko n t r o l lk o mm i s s io n  

Am 21. November 2011 tagte in geheimer Sitzung auf Ersuchen des damaligen Staatsminis-

ters des Innern Markus Ulbig und unter Beteiligung des damaligen Präsidenten des Landes-

amtes für Verfassungsschutz Sachsen Reinhard Boos die mit der parlamentarischen Kontrolle 

des Landesamtes für Verfassungsschutz Sachsen betraute Parlamentarische Kontrollkommis-

sion (PKK) des Sächsischen Landtages. Im Nachgang erklärte der damalige Vorsitzende der 

PKK Prof. Dr. Günther Schneider (CDU), nach Darstellung des LfV-Präsidenten habe das 

Amt „mit dem Thüringer Trio weder unmittelbar noch mittelbar zusammengearbeitet“ und 

weder das „Trio“, noch dessen Umfeld „direkt oder indirekt unterstützt, weder z.B. durch 

Ausweispapiere noch in anderer Form.“ Vom Versteck und Verbleib des „Trios“ habe das 

LfV „trotz teilweise diverser Maßnahmen zu keinem Zeitpunkt Kenntnis“ erlangt.78 
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Es schloss sich eine Reihe weiterer geheimer PKK-Sitzungen an.79 Mit Datum vom 

22. Juni 2012 legten die PKK-Mitglieder einen Bericht mit dem Titel „Vorläufiger Ab-

schlussbericht der Parlamentarischen Kontrollkommission des Sächsischen Landtages im Zu-

sammenhang mit dem Tatkomplex NSU“ vor, der sich auf die Tätigkeit des LfV Sachsen bei 

der Suche nach dem „Trio“ insbesondere im Zeitraum 1998 bis 2000 konzentriert. Zu dem 

Bericht legten zwei der fünf PKK-Mitglieder ein abweichendes Votum vor.80 
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I . 3  D e r  3 .  U nt e r su c hu ng s a u s s ch u s s  

„ N e on a z i s t i s c h e  T e r ro r ne t zw e rk e “  in  d e r  5 .  Wa hl p er i od e  

In der Plenarsitzung des Sächsischen Landtages am 7. März 2012 wurde die Einsetzung des 

ersten sächsischen Untersuchungsausschusses (Kurzbezeichnung: 3. UA) beschlossen. Der 

Ausschuss beendete seine Arbeit nach rund zwei Jahren mit der Vorlage der Abschlussberich-

te und einer Aussprache im Plenum. 

 

I . 3 . 1  D i e  Gr u nd h a l t un g  d e r  S t a a t s r eg i e r un g :  A uf k l ä r u ng s a b w eh r  

(a) A r gu m en t a t i on  g e g en  e in  e i g en e s  A uf k l ä r u ng s gr e mi u m 

Die Sächsische Staatsregierung und insbesondere das Staatsministerium des Innern haben 

wiederholt ausgeführt, dass die Einrichtung eines besonderen Gremiums im Freistaat Sachsen 

zur Aufklärung NSU-bezogener Sachverhalte aus ihrer Sicht nicht notwendig sei. Bereits in 

der vom 14. Dezember 2011 datierenden Stellungnahme des damaligen Staatsministers des 

Innern Markus Ulbig zum Antrag der Fraktion DIE LINKE „Kenntniserlangung und Handeln 

der Staatsregierung in Bezug auf neonazistische Mord- und Terroranschläge“81 hieß es, ange-

sichts einer damals vor der Einsetzung befindlichen Bund-Länder-Regierungskommission 

werde „kein Grund gesehen, ein weiteres Gremium einzurichten, das sich mit der Aufarbei-

tung der Vorgänge befassen soll.“82 

In einer weiteren Stellungnahme aus dem Januar 2012 zu dem Antrag der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Erkenntnisse und Versäumnisse von Polizei, Verfassungs-

schutz und Staatsanwaltschaft bezüglich der ‚Zwickauer Terrorzelle‘ aufklären – rechtsextre-

mistische Straftaten wirksam verhindern“83 hieß es darüber hinaus, dass die regulären Gremi-

en des Sächsischen Landtages, insbesondere der Innenausschuss und die Parlamentarische 

Kontrollkommission, „ständig und umfassend über den aktuellen Sachstand“ unterrichtet 

würden, soweit dies unter Berücksichtigung des Verfahrensvorbehalts des Generalbundesan-

walts sowie unter Beachtung von Geheimschutzbelangen möglich sei.84 

                                                
81 Drs. 5/7466. 
82 Ebd., S. 4. 
83 Drs. 5/7489. 
84 Ebd., S. 4. 
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 Im Hinblick auf die gemeinsame Entschließung aller demokratischen Fraktionen des 

Sächsischen Landtages vom 23. November 201185 erklärte wiederum der damalige Staatsmi-

nister des Innern, die „umfassende und lückenlose Aufklärung des Geschehens ist auch er-

klärtes Ziel der Sächsischen Staatsregierung.“86 Dies beziehe sich in erster Linie auf die Un-

terstützung der durch und im Auftrag des Generalbundesanwaltes angestrengten strafrechtli-

chen Ermittlungen durch Zuarbeiten der sächsischen Polizei bzw. des LKA Sachsen und des 

LfV Sachsen. Bei späterer Gelegenheit wurde ausgeführt, dass eine insbesondere den Frei-

staat Sachsen betreffende Fehleranalyse und Überlegungen zu möglichen Konsequenzen von 

einem noch ausstehenden, „von Bund und Ländern zusammengestellte[n] Gesamtbild“87 ab-

hingen. Im Hinblick auf dieses Ziel wurde die Einbeziehung oder die Schaffung weiterer 

Gremien als ungeeignet abqualifiziert. Exemplarisch dafür steht die Äußerung Ulbigs in der 

46. Plenarsitzung am 14. Dezember 2011: 

„Wir dürfen jetzt bei der Aufklärung nicht noch einmal dieselben Fehler machen, die 

im Vorfeld gemacht worden sind. Ich rede hier von Insellösungen. Derzeit betreibt je-

des Land die eigene Aufklärung, und es ist derzeit bundesweit noch nicht möglich, 

überhaupt ein Gesamtlagebild zu bekommen. Ein so komplexes Thema bedarf eben 

der Untersuchung durch ein unabhängiges Gremium auf Bundesebene. Alleingänge 

von einzelnen Ländern bringen und bei diesem Thema nicht weiter.“88 

Durch die Abgeordneten der demokratischen Oppositionsfraktionen wurden dem ge-

genüber bei unterschiedlichen Gelegenheiten grundsätzlich abweichende Auffassungen ver-

treten, wonach unter anderem die den Ausschüssen des Sächsischen Landtages erteilten In-

formationen im Hinblick auf die Informationsvorbehalte des GBA gerade nicht umfassend 

seien, dem medialen Informationsaufkommen nachstünden oder im Falle der nichtöffentlich 

tagenden Innen- und Rechtsausschüsse bzw. der geheim tagenden PKK der öffentlichen Erör-

terung entzogen seien. Bereits im Dezember 2011 wurde im Vergleich mit den Aufklärungs-

bemühungen anderer Bundesländer – besonders des Freistaates Thüringens – und des Deut-

schen Bundestages angemahnt, dass Sachsen, soweit hier ein eigenständiger Beitrag zur Auf-

klärung nicht erkennbar werde, ins Hintertreffen gerate, zumal infolge der erheblichen öffent-

                                                
85 Drs. 5/7535. 
86 Drs. 5/8030, S. 2. 
87 Drs. 5/8111, S. 3. 
88 PlPr 5/46, TOP 6, S. 4616. 
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lichen und medialen Resonanz auf das Gesamtthema das Vertrauen in die Sicherheitsbehör-

den des Freistaates bereits gelitten habe.89 

Dieser Argumentation wurde mithin entgegengehalten, zumindest implizit einen unge-

rechtfertigten Generalverdacht gegen diese Behörden zu erheben. In dem Sinne erklärte der 

damalige Staatsminister des Innern auch: „Es besteht bislang kein Grund, an der Gewissen-

haftigkeit zu zweifeln, mit der sächsische Polizei und sächsischer Verfassungsschutz die Vor-

gänge um die [sic!] NSU aufarbeiten.“90 In der Plenardebatte zur von Oppositionsfraktionen 

angestrengten Einsetzung einer unabhängigen Untersuchungskommission wiederholte ein 

Abgeordneter der CDU diesen Satz fast wortgleich.91 

 

(b) V o r r a ng ig  r e ak t i v e  Sa c h au f k l ä r un g  u nd  B er i c h t e r s t a t t u ng  

Die Staatsregierung und insbesondere das Sächsische Staatsministerium des Innern informier-

ten gelegentlich die Gremien des Sächsischen Landtages und insoweit regelmäßig auch die 

(Parlaments-)Öffentlichkeit über Kenntnisse zu NSU-bezogenen Sachverhalten. In der Regel 

erfolgten diese Mitteilungen aber nicht proaktiv, sondern reaktiv, d.h. auf Anforderung durch 

Abgeordnete des Sächsischen Landtages und dessen Gremien oder anlässlich skandalisieren-

der Presseberichterstattungen. So handelte es sich bei maßgeblichen Äußerungen des Staats-

ministers des Innern keineswegs um fakultative, sondern ihm abverlangte Stellungnahmen zu 

Berichtsanträgen unterschiedlicher Fraktionen: 

§ 14. Dezember 2011: Stellungnahme des Staatsministers des Innern zum Antrag der 

Fraktion DIE LINKE „Kenntniserlangung und Handeln der Staatsregierung in Bezug 

auf neonazistische Mord- und Terroranschläge“.92 

§ Januar 2012: Stellungnahme des Staatsministers des Innern zum Antrag der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Erkenntnisse und Versäumnisse von Polizei, Verfas-

sungsschutz und Staatsanwaltschaft bezüglich der ‚Zwickauer Terrorzelle‘ aufklären – 

rechtsextremistische Straftaten wirksam verhindern“.93 

                                                
89 PlPr 5/46, TOP 6, S. 4604–4617. 
90 Drs. 5/7466, S. 4. 
91 PlPr 5/46, TOP 6, S. 4606. 
92 Drs. 5/7466. 
93 Drs. 5/7489. 
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§ 24. Januar 2012: Bericht des Sächsischen Staatsministeriums des Innern94 zum Be-

schluss des Sächsischen Landtags in der 44. Plenarsitzung am 23. November 2011 

zum Entschließungsantrag der Fraktionen CDU, DIE LINKE, SPD, FDP und 

GRÜNE.95 

§ Februar 2012: Stellungnahme des Staatsministers des Innern zum Antrag der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Berichte zum ‚Nationalsozialistischen Untergrund‘ 

vorlegen – Erkenntnisse und Versäumnisse von Polizei, Verfassungsschutz und 

Staatsanwaltschaften aufklären“.96 

§ März 2012: Stellungnahme des Staatsministers des Innern zum Antrag der Fraktion 

DIE LINKE „Unterbindung des Wirkens von Strukturen von ‚Blood & Honour‘ und 

der ‚Hammerskin Nation‘ in Sachsen sowie deren Unterstützernetzwerke“.97 

§ Januar 2015: Stellungnahme des Staatsministers des Innern zum Antrag der Fraktion 

DIE LINKE „Reformprozess und ‚Philosophiewechsel‘ des Landesamtes für Verfas-

sungsschutz Sachsen“.98 

§ 18. Februar 2015: Stellungnahme des Staatsministers des Innern zum Antrag der 

Fraktion DIE LINKE „Drei Jahre nach der Selbstenttarnung des ‚NSU‘ – nachhaltige 

Konsequenzen für Sicherheitsbehörden im Freistaat Sachsen ziehen und Zivilgesell-

schaft stärken“.99 

Auch soweit im Zuständigkeitsbereich der Sächsischen Staatsregierung verschiedene 

Berichte und Prüfvorgänge in eigener Initiative oder durch damit beauftragte Dritte entstan-

den sind bzw. eingeleitet wurden, geschah dies in der Regel auf verschiedene äußere Veran-

lassungen hin, die mit umfangreichen und teils skandalisierenden Medienberichterstattungen 

einhergegangen waren: 

§ Mit Stand vom 25. Juni 2012 wurde dem Innenausschuss des Sächsischen Landtages 

der „Vorläufige Abschlussbericht des Sächsischen Staatsministeriums des Innern zum 

Fallkomplex ‚Nationalsozialistischer Untergrund‘“ vorgelegt. Nach Auffassung des 

                                                
94 Drs. 5/8030. 
95 Drs. 5/7535. 
96 Drs. 5/8111. 
97 Drs. 5/8218. 
98 Drs. 6/425. 
99 Drs. 6/761. 
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SMI enthält der Bericht „[s]ämtliche Informationen zum NSU“, die zu diesem Zeit-

punkt vorlagen und deren Mitteilung keine Geheimschutzgründe oder die anhaltenden 

Ermittlungen entgegen stehen.100 Eine Publikation des Berichts durch das SMI erfolgte 

nicht, da es sich gleichwohl um einen nichtöffentlichen Text handle.101 

Die Erstellung eines solchen schriftlichen Berichts durch das SMI war ursprünglich 

durch die Parlamentarische Kontrollkommission des Sächsischen Landtages angeregt 

worden.102 Eine als geheim eingestufte Fassung, die dem 1. UA vorlag,103 wurde der 

PKK erstmals mit Stand vom 8. Mai 2012 vorgelegt. Der kurz nach Vorlage des Be-

richts angefertigte „Vorläufige Abschlussbericht der PKK“ stützt sich teils auf den 

SMI-Bericht. Darüber hinaus existiert eine aktualisierte, gleichfalls als geheim einge-

stufte und zur Vorlage an die PKK bestimmte Fassung des SMI-Berichts mit Stand 

vom 30. September 2014.104 

§ Am 20. Februar 2013 legte eine vom SMI am 1. August 2012 berufene Experten-

kommission ihren „Bericht über die Untersuchung und Evaluierung der Arbeitsabläufe 

und -strukturen des Landesamtes für Verfassungsschutz Sachsen unter besonderer Be-

trachtung der Ereignisse im Zusammenhang mit dem sog. ‚Nationalsozialistischen Un-

tergrund‘“ vor. 

Anlass der Einsetzung dieser Kommission und konkreter Hintergrund des ihr vom 

SMI erteilten Prüfauftrags war das Auffinden unregistrierter Unterlagen mit NSU-

Bezug im LfV Sachsen am 10. Juli 2012.105 Der Bericht sprach etliche Empfehlungen 

zur Änderung von Arbeitsweisen und -abläufen im LfV aus. Zur Umsetzung dieser 

Empfehlungen wurde eine Projektgruppe eingesetzt, die am 26. November 2013 

ihren „Bericht der Projektgruppe zur Umsetzung der Empfehlungen der Experten-

kommission zum Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen vom 20. Februar 2013“ 

vorlegte. Zum 26. März 2015 legte das SMI einen wiederum darauf bezogenen 

Bericht zur „Evaluierung des Reformprozesses im Landesamt für Verfassungsschutz 

Sachsen“ vor. 

                                                
100 Ebd., S. 56. 
101 Drs. 5/9712, S. 56. Beachte aber die Veröffentlichung des vollständigen Berichts durch die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN unter: https://www.gruene-fraktion-
sachsen.de/fileadmin/user_upload/ua/Vorlaeufiger_Abschlussbericht_zum_NSU_an_InA__3___4___2_.pdf 
102 APr 5/6-29, TOP 10, S. 25, sowie Drs. 5/9529, S. 2, Ziff. III.1. 
103 D.i. ADS 43, Ordner 37. 
104 D.i. ADS 45, Ordner 1. 
105 Vgl. Bericht Harms/Heigl/Rannacher 2013: S. 10. 
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Schließlich zeigen verschiedene öffentliche, in eigener Sache publizierte106 Stellung-

nahmen und Pressemitteilungen des LfV Sachsen, dass beinahe ausschließlich auf Pressean-

fragen und Medienberichte reagiert wurde, die – zumindest aus Perspektive des LfV – jeweils 

‚richtiggestellt‘ wurden: 

§ Am 9. November 2011 erklärte das LfV Sachsen aus Anlass aktueller Presseanfragen, 

dass „zu den Aufenthaltsorten der Tatverdächtigen seit deren Abtauchen keine Kennt-

nis“ bestanden habe und auch keine Erkenntnisse vorlägen, „dass staatliche Stellen mit 

den Tatverdächtigen zusammengearbeitet haben.“107 

§ Per Mitteilung vom 23. November 2011 erklärte das LfV Sachsen anlässlich von Me-

dienberichten, nach denen Verfassungsschutzbehörden Unterlagen zum NSU-

Komplex vernichtet hätten, dass das LfV „keinerlei Akten aus dem gesamten derzeit 

öffentlich diskutierten Komplex vernichtet hat, die für die Aufklärung des Komplexes 

und zur Unterstützung der Ermittlungen des GBA notwendig sind. Das LfV Sachsen 

wird dies auch künftig nicht tun. Die Ermittlungen des Generalbundesanwalts werden 

vom LfV vollumfänglich unterstützt.“108 

§ Per Mitteilung vom 13. Februar 2012 nahm das LfV Sachsen Stellung zu Medienbe-

richten, wonach das LfV versucht habe, Erkenntnisse zu einem mutmaßlichen Unter-

stützer des NSU, André Eminger, zurückzuhalten, womöglich, weil dieser ein Infor-

mant gewesen sei. Das LfV erwiderte darauf, dass es „keine Erkenntnisse in dem Er-

mittlungsverfahren zur [sic!] NSU zurückgehalten“ habe. Darüber hinaus könne und 

wolle das LfV „keinen Informanten schützen. Wie das LfV Sachsen bereits mehrfach 

versichert hat, ist keine der in dem Ermittlungsverfahren gegen die [sic!] NSU be-

schuldigten Personen […] V-Mann oder Informant des LfV Sachsen gewesen.“109 

§ Per Mitteilung vom 8. Mai 2012 nahm das LfV Sachsen Stellung zu Medienberichten, 

die zurückliegende operative Maßnahmen, darunter Werbungsversuche bei mutmaßli-

                                                
106 Alle nachfolgend aufgeführten Mitteilungen des LfV Sachsen wurden inzwischen depubliziert und sind nicht 
mehr abrufbar. Für die hier gegebene Darstellung wurde auf vorliegende Kopien zurückgegriffen. 
107 Mitteilung v. 09.11.2011: Ermittlungen zu einer Explosion in einem Zwickauer Wohnhaus und einem Bank-
raub in Eisenach am 4. November 2011 sowie zu einem Polizistinnenmord 2007 in Heilbronn; veröffentlicht 
unter: http://verfassungsschutz.sachsen.de/1270.htm. 
108 Mitteilung v. 23.11.2011: Ermittlungen des Generalbundesanwalts zur terroristischen Vereinigung National-
sozialistischer Untergrund (NSU); veröffentlich unter: http://verfassungsschutz.sachsen.de/1272.htm. 
109 Mitteilung v. 13.02.2012: Stellungnahme zur aktuellen Presseberichterstattung im Zusammenhang mit den 
Ermittlungen zum Nationalsozialistischen Untergrund (NSU); veröffentlich unter: 
http://verfassungsschutz.sachsen.de/1278.htm. 
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chen Kontaktpersonen des „Trios“, betreffen. Dazu erklärte das Amt unter anderem, 

dass es sich bei erfolgten direkten Ansprachen um „ein übliches, rechtmäßiges Verfah-

ren zur Informationsgewinnung eines Nachrichtendienstes“ handle. Im Übrigen werde 

geprüft, ob im Zusammenhang mit der Veröffentlichung von Informationen aus Ver-

schlusssachen, die solche Vorgänge betreffen, Strafanzeige erstattet wird.110 

§ Am 19. Juni 2012 berichtete das LfV Sachsen anlässlich bereits festgestellter erhebli-

cher Mängel bei der Aktenführung im Amt, dass „bislang nicht registrierte Aktenstü-

cke und Informationen erkannt worden“ seien, „die den Beweisbeschlüssen der ver-

schiedenen Untersuchungsausschüsse unterfallen“ und diesen nunmehr zugeliefert 

werden.111 

§ Am 14. Juli 2012 nahm das LfV Sachsen Stellung zu erneuten Presseberichten, 

wonach im LfV angeblich Akten mit NSU-Bezug vernichtet worden seien. Eine da-

rauf bezogene Prüfung habe ergeben, „dass personenbezogene Daten in Akten auf-

grund der gesetzlichen Löschungspflichten ordnungsgemäß gelöscht worden sind. 

Es gibt keine Anhaltspunkte, dass auch Akten mit Bezug zum Fallkomplex NSU 

betroffen sind.“112 

§ Am 15. Oktober 2012 nahm das LfV Sachsen Stellung zur G10-Maßnahme „Terzett“ 

im Jahr 2000, von der berichtet wurde, dass sie tatsächlich erst im Jahr 2010 beendet 

worden sei. Dazu erklärte das Amt, dass der „Vorgang ‚Terzett‘ […] den zuständigen 

Kontrollgremien und dem Generalbundesanwalt seit langem vollständig bekannt“ sei. 

Erkenntnisse zum Verbleib der Flüchtigen seien dabei nicht angefallen. Ein über den 

Überwachungszeitraum hinausgehender Schriftverkehr sei angefallen, weil „entspre-

chend den gesetzlichen Vorgaben die Mitteilung der Maßnahme“ gegenüber den Be-

troffenen geprüft worden sei.113 

  

                                                
110 Mitteilung v. 08.05.2012: Stellungnahme zur aktuellen Presseberichterstattung im Zusammenhang mit den 
Ermittlungen zum Nationalsozialistischen Untergrund (NSU); veröffentlich unter: 
http://verfassungsschutz.sachsen.de/1292.htm. 
111 Mitteilung v. 19.06.2012: LfV Sachsen liefert weitere Informationen an NSU-Untersuchungsausschüsse; 
veröffentlicht unter: http://www.verfassungsschutz.sachsen.de/1393.htm. 
112 Mitteilung v. 14.07.2012: Stellungnahme zur Presseberichterstattung über angebliche Aktenvernichtung im 
Zusammenhang mit dem NSU; veröffentlicht unter: http://verfassungsschutz.sachsen.de/1335.htm. 
113 Mitteilung v. 15.10.2012: Stellungnahme zur aktuellen Presseberichterstattung im Zusammenhang mit dem 
Nationalsozialistischen Untergrund (NSU); veröffentlicht unter: http://verfassungsschutz.sachsen.de/1348.htm. 
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I . 3 . 2  V o r an g eg a n ge n e  Fo r d er u ng e n  n ac h  e ine m  n i ed r i g s ch w e l l i g e r e n  

G r em i um 

In der zurückliegenden 5. Wahlperiode vertraten die Fraktionen DIE LINKE, SPD und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gemeinsam die Auffassung, dass der Aufklärung offener 

Fragen im NSU-Zusammenhang nicht durch die bloße Kenntnisnahme von Informationen der 

Staatsregierung gegenüber den ständigen Ausschüssen des Parlaments Genüge getan wird. 

Auch vor dem Hintergrund der offenkundig weit darüber hinaus reichenden Aufklärungs- 

bemühungen in anderen Bundesländern und dem Bund wurden daher verschiedene Vorschlä-

ge im Sächsischen Landtag unterbreitet oder auch von außen angetragen, spezielle Gremien 

mit der Klärung offener Fragen zu betrauen oder zu diesem Zweck zu schaffen. Diese – sämt-

lich verworfenen – Vorschläge bewegten sich unterhalb der Schwelle eines eigenen Unter- 

suchungsausschusses. 

 

(a) V e r l a n g en  n a ch  e i ne r  Un t e r s u ch u ng s ko m mi s s i on  

Der Antrag der Fraktion DIE LINKE „Kenntniserlangung und Handeln der Staatsregierung in 

Bezug auf neonazistische Mord- und Terroranschläge“ vom 14. November 2011 begehrte, die 

Staatsregierung zu ersuchen, 

„[…] nach dem Beispiel des Freistaates Thüringen unverzüglich eine Unabhängige 

Untersuchungskommission einzusetzen, die unter Leitung bzw. Mitwirkung namhafter 

sachkompetenter Persönlichkeiten prüft, welche Rolle das Landesamt für Verfassungs-

schutz Sachsen gespielt hat bzw. welche Verantwortung ihm dafür zukommt, dass die 

besagten, vorher bereits während ihrer Mitgliedschaft im ‚Thüringer Heimatschutz‘ 

als Bombenbauer aufgefallenen Täter im Freistaat Sachsen untertauchen und von hie-

raus Mordanschläge und über lange Zeit unaufgedeckt weitere schwerste gemeinge-

fährliche Straftaten nach dem Katalog des § 129 a StGB begehen konnten.“114 

Der Antrag wurde federführend im Rechtsausschuss und mitberatend im Innenaus-

schuss behandelt. Darüber hinaus begehrte der weitere Antrag der Fraktion DIE LINKE „Ein-

setzung einer Unabhängigen Untersuchungskommission ‚Aufklärung der Mitverantwortung 

sächsischer Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden für das ungehinderte Wirken der Ter-

                                                
114 Drs. 5/7466, S. 2, Ziff. 3. 
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rorzelle Nationalsozialistischer Untergrund‘“ vom 30. November 2011, dass der Landtag ge-

meinsam mit der Staatsregierung eine Unabhängige Untersuchungskommission einsetzt, 

„[…] die unter Leitung und Mitwirkung namhafter, sachkompetenter Persönlichkeiten 

prüft und lückenlos aufklärt, ob und inwieweit das Landesamt für Verfassungsschutz 

Sachsen unter Missbrauch des Opportunitätsprinzips Erkenntnisse zu Struktur, Wirken 

und schwerstkriminellem Handeln von Mitgliedern und Unterstützerkreisen des ‚Nati-

onalsozialistischen Untergrundes‘ zurückhielt, Informationspflichten gegenüber Poli-

zei und Justiz nicht nachkam sowie sächsische Polizei- und Strafverfolgungsbehörden 

selbst durch ungenügende Wahrnahme ihrer Aufgaben Mitverantwortung dafür tra-

gen, dass selbige Rechtsterroristen über Jahre hinweg im Freistaat Sachsen untertau-

chen und unentdeckt bleiben sowie von Sachsen aus zahlreiche Morde, Sprengstoff- 

und Brandanschläge sowie sonstige schwere Straftaten begehen konnten.“115 

Die Begründung des Antrags bezog sich auf den am 23. November 2011 im Plenum 

des Sächsischen Landtages beschlossenen gemeinsamen Entschließungsantrag aller demokra-

tischen Fraktionen, in dem u.a. „eine umfassende Fehleranalyse“ als „unverzichtbar“ bezeich-

net wurde.116 Der Antrag vom 30. November 2011 wurde im Plenum des Sächsischen Land-

tages behandelt und fand dort nicht die erforderliche Mehrheit. 

 

(b) N u r  r u d i m en t ä r e  Un t e r s tü t zu n g  de r  t hü r in g i s c h e n  

S c h äf e r - K o mm i s s io n  

Die sächsische Staatsregierung wies den aus Thüringen angetragen Vorschlag einer Beteili-

gung an der im Freistaat Thüringen am 23. November 2011 eingesetzten Schäfer-Kommission 

zurück. Das am 14. Mai 2012 durch diese Kommission vorgelegte „Gutachten zum Verhalten 

der Thüringer Behörden und Staatsanwaltschaften bei der Verfolgung des ‚Zwickauer Trios‘“ 

bezieht sich auch auf Unterlagen des Freistaates Sachsen, die allerdings nur in geringem Um-

fang und mit zeitlicher Verzögerung vorgelegt wurden. Dazu heißt es in dem Bericht:  

„Bereits mit Schreiben vom 16.02.2012 ersuchte die Kommission das Innenministeri-

um des Freistaates Sachsen um Unterstützung bei der Aufklärung der Aktivitäten des 

TLKA und des TLfV im Zusammenhang mit der Suche nach dem Trio. Im Schreiben 

                                                
115 Drs. 5/7600, S. 1, Ziff. I. 
116 Drs. 5/7535, S. 2, Ziff. III. 
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wurde darauf hingewiesen, dass der Informationsaustausch zwischen den thüringi-

schen und den sächsischen Behörden von besonderem Interesse sei. Zudem wurde das 

sächsische Innenministerium im Hinblick auf den Stand der Ermittlungen durch die 

Kommission um eine beschleunigte Bearbeitung gebeten. Erst am 03.04. […] bezie-

hungsweise am 11.04.2012 gingen ihr die Akten zu. […] Als Ergebnis der Auswertung 

der sächsischen Akten ist festzuhalten, dass […] aufgrund der Aktenführung […] zu 

vermuten ist, dass die aus Sachsen übersandten Unterlagen unvollständig sind.“117 

 

(c) V o r s ch l ag  z u r  E r w ei t e r un g  d e s  „S a c h se n s u m pf “ -

U n t e r s u ch u ng s a u s s c h u s s e s  

Ein Dringlicher Antrag der Fraktion DIE LINKE vom 24. Januar 2012 forderte die Erweite-

rung des Untersuchungsauftrages des seinerzeit tätigen 2. Untersuchungsausschusses des 

Sächsischen Landtages („Kriminelle und korruptive Netzwerke in Sachsen“) um den 

NSU-Komplex betreffende Fragestellungen.118 Da dieser Untersuchungsausschuss bereits mit 

Beschluss des Sächsischen Landtages vom 16. Mai 2010 eingesetzt war, hätte die Befassung 

mit NSU-relevanten Sachverhalten unverzüglich beginnen können. Dem Antrag wurde die 

Dringlichkeit nicht zuerkannt, sodass es zu einer weiteren Befassung im Landtagsplenum 

nicht kam. 

 

I . 3 . 3  P l e na r d e b a t t e  un d  E in s e t zu n g  de s  Un te r s u ch u ng s a u s s c h u s s e s  

Mit einem Dringlichen Antrag119 vom 28. Februar 2012 forderten 52 Abgeordnete der Frakti-

onen DIE LINKE, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Einsetzung eines Untersu-

chungsausschusses nach Artikel 54 Absatz 1 der Verfassung des Freistaates Sachsen (Sächs-

Verf) zum Thema: 

„Untersuchung möglicher Versäumnisse und etwaigen Fehlverhaltens der Staatsre-

gierung und der ihrer Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht unterliegenden Sicherheits-, 

Justiz-, Kommunal- und sonstigen Behörden im Freistaat Sachsen beim Umgang mit 

der als ‚Terrorzelle Nationalsozialistischer Untergrund (NSU)‘ bezeichneten neona-
                                                
117 Schäfer-Bericht, Rdnr. 16, S. 22 f. 
118 Drs. 5/8006. 
119 Drs. 5/8497. 
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zistischen Terrorgruppe, deren personell-organisatorischem Umfeld und etwaigen 

Unterstützernetzwerken, insbesondere im Hinblick auf ihre Entstehung, Entwicklung 

und ihr Agieren in bzw. von Sachsen aus sowie bei der Aufklärung, Verfolgung und 

Verhinderung der der Terrorgruppe ,NSU‘ und ggf. den mit ihr verbundenen Netzwer-

ken zurechenbaren Straftaten und der Schlussfolgerungen hieraus.“ 

Der Dringliche Antrag enthält den Untersuchungsauftrag, der die zu bearbeitende 

Themenstellung weiter in sechs Abschnitte und 24 Einzelfragen ausdifferenziert. Die Einset-

zung des Untersuchungsausschusses auf dieser Grundlage wurde in der 51. Plenarsitzung des 

Sächsischen Landtages am 7. März 2012 debattiert und beschlossen.120 Schon zuvor hatten 

der Thüringer Landtag und der Deutsche Bundestag jeweils einstimmig beschlossen, parla-

mentarische Untersuchungsausschüsse zum NSU-Komplex einzusetzen. 

Für die einbringenden Fraktionen stellte Klaus Bartl (DIE LINKE) dar, dass die Ein-

setzung eines eigenständigen Untersuchungsausschusses begehrt werde, nachdem sich die 

Regierungsfraktionen den bislang debattierten niedrigschwelligeren Formen der Sachaufklä-

rung, insbesondere der Einrichtung einer unabhängigen Untersuchungskommission oder der 

Erweiterung des Untersuchungsauftrages des bereits tätigen „Sachsensumpf“-UA, verschlos-

sen hätten. Zu einem NSU-Untersuchungsausschuss gebe es nun keine Alternative mehr, wo-

bei man im Sinne der gemeinsamen Entschließung vom 23. November 2011 vorgehe, die 

auch gegenüber der Öffentlichkeit eine zügige und umfassende Fehleranalyse in Aussicht 

gestellt habe. Für die SPD-Fraktion ergänzte Sabine Friedel, dass aus Sachsen – im Vergleich 

zu Gremien anderer Länder und des Bundes – bisher nichts zur Aufklärung und Fehleranalyse 

beigetragen worden sei. Bei dieser gemeinsamen Aufgabe sei der Freistaat Sachsen derart in 

Verzug geraten, dass der UA nun das geeignete Mittel sei, die Aufklärung voranzutreiben. Für 

die GRÜNEN-Fraktion fügte Miro Jennerjahn an, dass Aufklärungsbemühungen durch die 

Regierungskoalitionen bisher eher behindert worden seien: Anfragen und Anträge zum The-

ma seien – oft unter Hinweis auf die Ermittlungszuständigkeit des Generalbundesanwalts – 

wenn, dann nur unzureichend beantwortet worden. 

Für die CDU-Fraktion führte Prof. Dr. Günther Schneider aus, dass er große Beden-

ken gegen den beabsichtigten UA hege. Es gebe bereits eine Reihe von Gremien, in die säch-

sische Behörden vollumfänglich integriert seien. Ein eigener UA drohe überdies, ein „NPD-

Informationsausschuss“ zu werden: Verbunden mit den weitgehenden Ermittlungsbefugnissen 

                                                
120 PlPr 5/51, TOP 2, S. 5029–5048. 
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könnten der NPD, die dem UA würde angehören müsse, Informationen verschafft und Akten-

einsichten ermöglicht werden, die hinreichen, das gegen diese Partei angestrebte Verbotsver-

fahren zu erschweren oder unmöglich zu machen. Damit werde ein schwerer politischer Feh-

ler begangen. Für die FDP-Fraktion führte Carsten Biesok darüber hinaus aus, dass die Aus-

schussarbeit das LfV Sachsen bei der weiteren Inanspruchnahme von V-Leuten und das Aus-

steigerprogramm bei der Beratung ausstiegswilliger Personen schwächen würde, da zu be-

fürchten wäre, dass interne Informationen an die NPD gelangen. Im Allgemeinen wecke der 

UA eine Erwartungshaltung, die er voraussichtlich nicht werde erfüllen können. So würden 

die Ermittlungsakten des Generalbundesanwaltes bis zum Abschluss des Strafverfahrens nicht 

zur Verfügung stehen und die Beschuldigten kämen jedenfalls gegenwärtig nicht als Zeug- 

Innen in Betracht. Gegenüber den Erkenntnissen, die in der sogenannten – inzwischen medi-

enöffentlichen – „BfV-Chronologie“ enthalten sind, werde ein UA kaum Erkenntnisgewinne 

einbringen. 

Die Abgeordneten stimmten schließlich mit einer großen Zahl von Stimmenthaltungen 

für die Einsetzung des Untersuchungsausschusses. 

 

I . 3 . 4  K o n t r ä r e  E r g e b n i s s e  

Der 3. UA führte vom 17. April 2012 bis 13. Juni 2014 insgesamt 36 Sitzungen durch und 

vernahm in 26 Beweiserhebungssitzungen 34 ZeugInnen und sechs Sachverständige. Zum 

Zeitpunkt des Abschlusses der Beweisaufnahme waren 83 weiteren ZeugInnen bereits be-

nannt worden, die jedoch aus verschiedenen, vor allem zeitlichen Gründen nicht mehr geladen 

und befragt werden konnten. 40 Beweisbeschlüsse richteten sich auf die Beiziehung von Un-

terlagen zu unterschiedlichen Themen von verschiedenen Behörden. Daraus ergab sich ein 

Aktenbestand von 585 Aktenbänden. 

Für den Abschlussbericht fertigte die Landtagsverwaltung einen einleitenden Verfah-

rensteil.121 Mit der Fertigung des Sachberichts122 zu den Ergebnissen der Beweisaufnahme 

beauftragte der 3. UA den Bundesanwalt a.D. Volkhard Wache, der vormals Mitglied der thü-

ringischen Schäfer-Kommission gewesen war. Der von ihm gefertigte Berichtsteil umfasst 38 

Seiten, er stützt sich auf die Angaben von nur 25 der 34 ZeugInnen des Ausschusses und be-

zieht sich an keiner Stelle auf die beigezogenen Akten. Die Ausschussmitglieder der regie-
                                                
121 Entspr. Drs. 5/14688, Bd. I, Teil I, Kap. 1–7. 
122 Ebd., Teil II, Kap. 1–14. 
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renden CDU- und FDP-Fraktion fertigten schließlich eine gemeinsame Bewertung,123 die sich 

den Sachberichtsteil zu eigen macht. Im Ergebnis der Beweisaufnahme gelangt diese Bewer-

tung zu dem Schluss, dass sächsischen Behörden und insbesondere dem LfV Sachsen 

„[k]onkrete Kenntnisse über den Aufenthalt bzw. Verbleib des Trios […] durchweg nicht“ 

vorgelegen hätten.124 Im Hinblick auf die Zusammenarbeit von LKA Sachsen und LfV Sach-

sen seien die Beteiligten jedoch „nicht immer mit der notwendigen Gewissenhaftigkeit ihren 

Aufgaben des gegenseitigen Informierens nachgekommen.“125 Gegenüber unvollständigen 

Informationsübermittlungen thüringischer Behörden bei der Suche nach dem untergetauchten 

„Trio“ hätte zudem „eine größere Eigeninitiative bei der Beschaffung von Informationen 

durch Mitarbeiter des Landesamtes für Verfassungsschutz Sachsen durchaus im Bereich des 

Möglichen sein können.“126 Im Hinblick auf die Werbung und Inanspruchnahme von V-

Leuten habe der Ausschuss „die Überzeugung gewonnen, dass die Auswahlpraxis der V-

Leute durch das Sächsische Landesamt für Verfassungsschutz mit der erforderlichen großen 

Sorgfalt erfolgte.“127 

In der Gesamtschau seien den „Mitarbeitern der staatlichen Behörden bei der Mithilfe 

der Aufklärung der Straftaten des NSU-Trios keine Vorwürfe zu machen“, da eine derartige 

Verbrechensserie gar nicht vorstellbar gewesen sei.128 Daraus wird die Ansicht abgeleitet, 

„dass an der Sicherheitsstruktur im Freistaat Sachsen keine Änderungen erforderlich sind“, 

allenfalls sei allgemein die Kommunikationsstruktur zwischen den Behörden zu verbes-

sern.129. Weitere Maßnahmen seien nicht angezeigt, es genügten diejenigen Schritte, die das 

Staatsministerium des Innern unabhängig vom 3. UA angekündigt bzw. bereits umgesetzt 

hat.130 Es komme nun auf ein „Umdenken“ von Sicherheitsbehörden an, wie früher bereits 

„die RAF-Morde […] in den 70er Jahren der damaligen Bundesrepublik Deutschland zu ei-

nem Umdenken der staatlichen Sicherheitsbehörden“ geführt hatten. Die vom UA behandel-

ten Themen seien im Übrigen „mit dem Abschlussbericht erledigt.“131 

                                                
123 Ebd., Teil III. 
124 Ebd., S. 98. 
125 Ebd., S. 89. 
126 Ebd., S. 89 f. 
127 Ebd. Dazu ist anzumerken, dass im 3. UA, soweit er diese Fragestellung überhaupt behandelte, sich diesbe-
zügliche Angaben allenfalls in geheim eingestuften Sitzungen ergaben. Einen hinreichend breiten, nachprüfbaren 
Überblick zur tatsächlichen Auswahlpraxis, der Rückschlüsse auf die dabei obwaltende Sorgfalt ermöglicht, 
erlangte der 3. UA nicht. Dergleichen ergibt sich auch nicht aus dem Sachbericht des Herrn Wache. 
128 Ebd., S. 90. 
129 Ebd., S. 88. 
130 Ebd., S. 90. 
131 Ebd., S. 108. 
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Die Fraktionen DIE LINKE, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die den Aus-

schuss gemeinsam eingesetzt hatten, fertigten einen weit umfangreicheren Abweichenden Be-

richt mit eigenen Feststellungen, Bewertungen und Empfehlungen sowie Forderungen für 

politische Maßnahmen, die im Anschluss an die Ergebnisse des 3. UA zu ergreifen seien.132 

Es stelle sich im Ergebnis der Beweisaufnahme nach wie vor die Frage, „aus welchen Grün-

den das Trio nach dem Untertauchen nicht ergriffen, warum die ihm zugerechneten Straftaten 

nicht hinreichend aufgeklärt und infolgedessen auch nicht verfolgt und verhindert wurden.“133 

Diese Fragen mit hinreichender Gewissheit zu beantworten würde voraussetzen, „das Han-

deln von Behörden des Freistaates Sachsen insbesondere im Zusammenhang mit der Suche 

bzw. der Fahndung nach dem Trio“ umfassend bekannt zu machen, was dem 3. UA jedoch 

nicht gelungen sei. Vielmehr bestehe Anlass für die Vermutung, dass wesentliche Maßnah-

men noch nicht bekannt geworden sind.134 

Zwar stimmt der Abweichende Bericht mit der Bewertung der Mehrheit in dem Punkt 

– bei dem es sich um eine der hauptsächlichen Fragestellungen des 3. UA handelte – überein, 

dass Unterstützungsleistungen sächsischer Behörden oder Behördenangehöriger zugunsten 

des „Trios“ bzw. des NSU nicht feststellbar seien. Indes stehe dieses Urteil nach den Feststel-

lungen im Abweichenden Bericht unter dem Vorbehalt einer unvollständigen Informationsla-

ge,135 aus der sich durchaus bereits Anhaltspunkte für eine ganze Reihe behördenseitiger Feh-

ler abzeichneten.136 Insgesamt sei der Untersuchungsauftrag des 3. UA, schon im Hinblick auf 

die große Zahl nicht mehr vernommener ZeugInnen, aber auch nicht behandelter Themen-

komplexe nicht erfüllt.137 Der Bericht schließt mit acht jeweils ausführlich begründeten For-

derungen im Hinblick auf eine Verbesserung von Struktur, Befugnissen und Qualifizierung 

zuständiger Behörden in Sachsen, die künftig „zu einer adäquaten Einschätzung des Ausma-

ßes und der Gefährlichkeit neonazistischer Strukturen und einer effektiven Bekämpfung rech-

ter Gewalt beitragen“ mögen.138 

  

                                                
132 Entspr. Drs. 5/14688, Bd. II, S. 2–354. Insoweit handelt es sich inhaltlich gesehen bei den oben beschriebe-
nen Berichtsteilen um den Abschlussbericht nicht des Ausschusses als Ganzem, sondern seiner politischen 
Mehrheit. 
133 Ebd., S. 231. 
134 Ebd., S. 232. 
135 Ebd., S. 235. 
136 Ebd., S. 236 ff. 
137 Ebd., S. 251 f. 
138 Ebd., S. 260 ff. 
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I . 3 . 5  A b s c h lu s s  d e r  U n t e r s uc h un g  u nd  A u s sp r a ch e  z um 

A b s c h lu s s b er i ch t  

Der 3. UA wurde mit der Aussprache zum Abschlussbericht in der 100. Plenarsitzung des 

5. Sächsischen Landtages am 9. Juli 2014 beendet,139 vorgestellt durch den als Berichterstatter 

bestimmten Vorsitzenden des 3. UA Patrick Schreiber (CDU). Ihm folgte mit Christian 

Hartmann der Obmann der CDU-Fraktion im Ausschuss. Zu den Ergebnissen der zurücklie-

genden UA-Tätigkeit führte er aus, dass seitens sächsischer Behörden „zweifellos“ keine Un-

terstützungsleistungen zugunsten des „Trios“ erfolgt seien. Es ergebe sich aus der Betrach-

tung der Zusammenarbeit zwischen LKA und LfV Sachsen aber, „dass alle Beteiligten nicht 

immer mit der notwendigen Gewissenhaftigkeit dem gegenseitigen Informationsaustausch 

nachgekommen sind.“ Auch sei insbesondere bei MitarbeiterInnen des LfV „eine größere 

Eigeninitiative bei der Beschaffung von Informationen […] durchaus im Bereich des Mögli-

chen gewesen“. Im Hinblick auf die zu ziehenden Konsequenzen bedürften die Sicherheits-

strukturen des Freistaates Sachsen keiner grundsätzlichen Änderungen, es bestünde eine ge-

naue Aufgabenzuteilung und -abgrenzung. Verbesserungsfähig seien die Kommunikations-

strukturen zwischen den Behörden. 

 Für die FDP-Fraktion führte deren Obmann im Ausschuss Carsten Biesok aus, dass 

nach den Erkenntnissen des Ausschusses bei der jahrelangen Suche nach dem Aufenthaltsort 

der drei Gesuchten „nur eine ungenügende Zusammenarbeit der verschiedenen Polizei- und 

Verfassungsschutzbehörden“ stattgefunden habe, eine zentrale Koordination sei nicht erfolgt, 

Informationen seien nicht oder nur ungenügend ausgetauscht worden. Zu beachten sei aber, 

dass Versäumnisse wie das Nichterkennen des Unterstützerumfeldes des „Trios“ erst aus heu-

tiger Sicht und in Kenntnis des Gesamtzusammenhangs erkennbar würden. Ob unter anderen 

Bedingungen das „Trio“ hätte ergriffen werden können, verbleibe damit Spekulation. Nach 

seinem Eindruck müsse man sich nach den im Ausschuss gehörten Ausführungen „über die 

Personalrekrutierung im Landesamt für Verfassungsschutz Anfang der Neunziger Jahre“ nicht 

wundern, „was wir als Ergebnis erhalten haben.“ Auch sei fraglich, ob einige durch den UA 

vernommene Polizeibeamte „ihren Fähigkeiten und ihrer Eignung entsprechend eingesetzt 

wurden.“ 

Für diejenigen Fraktionen, die einen gemeinsamen Abweichenden Bericht vorlegten 

sprach zunächst die LINKEN-Obfrau Kerstin Köditz. Sie trat der in der Bewertung der Aus-
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schussergebnisse durch CDU- und FDP-Fraktion enthaltenen Ansicht entgegen, nach der in 

Bezug auf die gescheiterte Suche nach dem „Trio“ in Sachsen bzw. durch sächsische Behör-

den keine Fehler begangen worden seien. Sie habe den Eindruck, es gehe beiden Fraktionen 

darum, „eilig und möglichst unbeschadet einen Schlussstrich unter die Aufklärung zum NSU-

Komplex ziehen zu können.“ Tatsächlich habe die Ausschussarbeit im Vergleich zu früheren 

Berichten neue Erkenntnisse gebracht, es gebe Anzeichen für Behördenversagen. So sei es 

etwa trotz der Annahme, dass sich die Flüchtigen in Chemnitz aufhalten, nicht zum Aufbau 

eines entsprechenden Fahndungsdrucks gekommen. Vielmehr „geschah in Sachsen […] über-

haupt nichts, was als Fahndung bezeichnet werden könnte.“ Dieser Umstand und weitere Fra-

gen blieben aufklärungsbedürftig. 

Für die SPD-Fraktion führte Obfrau Sabine Friedel aus, der größte Fehler sächsischer 

Behörden habe darin bestanden, sich bei der Suche nach dem „Trio“ für unzuständig gehalten 

zu haben. Hinzu sei Unwissenheit getreten: Keine Dienststelle in Sachsen habe es vermocht, 

verstreut vorliegende Informationen zu einem Gesamtbild zusammenzufügen. Das defizitäre 

Wissensmanagement der Polizei spreche für einen „Fehler im System“. Dass insbesondere 

seitens der Verfassungsschutzbehörden vorhandenes Wissen nicht geteilt werde, um Quellen 

zu schützen, sei „ein strukturelles Problem“. 

Für die GRÜNEN-Fraktion führte schließlich deren Obmann Miro Jennerjahn aus, die 

Ergebnisse der Ausschussarbeit zeigten, dass das von der Staatsregierung aufgezeigte Bild, 

wonach sächsischen Behörden nichts vorzuwerfen sei, so nicht zutreffe: Sie hätten aufgrund 

eigener Zuständigkeit fahnden und ermitteln müssen. Es hätten damals starke Hinweise auf 

einen Verbleib in Sachsen, dem LfV Sachsen sogar Hinweise auf eine beabsichtigte Bewaff-

nung vorgelegen. Diese Informationen nicht zu teilen und zu nutzen sei ein „zentrales Versa-

gen“ des LfV gewesen. Sächsische Behörden trügen in der Gesamtschau eine Mitverantwor-

tung dran, dass der NSU nicht früher entdeckt und an seinen Verbrechen gehindert wurde. 

Alle drei RednerInnen der demokratischen Opposition drückten im Übrigen ihr Be-

dauern darüber aus, dass bei der Einsetzung und Durchführung des Ausschusses sowie im 

Hinblick auf die zu ziehenden Konsequenzen keine Einigkeit zwischen allen demokratischen 

Fraktionen im Sächsischen Landtag bestand. Anlässlich der Behandlung der Abschlussberich-

te legten die Fraktionen DIE LINKE, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einen gemein-

samen Entschließungsantrag140 vor, der darauf ausging, den Angehörigen und Hinterbliebe-
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nen der NSU-Opfer durch den Sächsischen Landtag das Beileid auszusprechen und im Weite-

ren unter anderem grundsätzlich zu erklären: 

„Wir sind zutiefst beschämt, dass nach den ungeheuren Verbrechen des nationalsozia-

listischen Regimes rassistische Ideologie in unserem Land eine blutige Spur unvor-

stellbarer Mordtaten hervorbringt. Neonazis und Rassisten muss entschieden entge-

gengetreten werden. Wir alle sind gefordert zu handeln – überall dort, wo diese versu-

chen, gesellschaftlichen Boden zu gewinnen. Wir stehen ein für ein Sachsen, in dem 

alle ohne Angst verschieden sein können und sich sicher fühlen - ein Land, in dem 

Freiheit und Respekt, Vielfalt und Weltoffenheit lebendig sind.“141 

Die Mehrheit der Abgeordneten versagte dem Entschließungsantrag die Zustimmung. 

Als letzter Redner dieser Aussprache führte der damalige Staatsminister des Innern Markus 

Ulbig aus, dass – jedenfalls aus heutiger Sicht – „beim Bund, in anderen Bundesländern und 

auch in Sachsen Fehler gemacht“ worden seien. Es sei zu wenig kommuniziert worden zwi-

schen den Sicherheitsbehörden in Sachsen und zwischen denen von Bund und Ländern. Auf 

die Erstellung eines umfassenden Lagebildes habe man gegenüber den thüringischen Behör-

den nicht gedrängt. Dies alles hätten bereits „unsere eigenen Untersuchungen ergeben“, in-

zwischen hätten Polizei und Verfassungsschutz „ihre Lehren gezogen.“ 

Mit dem Abschluss der Aussprache und der Kenntnisnahme des Abschlussberichts 

durch den Sächsischen Landtag war der 3. UA formal beendet. 
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I . 4  D e r  1 .  U nt e r su c hu ng s a u s s ch u s s  

„ N e on a z i s t i s c h e  T e r ro r ne t zw e rk e  ( I I ) “  in  d e r  6 .  W ah lp e r io d e  

In der Plenarsitzung des Sächsischen Landtages am 27. April 2015 wurde die Einsetzung des 

zweiten sächsischen Untersuchungsausschusses (Kurzbezeichnung: 1. UA) beschlossen. 

Die Initiative ging von den Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN aus. 

Sie stützten sich dabei insbesondere auf die Tatsache, dass der frühere 3. UA seinen Untersu-

chungsauftrag nicht hatte abschließend bearbeiten können. Auch wenn formal-rechtlich keine 

Kontinuität besteht, verstehen die antragstellenden Fraktionen den neuen UA der 6. Wahl- 

periode als inhaltliche Fortsetzung und Erweiterung der Aufgaben des Vorgängergremiums. 

 

I . 4 . 1  D i e  Gr u nd h a l t un g  d e r  S t a a t s r eg i e r un g :  

B e h ö r d e nh a n de l n  „ i m  W e s en t l i ch e n  r ek o n s t r u i e r t “  

(a) A r gu m en t a t i on  g e g en  d i e  w e i t e r e  A uf k l ä r b a r k e i t  im  F a l l ko m pl e x  

Zum Beginn der 6. Wahlperiode des Sächsischen Landtages stellte die Fraktion DIE LINKE 

den Antrag „Drei Jahre nach der Selbstenttarnung des ‚NSU‘ – nachhaltige Konsequenzen für 

Sicherheitsbehörden im Freistaat Sachsen ziehen und Zivilgesellschaft stärken“.142 Der An-

trag zielte darauf ab, den Landtag unter anderem feststellen zu lassen, dass die rechtsterroris-

tische Verbrechensserie des NSU angesichts der „bisher nur partiell aufgedeckten Zusam-

menhänge“ nach wie vor Gegenstand auch der parlamentarisch betriebenen Aufklärung blei-

ben müsse und aus dem zurückliegenden Nichtergreifen des „Trios“ und dem Nichterkennen 

der dem NSU zuzurechnenden Tatserie Konsequenzen zu ziehen seien. Zu dem Antrag 

nahm der damalige Staatsminister des Innern mit Schreiben vom 18. Februar 2015 wie folgt 

Stellung: 

„Aus Sicht der Sächsischen Staatsregierung ist die strafrechtliche Aufarbeitung des 

NSU-Prozesses noch nicht abgeschlossen. Das Handeln der sächsischen Sicherheits-

behörden ist dagegen im Wesentlichen rekonstruiert und dem Sächsischen Landtag 

bekannt. Bestehende Unklarheiten sind in erster Linie der Tatsache geschuldet, dass 

nicht mehr sämtliche Aktenvorgänge aus der Zeit vorhanden sind. Auch im NSU-
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Komplex gibt es noch ‚weiße Flecken‘, was hauptsächlich am Schweigen der mutmaß-

lichen Täter und deren mutmaßlicher Komplizen liegt.“143 

 Anders als das SMI gehen die Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN, die in der weiteren Folge den 1. UA gemeinsam einsetzten, nicht davon aus, dass zu 

diesem Zeitpunkt das Handeln sächsischer Sicherheitsbehörden „im Wesentlichen rekonstru-

iert“ und dem Landtag bekannt war. Vielmehr ergab sich aus dem Abweichenden Bericht des 

3. UA die dort ausführlich dargelegte Annahme, dass wesentliche Handlungen bislang unbe-

kannt geblieben sind und in Bezug auf offenbar nicht ergriffene Maßnahmen die Gründe für 

das Unterlassen nicht nachvollzogen werden können. Dazu gehört beispielsweise die Frage, 

warum die ab Spätsommer 1998 erlangten Hinweise der brandenburgischen Quelle „Piatto“ 

über eine beabsichtigte Waffenbeschaffung zugunsten des „Trios“ und deren geplante Ver-

wendung für einen ‚weiteren‘ Überfall nicht zuständigen Strafverfolgungsbehörden im Frei-

staat Sachsen bekannt gemacht wurden. Im Weiteren ist auch offen, warum sich die Maß-

nahmen mehrerer, auch sächsischer Behörden bei der Suche nach dem „Trio“ bereits im Jahr 

1998 auf die Stadt Chemnitz fokussierten. Soweit der Mehrheitsbericht zum 3. UA zu dem 

Schluss gelangte, dass ‚konkrete Kenntnisse über den Aufenthalt‘ des „Trios“ nicht vorgele-

gen hätten, müssen aber zumindest tatsachengestützte Annahmen bestanden haben, die konk-

ret genug waren, zutreffende Rückschlüsse auf einen Verbleib in der Stadt Chemnitz und die 

mutmaßliche Mitwirkung einer Reihe von Personen zu ermöglichen, die über bloßes „Raten“ 

hinausgingen. Es liegt demzufolge aber im Dunkeln, welche Annahmen bestanden und wie 

sich diese ergeben hatten. 

Es ist in dem Zusammenhang besonders frappant, dass es sich bei einer Reihe mut-

maßlicher FluchthelferInnen, die sodann u.a. durch das LfV Sachsen mit operativen Maß-

nahmen belegt wurden, gerade um solche Personen handelt, die nach heutiger Auffassung und 

teils auch nach deren eigenen Angaben tatsächlich mit dem „Trio“ in Verbindung standen. In 

diesen für den Themenkomplex NSU wesentlichen Zusammenhängen ist das Vorgehen auch 

sächsischer Behörden insoweit nicht rekonstruiert. Im Hinblick auf die Fortsetzung der par-

lamentarischen Aufklärung, auch durch das Instrument eines neuerlichen Untersuchungsaus-

schusses, bedeutet die Sichtweise des SMI, dass sie überflüssig wäre, da prinzipiell keine we-

sentlich neuen Informationen mehr bekannt gemacht werden können. 
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(b) K o n s e qu e n z en  v on  b e gr e nz t e r  R e i ch we i t e  

Die Grundhaltung der Staatsregierung spiegelt sich auch im tatsächlichen Umfang der durch 

sie infolge des NSU-Skandals ergriffenen Reformschritte wider. Zwar weist das SMI in der 

oben genannten Stellungnahme und in zahlreichen weiteren Äußerungen darauf hin, es seien 

„verschiedene Maßnahmen ergriffen“ worden, um „Fehler der Vergangenheit zukünftig aus-

zuschließen“.144 Die Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN verkennen 

auch nicht, dass die richtige Grundintention, weitergehende Schlüsse zu ziehen, vorhanden 

war. Sie kritisieren aber, dass diese nicht weit genug gingen und sie mehrheitlich auch nicht 

originär vom Freistaat Sachsen und der Staatsregierung ausgegangen waren. 

 So handelt es sich bei einer Reihe der durch das SMI aufgeführten Maßnahmen für 

den eigenen Geschäftsbereich um Reformschritte, die durch den ersten Untersuchungsaus-

schuss des Deutschen Bundestages angeregt und für den Bund bzw. für die Zusammenarbeit 

zwischen Bund und Ländern auch weitgehend implementiert wurden. Soweit aber beispiels-

weise darauf verwiesen wird, dass insbesondere die sächsische Polizei einen kontinuierlichen 

Fahndungs- und Kontrolldruck gegen die rechte Szene mithilfe der Mobilen Einsatz- und 

Fahndungsgruppen (MEFG) aufbaue, ist dem entgegenzuhalten, dass MEFGs bereits seit 

1997 existieren. Soweit die Überprüfung des „legalen“ Waffenbesitzes in der extremen Rech-

ten in Aussicht gestellt wurde, ist darauf hinzuweisen, dass im weiteren Verlauf die 

tatsächliche Entwaffnung der Szene (und auch sogenannter Reichsbürger) offenkundig nicht 

gelungen ist. 

 Die durchgreifendste institutionelle Konsequenz in Sachsen war die Einrichtung des 

Operativen Abwehrzentrums (OAZ), das geschaffen wurde, um „Druck speziell auf die 

rechtsextremistische Szene aufzubauen, Sachverstand und Ermittlungskompetenz zu bündeln 

und so dazu beizutragen, die aufgegriffenen Täter schnell und konsequent zu verurteilen.“145 

Das OAZ hatte seine Arbeit zum 1. Januar 2013 aufgenommen. Nachdem im weiteren Ver-

lauf zunächst die Fokussierung auf rechtsmotivierte Straftaten gelockert wurde, ist das OAZ 

inzwischen insgesamt aufgegeben worden. Ihm folgte das Polizeiliche Terrorismus- und Ext-

remismus-Abwehrzentrum (PTAZ) nach, das seine Arbeit zum 1. Oktober 2017 aufnahm – 

unter Aufgabe der beim OAZ erprobten institutionellen Eigenständigkeit gegenüber der Ab-

teilung Polizeilicher Staatsschutz des LKA Sachsen. Mithin ist die Abwicklung des OAZ und 

die Schaffung des PTAZ eine Rückkehr zum Status quo ante. Soweit sich für die Binnen-
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struktur des LfV Sachsen zahlreiche einzelne Änderungen aufgrund von Empfehlungen einer 

für diesen Zweck eingesetzten Expertenkommission ergaben,146 bewirken diese nach hiesiger 

Auffassung auch zusammengenommen nicht den in Aussicht gestellten „Paradigmenwech-

sel“147. Aus Perspektive des NSU-Komplexes betrachtet wurden die veranlassten Änderungen 

zudem konterkariert durch die Entscheidung, Herrn Gordian Meyer-Plath zum 15. August 

2012 zunächst kommissarisch und zum 1. August 2013 bis auf Weiteres zum Präsidenten des 

LfV Sachsen zu ernennen. Meyer-Plath ist als früherer V-Mann-Führer der brandenburgi-

schen Quelle „Piatto“ selbst in den Fallkomplex, und zwar in einen seiner kontroversesten 

Kernbereiche, involviert gewesen. 

Dem gegenüber würdigen wir ausdrücklich die konsequente und respektable Entschei-

dung seines Amtsvorgängers Reinhard Boos, persönliche Verantwortung zu übernehmen: 

Nach dem Auffinden unregistrierter Unterlagen in seiner Behörde, die den NSU bzw. das 

„Trio“ betreffen, hatte er zum 1. August 2012 darum ersucht, mit einer anderen Aufgabe be-

traut zu werden. Zum 1. Juli 2013 schied sein langjähriger Abwesenheitsvertreter (Vizepräsi-

dent) Dr. Olaf Vahrenhold aus dem Amt aus. Dies waren die einzigen namhaften personellen 

Konsequenzen in Sachsen, die aus dem NSU-Skandal folgten. Einen ‚personellen Neuanfang‘ 

der sächsischen Sicherheitsbehörden hat es, davon abgesehen, nicht gegeben. 

 

I . 4 . 2  P l e na r d e b a t t e  un d  E in s e t zu n g  de s  Un te r s u ch u ng s a u s s c h u s s e s  

Mit einem Dringlichen Antrag148 vom 19. März 2015 forderten 35 Abgeordnete der Fraktio-

nen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die neuerliche Einsetzung eines Untersu-

chungsausschusses nach Artikel 54 Absatz 1 SächsVerf zum Thema: 

„Untersuchung möglicher Versäumnisse und etwaigen Fehlverhaltens der Staatsre-

gierung und der ihrer Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht unterliegenden Sicherheits-, 

Justiz-, Kommunal- und sonstigen Behörden im Freistaat Sachsen beim Umgang mit 

der neonazistischen Terrorgruppe, die sich selbst als ‚Nationalsozialistischer Unter-

grund (NSU)‘ bezeichnet, deren personell-organisatorischem Umfeld und etwaigen 

Unterstützernetzwerken, insbesondere im Hinblick auf ihre Entstehung, Entwicklung 

und ihr Agieren in bzw. von Sachsen aus sowie bei der Aufklärung, Verfolgung 
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und Verhinderung von Straftaten, die der Terrorgruppe ‚NSU‘ und ggf. den mit 

ihr verbundenen Netzwerken zurechenbar sind und den hieraus zu ziehenden 

Schlussfolgerungen.“ 

Der Dringliche Antrag enthält den Untersuchungsauftrag, der die Themenstellung wei-

ter in acht Komplexe und 24 Einzelfragen ausdifferenziert. Der darin bezeichnete Untersu-

chungsauftrag des 1. UA orientiert sich weitgehend am Auftrag des 3. UA der vorangegange-

nen Wahlperiode. Im Unterschied dazu hatte der 1. UA aber fortan auch zu untersuchen, in-

wieweit über den NSU hinaus „die Bildung, Entwicklung und das Agieren organisierter neo-

nazistischer Gruppen und Netzwerke in Sachsen seit 1990 begünstigt, unterstützt oder geför-

dert“ wurden.149 Diese Erweiterung versteht sich vor dem Hintergrund der vorab nicht zu be-

antwortenden Frage, inwieweit ein den Rechtsterrorismus begünstigendes oder ihm zuneigen-

des politisches Umfeld bereits existierte oder entstand, bevor bzw. während der NSU unter 

anderem im Freistaat Sachsen agierte. In diesem Sinne wurde erneut, um den NSU gegenüber 

seinen Bedingungsfaktoren und Begleiterscheinungen nicht zu isolieren, als Kurzbezeichnung 

des Ausschusses der Titel „Neonazistische Netzwerke in Sachsen“ gewählt. Darüber hinaus 

erfolgte eine Erweiterung des Untersuchungsauftrages, der im vormaligen 3. UA durch den 

Zeitpunkt der Einsetzung begrenzt war und es daher nur kursorisch zuließ, das Agieren von 

Behörden nach der Selbstenttarnung des NSU in die Betrachtung einzubeziehen: Die durch 

einem Untersuchungsausschuss zu untersuchenden Vorgänge müssen zum Zeitpunkt der Ein-

setzung „abgeschlossen“ sein.150 In dieser Hinsicht konnte sich der 1. UA in einem weiterrei-

chenden Zeithorizont bewegen und weitergehender das Agieren von Behörden im Freistaat 

Sachsen „bei der Aufklärung der Verbrechen der Terrorgruppe ‚NSU‘ [und] der sie ggf. un-

terstützenden Personen und Netzwerke nach dem Bekanntwerden der Verbrechen des ‚NSU‘ 

im November 2011“ untersuchen.151 

Die Einsetzung des Untersuchungsausschusses auf dieser Grundlage wurde in der 

11. Plenarsitzung des Sächsischen Landtages am 27. April 2015 debattiert und beschlossen.152 

Für die einsetzenden Fraktionen führte Kerstin Köditz (DIE LINKE) aus, das Thema „Natio-

nalsozialistischer Untergrund“ beschäftige weiter die Öffentlichkeit, was an der täglichen 

Presseberichterstattung zum Strafprozess am OLG München zu erkennen sei. Es sei geboten, 

das Thema weiterhin auch im Sächsischen Landtag zu behandeln, denn „Sachsen war das 

                                                
149 Ebd., Ziff. V, S. 3. 
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Kernland des NSU.“ Zurückliegend sei es nicht gelungen, zentrale Fragestellungen hinrei-

chend zu beantworten, etwa, warum es nicht gelang, die Flüchtigen nach dem Untertauchen 

zu ergreifen, die Täterschaft in der Bankraubserie aufzuklären oder das mutmaßliche Unter-

stützernetzwerk im Umfeld der „Blood & Honour“-Organisation zu erkennen. „Dieser Zu-

stand berechtigt gerade nicht zu einem Schlussstrich. Wir sind es den Opfern des NSU und 

den Hinterbliebenen schuldig, so präzise wie möglich herauszuarbeiten, unter welchen – auch 

politischen – Bedingungen der NSU in Sachsen entstehen und im ganzen Bundesgebiet mor-

den konnte. Diese Bedingungen müssen geändert werden, wenn wir nicht wollen, dass so et-

was wieder geschieht.“ 

Dem schloss sich Valentin Lippmann (GRÜNE) an. Nach wie vor stelle sich die Frage, 

„wie es möglich sein konnte, dass drei gesuchte Neonazis vor den Augen der sächsischen 

Behörden untertauchen, Sachsen mehr als zehn Jahre lang als Ruhe- und Rückzugsort nutzen 

und von hier aus eine grausame Mordserie planen und durchführen konnten.“ Der Untersu-

chungsausschuss der zurückliegenden Wahlperiode habe darauf keine abschließende Antwort 

geben können, sein Abschlussbericht sei faktisch nur ein Zwischenbericht gewesen, sodass es 

nun um die Fortsetzung gehe. So sei zurückliegend der Präsident des LfV Sachsen, Gordian 

Meyer-Plath, noch nicht als Zeuge vernommen worden, „obwohl er, wie wir es in den letzten 

Wochen wieder erfahren durften, wohl Kenntnisse von dem Aufenthalt des Trios hätte haben 

können.“ Köditz und Lippmann wiesen in dem Zusammenhang den Anwurf eines Abgeordne-

ten der CDU-Fraktion – des sodann als Ausschussmitglied benannten und gewählten MdL 

Sebastian Fischer – zurück, der die erneute Einsetzung eines Untersuchungsausschusses als 

„Beschäftigungstherapie“ bezeichnet hatte. 

Für die CDU-Fraktion führte Christian Hartmann aus, es habe zurückliegend Diskus-

sionen darüber gegeben, dass man die Notwendigkeit eines eigenen Untersuchungsausschus-

ses skeptisch sehe, man sich dem im Ergebnis aber „nicht verschlossen“ habe: „Wir ver-

schließen uns auch heute nicht der Frage der Fortsetzung dieses Untersuchungsausschusses in 

diesem Hohen Hause. Wir weisen gleichwohl auf seine Grenzen hin. Das ist immer dann der 

Fall, wenn er die Zuständigkeiten des Freistaates Sachsen verlässt.“ Es sei aus seiner Sicht 

auch bedauerlich, dass nunmehr kein von allen Fraktionen getragener Ausschuss eingesetzt 

werde. Es sei offenbar nicht angestrebt worden, „alle Fraktionen“ – d.h. auch die AfD – ein-

zubeziehen; einem solchen Weg hätte man sich wiederum „nicht verschlossen“, die anderwei-

tige Entscheidung der einsetzenden Fraktionen sei indes zu respektieren. Für die SPD-

Fraktion erläuterte Sabine Friedel, ihre Fraktion begrüße die erneute Einsetzung eines Unter-
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suchungsausschusses. Dies sei folgerichtig, da der Vorgängerausschuss nicht alle Themen-

komplexe habe abarbeiten können. So sei es „nur sehr eingeschränkt“ möglich gewesen, die 

Tätigkeit des LfV Sachsen zu untersuchen. Es wäre wünschenswert gewesen, einen einstim-

migen Beschluss anzustreben, aber dies sei letztlich „nur ein Symbol“. Sie gehe davon aus, 

dass auch in dem neuen Gremium „fraktionsübergreifend sehr intensiv an der Sache gearbei-

tet“ werde. 

Die Abgeordneten stimmten schließlich ohne Gegenstimmen, aber mit zahlreichen 

Enthaltungen für die Einsetzung des Untersuchungsausschusses. Damit wurde im Sächsischen 

Landtag wie auch im Deutschen Bundestag, dem Thüringer Landtag und im Landtag von Ba-

den-Württemberg wiederholt ein NSU-Untersuchungsausschuss eingesetzt.  

 

I . 4 . 3  S i c he r u n g  de s  A k t en b e s t a n de s  u n d  F or t g e l t u ng  d e r  L ö s c hv e r b o te  

(a) A u f b e w a hr un g  d e r  Un t e r l ag e n  de s  3 .  U A  

Mit Abschluss der Tätigkeit des 3. UA und nach Behandlung der Abschlussberichte im Ple-

num waren die dem Ausschuss übersandten Unterlagen an die herausgebenden Stellen zu-

rückzusenden.153 Die damaligen Mitglieder des 3. UA beschlossen in dem Zusammenhang 

einstimmig, die Staatsregierung bei der Rücksendung dieser Unterlagen zugleich zu bitten, 

diese zur Verfügung des 6. Sächsischen Landtages für einen Zeitraum von sechs Monaten 

nach dem Ende der damaligen Wahlperiode zu verwahren und den Bestand weiterer Unterla-

gen nicht zu verändern.154 Dem lag die gemeinsame Feststellung zugrunde, dass der 3. UA 

seinen Untersuchungsauftrag nur teilweise erfüllt hat und maßgebliche Untersuchungsgegen-

stände noch nicht umfassend aufgeklärt werden konnten. Insbesondere sollte – wie von der 

damaligen demokratischen Opposition in ihrem Minderheitenvotum auch ausdrücklich emp-

fohlen – die erneute Einsetzung eines Untersuchungsausschusses ermöglicht werden, ohne 

befürchten zu müssen, dass gegebenenfalls auch künftig als relevant zu erachtende Aktenbe-

stände in der Zwischenzeit durch den Ablauf regulärer Löschfristen oder die Beendigung bis 

dahin geltender Löschmoratorien vernichtet werden.155 
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Die insoweit erbetene Frist zur Aktenaufbewahrung lief mit dem 29. März 2015 aus, 

d.h. unmittelbar vor Einsetzung des 1. UA. In dem Zusammenhang wandte sich der Frakti-

onsvorsitzende der Fraktion DIE LINKE Rico Gebhardt mit Schreiben vom 11. März 2015 an 

den Präsidenten des Sächsischen Landtages Dr. Matthias Rößler und bat ihn, mit der Staats-

regierung das Benehmen darüber herzustellen, „dass die derzeit dort gesondert verwahrten 

Akten, Dokumente und sonstige Beweismittel des 3. Untersuchungsausschusses der 5. Wahl-

periode weiterhin dort verwahrt bleiben.“156 Der Präsident des Sächsischen Landtages setze 

den damaligen Staatsminister des Innern Markus Ulbig sodann, wie erbeten, über das Ersu-

chen in Kenntnis.157 Das Staatsministerium des Innern erklärte sich daraufhin bereit, die be-

treffenden Unterlagen weiterhin unverändert zu verwahren, und setzte im Übrigen auch sämt-

liche weiteren Ministerien des Freistaates Sachsen in Kenntnis.158 Nach der kurz darauf er-

folgten Einsetzung des 1. UA war es diesem sodann möglich, die vormaligen Beweismittel 

des 3. UA, die durch die Staatsministerien des Freistaates Sachsen und ihre nachgeordneten 

Behörden vorgelegt worden waren, erneut beizuziehen.159 

 

(b) F o r t b e s t a nd  d e r  Lö s c h mo r a t o r i e n  

Nach Einsetzung des 1. UA informierte der Sächsische Datenschutzbeauftragte Andreas 

Schurig darüber, dass er gegen die erzielte Verständigung des Sächsischen Landtages und den 

Staatsministerien keine datenschutzrechtlichen Bedenken erhebe und im Übrigen die seit 

2012 verfügten Löschmoratorien des SMI und SMJus „zuletzt mit Blick auf die zu erwartende 

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses auch in dieser Wahlperiode über die Dauer des 

5. Sächsischen Landtags hinaus“ verlängert wurden.160 Darüber hinaus erklärte der Daten-

schutzbeauftragte aber auch, dass er datenschutzrechtliche Bedenken im Hinblick auf die in-

zwischen erhebliche Menge an personenbezogenen Daten hege, die keinen erkennbaren oder 

unmittelbaren Bezug zum Untersuchungsgegenstand des 3. UA der 5. Wahlperiode wie auch 

des neuen 1. UA der 6. Wahlperiode aufweisen, aber infolge der Löschmoratorien weiterhin 

von einer Löschung ausgenommen bleiben.161 In dem Zusammenhang führte er weiter aus: 
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„Das Sächsische Staatsministerium der Justiz informierte mich in diesen Tagen über 

seine Absicht, die Löschfristen für Verfahren der Bereiche ‚rechts‘ und ‚ausländer-

feindlich‘ nicht über den 30. Juni 2015 hinaus zu verlängern. Die entsprechenden 

Daten aus den Datenbanken der sächsischen Staatsanwaltschaften würden (wieder) in 

den regulären Löschungsvorgang einbezogen und könnten bei der täglichen staats- 

anwaltschaftlichen Arbeit nicht mehr herangezogen werden. Allerdings werde die 

körperliche Vernichtung der von der Löschung und Aussonderung betroffenen Ermitt-

lungsakten mit dem Aktenzeichenzusatz ‚IF-rechts‘ und ‚IF-ausländerfeindlich‘ vor-

erst nicht vorgenommen. […] Dieses Verfahren halte ich für datenschutzrechtlich 

akzeptabel. Einerseits wird damit der gesetzlichen Pflicht zur Löschung der für die 

Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlichen Daten in den Dateien der Staatsanwalt-

schaften nachgekommen, andererseits könnte noch immer auf die Papierunterlagen zu 

den betroffenen Verfahren zugegriffen werden, falls sie doch noch einmal für den Un-

tersuchungsausschuss relevant werden sollten. Ich habe dem Sächsischen Staatsminis-

terium des Innern vorgeschlagen, die von den Löschmoratorien in seinem Geschäfts-

bereich betroffenen Daten und Unterlagen in ähnlicher Weise zu behandeln.“162 

Der Obmann der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im 1. UA Valentin Lippmann 

erwiderte darauf schriftlich, dass er sich nicht der Auffassung anschließen könne, auf deren 

Grundlage der Datenschutzbeauftragte nunmehr bei den Staatsministerien anrege, „den Da-

tenbestand im Bereich Rechtsextremismus sukzessive zu reduzieren.“163 Vielmehr möge er 

eine „die gesetzlichen Aufgaben des Untersuchungsausschusses berücksichtigende daten-

schutzrechtliche Lösung (auch durch entsprechende Auslegung der rechtlichen Grundlagen) 

[…] suchen und mit allen Beteiligten […] vereinbaren.“164 Infolge dessen nahm der Daten-

schutzbeauftragte an der Beratung der UA-Mitglieder zu ihrer zweiten Sitzung am 8. Juni 

2015 teil und erörterte dort die Situation: Aus seiner Sicht bedeute das jetzt vom SMJus ange-

strebte und von ihm begrüßte Verfahren einen Wechsel von einem (umfänglichen) Lösch- zu 

einem (partiellen) Aktenvernichtungsmoratorium. Künftig würden Daten wieder aus den Be-

arbeitungssystemen der Staatsanwaltschaften gelöscht, stünden also in der täglichen Sachbe-

arbeitung nicht mehr zur Verfügung; die „Papierakten“ blieben aber erhalten, würden geson-

dert verwahrt und könnten nach wie vor durch den Ausschuss – und nur durch ihn – anhand 
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einer separaten Tabelle angefordert und genutzt werden.165 Für den Bereich des SMI erklärte 

der Beauftragte der Staatsregierung Burkhard Kurths, dass man dort in großem Umfang nur 

noch eine elektronische Vorgangsbearbeitung durchführe, wodurch ein umfänglicher Papier-

aktenbestand, der für die Zwecke des 1. UA gesichert werden könnte, nicht existiert. Geplant 

sei aber eine technische Lösung, regulär zu löschende Daten in den elektronischen Systemen 

zu sperren und hernach nur noch einem eingeschränkten Personenkreis den Zugriff und die 

Recherche zu ermöglich, um ggf. künftige Aktenanforderungen durch den 1. UA erfüllen 

zu können.166 

 In der nachfolgenden dritten Sitzung des 1. UA teilte der Beauftragte der Staatsregie-

rung mit, dass sich das SMI im Wesentlichen der Lösung des SMJus anschließen werde, den 

Datenzugriff für die MitarbeiterInnen der Behörden so weit einzuschränken, dass nur noch die 

jeweiligen behördlichen Datenschutzbeauftragten in diesem Bestand recherchieren können, 

um eine mögliche Relevanz der Daten für den 1. UA zu prüfen. Der Sächsische Datenschutz-

beauftragte begrüßte diese Lösung167 und gab darüber hinaus zu erkennen, dass er mit Blick 

auf die „besonderen Umstände der laufenden Tätigkeit des 1. Untersuchungsausschusses“ 

bereit sei, seine „grundsätzlichen Bedenken gegen ein über Jahre währendes Löschmoratori-

um ohne gesetzliche Grundlage“ vorerst zurückzustellen.168 Insoweit konnte der 1. UA seine 

Beweiserhebung durchführen ohne die Besorgnis, dass möglicherweise beweiserhebliche Da-

ten vernichtet werden. Der vor der Einsetzung des 1. UA praktizierte Umgang mit NSU-

bezogenen Akten war im Übrigen ein Untersuchungsgegenstand des Ausschusses.169 

 

I . 4 . 4  S i t z u ng e n  d e s  Au s s c h u s s e s  

Der 1. UA führte insgesamt 43 Sitzungen durch. Die Sitzungstermine wurden durch die Mit-

glieder des Ausschusses jeweils mehrere Monate im Voraus vereinbart und fanden mit weni-

gen Ausnahmen170 montags während der Plenarwochen des Sächsischen Landtages statt. Die 

                                                
165 APr 6/17-02, S. 10. 
166 Ebd., S. 11. 
167 APr 6/17-03, S. 4. Beachte auch die detaillierte Darstellung der Prozeduren für die sächsische Polizei und das 
LfV Sachsen in ADS 26 sowie für die sächsischen Staatsanwaltschaften in ADS 36. 
168 ADS 28, S. 3. 
169 Vgl. v.a. Ziff. 19 des Einsetzungsbeschlusses. 
170 Dies betrifft die 1., 18., 24., 25. und 31. bis 33. Sitzung. Darüber hinaus fand im Einvernehmen der Obleute 
im Hinblick auf die Haushaltsdebatte im Landtagsplenum keine UA-Sitzung im Dezember 2016 statt. 
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Obleute trafen sich zumeist vor Beginn der regulären Ausschusssitzungen und in einigen Fäl-

len auch außerhalb dieses Turnus. 

 In einem Fall musste eine Sitzung unterbrochen und wenige Tage später fortgesetzt 

werden, da während einer laufenden Zeugeneinvernahme im Hinblick auf die Zahl der noch 

anwesenden Ausschussmitglieder die Beschlussunfähigkeit eingetreten war.171 Außerhalb des 

vereinbarten Sitzungsplanes fand die für Beschlussfassungen nötig gewordene 36. Sitzung 

statt. Über den zunächst vereinbarten Sitzungsplan hinaus wurden zudem für das Jahr 2017 

auf Anregung der demokratischen Opposition drei zusätzliche Sitzungstage in Form einer 

zusammenhängenden „Blockwoche“ angesetzt.172 Dies betrifft die 23. bis 25. Sitzung, die am 

16., 18. und 20. Oktober 2017 stattfanden. Für das Jahr 2018 wurden ebenfalls drei zusätzli-

che Sitzungstage angesetzt.173 Dies betrifft die 31. bis 33. Sitzung, die am 27. April sowie am 

16. und 18. Mai 2018 stattfanden. Die zusätzlichen Termine waren zur Bewältigung des 

ZeugInnenprogramms des 1. UA erforderlich, auch vor dem Hintergrund der Tatsache, dass 

zugleich die Ausschussmehrheit darauf bestand, die letzte Beweisaufnahmesitzung am 5. No-

vember 2018 durchzuführen. Formal wurde die Beweisaufnahme zur 40. Sitzung am 18. De-

zember 2018 abgeschlossen. 

 
Tab. v: Chronologischer Sitzungsverlauf des 1. UA174 

Nr Datum Art Beginn Inhalt / ZeugInnen 

 Jahr 2015    

1 13.05.2015 nicht-öffentlich 14:05 Uhr Beratung (konstituierende Sitzung, u.a. Diskussion der 
Verfahrensgrundsätze) 

2 08.06.2015 nicht-öffentlich 10:00 Uhr Beratung (u.a. Abstimmung über Verfahrensgrundsätze 
und Geheimhaltungsbeschluss) 

3 06.07.2015 nicht-öffentlich 10:05 Uhr Beratung (u.a. Terminfestlegungen) 

4 14.09.2015 öffentlich 10:02 Uhr Einvernahme: Lutz Walther 

nicht-öffentlich 11:40 Uhr Beratung 

öffentlich 14:05 Uhr Einvernahme: Andreas Wich 

                                                
171 Dies betrifft die 8. Sitzung am 1. Februar 2016, die am 4. Februar 2016 fortgesetzt wurde; vgl. 1. UA, Proto-
koll Swen Philipp v. 01.02.2016, S. 54, und APr 6/17-08, S. 9. 
172 APr 6/17-19, S. 3. 
173 APr 6/17-26, S. 4, und APr 6/17-27, S. 4. 
174 Vereinfachte Darstellung. Nicht aufgeführt sind Sitzungsunterbrechungen und Vernehmungspausen. Zudem 
wurden einzelne Tagesordnungspunkte der Beratungen außerhalb des aufgezeichneten Zeitverlaufs aufgerufen. 
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5 05.10.2015 öffentlich 10:02 Uhr Einvernahme: Hendrik Düniß 

nicht-öffentlich 12:05 Uhr Beratung 

öffentlich 14:06 Uhr Einvernahme: Jörn Naumann 

6 16.11.2015 öffentlich 10:02 Uhr Einvernahme: Frank Lenk 

nicht-öffentlich 14:45 Uhr Beratung 

7 14.12.2015 öffentlich 10:05 Uhr Einvernahme: Heinrich Günnel 

nicht-öffentlich 13:04 Uhr Beratung 

öffentlich 14:01 Uhr Einvernahme: Kay-Uwe Mittmann 

 Jahr 2016    

8 01.02.2016 öffentlich 10:13 Uhr Einvernahme: Thomas Müller 

nicht-öffentlich 11:43 Uhr Beratung 

öffentlich 13:11 Uhr Einvernahme: Swen Philipp 

04.02.2016 nicht-öffentlich 09:30 Uhr Beratung (Fortsetzung der 8. Sitzung, in deren Verlauf 
die Beschlussunfähigkeit eintrat) 

9 14.03.2016 öffentlich 10:05 Uhr Einvernahme: Frank Lässig 

nicht-öffentlich 11:00 Uhr Beratung 

öffentlich 14:03 Uhr Einvernahme: Siegfried Müller 

10 18.04.2016 öffentlich 10:08 Uhr Einvernahme: Lutz Walther (II) 

öffentlich 11:03 Uhr Einvernahme: Gert Hellinger 

nicht-öffentlich 13:20 Uhr Beratung 

11 23.05.2016 öffentlich 10:02 Uhr Einvernahme: Antje H. 

nicht-öffentlich 11:02 Uhr Beratung 

öffentlich 14:02 Uhr Einvernahme: Lutz Thomas Winkler 

12 20.06.2016 öffentlich 10:03 Uhr Einvernahme: André Poitschke 

nicht-öffentlich 11:20 Uhr Beratung 

öffentlich 14:03 Uhr Einvernahme: Frank Prüfer 

13 29.08.2016 öffentlich 10:01 Uhr Einvernahme: Swen Philipp (II) 

nicht-öffentlich 14:33 Uhr Beratung 

14 26.09.2016 öffentlich 10:00 Uhr Einvernahme: Dr. Pia Findeiß 

nicht-öffentlich 12:48 Uhr Beratung 

15 07.11.2016 öffentlich 10:08 Uhr Einvernahme: Holger Illing 
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nicht-öffentlich 13:30 Uhr Beratung 

öffentlich 14:03Uhr Einvernahme: Uwe Wiegner 

 Jahr 2017    

16 30.01.2017 öffentlich 10:02 Uhr Einvernahme: Heinz Fromm 

öffentlich 13:02 Uhr Einvernahme: Dr. Hans-Georg Maaßen 

nicht-öffentlich 14:20 Uhr Einvernahme: Dr. Hans-Georg Maaßen (Forts.) 

nicht-öffentlich 14:46 Uhr Beratung 

17 13.03.2017 öffentlich 10:00 Uhr Einvernahme: Karin Dietze 

öffentlich 11:35 Uhr Einvernahme: Klaus Schlarb 

nicht-öffentlich 14:26 Uhr Beratung 

18 07.04.2017 öffentlich 10:03 Uhr Einvernahme: Thomas Otto 

öffentlich 11:15 Uhr Einvernahme: Volker Flemig 

nicht-öffentlich 13:33 Uhr Beratung 

19 15.05.2017 öffentlich 10:03 Uhr Einvernahme: Christian Leucht 

öffentlich 11:15 Uhr Einvernahme: Volker Lange 

nicht-öffentlich 13:40 Uhr Beratung 

20 19.06.2017 öffentlich 10:03 Uhr Einvernahme: Christian Leucht (II) 

nicht-öffentlich 10:30 Uhr Beratung 

öffentlich 11:17 Uhr Einvernahme: Reinhard Boos 

nicht-öffentlich 13:00 Uhr Einvernahme: Reinhard Boos (Forts.) 

21 28.08.2017 öffentlich 10:02 Uhr Einvernahme: Joachim Tüshaus 

nicht-öffentlich 11:55 Uhr Einvernahme: Joachim Tüshaus (Forts.) 

nicht-öffentlich 12:02 Uhr Beratung 

öffentlich 13:02 Uhr Einvernahme: Dr. Olaf Vahrenhold 

22 25.09.2017 öffentlich 10:02 Uhr Einvernahme: Lutz Heckel 

nicht-öffentlich 11:00 Uhr Beratung 

öffentlich 13:00 Uhr Einvernahme: Bernd Czanderle 

23 16.10.2017 geheim 10:02 Uhr Einvernahme: „Mitarbeiter 59“ 

geheim 13:19 Uhr Einvernahme: „Mitarbeiter 66“ 

nicht-öffentlich 14:25 Uhr Beratung 

24 18.10.2017 geheim 10:02 Uhr Einvernahme: „Mitarbeiter 14“ 
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geheim 13:17 Uhr Einvernahme: „Mitarbeiter 95“ 

nicht-öffentlich 12:48 Uhr Beratung 

25 20.10.2017 öffentlich 10:04 Uhr Einvernahme: Jürgen Dressler 

nicht-öffentlich 11:22 Uhr Beratung 

26 13.11.2017 öffentlich 10:08 Uhr Einvernahme: Friedhelm Kleimann 

öffentlich 13:05 Uhr Einvernahme: Norbert Wießner 

nicht-öffentlich 14:11 Uhr Beratung 

27 11.12.2017 öffentlich 10:03 Uhr Einvernahme: Gordian Meyer-Plath 

nicht-öffentlich 12:45 Uhr Beratung 

 Jahr 2018    

28 29.01.2018 öffentlich 10:05 Uhr Einvernahme: Kathrin Zinserling 

öffentlich 11:15 Uhr Einvernahme: Grit Oswald 

nicht-öffentlich 12:07 Uhr Beratung 

öffentlich 13:05 Uhr Einvernahme: Georg Schirrmacher 

29 12.03.2018 öffentlich 10:03 Uhr Einvernahme: Horst Kretzschmar 

nicht-öffentlich 10:41 Uhr Beratung 

öffentlich 11:18 Uhr Einvernahme: Jan-Erik Kämmerer 

öffentlich 13:05 Uhr Einvernahme: René Steiner 

30 23.04.2018 geheim 10:03 Uhr Einvernahme: „Mitarbeiter 3“ 

nicht-öffentlich 11:38 Uhr Beratung 

geheim 13:33 Uhr Einvernahme: „Mitarbeiter 32“ 

31 27.04.2018 geheim 10:03 Uhr Einvernahme: „Mitarbeiter 70“ 

geheim 11:20 Uhr Einvernahme: „Mitarbeiter 50“ 

geheim 13:40 Uhr Einvernahme: „Mitarbeiter 33“ 

nicht-öffentlich 14:20 Uhr Beratung 

32 16.05.2018 geheim 10:02 Uhr Einvernahme: „Mitarbeiter 19“ 

geheim 12:02 Uhr Einvernahme: „Mitarbeiter 107“ 

geheim 13:34 Uhr Einvernahme: „Mitarbeiter 84“ 

nicht-öffentlich 14:55 Uhr Beratung 

33 18.05.2018 öffentlich 10:16 Uhr Einvernahme: Dieter Lindauer 

nicht-öffentlich 10:36 Uhr Beratung 



 64 

öffentlich 11:16 Uhr Einvernahme: Jan-Erik Kämmerer 

34 28.05.2018 öffentlich 10:03 Uhr Einvernahme: Rolf Scheibe 

öffentlich 11:18 Uhr Einvernahme: Volker Höhne 

nicht-öffentlich 11:45 Uhr Beratung 

öffentlich 13:04 Uhr Einvernahme: Heiko Schmiedel 

35 25.06.2018 öffentlich 10:06 Uhr Einvernahme: Volker Wichitill 

nicht-öffentlich 11:22 Uhr Beratung 

öffentlich 13:32 Uhr Einvernahme: Dr. Dirk Belling 

36 28.06.2018 nicht-öffentlich 09:30 Uhr Beratung 

37 03.09.2018 öffentlich 10:04 Uhr Einvernahme: Dr. Matthias Falk 

nicht-öffentlich 10:55 Uhr Beratung 

öffentlich 11:20 Uhr Einvernahme: Peter Bindrich 

öffentlich 13:02 Uhr Einvernahme: Frau G. 

38 24.09.2018 öffentlich 10:02 Uhr Einvernahme: Andreas Baumann 

öffentlich 11:18 Uhr Einvernahme: Marcus Leder 

nicht-öffentlich 12:07 Uhr Beratung 

öffentlich 13:02 Uhr Einvernahme: Rainer Binz 

öffentlich 14:17 Uhr Einvernahme: Thomas Werle 

39 05.11.2018 öffentlich 10:07 Uhr Einvernahme: Falko K. 

nicht-öffentlich 10:43 Uhr Beratung 

öffentlich 11:15 Uhr Einvernahme: Holger Hascheck 

öffentlich 13:01 Uhr Sachverständige: Antonia von der Behrens 

40 18.12.2018 nicht-öffentlich 
 

Beratung (Beschluss über den Abschluss der 
Beweisaufnahme) 

 Jahr 2019    

41 11.03.2019 nicht-öffentlich Beratung (über Sachbericht und Verfahrensteil) 

42 08.04.2019 nicht-öffentlich Beratung (Abstimmung über Sachbericht und 
Verfahrensteil) 

43 03.06.2019 nicht öffentlich Beratung (Beschluss über alle Berichtsteile und 
sonstige abschließende Verfahrensbeschlüsse) 
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I . 4 . 5  Z e ug I n n e n  d e s  A u s s c hu s s e s  

(a)  V e r no mm e n e  Z e ug I n n en  

In 35 Beweisaufnahmesitzungen des 1. UA – 4. bis 39. Sitzung, außer der 36. Sitzung – wur-

den 69 ZeugInnen sowie eine sachverständige Zeugin befragt. Vier Zeugen (Kämmerer, 

Leucht, Philipp und Walther) wurden wiederholt geladen und angehört. Von den ZeugInnen 

des 1. UA waren drei (Boos, Lange und Dr. Vahrenhold) bereits im 3. UA der vorangegange-

nen Wahlperiode befragt worden. Zur Anzahl der je Sitzung zu befragenden ZeugInnen hatten 

die Obleute zunächst vereinbart, maximal zwei Einvernahmen pro Sitzungstag durchzufüh-

ren.175 Die Mehrzahl der Beweisaufnahmesitzungen folgte diesem Muster. Gleichwohl kam es 

aus verschiedenen Gründen zu vertretbaren Abweichungen von dieser Regel: Zur besseren 

Strukturierung der Sitzungstage wurden in dem Zusammenhang Vorabschätzungen über den 

für die jeweilige Einvernahme voraussichtlich benötigten Zeitbedarf vorgenommen176, sodass 

je nach Einschätzung auch die Möglichkeit bestand, mehr als zwei ZeugInnen pro Sitzungstag 

zu befragen. 

Insgesamt richteten sich 78 Beweisanträge im 1. UA auf die Befragung von Zeug- 

Innen und Sachverständigen. Davon resultierten fünf nicht in einer tatsächlichen Ladung. Ein 

Antrag erhielt nicht die für einen Beschluss erforderliche Stimmenzahl177. Zudem wurde ein 

Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE vor der Abstimmung freiwillig zurückgezogen, da ein 

später eingereichter, aber gleichgerichteter Antrag der Fraktionen CDU und SPD vorlag.178 

Schließlich wurde ein bereits beschlossener Beweisantrag zurückgezogen, nachdem sich her-

ausstellte, dass die benannte Person identisch ist mit einem anderen bereits benannten Zeu-

gen.179 Nicht in die Gesamtzählung gehen weitere 29 Beweisanträge ein, die unmittelbar nach 

der Einreichung eingezogen und vernichtet wurden (→ KAP. I.4.7.2.A). Die durchgeführten 

Befragungen basierten im Übrigen auf 18 Beweisanträgen von Ausschussmitgliedern der 

Fraktion DIE LINKE, weitere 40 wurden von den Ausschussmitgliedern der Fraktionen 

DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gemeinsam eingebracht. Dagegen verantwor-

ten die Abgeordneten der Fraktionen CDU und SPD zwölf der beschlossenen Anträge. 

 
                                                
175 APr 6/17-3, S. 3. 
176 APr 6/17-16, S. 5. 
177 ADS 54. Es handelt sich um einen Antrag der AfD-Fraktion, dem lediglich zwei und damit zu wenige 
UA-Mitglieder beitraten. 
178 D.i. ADS 59, ADS 61; vgl. APr 6/17-5, S. 5. Beide Anträge betrafen den Zeugen Philipp. 
179 ADS 303. 



 66 

Tab. vi: Alphabetische Auflistung der vernommenen ZeugInnen des 1. UA 

Nr Name Einvernahme Beweisantrag Antragstellende Fraktion(en) 

1 Baumann, Andreas Sitzung 38 (24.09.2018) ADS 694 LINKE / GRÜNE 

2 Behrens, Antonia v.d. 
(Sachverständige) 

Sitzung 39 (05.11.2018) ADS 674 LINKE 

3 Belling, Dr. Dirk Sitzung 35 (25.06.2018) ADS 647 LINKE 

4 Bindrich, Peter Sitzung 37 (03.09.2018) ADS 677 LINKE 

5 Binz, Rainer Sitzung 38 (24.09.2018) ADS 688 CDU / SPD 

6 Boos, Reinhard Sitzung 20 (19.06.2017) ADS 386 LINKE / GRÜNE 

7 Czanderle, Bernd Sitzung 22 (25.09.2017) ADS 458 LINKE / GRÜNE 

8 Dietze, Karin Sitzung 17 (13.03.2017) ADS 300 LINKE / GRÜNE 

9 Dressler, Jürgen Sitzung 25 (20.10.2017) ADS 461 LINKE / GRÜNE 

10 Düniß, Hendrik Sitzung 5 (05.10.2015) ADS 15 LINKE 

11 Falk, Dr. Matthias Sitzung 37 (03.09.2018) ADS 693 LINKE / GRÜNE 

12 Findeiß, Dr. Pia Sitzung 14 (26.09.2016) ADS 159 LINKE 

13 Flemig, Volker Sitzung 18 (07.04.2017) ADS 58 LINKE 

14 Fromm, Heinz Sitzung 16 (30.01.201) ADS 202 CDU / SPD 

15 G. Sitzung 37 (03.09.2018) ADS 676 LINKE 

16 Günnel, Heinrich Sitzung 7 (14.12.2015) ADS 63 CDU / SPD 

17 H., Antje Sitzung 11 (23.05.2016) ADS 132 LINKE 

18 Hascheck, Holger Sitzung 39 (05.11.2018) ADS 704 CDU / SPD 

19 Heckel, Lutz Sitzung 22 (25.09.2017) ADS 460 LINKE / GRÜNE 

20 Hellinger, Gert Sitzung 10 (18.04.2016) ADS 14 LINKE 

21 Höhne, Volker Sitzung 34 (28.05.2018) ADS 523 LINKE / GRÜNE 

22 Illing, Holger Sitzung 15 (07.11.2016) ADS 109 CDU / SPD 

23 K., Falko Sitzung 39 (05.11.2018) ADS 650 LINKE 

24 Kämmerer, Jan-Erik Sitzungen 29 (12.03.2018) 
und 33 (18.05.2018) 

ADS 520 LINKE / GRÜNE 

25 Kleimann, Friedhelm Sitzung 26 (13.11.2017) ADS 462 LINKE / GRÜNE 

26 Kretzschmar, Horst Sitzung 29 (12.03.2018) ADS 524 LINKE / GRÜNE 

27 Lange, Volker Sitzung 19 (15.05.2017) ADS 388 LINKE / GRÜNE 

28 Lässig, Frank Sitzung 9 (14.03.2016) ADS 90 CDU / SPD 

29 Leder, Marcus Sitzung 38 (24.09.2018) ADS 631 LINKE / GRÜNE 
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30 Lenk, Frank Sitzung 6 (16.11.2015) ADS 62 CDU / SPD 

31 Leucht, Christian Sitzungen 19 (15.05.2017) 
und 20 (19.06.2017) 

ADS 57 LINKE 

32 Lindauer, Dieter Sitzung 33 (18.05.2018) ADS 525 LINKE 

33 Maaßen, Dr. Hans-G. Sitzung 16 (30.01.2017) ADS 203 CDU / SPD 

34 Meyer-Plath, Gordian Sitzung 27 (11.12.2017) ADS 387 LINKE / GRÜNE 

35 „Mitarbeiter 3“ Sitzung 30 (23.04.2018) ADS 555 LINKE / GRÜNE 

36 „Mitarbeiter 14“ Sitzung 24 (18.10.2017) ADS 455 LINKE / GRÜNE 

37 „Mitarbeiter 19“ Sitzung 32 (16.05.2018) ADS 556 LINKE / GRÜNE 

38 „Mitarbeiter 32“ Sitzung 30 (23.04.2018) ADS 557 LINKE / GRÜNE 

39 „Mitarbeiter 33“ Sitzung 31 (27.04.2018) ADS 558 LINKE / GRÜNE 

40 „Mitarbeiter 50“ Sitzung 31 (27.04.2018) ADS 559 LINKE / GRÜNE 

41 „Mitarbeiter 59“ Sitzung 23 (16.10.2017) ADS 456 LINKE / GRÜNE 

42 „Mitarbeiter 66“ Sitzung 23 (16.10.2017) ADS 454 LINKE / GRÜNE 

43 „Mitarbeiter 70“ Sitzung 31 (27.04.2018) ADS 560 LINKE / GRÜNE 

44 „Mitarbeiter 84“ Sitzung 32 (16.05.2018) ADS 561 LINKE / GRÜNE 

45 „Mitarbeiter 95“ Sitzung 24 (18.10.2017) ADS 457 LINKE / GRÜNE 

46 „Mitarbeiter 107“ Sitzung 32 (16.05.2018) ADS 562 LINKE / GRÜNE 

47 Mittmann, Kay-Uwe Sitzung 7 (14.12.2015) ADS 67 LINKE / GRÜNE 

48 Müller, Siegfried Sitzung 9 (14.03.2016) ADS 91 CDU / SPD 

49 Müller, Thomas Sitzung 8 (01.02.2016) ADS 60 LINKE 

50 Naumann, Jörn Sitzung 5 (05.10.2016) ADS 16 LINKE 

51 Oswald, Grit Sitzung 28 (29.01.2018) ADS 518 LINKE / GRÜNE 

52 Otto, Thomas Sitzung 18 (07.04.2018) ADS 302 LINKE / GRÜNE 

53 Philipp, Swen Sitzungen 8 (01.02.2016) 
und 13 (29.08.2016) 

ADS 61 CDU / SPD 

54 Poitschke, André Sitzung 12 (20.06.2016) ADS 69 LINKE / GRÜNE 

55 Prüfer, Frank Sitzung 12 (20.06.2016) ADS 56 LINKE 

56 Scheibe, Rolf Sitzung 34 (28.05.2018) ADS 521 LINKE / GRÜNE 

57 Schirrmacher, Georg Sitzung 28 (29.01.2018) ADS 519 LINKE / GRÜNE 

58 Schlarb, Klaus Sitzung 17 (13.03.2017) ADS 304 LINKE / GRÜNE 

59 Schmiedel, Heiko Sitzung 34 (28.05.2018) ADS 526 LINKE / GRÜNE 

60 Steiner, René Sitzung 29 (12.03.2018) ADS 459 LINKE / GRÜNE 

61 Tüshaus, Joachim Sitzung 21 (28.08.2017) ADS 384 LINKE / GRÜNE 
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62 Vahrenhold, Dr. Olaf Sitzung 21 (28.08.2017) ADS 385 LINKE / GRÜNE 

63 Walther, Lutz Sitzungen 4 (14.09.2015) 
und 10 (18.04.2016) 

ADS 12 LINKE 

64 Werle, Thomas Sitzung 38 (24.09.2018) ADS 689 CDU / SPD 

65 Wich, Andreas Sitzung 4 (14.09.2015) ADS 13 LINKE 

66 Wichitill, Volker Sitzung 35 (25.06.2018) ADS 522 LINKE / GRÜNE 

67 Wiegner, Uwe Sitzung 15 (07.11.2016) ADS 110 CDU / SPD 

68 Wießner, Norbert Sitzung 26 (13.11.2017) ADS 463 LINKE / GRÜNE 

69 Winkler, Lutz Thomas Sitzung 11 (23.05.2016) ADS 133 LINKE 

70 Zinserling, Kathrin Sitzung 28 (29.01.2018) ADS 517 LINKE / GRÜNE 

 

(b)  N i c h t  v e r n om m en e  Z e u gI nn e n  

Aus unterschiedlichen Gründen wurden jedoch weitere fünf Personen, deren Einvernahme der 

Ausschuss bereits beschlossen hatte, nicht zu einer Sitzung geladen: 

 

Tab. vii: Alphabetische Auflistung nicht vernommener ZeugInnen des 1. UA 

Nr Name Beweisantrag Antragstellende Fraktion(en) 

1 Eumann, Jens (Sachverständiger) ADS 675 LINKE 

2 Gerber, Tony ADS 602 LINKE 

3 Herr K. ADS 301 LINKE / GRÜNE 

4 N.N. ADS 648 LINKE 

5 Herr R. ADS 649 LINKE 

 

Was den als Sachverständigen benannten Journalisten Eumann (lfd. Nr. 1) angeht, 

konnte der 1. UA auf sein schriftliches Gutachten zurückgreifen, das er dem zweiten Bundes-

tags-Untersuchungsausschuss erstattet hatte.180 Der aus der Neonaziszene Zwickaus stam-

mende Zeuge Gerber (Nr. 2) wurde zwischenzeitlich in der 50. Sitzung des zweiten Untersu-

chungsausschusses des Thüringer Landtages vernommen, das Wortlautprotokoll lag dem 

1. UA vor.181 Im Hinblick auf den Kriminalbeamten K. lag eine gegenüber dem Ausschuss 

                                                
180 D.i. Dt. Bundestag, Drs. 18/12950, Anl. 93. 
181 Enthalten in ADS 768, Ordner 1. 
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nachgewiesene dauerhafte Vernehmungsunfähigkeit vor, sodass er von seiner Erscheinungs-

pflicht entbunden und abgeladen wurde.182 Bei dem Zeugen N.N. (Nr. 4), der gegenüber dem 

Ausschuss nicht namentlich benannt wurde, handelt es sich um einen stellvertretenden Daten-

schutzbeauftragten des LfV Sachsen. Von seiner Ladung abgesehen, nachdem ein anderer 

Zeuge aus diesem Bereich ausgesagt hatte. Bei R. handelt es sich schließlich um den Be-

troffenen einer NSU-Straftat, über dessen Ladung unter den Obleuten keine Einigkeit erzielt 

wurde und die im Hinblick auf das Ende der Beweisaufnahme auch nicht mehr erwirkt 

werden konnte. 

Nicht als Zeuge benannt wurde der aus der Neonaziszene Zwickaus stammende Ralf 

M., der sich im Untersuchungszeitraum außerhalb der Bundesrepublik Deutschland aufhielt. 

Dass dieser einer Ladung zu einer Zeugenvernehmung vor dem Ausschuss durch persönliche 

Anwesenheit Folge leisten würde, war nicht zu erwarten gewesen. 

 

(c)  E in g e s c h r än k te  A u s s a g eg e n eh mi g un g en  

Für die ZeugInnen des 1. UA, bei denen es sich um BeamtInnen handelt, wurden vor der je-

weiligen Einvernahme die obligatorischen Aussagegenehmigungen eingeholt. Inhaltlich un-

beschränkte Aussagegenehmigungen wurden lediglich für ZeugInnen vorgelegt, die bei säch-

sischen Staatsanwaltschaften tätig sind,183 ferner für die Oberbürgermeisterin der Stadt 

Zwickau Dr. Findeiß, den Leiter der Zwickauer Berufsfeuerwehr Günnel184 sowie den Bür-

germeister der Stadt Johanngeorgenstadt Hascheck.185 Bei der Mehrzahl der ZeugInnen erga-

ben sich aber – hier beispielhaft aufgeführt – folgende inhaltliche Einschränkungen: 

§ Für ZeugInnen aus dem Bereich der Polizei und des LKA Sachsen galten regelmäßig 

Einschränkungen ihrer Aussagegenehmigungen dahingehend, dass sie keine Angaben 

machen durften zu Vorgängen im Zusammenhang mit Zeugenschutzmaßnahmen, mit 

der Inanspruchnahme von InformantInnen und der Führung von Vertrauenspersonen 

sowie zum Einsatz nicht-offen ermittelnder PolizeibeamtInnen und verdeckten Ermitt-

lerInnen. Darüber hinaus durften Angaben „über kriminaltaktische und -technische 

Maßnahmen im Verlauf der polizeilichen Ermittlungen oder über innerpolizeiliche 

                                                
182 ADS 392, 397. 
183 So z.B. ADS 306. 
184 ADS 276 bzw. 113. 
185 ADS 769. 



 70 

Angelegenheiten“ nur in geheimer Sitzung abgegeben werden.186 Diese letzte Be-

stimmung war für die Durchführung der Einvernahmen praktisch ohne Belang und ist 

überdies nicht nachvollziehbar: Die für polizeitaktische Maßnahmen maßgeblichen 

Polizeidienstvorschriften – dem 1. UA lagen die PDV 100 (Führung und Einsatz der 

Polizei), PDV 384.1 (Fahndung) und PDV 384.2 (Polizeiliche Beobachtung) vor187 – 

wurden lediglich als VS-NfD eingestuft, was keine Behandlung in geheimer, sondern 

auch nach den Verfahrensgrundsätzen des 1. UA lediglich in nicht-öffentlicher Sit-

zung erfordern würde.188 

Die Aussagegenehmigungen für insgesamt 15 sächsische PolizeibeamtInnen enthielten 

darüber hinaus die Einschränkung, „grundsätzliche keine Angaben zu Ermittlungen 

des Generalbundesanwalts ab dem 11. November 2011 im Zusammenhang mit der ter-

roristischen Vereinigung NSU“ machen zu dürfen.189 Diese Einschränkung war über-

wiegend ohne praktische Bedeutung, soweit die meisten der betroffenen ZeugInnen zu 

diesen Ermittlungen keine eigenen Wahrnehmungen gemacht hatten. Anders verhielt 

sich dies beim Zeugen Philipp, der in der betreffenden Zeit zum BKA abgeordnet war 

und der BAO „Trio“ angehörte. Vor diesem Hintergrund einigten sich die Obleute des 

1. UA, den Beauftragten der Staatsregierung zu ersuchen, die Aussagegenehmigung 

im Hinblick auf die – unabhängig davon beschlossene – erneute Ladung desselben 

Zeugen zu erweitern, d.h. den sogenannten GBA-Vorbehalt entfallen zu lassen.190 Für 

die erneute Einvernahme am 29. August 2016 erhielt der Zeuge Philipp sodann eine 

Aussagegenehmigung, die den inkriminierten Passus nicht mehr enthielt.191 Auch für 

ihm nachfolgende ZeugInnen aus dem Bereich der Polizei entfiel der Passus ersatzlos. 

§ Für ZeugInnen aus dem Bereich des Landesamtes für Verfassungsschutz Sachsen galt 

u.a. die Einschränkung, generell keine Angaben machen zu dürfen „zur Identität 

menschlicher Quellen oder solche Angaben, die Rückschlüsse darauf erlauben, kon-

krete Einsatzbereiche und Verteilung der Quellen, deren Bezahlung […].“192 In öffent-

licher Sitzung durften dagegen Erklärungen abgegeben werden über nicht-eingestufte 

Sachverhalte, 

                                                
186 So z.B. lt. ADS 50. 
187 ADS 250, Ordner 2 bis 4. 
188 D.i. ADS 17, Ziff. 8.3, S. 4. 
189 So z.B. lt. ADS 127, S. 2 f. 
190 APr 6/17-09, S. 4. 
191 ADS 279. 
192 So z.B. lt. ADS 483, S. 1. 
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„[…] wie z.B. Abläufe und Informationen zur Suche nach Beate Zschäpe, Uwe 

Mundlos und Uwe Böhnhardt einschließlich bestimmter Angaben zu Maßnah-

men anderer Verfassungsschutzbehörden und des Militärischen Abschirmdiens-

tes in Sachsen (dabei auch gemeinsame Operationen), die im konkreten Zusam-

menhang mit der Suche nach Beate Zschäpe, Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt 

standen[,] sowie operative Anwerbeversuche zu konkreten Personen aus der so-

genannten ‚100er Liste‘, die vom LfV Sachsen bereits öffentlich bestätigt wur-

den.“193 

Dazu ist anzumerken, dass Vorgänge im Sinne der erwähnten Konstellation – „ge-

meinsame Operationen“ in Sachsen unter Einbeziehung des MAD, die im Zusammen-

hang mit der Suche nach Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe standen – dem 1. UA nicht 

bekannt wurden. 

Als Besonderheit bei einem Zeugen des LfV Sachsen ergab sich, dass Mitarbeiter 59 

seine Tarnidentität („Winfried Goebel“) angeben durfte,194 unter der er auch als Zeuge 

im zweiten NSU-Untersuchungsausschuss des Deutschen Bundestages angesprochen 

worden war. Darüber hinaus war die vom BfV ausgestellte Aussagegenehmigung für 

die vormals beim LfV Sachsen tätige Zeugin Mitarbeiter 84 an eine mit dem (Deck-) 

Namen „Andrea Heller“ versehene Person gerichtet.195 

§ Für ZeugInnen aus dem Bereich des Thüringer Ministeriums für Inneres und Kommu-

nales – dies betraf gleichermaßen (frühere) MitarbeiterInnen des Thüringer LfV und 

des LKA Thüringen – galt u.a. die Einschränkung, keine Angaben über die Identität 

von V-Personen machen zu dürfen, mit ausdrücklicher Ausnahme der ehemaligen 

Quellen Tino Brandt, Marcel Degner und Thomas Dienel.196 

 

  

                                                
193 Ebd., S. 2. 
194 ADS 483, S. 4. 
195 ADS 662, S. 1. 
196 So z.B. lt. ADS 516, S. 1. 



 72 

I . 4 . 6  S ä c h l i ch e  B e w e i sm i t t e l  d e s  A u s s ch u s se s  

(a)  B e s c h l o s s en e  B e i z i e h un g en  

Die Beweisaufnahme des 1. UA stützte sich neben den befragten ZeugInnen auf Beweismit-

tel, deren Beiziehung der Ausschuss auf Grundlage von Beweisanträgen beschlossen hatte. 

Insgesamt wurden bis zum Ende der Beweisaufnahme 51 Beweisanträge zur Beiziehung von 

Unterlagen eingebracht und beschlossen. Von diesen Beweisanträgen stammen 25 von Aus-

schussmitgliedern der Fraktion DIE LINKE, weitere 23 wurden von den Ausschussmitglie-

dern der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gemeinsam eingebracht. 

Dagegen verantworten die Abgeordneten der Fraktionen CDU und SPD gemeinsam zwei der 

beschlossenen Anträge. Ein Antrag197 wurde mit Stimmen aller demokratischen Fraktionen 

beschlossen. 

Auf Grundlage der beschlossenen Beweisanträge wurden dem 1. UA durch verschie-

dene Stellen Beweismittel im Umfang von rund 1.600 Aktenordnern zuzüglich Datenträger 

vorgelegt. Rund 75 Prozent der Beweismittel lagen offen vor, der Rest war als Verschlusssa-

chen unterschiedlichen Grades eingestuft. Zu den Beweismitteln wurden über die beigezoge-

nen Unterlagen hinaus auch solche Dokumente genommen, die beispielsweise durch ZeugIn-

nen übergeben oder die dem Ausschuss bzw. einzelnen Mitgliedern unaufgefordert und teils 

anonym, d.h. ohne Angabe der tatsächlichen AbsenderInnen zugesandt wurden. 

 

Tab. viii: Beschlossene Anträge zur Beiziehung von Unterlagen im 1. UA 

Nr ADS Sinngemäßer Inhalt des Antrags Antrag 
von 

Adressat- 
Innen 

Beschluss 
vom 

1 ADS 1 Unterlagen, die dem 3. UA der 
5. Wahlperiode aufgrund von Beweisbe-
schlüssen zur Verfügung gestellt wurden 

LINKE / 
GRÜNE 

SK, SMJus, 
SMI 

08.06.2015 

2 ADS 2 Unterlagen zu Mitgliedern und Unterstützern 
des NSU, den Informations- und Kommunika-
tionsbeziehungen sowie behördlichem Infor-
mationsaustausch 

LINKE / 
GRÜNE 

SK, SMJus, 
SMI 

08.06.2015 

3 ADS 3 Protokolle von Zeugenvernehmungen des 
3. UA der 5. Wahlperiode 

LINKE / 
GRÜNE 

Präsident des 
SLT 

08.06.2015 

                                                
197 D.i. ADS 664. 
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4 ADS 11 NSU-bezogene Unterlagen der Polizeidirekti-
on Zwickau 

LINKE SMI 06.07.2015 

5 ADS 68 Kriminaltechnischer Untersuchungsbericht 
„Zur Explosion mit Brandfolge des Wohnhau-
ses Frühlingsstraße 26…“ mit Anlagen 

LINKE / 
GRÜNE 

SMI 05.10.2015 

6 ADS 78 Unterlagen des UA „Rechtsterrorismus in 
Bayern – NSU“ 

LINKE / 
GRÜNE 

Bayerischer 
Landtag 

16.11.2015 

7 ADS 92 Vorlage eines zusammenfassenden Berichtes 
zu der Frage, wie und in welchem Zusam-
menhang Beamte oder Mitarbeiter der PD 
Südwestsachsen am 4. November 2011 
Kenntnis erlangten von der Telefonnummer 
des durch Beate Zschäpe benutzten Mobiltele-
fons und zu welchen Zeiten, von welchen 
Anschlüssen und aus welchen Gründen es zu 
Anrufen von Beamten oder Mitarbeitern zu 
dieser Telefonnummer kam; sowie Benen-
nung sämtlicher Beamter und Mitarbeiter, die 
mit solchen Anrufen befasst waren 

CDU / 
SPD 

SMI 14.12.2015 

8 ADS 117 Auswertungen der Funkzellendaten „Früh-
lingsstraße 26“ und retrograd erhobene Ver-
bindungsdaten für den 04.11.2011 

LINKE / 
GRÜNE 

BMJ 01.02.2016 

9 ADS 134 Beiziehung der im „Schäfer-Bericht“ bezeich-
neten Akten (Zielfahndung und Sachbearbei-
tung des TLKA) 

LINKE TMIK 14.03.2016 

10 ADS 135 Beiziehung der im Schäfer-Bericht bezeichne-
ten Akten (Operation „Drilling“ des TLfV) 

LINKE TMIK 14.03.2016 

11 ADS 136 Akten, die Strafverfahren gegen Silvio Graf 
betreffen 

LINKE SMJus, SMI 14.03.2016 

12 ADS 137 Akten, die Strafverfahren gegen Mario Horst 
Ansorge betreffen 

LINKE SMJus, SMI 14.03.2016 

13 ADS 138 Akten, die Strafverfahren gegen Ulrich Heinz 
Vogel betreffen 

LINKE SMJus, SMI 14.03.2016 

14 ADS 139 Akten zu den Gruppierungen „Weisse Wölfe“ 
und „Weisse Wölfe Terrorcrew“ 

LINKE SMI 14.03.2016 

15 ADS 140 Akten zu den Gruppierungen „Oidoxie“ und 
„Oidoxie Streetfighting Crew“ 

LINKE SMI 14.03.2016 

16 ADS 141 Akten zu den Gruppierungen „Bewegung 
neue Ordnung“, „Schutzbund Deutschland“ 
und „Bewegung Neues Deutschland“ 

LINKE SMI 14.03.2016 

17 ADS 142 Akten zu der Gruppierung „Nationale Sozia-
listen Zwickau“ 

LINKE SMI 14.03.2016 
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18 ADS 143 Akten, die Strafverfahren zum Nachteil des 
Patrick Thürmer betreffen 

LINKE SMJus, SMI 14.03.2016 

19 ADS 144 Akten, die Strafverfahren wegen Bildung 
bewaffneter Gruppen nach § 127 StGB gegen 
Reinhard Rade u.a. betreffen 

LINKE SMJus, SMI 14.03.2016 

20 ADS 145 Akten zum „Arbeitskreis NSU“ und „Fatalist“  LINKE SMI 18.04.2016 

21 ADS 146 Akten zur Gruppierung „Nationale Sozialisten 
Chemnitz“ (NSC), ihrem Verbot und dem 
Auffinden einer „NSU-CD“ in Lugau 

LINKE SMI 14.03.2016 

22 ADS 147 Protokolle von Zeugenvernehmungen nebst 
Anlagen des UA 6/1 des Thüringer Landtags  

LINKE Thüringer 
Landtag 

01.02.2016 

23 ADS 148 Protokolle von Zeugenvernehmungen nebst 
Anlagen des UA 19/2 des Hessischen Land-
tags 

LINKE Hessischer 
Landtag 

01.02.2016 

24 ADS 149 Protokolle von Zeugenvernehmungen nebst 
Anlagen des UA der 15. WP des Landtags 
Baden-Württemberg 

LINKE Landtag 
Baden-
Württemberg 

01.02.2016 

25 ADS 150 Protokolle von Zeugenvernehmungen nebst 
Anlagen des UA der 16. WP des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 

LINKE Landtag 
Nordrhein-
Westfalen 

01.02.2016 

26 ADS 151 Protokolle von Zeugenvernehmungen nebst 
Anlagen des 3. UA des 18. Deutschen Bun-
destages 

LINKE Deutscher 
Bundestag 

01.02.2016 

27 ADS 180 Fassungen der Polizeidienstvorschriften 100 
(Führung und Einsatz der Polizei), PDV 384.1 
(Fahndung) und PDV 384.2 (Polizeiliche 
Beobachtung) 

LINKE / 
GRÜNE 

SMI 18.04.2016 

28 ADS 181 Fassungen des Kriminalpolizeilichen Melde-
dienstes – Politisch motivierte Kriminalität 
(PMK) 

LINKE / 
GRÜNE 

SMI 18.04.2016 

29 ADS 205 Unterlagen zur „Spur 85“ (betr. 
Ralf Marschner) 

LINKE SMI, SMJus 23.05.2016 

30 ADS 206 Unterlagen zur „Spur 80“ (betr. 
Thomas Haller) 

LINKE SMI, SMJus 23.05.2016 

31 ADS 209 Akten im Besitz des Sächsischen Staatsar-
chivs oder sonstiger sächsischer Archive, 
soweit sie den NSU betreffen 

LINKE / 
GRÜNE 

SMI 23.05.2016 

32 ADS 210 Benennung der Bediensteten der Ministerien, 
der Polizei, des Verfassungsschutzes, der 
Staatsanwaltschaft und sonstiger Behörden, 
die vom Inhalt der Löschmoratorien in 
Kenntnis gesetzt wurden 

LINKE / 
GRÜNE 

SK, SMJus, 
SMI 

23.05.2016 
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33 ADS 211 Unterlagen, die das Löschmoratorium 
betreffen 

LINKE / 
GRÜNE 

SK, SMJus, 
SMI 

23.05.2016 

34 ADS 212 Benennung der in den Polizeidirektionen und 
im Landeskriminalamt verantwortlichen Be-
diensteten, die mit der abschließenden Bear-
beitung von staatsschutzrelevanten Vorgängen 
bzw. der Aussonderung und Löschung von 
Akten und Dateien seit 2011 betraut waren 

LINKE / 
GRÜNE 

SMI 23.05.2016 

35 ADS 235 Unterlagen, die nachrichtendienstliche oder 
polizeiliche Erkenntnisse über Ralf Marschner 
beinhalten, sofern diese noch nicht übermittelt 
worden sein sollten 

CDU / 
SPD 

SMI 23.05.2016 

36 ADS 259 Unterlagen zur Gruppierung „Sächsische 
Aktionsfront (S.A.F.)“ 

LINKE SMI, SMJus 29.08.2015 

37 ADS 280 Protokolle von Zeugenvernehmungen nebst 
Anlagen des brandenburgischen Untersu-
chungsausschusses zur „Organisierten rechts-
extremen Gewalt und Behördenhandeln, vor 
allem zum Komplex NSU“ 

LINKE Landtag 
Brandenburg 

29.08.2016 

38 ADS 305 Unterlagen zu Raubtaten des NSU, die bereits 
dem 3. UA vorgelegen hatten, sowie weiterer 
Unterlagen zur Raubserie in Sachsen 

LINKE / 
GRÜNE 

BMJV 07.11.2016 

39 ADS 400 Unterlagen zur Gruppierung „Heimatschutz 
Chemnitz“ 

LINKE / 
GRÜNE 

SMI, SMJus, 
Staatsarchiv 

07.04.2017 

40 ADS 401 Unterlagen zum Ermittlungsverfahren der 
Staatsanwaltschaft Görlitz wegen Urkunden-
unterdrückung u.a. (610 UJs 18415/13) 

LINKE / 
GRÜNE 

SMJus 07.04.2017 

41 ADS 402 Unterlagen, die Verfahren gegen Sandro 
Wagner betreffen 

LINKE / 
GRÜNE 

SMJus, SMI, 
Staatsarchiv 

07.04.2017 

42 ADS 403 Unterlagen, die Maßnahmen oder Verfahren 
gegen Margarete F. betreffen 

LINKE / 
GRÜNE 

SMJus, SMI, 
Staatsarchiv 

07.04.2017 

43 ADS 404 Unterlagen, die Verfahren gegen Michael 
Heinz Krause betreffen 

LINKE / 
GRÜNE 

SMJus, SMI, 
Staatsarchiv 

07.04.2017 

44 ADS 405 Unterlagen, die Maßnahmen oder Verfahren 
gegen Rayk F. betreffen 

LINKE / 
GRÜNE 

SMJus, SMI, 
Staatsarchiv 

07.04.2017 

45 ADS 406 Unterlagen, die Maßnahmen oder Verfahren 
gegen Siegfried S. betreffen 

LINKE / 
GRÜNE 

SMJus, SMI, 
Staatsarchiv 

07.04.2017 

46 ADS 407 Unterlagen, die Maßnahmen oder Verfahren 
gegen Horst-Günter Emil Hagemann betreffen 

LINKE / 
GRÜNE 

SMJus, SMI, 
Staatsarchiv 

15.05.2017 

47 ADS 600 Unterlagen, die Maßnahmen oder Verfahren 
gegen Michael Heinze betreffen 

LINKE / 
GRÜNE 

SMJus, SMI, 
Staatsarchiv 

23.04.2018 

48 ADS 601 Unterlagen, die Maßnahmen oder Verfahren LINKE / SMJus, SMI, 23.04.2018 
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gegen Uwe Bärsch betreffen GRÜNE Staatsarchiv 

49 ADS 664 Beiziehung der durch den „Ermittlungsbeauf-
tragten“ des 1. UA vorausgewählten Unterla-
gen 

CDU / 
LINKE / 
SPD / 
GRÜNE 

OLG 
München 

18.05.2018 

50 ADS 696 Protokolle des 2. Parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses (NSU) des Landtages 
Mecklenburg-Vorpommern 

LINKE Landtag 
Meckl.-
Vorpom-
mern 

03.09.2018 

51 ADS 719 Weitere ausgewählte Unterlagen, die dem 
3. UA der 5. Wahlperiode aufgrund von 
Beweisbeschlüssen zur Verfügung standen 

LINKE Präsident des 
SLT 

03.09.2018 

 

 (b)  E r m e s s un g  d e s  „ NS U - U mf e l d e s “  

Auch vor dem Hintergrund von Aktenanforderungen stellte sich für den 1. UA die Frage, wie 

weit das im Untersuchungsauftrag benannte „personell-organisatorische[…] Umfeld“, „etwa-

ige[.] Unterstützernetzwerke“ sowie gegebenenfalls kooperierende neonazistische Gruppie-

rungen zu bemessen, d.h. praktikabel einzugrenzen sind.198 Der Einbezug des ‚Umfeldes‘ 

folgte notwendig daraus, dass noch während der Tätigkeit des 1. UA die strafrechtlichen Er-

mittlungen im Hinblick auf mögliche UnterstützerInnen und GehilfInnen des NSU anhielten, 

sodass eine Festlegung auf einen bestimmten, abgeschlossenen Personenkreis durch die bean-

tragenden Fraktionen nicht vorab und insbesondere auch nicht im Vorgriff auf eine gerichtli-

che Feststellung zu treffen war. Dies folgte ferner aus den Erfahrungen des 3. UA der voran-

gegangenen Wahlperiode, während dessen Tätigkeit sich der – auch aus behördlicher Sicht – 

als relevant erachtete Personenkreis sukzessive erweitert hatte.199 

So hatte einer im Juni 2012 gefertigten Führungsinformation des LKA Sachsen über 

polizeiliche Erkenntnisse zu Beschuldigten und mutmaßliche Bezugs- und Kontaktpersonen 

im Ermittlungskomplex NSU, die bereits dem 3. UA vorgelegt worden war, noch eine ledig-

lich 15 Personen umfassende Auflistung („15er-Liste“) zugrunde gelegen.200 Eine händische 

Auswertung von Akten im LfV Sachsen geschah zu dieser Zeit bereits anhand einer „38er-

Liste“,201 die – zuzüglich Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe – auch als „41er-Liste“ bekannt 

ist und mit Stand vom 23. März 2012 das damals angenommene „mutmaßliche Unterstützer-

                                                
198 Drs. 6/1241. 
199 AbwBer 3. UA, Kap. I.3.4, S. 28 f. 
200 3. UA, APr 5/15-21, S. 10. 
201 Bericht SächsDSB, S. 22. 
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umfeld“ abbildete.202 Es handelte sich dabei insbesondere um solche Personen, die der Gene-

ralbundesanwalt im Zuge der von ihm geführten Ermittlungen beim BfV bzw. über das BfV 

bei den Verfassungsschutzämtern der Länder durch das Einholen von Erkenntnismitteilungen 

überprüfen ließ.203 Wenig später wurde diese Aufstellung zur sogenannten „100er-Liste“ er-

weitert, die dem LfV Sachsen ab dem 5. Oktober 2012 und dem LKA Sachsen ab dem 10. 

Oktober 2012 vorlag,204 bevor sie am 13. Dezember 2012 auch der damalige 3. UA erhielt.205 

Diese Liste ist durch das BfV als VS-Vertraulich eingestuft worden.206 Inhaltlich gliedert sich 

diese Liste auf in die Kategorien „Täter“ (Böhnhardt und Mundlos), „Beschuldigte“ (13) so-

wie „Personen mit nachgewiesenen Kontakten zu Tätern oder Beschuldigten des Ermittlungs-

verfahrens“ (87).207 Durch Fortschreibungen wuchs diese Liste auf 110 Personen an.208 

 Folgerichtig bezogen sich auch Beweisbeschlüsse des 1. UA über den NSU als in sich 

geschlossener Vereinigung und deren mutmaßliche Mitglieder hinaus auf „weitere Personen 

oder Organisationen aus ihrem Unterstützerumfeld“.209 In dem Zusammenhang vertraten und 

vertreten die einsetzenden Fraktionen weiterhin die auf Tatsachen gestützte Auffassung, dass 

die dem NSU zuzurechnenden Taten im Einzelnen wie in ihrer Gesamtheit nur möglich waren 

durch die Mitwirkung weiterer Personen, wobei es sich auch um solche Personen handeln 

kann, die nicht durch Ermittlungen bekannt wurden oder deren Mitwirkung – beispielsweise 

aus Gründen der Verjährung – nicht oder nicht mehr als strafrechtlich relevant anzusehen ist. 

Bei der Erfüllung von Beweisanträgen orientierten sich jedenfalls das SMI und das SMJus 

und die ihnen nachgeordneten Behörden regelmäßig an jenem Personenkreis des „weiteren 

Unterstützerumfeldes“, der inzwischen durch die sogenannte „129er-Liste“ erfasst wird,210 die 

wiederum als VS-Vertraulich eingestuft wurde.211 Auf Grundlage des Beweisbeschlusses 

ADS 2 legte das LfV Sachsen dem 1. UA Unterlagen von je unterschiedlichem Umfang, Art 

und Herkunft zu folgenden 58 insoweit relevanten Personen vor:212 

                                                
202 AbschlBer UA-BT I, S. 239; vgl. auch ebd., Anl. 15, S. 2. 
203 AbschlBer UA-BT II, Anl. 38, S. 7. 
204 PlPr 5/65, S. 6641. 
205 Vgl. die Bemerkung des Vorsitzenden des 3. UA lt. Wortlautprotokoll v. 25.03.2013. 
206 PlPr 5/65, S. 6641. 
207 AbschlBer UA-BY, S. 116. 
208 UA-BT I, Protokoll Hans-Georg Engelke v. 18.10.2012, S. 106; wobei aber eine solche Zwischenfassung 
weder dem damaligen 3. UA, noch dem 1. UA vorgelegt wurde. 
209 So in ADS 2. 
210 Vorlageschreiben des OAZ in ADS 37; ähnlich das LfV Sachsen in ADS 40, 53, 86, 152, 257, 501. 
211 Dem 1. UA vorliegend als ADS 41, Ordner 108 – VS-Vertraulich. 
212 Siehe die Vorlageschreiben in ADS 40, 53, 86, 152, 257, 501; Namen entnommen aus der nicht eingestuften 
Beweismittelübersicht des UA-Sekretariats. Inwieweit und welche weiteren Namen von Personen, die auf der 
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Uwe Böhnhardt 
Tino Brandt 
Max-Florian B. 
Matthias Rolf D. 
Katrin D. 
Roy E. 
André Eminger 
Maik E. 
Susann E. 
Gunter Frank F. 
Matthias F. 
Lars F. 
Mario F. 
Thomas G. 
Daniel G. 
Patrick G. 
Andreas G. 
Thorsten H. 
Mirko H. 

Ralph H. 
Michael H. 
Gerhard I. 
Pierre J. 
André K. 
Peter Klose 
Johannes K. 
Thorsten K. (jetzt R.) 
Hendrik L. 
Maximilian L. 
Robin L. 
Ralf M. 
Uwe Me. 
Christan M. 
Ursula M. 
Uwe Mundlos 
David P. 
Isabell P. 
Antje P. (jetzt B.) 

Carsten R. 
Thomas R. 
Frank R. 
Thomas Ro. 
Mike S. 
Torsten S. 
Hermann S. 
Frank S. 
Jasin S. 
Thomas S. (jetzt M.) 
Mandy S. 
Kay Norman S. 
Bernd T. 
Björn Uwe W. 
Jan W. 
Patrick David W. 
Jörg W. 
Jacqueline W. 
Ralf Wohlleben 
Beate Zschäpe 

 

Die „129er-Liste“ war durch das BKA bereits am 18. Oktober 2012 erstellt worden.213 

Dem damaligen 3. UA wurde sie auf Grundlage eines Beweisbeschlusses erst am 20. August 

2013 inhaltlich bekannt.214 Sie wurde gegenüber der o.g. „100er-Liste“ um weitere Personen-

kategorien ergänzt;215 dies sind nunmehr: „Täter“ (2), „Beschuldigte“ (13), „Personen mit 

nachgewiesenen Kontakten zu Tätern oder Beschuldigten des Ermittlungsverfahrens“ (85), 

„Personen, die im Rahmen der Ermittlungen überprüft wurden und die Erkenntnisse zu dem 

Phänomenbereich PMK-rechts- aufgewiesen haben“ (17) sowie „Personen, die aus nachrich-

tendienstlicher Perspektive wegen örtlichem und zeitlichem Zusammenhang sowie Szene- 

zugehörigkeit für etwaige Bezüge zum Trio oder weiteren Beschuldigten in Betracht kom-

men“ (12).216 Die Auflistung war für die Ermittlungstätigkeit des GBA wenig bedeutsam, 

vielmehr war sie angelegt worden, um Beweisanträgen des damaligen ersten Untersuchungs-

                                                                                                                                                   
„129er-Liste“ verzeichnet sind, in Unterlagen enthalten sind, die in Erfüllung anderer Beweisanträge vorgelegt 
wurden, darf wegen der Geheimhaltung der Liste nicht dargestellt werden. 
213 AbschlBer UA-BT I, S. 239 f. 
214 Damals: ADS 442; vgl. AbschlBer 3. UA, Verfahrensteil, S. 41. 
215 AbschlBer UA-BT II, Anl. 38, S. 7. 
216 Vgl. die Bemerkungen des Ausschussvorsitzenden in UA-BT II, Protokoll 23 I, S. 21; Zahlenangaben nach 
AbschlBer UA-BT II, Anl. 81, S. 2. 
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ausschusses des Deutschen Bundestages nachzukommen.217 Die aufgelisteten Personen sind 

insoweit überwiegend als mögliche oder tatsächliche ZeugInnen anzusehen.218 Auch nach 

behördlicher Auffassung – hier des BfV – handelt es sich keineswegs um eine Gesamtaufstel-

lung solcher Personen, die etwa „als enge Kontaktpersonen mit Deliktsverstrickung auftra-

ten“.219 Für die Zwecke des 1. UA war die „129er-Liste“ daher, wie für Untersuchungsaus-

schüsse anderer Bundesländer und des Deutschen Bundestages auch, lediglich als pragmati-

sches Recherchemittel anzusehen. 

 

(c) B e a u f t r a g un g  d e r  A k t e n s i c h t u ng  b e im O L G  M ün c h en  

( „E r m i t t l u ng s b e a uf t r ag t e r “ )  

Mit dem vom 1. UA beschlossen Beweisantrag ADS 305 wurde im Wege der Amtshilfe über 

das Bundesministerium der Justiz (BMJ) die Beiziehung von Unterlagen begehrt, die Raub-

überfälle des NSU auf dem Gebiet des Freistaates Sachsen betreffen und vormals bereits dem 

3. UA der 5. Wahlperiode vorgelegen hatten; sowie darüber hinaus die Beiziehung „sämtli-

cher nach dem 8. November 2012 verwahrter weiterer Akten, Dokumente, Dateien oder auf 

andere Weise gespeicherten Daten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die Informationen 

und Erkenntnisse über die seit dem Jahr 1998 auf dem Hoheitsgebiet des Freistaates Sachsen 

begangene Raubserie der Terrorgruppe ‚NSU‘ enthalten“.220 Das zuständige OLG München, 

das die Unterlagen im Zuge des damals laufenden Strafverfahrens gegen Zschäpe u.a. ver-

wahrte, gewährte dem 1. UA daraufhin Akteneinsicht221 und stellte ihm über den Generalbun-

desanwalt Kopien von zwölf Stehordnern zur Verfügung, die zu den Sachakten des Straf- 

verfahrens gehören.222 Im Hinblick auf die angeforderte Vorlage „weiterer Akten“ mit Bezug 

zur Raubserie regte der Vorsitzende Richter am OLG München Manfred Götzl die Einsetzung 

eines Ermittlungsbeauftragten an, da das Ersuchen „de facto einer Sichtung und Bewertung 

des gesamten vorliegenden Aktenbestands“ gleichkomme: 

„Dies können weder der Vorsitzende noch der Senat im Hinblick auf den zeitaufwän-

digen Sitzungsdienst mit Vor- und Nachbereitung leisten. Um Ihrem Informationsbe-

dürfnis Rechnung tragen zu können, rege ich an, einen Ermittlungsbeauftragen oder 
                                                
217 UA-BT 2, Protokoll Jochen Weingarten, S. 22, sowie Protokoll Herbert Diemer, S. 37. 
218 AbschlBer UA-BaWü I, Anl. 2, S. 45. 
219 Zit. n. AbschlBer UA-BT II, Anl. 38, S. 7. 
220 ADS 305, S. 3. 
221 ADS 372. 
222 ADS 373. 
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Sachverständigen zu bestellen und diesem die Sichtung der Akten vornehmen zu las-

sen. Diese Vorgehensweise wurde bereits von mehreren Untersuchungsausschüssen 

anderer Bundesländer praktiziert und hat sich auch in organisatorischer Hinsicht 

schon eingespielt und bewährt.“223 

Diese Einschätzung und Anregung teilte der Generalbundesanwalt im Hinblick auf die 

tatsächliche Struktur der dort geführten Akten: So könne deren nunmehr notwendige Durch-

sicht „nicht auf die vom Beweisbeschluss erfassten Tatkomplexe (Raubüberfälle in Sachsen) 

beschränkt werden, da beispielsweise Zeugenvernehmungen und KT-Untersuchungen an an-

derer Stelle in den Sachakten zusammengefasst abgelegt sind oder relevante Aktenteile erst 

später zu den Sachakten genommen worden sind.“224 Der 1. UA beriet wiederholt diesen Vor-

schlag, den nicht umzusetzen einen Verzicht auf solche Unterlagen bedeutet hätte, die beizu-

ziehen der Ausschuss bereits beschlossen hatte. Das Sächsische Untersuchungsausschussge-

setz enthält indes keine Regelungen über die Einsetzung oder die Beauftragung eines „Ermitt-

lungsbeauftragten“. Daher ersuchte der Ausschuss zunächst um eine Stellungnahme des Juris-

tischen Dienstes des Sächsischen Landtages.225 Nach dessen Einschätzung sei es dem 1. UA 

grundsätzlich möglich, eine noch auszuwählende Person – die Bezeichnung „Ermittlungsbe-

auftragter“ dahingestellt – zu beauftragen, im Sinne einer ordnenden Tätigkeit „die sich beim 

OLG München befindlichen Akten mit der Maßgabe der Erfüllung des Beweisbeschlusses zu 

sichten und die entsprechenden Akten anzuzeigen, um eine Übermittlung an den Untersu-

chungsausschuss zu ermöglichen.“226 

Daraufhin berieten sich die Obleute dahingehend, vorzugsweise eine VertreterIn der 

Landtagsverwaltung für die Aktensichtung heranzuziehen.227 Die Landtagsverwaltung schlug 

im Hinblick auf die in anderen Parlamenten geübte Praxis ihrerseits vor, eine externe Person 

zu beauftragten, namentlich eine solche, die bereits als Beauftragter für mehrere andere NSU-

Untersuchungsausschüsse des Deutschen Bundestages und der Landtage eingesetzt worden 

war.228 Diese sodann angefragte229 Person stand nicht zur Verfügung, empfahl aber die Beauf-

tragung des Herrn Ottmar Breidling, der für einen anderen Untersuchungsausschuss eine ähn-

                                                
223 ADS 372, S. 2. 
224 Ebd., S. 4. 
225 APr 6/17-16, S. 4. 
226 ADS 396, S. 1. 
227 APr 6/17-18, S. 4. 
228 ADS 440 und APr 6/17-19, S. 7 f. 
229 ADS 464. 
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liche Aufgabe erfüllte230 und hernach seine Bereitschaft signalisierte, auch für den 1. UA tätig 

zu werden.231 In der Beratung zur 22. Sitzung des 1. UA erklärten Ausschussmitglieder von 

Minderheits- und Mehrheitsfraktionen, den Vorschlag zur Entsendung mitzutragen oder 

jedenfalls diese Entsendung für alternativlos zu halten. Der 1. UA traf daraufhin den erforder-

lichen Beschluss.232 Er sah in der Hauptsache vor, 

„[…] Herrn Ottmar Breidling zu beauftragen, die mit Beweisbeschluss ADS 305 an-

geforderten Akten, die dort als ‚sämtliche nach dem 8. November 2012 verwahrte wei-

tere Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherte Daten und sons-

tige sächliche Beweismittel, die Informationen und Erkenntnisse über die seit dem 

Jahr 1998 auf dem Hoheitsgebiet des Freistaates Sachsen begangene Raubserie der 

Terrorgruppe NSU‘ bezeichnet sind und die Teile der Sachakten im Verfahren 

6 St 3/12 Zschäpe und 4 andere darstellen zu sichten und die für die Ausschussarbeit 

relevanten Akten zu identifizieren, um eine Übersendung zu ermöglichen.“233 

Zur 26. Sitzung am 13. November 2017 führten die Obleute ein Gespräch mit Herrn 

Breidling und erhielten eine durch ihn gefertigte grobe Übersicht der fortan zu sichtenden 

Akten.234 In der Folge oblag es den einzelnen Fraktionen, Stichworte bzw. Namen zu benen-

nen, die bei der Aktensichtung besondere Berücksichtigung finden sollen. Am 11. Dezember 

2017 erhielten die Ausschussmitglieder eine Kostenprognose, am 18. Januar 2018 einen Zwi-

schenbericht235 und am 9. März 2018 den Entwurf einer Anforderungsliste nebst ergänzenden 

Hinweisen. Die endgültigen Anforderungslisten mit Stand vom 28. März 2018 lagen dem 

1. UA schließlich am 4. April 2018 vor, getrennt nach nicht-eingestuften Unterlagen und Ver-

schlusssachen und mit einem Gesamtumfang von 285 Seiten.236 

  

                                                
230 ADS 466. 
231 ADS 477. 
232 APr 6/17-22, S. 5. 
233 Ebd., Anl. 2, S. 1, Ziff. 1. 
234 APr 6/17-26, S. 4. 
235 ADS 575. 
236 ADS 618 bzw. 619. 
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Auf Grundlage der Auflistungen wurden die nunmehr konkret bezeichneten Unterla-

gen beim OLG München angefordert,237 wobei auf Anregung des dortigen Vorsitzenden 

Richters Götzl hin238 der ursprüngliche Beweisbeschluss zu ADS 305 (siehe oben) mit ent-

sprechenden Erweiterungen neu gefasst und sodann durch den 1. UA beschlossen wurde.239 

Es handelt sich dabei um den einzigen Beweisantrag des 1. UA, der durch Ausschussmitglie-

der von vier Fraktionen – CDU, DIE LINKE, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – initi-

iert wurde. Die angeforderten Unterlagen standen dem 1. UA schließlich als ADS 736 in ei-

nem Umfang von 47 Aktenbänden zu nicht eingestuften Unterlagen und als ADS 759 mit 

einem Umfang von einem Aktenband zu Verschlusssachen zur Verfügung. 

 

I . 4 . 7  B e s o n d er e  V or gä n g e  

I . 4 . 7 . 1  D e n  A u s s c hu s s  i m  Al l ge m ei n e n  b e t r e f f e nd  

(a) Dopp e l r o l l e  de s  s t e l l v e r t r e t end en  B eau f t r ag t en  d e r  

S t aa t s r eg i e r un g  

Mitglieder der Regierung und ihre Beauftragten können an den Ausschusssitzungen teilneh-

men. Sie erhalten dabei auf Wunsch die Gelegenheit, im Zuge der Beweiserhebung an Zeug- 

Innen selbst Fragen zu richten, und sie erhalten darüber hinaus die Gelegenheit, in nichtöf-

fentlichen Beratungen zu den Ergebnissen der Beweisaufnahme Stellung zu nehmen.240 Inso-

weit werden ihnen regelmäßig auch Beratungsgegenstände des Ausschusses bekannt. Der 

Beauftragte der Staatsregierung im 1. UA war Burkhard Kurths, sein Stellvertreter 

Dr. Matthias Falk. Dem 1. UA wurde erst gegen Ende der Beweisaufnahme bekannt, dass 

Herr Dr. Falk im Zusammenhang mit dem sogenannten Löschmoratorium des SMI selbst als 

Zeuge infrage kommt, als der er schließlich auch benannt241 und in der 37. Sitzung befragt 

wurde. Herr Dr. Falk machte den Ausschuss vorab nicht auf seine mögliche Zeugen- 

eigenschaft aufmerksam, obwohl ihm bekannt gewesen sein muss, dass der Umgang mit 

Akten ein Bestandteil des Untersuchungsauftrages ist242 und beispielsweise das Löschmorato-

rium wiederholt in seinem Beisein bei der Befragung von ZeugInnen thematisiert wurde. 

                                                
237 ADS 653. 
238 ADS 663. 
239 ADS 664. 
240 § 10 UAusschG. 
241 ADS 693. 
242 Drs. 6/1241, Pkt. 19, S. 7. 
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Nach seiner Benennung als Zeuge wurde er bei einer solchen Befragung in der 35. Sitzung 

vorübergehend von der Teilnahme an der öffentlichen ausgeschlossen: 

„Valentin Lippmann, GRÜNE: […] Ich habe noch eine weitere Frage. Der Ausschuss 

beschäftigt sich ja auch mit der Frage des Umgangs der Behörden mit dem Komplex 

NSU nach seiner Selbstenttarnung. Vor diesem Hintergrund würde mich interessieren 

[…], inwieweit Ihnen das Löschmoratorium im Zusammenhang mit dem NSU bekannt 

ist. 

Vors. Lars Rohwer: Warten Sie! Da müssten wir jetzt kurz jemanden bitten, uns zu 

verlassen, Herrn Dr. Falk. […] 

Burkhard Kurths, Beauftragter der Staatsregierung: Herr Vorsitzender, aus welchem 

Grund sollte das geschehen? 

Vors. Lars Rohwer: Weil wir einen Beweisantrag einer Fraktion haben, die den  

Kollegen Falk als Zeugen benennt.“243 

Anschließend wurde die Sitzung für eine nicht-öffentliche Beratung unterbrochen. Der 

Vorsitzende begründete sodann den Ausschluss, wobei die zugrundeliegende Auffassung 

auch durch eine Einschätzung des Juristischen Dienstes gestützt wurde. Der Beauftragte der 

Staatsregierung Kurths widersprach dieser Auffassung, in der Folge verließ sein Stellvertreter 

Dr. Falk aber, wie erbeten, den Sitzungssaal. Der weiteren Ankündigung, die Staatsregierung 

behalte sich eine schriftliche juristische Stellungnahme zu dem Vorgang vor, folgte nichts 

nach.244 Bei der späteren Einvernahme des Zeugen Dr. Falk machte dieser im Übrigen Anga-

ben zu seiner derzeitigen beruflichen Verwendung: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: […] Sie haben es gerade erwähnt: Sie sind derzeit  

Abteilungsleiter beim LfV. Womit sind Sie dort befasst? Können Sie uns das sagen? 

Zeuge Dr. Matthias Falk: Ich leite die Abteilung 3. Das ist die Beschaffungsabteilung, 

die die VP-Führung beinhaltet, Spionageabwehr, Observation, Forschung und  

Werbung.“245 

                                                
243 1. UA, Protokoll Wichitill v. 25.06.2018, S. 14 f. 
244 APr 6/17-35, S. 3, 5. 
245 1. UA, Protokoll Dr. Falk v. 03.09.2018, S. 7. 
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Dies war dem 1. UA bis dahin nicht bekannt. Die Ausschussmitglieder konnten viel-

mehr aufgrund früherer Angaben davon ausgehen, dass Dr. Falk als Referent im Fachauf-

sichtsreferat für das LfV im SMI tätig ist. Die Tatsache, dass er zwischenzeitlich aber, ohne 

entweder seine Rolle gegenüber dem 1. UA transparent zu machen oder aber seine Funktion 

im Ausschuss aufzugeben, eine leitende Funktion in einem zentralen Bereich des LfV über-

nommen hat, erachten die Ausschussmitglieder der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN als problematisch: Zwar existiert schlicht keine Regelung, welche Perso-

nen als Beauftragte der Staatsregierung infrage kommen und welche nicht; dies ist ins Belie-

ben der Staatsregierung gestellt. Gleichwohl liegt hier ein politischer Affront gegenüber dem 

1. UA vor: Einerseits stand, seit längerem unbemerkt, das Kontrollverhältnis des Ausschus-

ses, der sich auch mit operativen Vorgängen des LfV befasst, gegenüber diesem Amt auf dem 

Kopf. Andererseits ist nicht auszuschließen, dass andere ZeugInnen des 1. UA, die selbst im 

LfV tätig sind oder waren, in Herrn Dr. Falk einen ihrer Vorgesetzten erkannten und damit 

nicht mehr unbefangen auszusagen vermochten. 

 

(b) I n t e r v e n t i on  d e s  s t e l l ve r t r e t e nd e n  B e au f t r ag t en  d e r  

S t a a t s r eg i e r un g  b e i  e in e r  Z eu g e nb ef r ag u n g   

Von dem Recht der Beauftragten der Staatsregierung, Fragen an ZeugInnen zu richten und zu 

den Ergebnissen der Beweiserhebung Stellung zu nehmen, machten diese vor Abschluss der 

Beweisaufnahme des 1. UA in zwei Fällen Gebrauch. Im ersten Fall richtete der stellvertre-

tende Beauftragte Kurths während einer Einvernahme in der 14. Sitzung eine Frage an die 

Zeugin Dr. Findeiß.246 Im zweiten Fall merkte der Beauftragte in der Beratung unmittelbar 

nach der Einvernahme der Zeugen Fromm und Dr. Maaßen in der 16. Sitzung, dass eine bei 

den Befragungen erwähnte Aussage der früheren Zeugin Dr. Findeiß nach seiner Auffassung 

unzutreffend referiert worden sei.247 Darüber hinaus wurde die laufende Einvernahme des 

Zeugen Lange in der 19. Sitzung infolge einer Wortmeldung des stellvertretenden Beauftrag-

ten der Staatsregierung Dr. Falk kurz unterbrochen. Die Befragung des Zeugen drehte sich 

um die Frage, ob es zutrifft, dass der Zeuge im Jahr 2000 – damals als Leiter des Referats 21 

des LfV Sachsen – Kenntnis davon erhielt, dass eine Quelle des Hauses über Schusswaffen 

                                                
246 1. UA, Protokoll Dr. Pia Findeiß v. 29.06.2016, S. 25 f. 
247 APr 6/17-16, S. 3. 
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verfügte, die daraufhin durch das LfV dem LKA Sachsen übergeben wurden. Dazu ergab sich 

folgender, hier auszuweise wiedergegebener Wortwechsel:248 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Sie haben also Herrn Ansorge nicht selber geführt? 

Zeuge Volker Lange: Nein. 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Okay. 

Vors. Lars Rohwer: Frau Köditz, ganz kurz: Der Beauftragte der Staatsregierung hat 

sich zu Wort gemeldet. 

Dr. Matthias Falk, Stellvertreter des Beauftragten der Staatsregierung: Danke, Herr 

Vorsitzender. – Zugunsten des Zeugen muss ich hier mal einschreiten. Ich bin jetzt 

lange dabei in Untersuchungsausschüssen zum NSU, aber dieser Sachverhalt, der ge-

rade abgefragt ist, ist mir noch nie untergekommen. Und ich weiß nicht, ob ein einzel-

ner Waffenbesitzsachverhalt gleich als Terrorsachverhalt rechtsextremistischer Art zu 

betrachten ist. Ich bitte doch um Prüfung, inwieweit das mit dem Einsetzungsbeschluss 

hier überhaupt noch etwas zu tun hat. – Danke. 

Vors. Lars Rohwer: Dann unterbreche ich kurz die Sitzung und würde mich kurz mit 

dem Juristischen Dienst verständigen. […] [Unterbrechung] 

Ich habe mich kurz mit dem Juristischen Dienst besprochen und mir die Akte selbst 

noch einmal angeschaut. Es ist eine Akte, die uns von der Staatsregierung zur Verfü-

gung gestellt worden ist auf der Grundlage des Einsetzungsbeschlusses; also hat man 

offensichtlich eine Thematik gesehen, dass es auch diesen Untersuchungsausschuss 

angeht, der ja sehr weit gefasst ist, was seinen Einsetzungsbeschluss betrifft, angeht. 

Es ist ja keine Akte – um es so zu formulieren –, die nicht einfach so zu uns gekommen 

ist, sondern sie kommt auf der Grundlage des Einsetzungsbeschlusses hierher. 

Dr. Matthias Falk, Stellvertreter des Beauftragten der Staatsregierung: Gut. Vielen 

Dank für den Hinweis. Künftig bitten Sie die Staatsregierung, Aktenlieferung konkret 

am Einsetzungsbeschluss zu prüfen. Das wird aber sicherlich nicht ohne Konfron- 

tation abgehen; denn wir sind bislang immer sehr, sehr freundlich mit Aktenlieferun-

gen umgegangen. Jetzt wird daraus der Umkehrschluss gezogen: Alles, was die 

                                                
248 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 14 f. 
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Staatsregierung geliefert habe, sei per se NSU-relevant. Dazu ist meine Sichtweise 

doch eine andere.“ 

Die Ausschussmitglieder der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN teilen die Auffassung des Vorsitzenden. Davon abgesehen kommt das Recht, konkrete 

Fragen oder ganze während der Befragung thematisierte Sachverhalte zu beanstanden und 

zugunsten des Zeugen „einzuschreiten“, der Staatsregierung und ihren VertreterInnen nicht 

zu. Es ist auch für die Erwägung, ob eine bestimmte Frage unzulässig sein könnte, ohne jeden 

Belang, ob sie der Staatsregierung oder ihren VertreterInnen schon einmal „untergekommen“ 

ist. Die Arbeit des 1. UA gab im Übrigen – so weit bekannt – der Staatsregierung, ihren nach-

geordneten Behörden und auch sonst keiner zur Aktenvorlage verpflichteten Stelle je einen 

Anlass, an der Rechtmäßigkeit des Untersuchungsauftrages insgesamt oder der Sachge-

mäßheit einzelner zu seiner Erfüllung vorgenommener Beweiserhebungen zu zweifeln. Das 

Recht auf Aktenvorlage gehört zum Wesenskern des Untersuchungsrechts und besteht unab-

hängig davon, ob die Regierung ihrer eigenen Auffassung nach „sehr, sehr freundlich“ mit 

Aktenlieferungen umgehe. Die Intervention des stellvertretenden Beauftragten kann hier nur 

als die freilich haltlose Drohung verstanden werden, künftig nicht mehr „freundlich“ vorzu-

gehen, womöglich also Akten nicht herauszugeben, sollten die Ausschussmitglieder weiter 

von ihrem Recht Gebrauch machen, der Staatsregierung unter Umständen unangenehme 

Sachverhalte öffentlich zu thematisieren. 

 

I . 4 . 7 . 2  Z e ug I n n e n  d e s  A u s s c hu s s e s  b e t r e f f e n d  

(a) V e r n i c h t u ng  v o n  29  B e we i s a n t r ä g en  zu r  E i n ve r n a hm e  we i t e r e r  

Z e ug I n n e n   

Die Ausschussmitglieder der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fer-

tigten am 28. September 2016 insgesamt 29 Beweisanträge249 und reichten diese im Vorfeld 

der 15. Sitzung des 1. UA, die am 7. November 2016 stattfand, mit der Absicht der Einbrin-

gung und Abstimmung ein, um künftige ZeugInnen des Ausschusses zu benennen. Per E-Mail 

vom 14. Oktober 2016, die sämtlichen UA-Mitgliedern zuging, informierte das Ausschuss-

sekretariat allerdings über die Bitte des Ausschussvorsitzenden, „die Beweisanträge ADS 314 

                                                
249 ADS 314 bis 342. 
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bis 342 zu vernichten, da noch eine Klärung zu ihrer Zulässigkeit erfolgen muss.“250 Für die 

Mitglieder waren die Beweisanträge hernach auch elektronisch nicht mehr abrufbar. Ergän-

zend informierte der Juristische Dienst des Sächsischen Landtages die Ausschussmitglieder 

per E-Mail vom 18. Oktober 2016, dass die Beweisanträge in der kommenden Sitzung nicht, 

wie von den UrheberInnen beabsichtigt, eingebracht und beschlossen werden können, „da sie 

den Mitgliedern des Ausschusses nicht mehr vorliegen.“ In dem Zusammenhang wurde ange-

kündigt, dass der Vertreter der Staatsregierung einen Vorschlag unterbreiten werde, „wie mit 

einzelnen Beweisanträgen, die entsprechend zu schützende Namen enthalten, umgegangen 

werden kann.“251 

Insoweit wurde unterstellt, dass die eingezogenen Beweisanträge, zu deren Vernich-

tung aufgefordert wurde, zu schützende Namen enthalten hätten, die nicht oder jedenfalls 

nicht offen hätten genannt werden dürfen. Die ursprünglich angekündigte Klärung der Zuläs-

sigkeit war zu dem Zeitpunkt bereits nicht mehr möglich, da die in Rede stehenden Beweisan-

träge dem Ausschuss nicht mehr vorlagen. In der Folge konnte die qualifizierte Minderheit im 

Ausschuss, d.h. die Mitglieder der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

ihr Beweiserhebungsrecht durch den Eingriff des Ausschussvorsitzenden zumindest vorüber-

gehend nicht wahrnehmen. Ausgehend von einer Besprechung der Obleute teilte der Aus-

schussvorsitzende sodann im Beratungsteil der 15. Sitzung des 1. UA mit, dass sich die 

Obleute am selben Tag auf eine Verfahrensweise verständigt hätten, wodurch die Persönlich-

keitsrechte der ZeugInnen gewahrt blieben. Entsprechend dieser Absprache könnten die Be-

weisanträge neu eingereicht werden.252 

Die Mitglieder der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fügten 

sich dieser Absprache, um den Fortgang der Beweisaufnahme nicht zu verzögern. Daran an-

knüpfend führte der Beauftragte der Staatsregierung gegenüber dem 1. UA im Nachhinein mit 

Schreiben vom 17. November 2016 zur „Frage der Modalitäten einer möglichen zeugen-

schaftlichen Vernehmung von Mitarbeitern des Landesamtes für Verfassungsschutz Sachsen 

(LfV)“ näher aus, dass solche Personen bereits im Beweisantrag anonymisiert werden müss-

ten. Ausnahmen, d.h. Benennungen mit Klarnamen, seien nach dieser Auffassung nur mög-

lich im Falle einiger weniger, exponierter VertreterInnen des Amtes. Begründet wurde dies 

mit der Funktionsfähigkeit des Amtes im Allgemeinen und insbesondere mit einer möglichen 

Gefährdung von Leib, Leben oder Freiheit solcher Personen, bei denen bekannt wird, dass sie 
                                                
250 E-Mail v. 14.10.2016. 
251 E-Mail v. 18.10.2016. 
252 APr 6/17-15, S. 5. 
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für einen Nachrichtendienst arbeiten, wobei sich diese Gefährdung auch auf Quellen erstre-

cken könne. Daher solle anstelle der Namen eine mit dem SMI zu vereinbarende „Codierung“ 

genutzt werden.253 

Die Mitglieder der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN folgten 

dieser Vorgabe wiederum, um den Fortgang der Beweisaufnahme nicht zu verzögern,254 und 

brachten in der Folgezeit dementsprechend „codierte“ Beweisanträge ein. Tatsächlich war es 

aber durch die ursprünglich gestellten und dann vernichteten Beweisanträge keineswegs zu 

einer öffentlichen Benennung von MitarbeiterInnen des LfV gekommen, noch drohte sie un-

mittelbar, da die Beweisanträge und -beschlüsse des 1. UA nicht öffentlich verteilt werden. 

Zudem enthielten nach der Erinnerung der UrheberInnen die eingezogenen und vernichteten 

Beweisanträgen gerade auch solche Personen, deren Namen nach der Maßgabe des SMI 

durchaus öffentlich genannt werden dürfen – nämlich frühere und aktuelle PräsidentInnen, 

AbteilungsleiterInnen und PressesprecherInnen des LfV Sachsen sowie Personen, die bereits 

im früheren 3. UA völlig unbeanstandet unter ihren Klarnamen befragt worden waren. 

 

(b) P s e u do n ym b e n an n t e  Z e u gI nn e n  

Die Beweisaufnahme eines Untersuchungsausschusses des Sächsischen Landtages erfolgt 

grundsätzlich öffentlich.255 Dem Öffentlichkeitsprinzip tragen auch die Verfahrensgrundsätze 

Rechnung, die sich die Mitglieder des 1. UA gaben, wenn auch Ausnahmen vorgesehen 

sind.256 So erfolgten im Verlauf der Beweisaufnahme des 1. UA  Teile der Einvernahmen 

dreier Zeugen (Dr. Maaßen, Boos und Tüshaus) in drei verschiedenen Sitzungen257 wegen 

dabei thematisierter Sachverhalte nicht-öffentlich. Darüber hinaus fanden fünf der Beweis-

aufnahmesitzungen258 unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt, da die zu diesen Terminen 

geladenen insgesamt zwölf ZeugInnen von vorn herein nur geheim vernommen werden durf-

ten. Dabei handelt es sich teils um solche Personen, die nach den bereits dem 3. UA der 

vorangegangenen Wahlperiode bekannten Angaben des LfV Sachsen befasst waren mit der 

Operation „Terzett“,259 mit der Führung nachrichtendienstlicher Quellen im Bereich und Um-

                                                
253 ADS 357. 
254 ADS 409. 
255 § 8 Abs. 1 SächsUAusschG. 
256 D.i. ADS 17, Ziff. 8.1 sowie 8.2 f. 
257 Dies betrifft die 16., 20. und 21. Sitzung. 
258 Dies betrifft die 23. und 24. sowie 30. bis 32. Sitzung. 
259 ADS 41, Ordner 130. 
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feld der sogenannten Sektion Sachsen der Organisation „Blood & Honour“260 sowie mit dem 

Phänomenbereich „Rechtsextremismus“ im Allgemeinen.261 Die jeweiligen Personen sind 

dabei nicht mit ihrer Klaridentität benannt, sondern als „Mitarbeiter“ bezeichnet und mithilfe 

von Zahlen codiert worden. Aus Fürsorge- und Geheimschutzgründen wurde eine korrespon-

dierende Auflistung der Klaridentitäten im LfV Sachsen vorgehalten, dem Ausschuss selbst 

lag sie nicht vor. Dieses bereits im 3. UA der vorangegangenen Wahlperiode praktizierte 

Vorgehen wurde auf Anregung des SMI im 1. UA beibehalten.262 Zur Begründung wurde 

ausgeführt: 

„Allein das Bekanntwerden des Umstandes, dass eine bestimmte Person in einem 

Nachrichtendienst arbeitet, kann nach allgemeinen nachrichtendienstlichen Erfahrun-

gen Gefährdungen zur Folge haben, die auch die Rechtsgüter Leib, Leben oder Frei-

heit des Betroffenen beeinträchtigen können. Das extremistisch geprägte Beobach-

tungsfeld schafft dabei in besonderem Maße Gefährdungen. Eine Anonymisierung der 

Mitarbeiter ist darüber hinaus auch aus Gründen der Funktionsfähigkeit des Amtes 

selbst erforderlich. Personen, die der Öffentlichkeit bekannt sind, könnten, auch wenn 

sie unter einem Decknamen auftreten, ggf. identifiziert werden und wären dann für 

operative Tätigkeiten künftig nicht mehr oder nur noch eingeschränkt verwendbar. 

Dies würde die Einsatzfähigkeit dieser Personen gefährden. Die Identifizierung von 

Mitarbeitern, die in der Informationsbeschaffung eingesetzt wurden oder werden, 

kann schließlich auch deren Quellen an Leib, Leben oder Freiheit gefährden, wenn 

diese über die betroffenen Mitarbeiter Kontakt mit dem LfV halten. Hier wäre die Ver-

traulichkeit des Kontaktes u. U. nicht mehr gewährleistet.“263 

Nach dieser Argumentation werde angesichts der geltend gemachten Gefährdungen 

das parlamentarische Aufklärungsinteresse im Kern nicht verletzt, vielmehr werde davon aus-

gegangen, „dass für die Zwecke des Untersuchungsausschusses eine namentliche Identifizie-

rung von dem UA nicht namentlich bekannten LfV-Mitarbeitern […] von untergeordneter 

Bedeutung ist.“264 Ausnahmen seien demnach nur möglich für die aktuellen oder früheren 

PräsidentInnen, AbteilungsleiterInnen oder PressesprecherInnen des LfV, die unter ihren 

Klarnamen – soweit sie bekannt sind – als ZeugInnen benannt werden können. Diese Auffas-

                                                
260 ADS 41, Ordner 131. 
261 ADS 43, Ordner 36. 
262 ADS 357. 
263 Ebd., S. 1. 
264 Ebd., S. 1 f. 
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sung teilen die Ausschussmitglieder der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN ausdrücklich nicht: Trotz möglicherweise berechtigter Geheimhaltungsinteressen 

kann der Ausschuss die Frage, was für ihn von welcher Bedeutung ist, nur selbst entscheiden, 

nicht aber die Staatsregierung und die ihr nachgeordneten Behörden. Zudem erfordert es die 

konkrete Untersuchungstätigkeit regelmäßig, anhand der Auswertung vorliegender Unterla-

gen potentielle ZeugInnen zu identifizieren und die geladenen ZeugInnen mit in Akten doku-

mentierten Vorgängen in Verbindung bringen zu können. Diese Möglichkeit bestand hinsicht-

lich des LfV Sachsen für den 1. UA die gesamte Zeit über nur eingeschränkt, zumal die 

Namen von MitarbeiterInnen selbst in eingestuften Akten in der Regel unkenntlich gemacht 

wurden. Das zusätzliche Vorenthalten der uncodierten Auflistung von bestimmten 

MitarbeiterInnen widerspricht im Übrigen dem Grundsatz, dass nicht Geheimhaltung gegen-

über, sondern durch den Ausschuss erfolgen soll.265 

Gleichwohl erwies sich das praktizierte Vorgehen angesichts des Interesses, die Be-

weisaufnahme ohne Unterbrechungen fortzusetzen, als alternativlos. Insoweit wurde auch 

dem durch das SMI vorgeschlagenen Vorgehen gefolgt, weitere infrage kommende Zeug- 

Innen nicht, wie sonst üblich, offen zu benennen. Vielmehr sollten 

„[…] diese Namen vorab durch die Antragsteller in einer Liste beim Ausschussvorsit-

zenden eingereicht werden. Die Liste wäre sodann nicht als ADS zu verteilen, sondern 

als VS-Vertraulich einzustufen und dem SMI zu übermitteln, welches […] eine codier-

te Auflistung der vom Geheimhaltungsbedürfnis betroffenen Mitarbeiter erstellt. Diese 

Auflistung würde das SMI sodann dem Ausschuss zum Zwecke der anonymen Zeugen-

benennung und Ladung zur Verfügung stellen. Beweisanträge könnten dann unter 

Verwendung der Codierung statt des Namens offen gestellt werden. Während der spä-

teren Zeugenaussage müsste die Anonymität solcher Zeugen durch geeignete Vorkeh-

rungen gewahrt werden."266 

Derart gingen die Ausschussmitglieder der Fraktion DIE LINKE und der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vor und erbaten mit einem sodann als VS-Vertraulich einge-

stuften Schreiben vom 13. März 2017, das sie dem Vorsitzenden überreichten, die codierte 

Bezeichnung von insgesamt 20 ehemaligen und aktuellen MitarbeiterInnen des LfV Sach-

sen.267 Das SMI teilte diese weiteren codierten Namen mit Schreiben vom 12. April 2017 

                                                
265 Vgl. Peters 2012, Rdnr. 253, S. 160. 
266 ADS 357, S. 2. 
267 ADS 409. 
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mit.268 Unter Bezug auf die dann insgesamt vier dem 1. UA vorliegenden codierten Auflis-

tungen von MitarbeiterInnen des LfV beantragten die Ausschussmitglieder der Fraktionen 

DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN schließlich die sodann durch den 1. UA be-

schlossene und umgesetzte Einvernahme von Mitarbeiter 3, Mitarbeiter 14, Mitarbeiter 19, 

Mitarbeiter 32, Mitarbeiter 33, Mitarbeiter 50, Mitarbeiter 59, Mitarbeiter 66, Mitarbei-

ter 70, Mitarbeiter 84, Mitarbeiter 95 und Mitarbeiter 107.269 

 

(c) G e h e im e  V er n eh m un g en  u n d  we i t e r e  Sc h u t zm a ßn a hm e n   

Vor der ersten Einvernahme von einem der codierten ZeugInnen teilte der Beauftragte der 

Staatsregierung mit, „Voraussetzung für die Zeugenbefragung“ sei die Vernehmung „aus-

schließlich in geheimer Sitzung.“270 Auf weitere Nachfrage teilte der Beauftragte mit, dass 

dies für sämtliche codierten ZeugInnen gelte.271 Mit jeweils einigen Enthaltungen beschlossen 

die Mitglieder des 1. UA aus Gründen des Zeugenschutzes gem. § 8 Absatz 2 i.V.m. Absatz 3 

UAusschG sodann den Ausschluss der Öffentlichkeit bei den betreffenden Sitzungen.272 

Über die Vernehmung in geheimer Sitzung hinaus wurden durch das SMI noch zusätz-

liche Abschirmmaßnahmen zur Voraussetzung einer Einvernahme gemacht: So wurden alle 

codierten ZeugInnen nicht, wie sonst üblich, durch den Ausschuss anhand deren Angaben zur 

Person, sondern ersatzweise durch den Sicherheitsbeauftragten des Sächsischen Landtages 

identifiziert.273 Für einzelne ZeugInnen galten weitere Bestimmungen, die mit ihrer besonde-

ren Stellung, Funktion und Tätigkeit begründet wurde, etwa dem Umstand, im Bereich der 

Beschaffung tätig zu sein.274 So war für Mitarbeiter 59 eine optische Abschirmung mithilfe 

einer sog. Spanischen Wand vorgesehen, sodass der Zeuge für die Sitzungsteilnehmer gar 

nicht direkt sichtbar war.275 Die ZeugInnen Mitarbeiter 3, Mitarbeiter 19, Mitarbeiter 32 

sowie Mitarbeiter 107 verfremdeten ihr Aussehen.276 In diesen Fällen hatten die Sitzungsteil-

nehmerInnen nur eine eingeschränkte oder gar keine Möglichkeit, sich zu vergewissern, um 

wen es sich bei der erschienenen Person tatsächlich handelt. Im Nachgang stellte sich heraus, 
                                                
268 ADS 428. 
269 ADS 454 bis 457 und ADS 555 bis 562. 
270 ADS 482, S. 1. 
271 E-Mail des Ausschusssekretariats v. 21.09.2017; beachte auch ADS 599 u. ADS 629. 
272 APr 6/17-22, S. 6 u. APr 6/17-29, S. 5 f. 
273 ADS 629. 
274 APr 6/17-22, S. 4; siehe auch E-Mail des Ausschusssekretariats v. 21.09.2017. 
275 ADS 482. 
276 ADS 599 u. ADS 629. 
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dass bei zumindest einem der codierten Zeugen, Mitarbeiter 66, die geheime Durchführung 

der Einvernahme offenbar nicht aus dem Inhalt seiner Ausführungen oder dem Charakter sei-

ner früheren Tätigkeit folgte, sondern auf einer – dem Ausschuss nicht näher bekannten und 

insoweit auch nicht nachprüfbaren – bloßen Selbsteinschätzung beruhte, nach wie vor gefähr-

det zu sein.277 Den Mitgliedern des 1. UA ist außerdem bekannt, dass insbesondere dieser 

Zeuge bei seiner früheren Tätigkeit für das LfV Sachsen seinen Klarnamen verwendete und 

diesen auch bei der Fertigung von Unterlagen einsetzte, die das LfV Sachsen verließen.278 

Die Wortlautprotokolle der geheim durchgeführten Befragungen wurden ihrerseits mit 

dem Verschlusssachengrad VS-Geheim eingestuft. Dem 1. UA wurden jedoch, um geheim-

haltungsbedürftige Sachverhalte entsprechend gekürzt, „herabgestufte“ Fassungen dieser 

Protokolle vorgelegt, die keine Verschlusssachen sind. 

 

(d) N u t z un g  e i n e s  a bh ör g e s c hü t z t e n  R au me s   

Die geheimen Befragungen durften nicht im üblichen Sitzungsraum des 1. UA stattfinden. 

Nach Ziffer II. Absatz 4 des Geheimhaltungsbeschlusses279 des 1. UA muss die Beweisauf-

nahme über als Verschlusssache „VS-Vertraulich“ oder höher eingestufte Unterlagen und 

Informationen in hierfür vorgesehenen Räumen erfolgen. Relevant wurde dieser Umstand für 

den Ausschuss erstmals im Vorfeld der Einvernahme der ehemaligen Präsidenten des BfV 

Fromm und Dr. Maaßen am 30. Januar 2017. Über einen entsprechend geeigneten, d.h. ab-

hörgeschützten Raum, auf den der 1. UA hätte zurückgreifen können, verfügte der Sächsische 

Landtag zu diesem Zeitpunkt jedoch nicht. Der Präsident des Sächsischen Landtages infor-

mierte die Obleute des Ausschusses daher mit Schreiben vom 29. September 2016 darüber, 

dass geheime ZeugInnenbefragungen in Umsetzung eines Präsidiumsbeschlusses im abhörge-

schützten Raum des LfV Sachsen stattfinden müssen.280 Nach Darstellung der Landtags- 

verwaltung wäre die Nutzung dieses Raumes geknüpft an eine rechtzeitige „Anmeldung“ der 

SitzungsteilnehmerInnen – überwiegend also der mandatierten Mitglieder des 1. UA – gegen-

über dem LfV, „damit das LfV die erforderliche Überprüfung im Nachrichtendienstlichen 

Informationssystem (NADIS) des VS-Verbundes vornehmen kann.“ Zudem wären beim Be-

                                                
277 APr 6/17-23, 4. 
278 So z.B. ADS 43, Ordner 40, Teil 2, Bl. 54. 
279 D.i. ADS 18. 
280 Schreiben v. 29.09.2016, S. 1. 
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treten des Gebäudes bzw. Sitzungsraumes alle elektronischen Kommunikationsgeräte „in den 

Schließfächern des LfV“ abzulegen.281 

Inwieweit eine Überprüfung von Landtagsabgeordneten durch einen Geheimdienst tat-

sächlich „erforderlich“ sei, wurde nicht dargelegt. Diese Lösung, die einer Überprüfung von 

Abgeordneten durch das LfV nach sich gezogen hätte, nahmen die Ausschussmitglieder in 

ihrer Beratung zur 14. Sitzung am selben Tag zunächst zur Kenntnis.282 Vorsorglich – sollten 

die beiden Zeugen tatsächlich Angaben in geheimer Sitzung machen wollen – bat der Aus-

schussvorsitzende das LfV Sachsen sodann, den abhörgeschützten Konferenzraum am Sit-

zungstag zur Verfügung zu stellen.283 Dies sagte das LfV auch zu.284 Gleichwohl erhielten die 

Ausschussmitglieder Kenntnis von der alternativen Möglichkeit, durch Ausstattung eines 

Raumes mit mobiler bzw. auszuleihender Technik unter anderem des BfV und unter Beach-

tung weiterer Sicherheitsvorkehrungen eine Interimslösung im eigenen Haus zu erhalten.285 

Die Nutzung dieses eigenen Raumes anstelle des LfV-Konferenzraumes wurde von allen 

Fraktionen favorisiert286 und war sodann nach Abnahme der durchgeführten Baumaßnahmen 

auch bis zum Abschluss der Beweisaufnahme des 1. UA möglich.287 Dort fanden die zwölf 

geheimen Einvernahmen statt, die der Ausschuss durchführte. 

 

(e) A n r eg u ng  d e s  B M I ,  B ef r a g un g s in h a l t e  vo r ab  m i t z u t e i l e n  

Im Vorfeld der Einvernahme der früheren Präsidenten des BfV Fromm und Dr. Maaßen 

wandte sich der Beauftragte des Bundesministerium des Innern für den Dritten Untersu-

chungsausschuss des Deutschen Bundestages der 18. Legislaturperiode schriftlich an den 

1. UA und versicherte, das BMI unterstütze „die Aufklärungsbemühungen des NSU-

Untersuchungsausschusses des Sächsischen Landtags […] im Rahmen der geltenden Rechts-

lage vorbehaltlos und in vollem Umfang.“288 Weiter hieß es: 

  

                                                
281 Ebd., S. 3. 
282 APr 6/17-14, S. 6. 
283 ADS 312. 
284 ADS 344. 
285 E-Mail v. 17.10.2016. 
286 APr 6/17-15, S. 6 f. 
287 Schreiben des Präsidenten des SLT an die Obleute des 1. UA v. 18.01.2017. 
288 ADS 350, S. 1. 
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„Bei den beschlossenen Zeugen handelt es sich um Präsidenten des Bundesamtes für 

Verfassungsschutz, die in den unmittelbaren Informationsaustausch [mit sächsischen 

Behörden] der regelmäßig auf Bearbeiterebene stattfindet, nicht eingebunden waren. 

Deshalb ist es zielführend, wenn Ihr Ausschuss auf der Grundlage der Akten der säch-

sischen Behörden die zu behandeln [sic!] Sachverhalte präzisiert. Dies würde den 

Zeugen des Bundesamtes für Verfassungsschutz eine zielgerichtete Vorbereitung ihrer 

Vernehmungen ermöglichen. Ein solches Vorgehen hat sich auch bei den Amtshilfeer-

suchen der anderen NSU-Untersuchungsausschüsse der Länder bewährt. Ich rege da-

her an, dass auf der Grundlage der Aktensichtung der sächsischen Behörden Ihr 

Amtshilfeersuchen um die Benennung konkreter Sachverhalte ergänzt wird.“291 

Diese Anregung kam nach Auffassung des Ausschussmitglieder der Fraktionen DIE 

LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN dem Versuch gleich, den ZeugInnen des 1. UA die 

bei der Einvernahme zu erörternden Fragenkomplexe nebst der ggf. vorhaltfähigen Aktenlage 

vorab bekannt zu machen. Ob dies tatsächlich, wie behauptet, durch andere NSU-

Untersuchungsausschüsse der Länder so praktiziert wird, entzieht sich der Kenntnis der Aus-

schussmitglieder. Die Obleute vereinbarten, dass es durch den Ausschuss keine Benennung 

von Themenkomplexen geben werde,292 zumal die durch den 1. UA beschlossenen Beweis- 

anträge bereits Angaben erhalten, zu welchen Fragestellungen ‚insbesondere‘ Beweis erhoben 

werden soll. Dazu gehörte in den vorliegenden Fällen u.a. die Frage, „ob ein Arbeitsverhältnis 

zwischen Beate Zschäpe und einem V-Mann des Bundesamtes für Verfassungsschutz be-

stand“ und welche Kenntnisse im Weiteren über die Gruppierung NSU erlangt wurden.293 

Sodann teilte der Ausschussvorsitzende dem BMI schriftlich mit: „Die Obleute des Unter- 

suchungsausschusses haben sich mit Ihrem Anliegen befasst und übereinstimmend entschie-

den, keine über die Beweisanträge hinausgehenden Einschränkungen vorzunehmen.“294 Eine 

Antwort des BMI erfolgte nicht. 

 

  

                                                
291 Ebd., S. 2. 
292 APr 6/17-15, S. 6. 
293 ADS 202, S. 3, und ident. in ADS 203, S. 3. 
294 ADS 358, S. 1. 
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I . 4 . 7 . 3   U n t e r l ag e n  de s  A u s s c h u s s e s  be t r e f f end  

(a) K e i n e  e l e k t r o n i s ch e n  Ko p ie n ,  „ K op i e r v e r b o t “  f ü r  U n t e r l ag e n  

Nach den Verfahrensgrundsätzen des 1. UA konnte jede Fraktion je eine Arbeitskopie der 

dem Untersuchungsausschuss übermittelten Beweisunterlagen erhalten, soweit diese Unterla-

gen nicht höher als VS-NfD eingestuft waren295 und soweit sie außerdem keine besonders 

schutzwürdigen personenbezogene Daten, Geschäftsgeheimnisse oder sonstige vertrauliche 

oder geheimhaltungsbedürftige Informationen enthielten.296 Anders, als in einigen der ver-

gleichbaren Untersuchungsausschüsse in Bund und Ländern praktiziert und durch Mitglieder 

des 1. UA ausdrücklich angeregt,297 wurden diese Arbeitskopien auf Anforderung grundsätz-

lich nur in Papierform gefertigt und nicht elektronisch zur Verfügung gestellt bzw. für diesen 

Zweck digitalisiert. Diesem Verzicht lag die Feststellung zugrunde, dass eine Digitalisierung 

mittels händischem Einscannen durch die Landtagsverwaltung zeitlich und personell nicht 

geleistet werden kann,298 ungeachtet der Tatsache, dass ein – im Zeitverlauf noch deutlich 

anwachsender – Teil der Beweismittel dem 1. UA ohnehin nicht im Original, sondern von 

vornherein als PDF-Dateien auf elektronischen Datenträgern zur Verfügung gestellt wurde, 

also bereits digitalisiert war. Den Mitgliedern des 1. UA wurden auch keine Arbeitskopien 

dieser Datenträger zur Verfügung gestellt. Insgesamt entfiel damit auch die Möglichkeit, 

große Datenmengen mit elektronischen Hilfsmitteln, etwa einer Volltextsuche, zu erschließen. 

Darüber hinaus durften von einzelnen Aktenbänden, die dem 1. UA als Beweismittel 

vorlagen, keine Kopien angefertigt werden, da in ihnen besonders schutzwürdige personenbe-

zogene Daten im Sinne der Verfahrensgrundsätze, Ziff. 8.2, enthalten seien.299 Bei den Unter-

lagen handelt es sich um als VS-NfD eingestufte Dokumente des LfV Sachsen zum Löschmo-

ratorium sowie zu mehreren auf der „129er-Liste“ verzeichneten Personen.300 Bei der Vorlage 

dieser Unterlagen hatte das LfV – wie üblich – darauf hingewiesen, dass die Unterlagen per-

sonenbezogene Daten enthalten und der 1. UA gebeten werde, durch geeignete Vorkehrungen 

dem Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung Rechnung zu tragen.301 Für die UA-

Mitglieder der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist die sich erge-

                                                
295 ADS 17, Ziff. 9.2, S. 5. 
296 Ebd., Ziff. 8.2, S. 4. 
297 APr 6/17-01, S. 5. 
298 APr 6/17-02, S. 7 f. 
299 APr 6/17-11, S. 11, und APr 6/17-12, S. 6. 
300 ADS 256, Ordner 1, sowie ADS 257, Ordner 2. 
301 So z.B. das Vorlageschreiben ADS 256, S. 1. 
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bende Einschränkung zumindest im Hinblick auf die das Löschmoratorium betreffenden und 

bei mehreren Zeugen auch sitzungsrelevanten Unterlagen in ADS 256 nicht nachvollziehbar. 

Denn darin enthaltene personenbezogene Daten, insbesondere Namen von MitarbeiterInnen 

des SMI und des LfV, wurden sowieso im Vorfeld geschwärzt und bedürfen insoweit keines 

weiteren Schutzes. 

Dass die Schwärzungen mithin so dilettantisch vorgenommen wurden, dass mit einem 

Filzstift unkenntlich gemachte Inhalte im Gegenlicht noch mit bloßem Auge erkennbar blie-

ben, war auch nicht das Verschulden des Ausschusses. Einzelne der vom „Kopierverbot“ um-

fassten Dokumente finden sich schließlich inhaltsgleich auch in anderen Unterlagen, die 

kopiert werden durften und bei denen sich offensichtlich auch keine Schwärzungen erforder-

lich gemacht hatten.302 

 

(b) R e g e lm ä ß ig e  V or l a g e  n i c h t - o r i g i n a l e r  B e w e i s mi t t e l  

Dem 1. UA wurden zahlreiche Unterlagen vorgelegt, bei denen es sich um Schwarzweiß-

Kopien handelt, obwohl Akten grundsätzlich im Original vorzulegen sind, soweit sie nicht 

anderweitig benötigt werden.303 Die Verwendung lediglich kopierter Unterlagen führt regel-

mäßig zur qualitativen Minderung, sodass beispielsweise Fotografien, wie sie bei Observati-

onsmaßnahmen entstehen, aber auch handschriftlich geführte Protokolle nur noch schwer zu 

erkennen sind oder inhaltlich gar nicht mehr ausgewertet werden können. Während Unterla-

gen aus dem Geschäftsbereich des SMJus durchgehend im Original vorgelegt wurden, handelt 

es sich hinsichtlich des Geschäftsbereichs des SMI bei zahlreichen Unterlagen des LfV Sach-

sen sowie bei mehreren hundert Aktenordnern zu polizeilich bearbeiteten Ermittlungsverfah-

ren, die dem 1. UA mit der ADS 37 vorgelegt wurden, lediglich um Kopien. Dieser Missstand 

ist auch im Verlauf der Tätigkeit des 1. UA nicht grundsätzlich berichtigt worden. 

Mit Schreiben vom 3. Juli 2017 wandte sich das OAZ unter dem Betreff „Antrag zum 

Austausch von Originalakten durch Duplikate“ an den 1. UA und teilte mit, dass die Polizei 

Sachsen entsprechende Unterlagen „grundsätzlich“ als Duplikate übermittelt habe, nunmehr 

aber aufgefallen sei, „dass versehentlich einige Originalunterlagen zur Vorlage bei Ihnen ge-

langten.“ Daher werde nun gebeten, insgesamt 87 Einzelordner, die dem 1. UA vorgelegt 

                                                
302 So z.B. ADS 283, Ordner 1 und 2. 
303 Beachte die Auffassung bei Peters 2012, Rdnr. 249, S. 157. 
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wurden, gegen Duplikate auszutauschen.304 Nachdem sich der Ausschuss mit diesem Anlie-

gen in seiner 21. Sitzung am 28. August 2017 befasste, antwortete der Ausschussvorsitzende 

wie folgt:  

„Die Aussage, dass ‚versehentlich einige Originalunterlagen‘ vorgelegt wurden, ist 

für die Mitglieder des Untersuchungsausschusses nicht nachvollziehbar. Grundsätz-

lich sind die Akten im Original vorzulegen. Eine Kopie kann genügen, wenn das Mate-

rial anderweitig benötigt wird. Dies ist von der aktenführenden Stelle plausibel darzu-

legen und zu begründen. Der Untersuchungsausschuss wird sich erneut mit Ihrer Bitte 

befassen, wenn nachvollziehbare Gründe für die Ersetzung der Originale dargelegt 

werden.“305  

Eine Rückantwort des OAZ in dieser Angelegenheit oder eine Stellungnahme zur 

rechtsirrigen Auffassung der Polizei Sachsen erfolgte nicht. Darüber hinaus wurden auf 

Grundlage entsprechender Beweisbeschlüsse weitere polizeiliche Unterlagen zu unterschied-

lichen Themen als Digitalisate (Scans) auf elektronischen Datenträgern zur Verfügung ge-

stellt, die wiederum dem Erfordernis einer Übermittlung im Original nicht genügen.306 Im 

jüngsten dieser Fälle – er betrifft Unterlagen zu Michael H. und Uwe Bä.307 – forderte der 

Ausschussvorsitzende den Präsidenten des LKA Sachsen auf, dem 1. UA in diesen Fällen 

anstelle der vorgelegten DVDs308 die ihm zustehenden Originalakten zur Verfügung zu stel-

len.309 

 

(c) V e r zö g er t e  Vo r l a g e  v o n  Un t e r l a g e n  d u r c h  d a s  Lf V S ac h s e n  

Bei der Erfüllung einiger Beweisbeschlüsse durch das LfV Sachsen ergaben sich teils erhebli-

che Zeitverzögerungen. Ein Beispiel ist der von den Ausschussmitgliedern der Fraktion 

DIE LINKE eingereichte Beweisantrag in ADS 140, der am 14. März 2016 vom Ausschuss 

beschlossen wurde und die Beiziehung von Unterlagen zu den Gruppierungen „Oidoxie“ und 

„Oidoxie Streetfighting Crew“ verlangte. Der Beweisbeschluss wurde dem SMI mit Schrei-

ben vom 16. März 2016 übermittelt mit der Bitte um Vorlage der Akten bis zum 11. April 

                                                
304 ADS 479, S. 1. 
305 ADS 493. 
306 So im Falle von ADS 239, 253, 307, 441, 468 und 670. 
307 ADS 600 und 601. 
308 ADS 670. 
309 ADS 683. 
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2016.310 Bis dahin wurden jedoch keine Unterlagen vorgelegt. Vielmehr informierte das LfV 

Sachsen den 1. UA mit Schreiben vom 8. April 2016 darüber, dass vorbereitende Arbeits-

schritte – die Prüfung im Amt vorliegender Unterlagen, das Einholen des Einvernehmens mit 

externen Nachrichtengebern und das Aufbringen von Schwärzungen aus Gründen des Mitar-

beiter- und Quellenschutzes – noch „einige Zeit“ in Anspruch nehmen würden.311 Nachdem 

es auch in den Folgemonaten nicht zu einer Übermittlung kam, teilte der stellvertretende Be-

auftragte der Staatsregierung in der Beratung zur 13. Sitzung am 29. August 2016 mit, dass 

die Vorlage bisher u.a. aufgrund personeller Engpässe noch nicht habe erfolgen können.312 Im 

Einvernehmen der Ausschussmitglieder wurde dem LfV Sachsen sodann der 7. November 

2016 als Frist zur Übersendung der ausstehenden Unterlagen gesetzt.313 Mit Schreiben vom 

28. Oktober 2016, mithin mehr als ein halbes Jahr nach dem ursprünglichen Vorlagetermin, 

legte das LfV Sachsen dem 1. UA schließlich die Unterlagen vor.314 Es handelt sich dabei um 

einen einzelnen Aktenordner. 

Ähnlich langwierige Verzögerungen ergaben sich bei der Aktenvorlage zu den Be-

weisbeschlüssen zu den Gruppierungen „Bewegung Neue Ordnung“,315 „Nationale Sozialis-

ten Zwickau“316 und „Nationale Sozialisten Chemnitz“.317 Im Falle eines Beweisantrages zur 

Vorlage von Unterlagen zu den Gruppierungen „Weisse Wölfe“ und „Weisse Wölfe Terror-

crew“,318 der ebenfalls am 14. März 2016 beschlossen worden war, legte das LfV Sachsen 

dem 1. UA mit Schreiben vom 21. September 2016 zwar Unterlagen zur Gruppierung „Weis-

se Wölfe Terrorcrew“ vor, wies bei der Übersendung aber darauf hin, dass von einer weiter-

gehenden Recherche zur Gruppierung „Weisse Wölfe“ abgesehen worden sei.319 Dies wurde 

durch Mitglieder des 1. UA in der Beratung zur 14. Sitzung am 26. September 2016 bean-

standet. Der Beauftragte der Staatsregierung nahm dahingehend Stellung, dass eine tiefere 

Recherche bedeuten würde, sämtliche Akten zur sogenannten rechtsextremistischen Mu-

sikszene händisch zu sichten; seiner Vermutung nach seien MitarbeiterInnen des LfV womög-

lich davon ausgegangen, dass die Gruppe „Weisse Wölfe“, die – angeblich – im NSU-

                                                
310 ADS 187. 
311 ADS 200, S. 2. 
312 APr 6/17-13, S. 5 f. 
313 Ebd., S. 7. 
314 ADS 346. 
315 ADS 141 und 347. 
316 ADS 142 und 348. 
317 ADS 146 und 351. 
318 ADS 139. 
319 ADS 295. 
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Komplex bislang noch nicht aufgefallen sei, vom Beweisbeschluss gar nicht gemeint war.320 

Nachdem dieser offenbar eigenmächtigen Einschränkung des Beweisbeschlusses wider- 

sprochen worden ist, wurden dem 1. UA die ausstehenden Unterlagen am 4. November 2016, 

letztlich also auch erst nach deutlich mehr als einem halben Jahr, vorgelegt.321 

 

(d) I n s b e so n d er e :  N i ch t vor l a ge  d e r  „ 1 35 e r - L i s t e “  

Abgesehen von den o.g. Personenlisten (→ KAP. I.4.6.B) wurden weitere Auflistungen gefer-

tigt, die weder dem früheren 3. UA, noch dem 1. UA bekannt gemacht wurden: Nach öffent-

lich getätigten Angaben des LKA Berlin sei die „129er-Liste“ spätestens im Mai 2013 – noch 

bevor der 3. UA diese Liste erhielt – im zweistelligen Bereich bereinigt worden durch das 

Hinzufügen und Entfernen von Personen, die sich nunmehr zu 122 Namen addierten. Zudem 

gebe es eine weitere, „fast 300 Personen umfassende Liste“. Betrachte man verschiedene 

inzwischen angefertigte Listen, komme man gar „auf einen Umfang von etwa 600 Perso-

nen“.322 Die auf einen deutlichen Aufwuchs hinauslaufenden Veränderungen ergaben sich v.a. 

daraus, dass es im Laufe der Ermittlungen zu Verschiebungen innerhalb der Personenkatego-

rien kam und immer mehr Personen abgeklärt wurden.323 Eine Gesamtübersicht, wie viele und 

welche Personen, die ggf. einen Bezug zum Freistaat Sachsen aufweisen, insgesamt abgeklärt 

wurden, lag dem 1. UA zu keinem Zeitpunkt vor. Nach Bekunden des damaligen stellvertre-

tenden OAZ-Leiters Dirk Münster, der im zweiten Untersuchungsausschuss des Deutschen 

Bundestages als Zeuge befragt wurde, hätten sich zwar beim LKA Sachsen anhand der 

„129er“-Liste auch tatsächlich keine Hinweise ergeben auf irgendeine weitere Person, „die 

noch nicht auf der 129er-Liste steht.“324 Dies ist für den 1. UA aber nicht nachprüfbar. 

Dem 1. UA kam lediglich zufällig während der geheimen Einvernahme von Zeug- 

Innen und erst gegen Ende der Beweisaufnahme zur Kenntnis, dass das LfV Sachsen über 

eine „135er“-Liste verfügt. Diese enthält über die „129er“-Liste hinaus die Namen von sechs 

weiteren Personen, zu denen das BKA Einzelanfragen an das LfV Sachsen gerichtet hatte. 

Nach den Ausführungen des Beauftragten der Staatsregierung gegenüber den Mitgliedern des 

1. UA hätten dem LfV zu diesen sechs weiteren Personen keine Unterlagen vorgelegen, wes-

                                                
320 APr 6/17-14, S. 4 f. 
321 ADS 352. 
322 Abgeordnetenhaus Berlin, Ausschuss für Inneres, Wortprotokoll d. öff. Sitzg. v. 27.05.2013, S. 34. 
323 AbschlBer UA-BT I, S. 240; beachte auch AbschlBer UA-BT II, Sondervotum FDP-Fraktion, S. 106. 
324 UA-BT II, Protokoll Dirk Münster v. 02.06.2016, S. 93. 
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halb nach wie vor „ausschließlich“ die „129er-Liste“ relevant sei.325 Die Fraktionen 

DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN teilen diese Auffassung ausdrücklich nicht. 

Dies folgt auch aus den schließlich durch das LfV Sachsen gegenüber dem 1. UA mitgeteilten 

zusätzlichen Namen326 sowie der Tatsache, dass diese Namen nicht erst kürzlich, sondern 

offenbar bereits im April 2013 abgefragt worden waren. Insoweit wäre die Liste unabhängig 

davon, ob es sich um eine offizielle Fortschreibung im Ermittlungskontext handelt oder ledig-

lich um ein internes Arbeitshilfsmittel des LfV Sachsen, aufgrund bestehender Beweis- 

beschlüsse unverzüglich dem 1. UA vorzulegen gewesen. 

 

(e) V e r zö g er t e  Vo r l a g e  v o n  Un t e r l a g e n  d u r c h  d i e  s ä c h s i s c h e  Po l i z e i  

Mit dem Beweisbeschluss ADS 68 begehrte der 1. UA beim SMI die Vorlage des Kriminal-

technischen Untersuchungsberichts „Zur Explosion mit Brandfolge des Wohnhauses Früh-

lingsstraße […]“ einschließlich der Anlagen. Das OAZ teilte dem 1. UA daraufhin mit 

Schreiben vom 16. Oktober 2015 mit, dass der angeforderte Bericht bei der sächsischen Poli-

zei nicht vorliege, da alle Unterlagen, „die zur Sicherung des Strafverfahrens gegen Beate 

Zschäpe und weitere Personen erforderlich waren, […] durch das Bundeskriminalamt bzw. 

de[n] Generalbundesanwalt als Verfolgungsbehörde vollständig übernommen“ worden  

eien.327 Den Bericht zog der 1. UA daraufhin vom GBA bei.328 

Indes vernahm der 1. UA in seiner 6. Sitzung am 16. November 2015 den Brandursa-

chenermittler Lenk, der den Bericht gefertigt hatte und der auf Nachfrage bekundete, über den 

Bericht nebst elfbändiger Lichtbildanlage in seiner Dienststelle, der Polizeidirektion Zwickau, 

sehr wohl zu verfügen.329 Eine Kopie des Berichts (ohne Anlagen), die der Zeuge bei sich 

führte, nahm der 1. UA zu seinen Unterlagen.330 Damit erwies sich die vorherige Mitteilung 

des OAZ, dass der Bericht bei der sächsischen Polizei nicht (mehr) vorliege und der Vorgang 

durch den GBA „vollständig übernommen“ worden seien, als unwahr. Infolgedessen sagte der 

Beauftragte der Staatsregierung den Ausschussmitgliedern zu, „der Frage nachzugehen, wa-

rum der Zeuge Lenk über ein Exemplar des oben genannten Untersuchungsberichts verfügte, 

der dem Untersuchungsausschuss bislang nicht von der sächsischen Polizei zur Verfügung 
                                                
325 APr 17/33, S. 4. 
326 ADS 679. 
327 ADS 79. 
328 ADS 111. 
329 1. UA, Protokoll Frank Lenk v. 16.11.2015, S. 40 f. 
330 ADS 93. 
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gestellt worden ist.“331 In dem Zusammenhang erging auch ein Erlass des SMI an die PD 

Zwickau, von dorther zu erklären, „aus welchen Gründen das Dokument bei früheren Prüfun-

gen übersehen wurde“, den Bericht im Übrigen unverzüglich dem 1. UA zuzuleiten und im 

Vorlageschreiben „die näheren Umstände darzulegen, warum der Bericht bei den bisherigen 

Aktenanforderungen […] nicht recherchiert und vorgelegt werden konnte.“332 Das OAZ legte 

den Untersuchungsbericht mit Übergabeschreiben vom 29. Dezember 2015 sodann nachträg-

lich vor.333 Anders, als durch das SMI vorgesehen bzw. in Aussicht gestellt, enthält das 

Vorlageschreiben keinerlei Ausführungen zu der Frage, warum das Gutachten nicht bereits 

vorher aufgefunden und vorgelegt worden war. 

Der Beauftragte der Staatsregierung informierte die Mitglieder des 1. UA in ihrer 

Beratung zur 7. Sitzung dahingehend, dass nach Angaben der PD Zwickau tatsächlich eine 

Mehrfertigung des Berichts „im persönlichen Gewahrsam“ des Verfassers Lenk verblieben 

sei; soweit man sie als Mehrfertigung der GBA-Akte betrachtet habe, die herauszugeben „un-

ter dem Vorbehalt des GBA“ stünde, sei diese Mehrfertigung bei der Bearbeitung des ur-

sprünglichen Beweisbeschlusses nicht berücksichtigt worden. Diese Mitteilung werde durch 

das OAZ gegengeprüft, hernach erfolge noch eine schriftliche Benachrichtigung des 1. UA.334 

In einer späteren Beratungssitzung führte der Beauftragte der Staatsregierung aus, es gebe zu 

dieser Sache „nichts Neues“ mitzuteilen.335 Eine schriftliche Benachrichtigung durch die PD 

Zwickau oder ein Prüfergebnis des OAZ erhielt der 1. UA bis zum Ende seiner Beweis- 

aufnahme nicht. 

Abgesehen von den insoweit nicht nachprüfbaren Umständen, die dazu führten, dass 

das Gutachten zunächst nicht vorgelegt wurde, ist davon auszugehen, dass die Polizei Sachsen 

– wie in einem anderen Zusammenhang das LfV Sachsen (→ KAP. I.4.7.3.G) – die rechtsirrige 

Auffassung vertritt, dass für in Sachsen befindliche Unterlagen ein „Vorbehalt“ einer 

Bundesbehörde existiere, die für die Aktenvorlage zuständig sei. Maßgeblich ist jedoch der 

Gewahrsam336 oder der „Besitz“ (ADS 2) von Akten oder Aktenbestandteilen, unabhängig 

davon, welchen weiteren Stellen die gleichen Unterlagen bzw. Mehrfertigungen vorliegen 

mögen. Bei der letztlich durch das OAZ vorgelegten Fassung bestehen im Übrigen Zweifel 

daran, ob es sich tatsächlich, wie dargestellt, um eine in Sachsen verbliebene Mehrfertigung 
                                                
331 ADS 103, S. 1. 
332 Ebd., S. 2. 
333 ADS 130. 
334 APr 6/17-07, S. 5. 
335 APr 6/17-14, S. 5. 
336 Vgl. Peters 2012, Rdnr. 249. 
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der GBA-Akte handelt – oder nicht vielmehr das Urexemplar, zumal es mit offenbar origina-

len Skizzen des Berichtserstellers ausgestattet ist. 

 

(f) M ö g l i c h er w ei s e  u n be gr ü nd e t e  Z u s en du n g  po l i z e i l i ch e r  Un t e r l a g e n  

Mit Schreiben vom 13. Juli 2015 legte das OAZ dem 1. UA zahlreiche Unterlagen zu ver-

schiedenen Ermittlungsverfahren mit Staatsschutzbezug vor, die größtenteils beim LKA 

Sachsen bearbeitet worden waren und insgesamt einen Umfang von 582 Ordnern – die größte 

Aktencharge des 1. UA – haben. Zur Vorlage dieser Unterlagen teilte das OAZ mit, es wür-

den sämtliche dort vorhandenen Unterlagen mit Bezug zu den Mitgliedern und dem Unter-

stützerumfeld des NSU gemäß der „129er-Liste“ übermittelt.337 Allerdings ist bei zahlreichen 

dieser übermittelten Unterlagen ein – auch nach weiten Kriterien bemessener – NSU-Bezug 

augenscheinlich nicht feststellbar oder nur indirekt herzuleiten. Dafür sind hier nur zwei 

Beispiele anzugeben: 

§ Unter den vorgelegten Unterlagen befindet sich die zweibändige Ermittlungsakte der 

KPI Leipzig in einem Ermittlungsverfahren wegen Mordes zum Nachteil von 

Kamal K., der am 24. Oktober 2010 vor dem Leipziger Hauptbahnhof durch zwei Per-

sonen, die der rechten Szene zuzurechnen sind, getötet wurde.338 Aus diesen Unterla-

gen ergibt sich im Hinblick auf einen möglichen NSU-Bezug lediglich, dass die Haft-

post eines inzwischen verurteilten Täters Marcus E. angehalten und beschlagnahmt 

wurde. Darunter befand sich auch ein Brief an einen ebenfalls inhaftierten Gesin-

nungsgenossen namens Marco L. vom 18. Dezember 2011. In diesem Schreiben deu-

tet E. eine Kennbeziehung zu dem thüringischen Neonazi Thomas G. an. In einer spä-

teren Passage desselben Briefes äußert sich E. zu dem „Theater um den NSU“ und 

würdigt in dem Zusammenhang, dass „aus einer Idee auch Taten folgen“.339  

§ Weiterhin befinden sich unter den vorgelegten Unterlagen insgesamt 131 Stehordner 

zu polizeilichen Ermittlungen in zwei Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft 

Dresden aus den Jahren 2006 und 2007 wegen des Verdachts des Verstoßes gegen das 

Vereinsgesetz, namentlich wegen des Vorwurfs, die verbotene Vereinigung „Skin-

                                                
337 ADS 37, S. 1. 
338 ADS 37, Ordner 159 und 160. 
339 ADS 37, Ordner 159, Teil X, Bl. 72 ff. 
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heads Sächsische Schweiz“ (SSS) teils auch unter personeller Kontinuität fortgeführt 

zu haben.340 Auch hier ist ein NSU-Bezug augenscheinlich nicht zu erkennen. 

Im Ermittlungsverfahren wurden zwar zufällig Erkenntnisse zur später verbotenen 

Vereinigung „Heimattreue Deutsche Jugend“ (HDJ) gewonnen, u.a. durch die Sicher-

stellung einer strafrechtlich relevanten „Liedsammlung“ der HDJ während der Durch-

suchung beim Beschuldigten René M.341 In einem anderen Ermittlungsverfahren we-

gen des Verdachts der Verunglimpfung des Staates und seiner Symbole wurde mehre-

re Exemplare eines inhaltlich teilweise übereinstimmenden „Liederhefts“ bei der 

Durchsuchung des im Land Brandenburg wohnhaften Beschuldigten Maik E. sicher-

gestellt.342 Ein Bezug des E. zur SSS ist daraus aber nicht gefolgert worden. Für einen 

NSU-Bezug im SSS-Verfahrenskomplex könnte allenfalls noch sprechen, dass mehr-

fach der Neonazi Mirko Hesse erwähnt wird, ohne dass eindeutig ersichtlich wäre, ob 

er auch als Beschuldigter geführt wurde. 

Jedoch existiert in dem Ermittlungsverfahren eine Personenakte zu einem Beschuldig-

ten namens Jan W.343 Bei diesem handelt es sich eindeutig nicht um den gleichnami-

gen mutmaßlichen NSU-Unterstützer aus Chemnitz. Vielmehr liegt lediglich eine rein 

zufällige Namensdopplung vor, wobei Geburtsdatum und -ort erkennbar voneinander 

abweichen. Daher könnte die Vorlage dieser zahlreichen Akten an den 1. UA auf einer 

schlichten Verwechslung beruhen. 

Soweit in diesen und anderen Fällen begründete Zweifel daran bestehen, dass Unterla-

gen, die dem 1. UA übergeben wurden, tatsächlich einen Bezug zu Beweisbeschlüssen und 

Untersuchungsauftrag aufweisen, werden solche Unterlagen für den hier vorliegenden Bericht 

nicht weiter herangezogen. 

 

(g) U n a uf g ef o r d er t e  Z u s e n du n g  v o n  Un t e r l a g e n  zu  T o n y  Ge r b e r  

Mit Schreiben vom 15. Dezember 2015 legte der Generalbundesanwalt dem 1. UA das Proto-

koll einer zeugenschaftlichen Vernehmung des aus Zwickau stammenden Tony Gerber vor, 

die am 22. August 2012 im Zusammenhang mit den NSU-Ermittlungen beim BKA stattge-
                                                
340 ADS 37, Ordner 292 bis 422. 
341 ADS 37, Ordner 307, Bl. 219. 
342 ADS 37, Ordner 138, Bl. 4. 
343 ADS 37, Ordner 331. 
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funden hatte.344 Kurz vor der Übermittlung hatte sich bereits das OLG München mit Schrei-

ben vom 7. Dezember 2015 unvermittelt an den 1. UA gewandt. Im Betreff wird „[i]hr 

Ersuchen an das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen auf Vorlage der Vernehmung 

des Zeugen Tony Gerber“ in Bezug genommen und die daraufhin erfolgte Übersendung an-

gekündigt.345 In einem beiliegenden Schreiben des GBA heißt es, der 1. UA habe „das Lan-

desamt für Verfassungsschutz Sachsen aufgrund eines entsprechenden Beweisbeschlusses 

ersucht, das diesem vorliegende Protokoll der Vernehmung des Zeugen Tony Gerber […] 

vorzulegen.“346 

Ein solches Ersuchen hatte der 1. UA gegenüber dem LfV Sachsen zu keiner Zeit for-

muliert. Der Ausschuss hatte bis dahin nicht einmal Kenntnis davon, dass dem LfV das be-

zeichnete Vernehmungsprotokoll vorliegt. Der 1. UA hatte auch keinen Beweisbeschluss zur 

ausdrücklichen Beiziehung von Herrn Gerber betreffenden Unterlagen gefasst. In der 8. Sit-

zung des 1. UA am 1. Februar 2016 führte dazu der stellvertretende Beauftragte der Staatsre-

gierung aus, dass ursprünglich das LfV Sachsen das Vernehmungsprotokoll des BKA zu ei-

nem nicht genannten Zeitpunkt durch das BfV erhalten habe. Da das Vernehmungsprotokoll 

auch Namen beinhalte, die dem NSU-Umfeld im Sinne des Beweisbeschlusses ADS 2 zuzu-

rechnen seien, habe sich das LfV veranlasst gesehen, das Protokoll dem 1. UA vorzulegen. 

Die Vorlage habe das LfV über das BfV beim BKA, beim GBA und schließlich beim OLG 

München erfolgreich erwirkt.347 Diese gesamte zum Vernehmungsprotokoll Gerbers durch 

das LfV geführte Korrespondenz ist dem 1. UA indes nicht bekannt. Der hier vorliegende 

Schriftwechsel nimmt den Beweisbeschluss in ADS 2 auch nicht in Bezug. 

Unabhängig von den fraglichen Umständen der Vorlage hat das LfV Sachsen, auch 

wenn es die Vorlage zugunsten des 1. UA erwirkte, seiner eigenen Vorlagepflicht nicht ge-

nügt. Für diese Erfüllung ist die Herkunft von Unterlagen nämlich unerheblich, maßgeblich 

ist der Gewahrsam348 oder der „Besitz“ (ADS 2) von Akten oder Aktenbestandteilen, unab-

hängig von der jeweiligen Urheberschaft. Verwahrt das LfV, aus welchem Grund auch im-

mer, Ermittlungsunterlagen anderer Behörden, sind sie dem 1. UA auch durch das LfV auszu-

händigen; andernfalls wäre die Nichtherausgabe zu begründen. Die Aktenvorlagepflicht ist 

                                                
344 ADS 128, Ordner 1. 
345 ADS 115, S. 1. 
346 Ebd., S. 3. 
347 APr 6/17-08, S. 5. Nach verständiger Lektüre kann es sich bei den relevanten Namen, die man dem NSU-
Umfeld zurechne, nur um denjenigen des damaligen Beschuldigten André Eminger handeln. 
348 Peters 2012, Rdnr. 249. 
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nicht subsidiär und entfällt für das LfV nicht deshalb, weil andere Quellen existieren.349 De 

facto hat hier jedoch nicht das LfV das fragliche Protokoll vorgelegt, sondern es hat ersatz-

weise eine Vorlage durch Dritte veranlasst. Das hat zur Folge, dass dem 1. UA beispielsweise 

nicht zur Kenntnis gelangte, inwieweit und mit welchem Ergebnis das LfV das Verneh-

mungsprotokoll auswertete. Darüber hätten bereits Annotationen auf dem Exemplar 

Aufschluss geben können, das vom LfV jedoch nicht herausgegeben wurde. 

 

(h) A u g e n s ch e in l i c h  p a u sc h a l e  E in s t u f ung  vo n  U nt e r l a ge n  d e s  Lf V  

S a c h s en  

Der 1. UA hat keinen unmittelbaren Einfluss auf den für die jeweiligen Unterlagen ggf. erfor-

derlichen Geheimschutzgrad, dies bestimmt vielmehr die herausgebende Stelle.350 Inwieweit 

eine zutreffende Einstufung gewählt wurde, ist für die Mitglieder des 1. UA nicht systema-

tisch zu überprüfen. Augenfällig ist aber, dass schlechthin sämtliche Unterlagen, die das LfV 

Sachsen dem 1. UA vorlegte – mit Ausnahme der jährlichen Verfassungsschutzberichte351 

und marginalen weiteren Ausnahmen, die in der Regel Berichterstattungen gegenüber anderen 

Stellen betreffen352 – als Verschlusssachen eingestuft wurden. Dies betraf regelmäßig auch 

Unterlagen, in denen trotz teils hoher Einstufung noch zusätzliche Schwärzungen vorgenom-

men wurden. Mithin war den Mitgliedern des 1. UA damit die Möglichkeit genommen, 

anhand konkreter Vorgänge ggf. relevante ZeugInnen zu identifizieren. Darüber hinaus sind 

solche Unterlagen gesamthaft sowohl einer Erörterung in öffentlicher Sitzung – etwa für den 

Aktenvorhalt gegenüber ZeugInnen – entzogen, als auch im Hinblick auf die Darstellung in 

Abschlussberichten nicht zitierbar. 

Zwar steht nicht in Abrede, dass berechtigte und daher anzuerkennende Geheimhal-

tungsinteressen vorliegen mögen. Angesichts des Untersuchungsgegenstandes, der sich u.a. 

auf Informationsstände und veranlasste (oder unterlassene) Tätigkeiten insbesondere auch des 

LfV Sachsen bezieht, wirkt sich die augenscheinlich pauschale Einstufung sämtlicher Unter-

lagen gerade dieser Behörde grundsätzlich nachteilig für die Erfüllung des Untersuchungsauf-

trages aus. Nach dem Geheimhaltungsbeschluss des 1. UA besteht zwar noch die Möglich-

keit, auf Verlangen eines Ausschussmitgliedes durch den Beauftragten der Staatsregierung 

                                                
349 Ebd., Rdnr. 243. 
350 Peters 2012, Rdnr. 122, S. 122 f. 
351 ADS 41, Ordner 1 u. 2. 
352 ADS 41, Ordner 85, 104, 105 sowie 120 bis 123. 
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prüfen zu lassen, ob die Einstufung einer bestimmten Verschlusssache für die weitere 

Behandlung durch den Ausschuss aufrechterhalten werden muss.353 In dem Zusammenhang 

hatte sich jedoch bereits im 3. UA der vorangegangenen Wahlperiode anhand einer Unterlage 

der Polizei gezeigt, dass die Staatsregierung an einer Einstufung festhält, selbst wenn sie nur 

ein einziges Wort betreffen sollte. So durfte seinerzeit – und darf nach wie vor – im Hinblick 

auf zwei konkrete Beschuldigte im NSU-Komplex und zu ihnen vorliegenden polizeilichen 

Erkenntnissen nicht folgender Satz vollständig mitgeteilt werden: „Im Zeitraum 1990 bis 

2000 mehrfacher […] im Zusammenhang mit Skinheadkonzerten.“354 

Sogar die meisten Vorlageschreiben an den 1. UA, mit denen das LfV Sachsen die 

Übersendung von Akten ankündigte bzw. sie der jeweiligen Übersendung beigab, wurden als 

„Verschlusssache – Nur für den Dienstgebrauch“ (VS-NfD) eingestuft. Diese Einstufung ist 

zu wählen, „wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte für die Interessen oder das Ansehen 

der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder nachteilig sein kann.“355 Es 

erschließt sich dabei nicht, dass dem Freistaat Sachsen Nachteile daraus erwachsen könnten, 

anhand solcher Übersendungsschreiben ohne Preisgabe des eigentlichen Akteninhalts aufzu-

zeigen, inwieweit das LfV Sachsen dem rechtmäßigen Verlangen des 1. UA auf Aktenvorlage 

nachgekommen ist – zumal sich diese Aktenvorlagen auf Beweisbeschlüsse beziehen und 

hernach unter Angabe der Aktenbezeichnung und des ordnerweisen Umfangs in tabellarische 

Übersichten des Ausschusssekretariats eingetragen wurden, die ihrerseits keineswegs 

eingestuft sind. 

 

(i) U n g l e i c hb e h an d l u ng  d e s  1 .  U A b e i  d e r  E i n s t u f u ng  v on  

U n t e r l ag e n  de s  I nn e nm i n i s t e r iu m s T h ür i ng e n  

Mit dem Beweisbeschluss ADS 135 begehrte der 1. UA u.a. die Beiziehung mehrerer zur 

Operation „Drilling“ geführter Aktenbände des LfV Thüringen, die inhaltlich auch Vorgänge 

im Freistaat Sachsen berühren und die zurückliegend bereits für die öffentliche Darstellung 

das Jahr 1998 und 1999 betreffender Vorgänge im sogenannten Schäfer-Bericht herangezogen 

worden waren. Das Amt für Verfassungsschutz beim Thüringer Ministerium für Inneres und 

Kommunales (TMIK) übermittelte die Unterlagen mit Schreiben vom 31. Mai 2016.356 Die 

                                                
353 ADS 18, Ziffer. II, Abs. 2. 
354 Zit. n. AbwBer 3. UA, Kap. I.3.3, S. 28. 
355 § 5 Abs. 4 GSO d. SLT. 
356 ADS 251. 
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vorgelegten Unterlagen sind als „Geheim – amtlich geheimgehalten“ eingestuft, also mit dem 

zweithöchsten Geheimhaltungsgrad versehen. Diese Einstufung endet dem Übersendungs-

schreiben zufolge erst mit dem Ablauf des Jahres 2046. 

Die Abgeordnete Katharina König-Preuss des Thüringischen Landtages, Mitglied des 

dortigen UA 6/1, teilte dem 1. UA dazu mit Schreiben vom 21. Juni 2016 mit, dass sie sich an 

den thüringischen Innenminister gewandt und ihn darauf aufmerksam gemacht habe, dass die 

gleichen Unterlagen – namentlich die „Drillings-Akten“ – zu dieser Zeit dem UA 6/1 des 

Thüringer Landtages sowie dem OLG München mit einer abweichenden Einstufung, nämlich 

dem niedrigsten Geheimhaltungsgrad „VS – Nur für den Dienstgebrauch“ vorlägen und dass 

diese Unterlagen im Zuge unterschiedlicher Untersuchungsverfahren „bereits in ihrer Ge-

samtheit öffentlich verwendet werden“.357 Teile dieser Unterlagen sind inzwischen offene, 

d.h. überhaupt nicht mehr eingestufte Anlagen des Abschlussberichtes des zweiten Bundes-

tags-UA geworden.358 

Eine veränderte Einstufung für diese Unterlagen gegenüber dem 1. UA ergab sich 

gleichwohl nicht: Der 1. UA wurde hernach nachrichtlich informiert über eine schriftliche 

Replik des TMIK auf das Schreiben der Abgeordneten König-Preuss.359 Darin wird zum ur-

sprünglich thematisierten Problem der unterschiedlichen Einstufung derselben Dokumente für 

unterschiedliche Gremien nichts ausgeführt. Hingewiesen wird lediglich auf ein noch unabge-

schlossenes Freigabeverfahren für einzelne Dokumente, die zu den angeforderten Unterlagen 

gehören, aber von fremden Nachrichtengebern stammen und daher noch nicht übermittelt 

wurden. In dem Zusammenhang wurde hingewiesen auf die anstehende „Übersendung weite-

rer Aktenstücke aus den ‚Drillingsakten‘ an den 1. Untersuchungsausschuss“.360 Diese weite-

ren Dokumente erhielt der 1. UA kurz darauf, jedoch ohne dass die Verschlusssachen-

Einstufung verändert worden wäre.361 

 

  

                                                
357 ADS 265, S. 3. 
358 AbschlBer UA-BT II, Anl. 85 u. 86.. 
359 ADS 274. 
360 Ebd., S. 2. 
361 ADS 273. 
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(j) V o r b e h a l t e  ge g e n  d i e  V er w en d un g  vo n  P r o t ok o l l e n  de s  

t h ü r in g i s ch e n  Un t e r s u ch u ng s a u s s c hu s s e s  

Mit Befremden nahm der 1. UA einen Versuch des Thüringer Ministeriums für Inneres und 

Kommunales (TMIK) zur Kenntnis, die Verwendung von Wortlautprotokollen des zweiten 

Untersuchungsausschusses des Thüringer Landtages unter den gravierenden Vorbehalt einer 

erst herzustellenden „Abstimmung“ zu stellen. Der 1. UA hatte die Beiziehung dieser Proto-

kolle mit ADS 147 beschlossen und erhielt diese Protokolle in der weiteren Folge auch. Nach 

der erstmaligen Vorlage von bis dahin erstellten Protokollen wandte sich das – dafür nicht 

zuständige – TMIK schriftlich an den 1. UA und teilte mit, dass der thüringische Ausschuss 

„im Vorfeld der Beschlussfassung zur Übersendung dieser Protokolle an den 1. Un-

tersuchungsausschuss der 6. Wahlperiode des Freistaats Sachsen keinerlei Abstim-

mung [mit dem TMIK] durchführte. Von daher wird darauf hingewiesen, dass die den 

Zeugen aus dem Geschäftsbereich des Thüringer Ministeriums für Inneres und Kom-

munales erteilten Aussagegenehmigungen lediglich Geltung für eine Aussage vor dem 

Thüringer Untersuchungsausschuss haben. Sofern beabsichtigt ist, die aus den beige-

zogenen Protokollen herzuleitenden Aussagen der Zeugen in die Beweiserhebung des 

Untersuchungsausschusses des Sächsischen Landtags förmlich einzuführen, wird um 

vorherige Abstimmung mit dem Thüringer Ministerium für Inneres und Kommunales 

gebeten.“362  

Dieser Auffassung zufolge wären die Protokolle des thüringischen Untersuchungsaus-

schusses auch aus öffentlichen Sitzungen, soweit sie sich auf Angaben von ZeugInnen aus 

dem Bereich des TMIK beziehen, durch den 1. UA nur zu verwenden nach einer vorangehen-

den „Abstimmung“ mit dem TMIK. Mit dieser auf ein faktisches Zitierverbot ausgehenden 

Auffassung befassten sich die Mitglieder des 1. UA in einer Beratungssitzung und bewerteten 

den Vorgang einvernehmlich als unbillige Einschränkung ihrer freien Mandatsausübung.363 

Mit einem Antwortschreiben teilte der Ausschussvorsitzende sodann dem TMIK die Auffas-

sung des 1. UA mit, der erbetenen Abstimmung nicht zu folgen: 

„Beabsichtigt der 1. Untersuchungsausschuss […] im Laufe seiner weiteren Untersu-

chung den von ihm vernommenen Zeugen Inhalte aus Zeugenvernehmungsprotokollen 

des [thüringischen] Untersuchungsausschusses 6/1 vorzuhalten oder in anderem Zu-

                                                
362 ADS 193, S. 1. 
363 APr 6/17-10. S. 9. 
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sammenhang zu verlesen, begegnet dies meines Erachtens keinen rechtlichen Beden-

ken. In meiner Funktion als Ausschussvorsitzender werde ich dies ohne vorherige Ab-

stimmung mit Ihrem Haus zulassen.“364 

 

(k) F r ag l i c h e  Vo l l s t ä nd i gk e i t  d e r  v o r g e l eg t e n  B e we i s mi t t e l  

Die Beweisbeschlüsse des 1. UA verlangten regelmäßig die Vorlage „sämtlicher“ Akten und 

sonstiger sächlicher Beweismittel zum jeweiligen Beweisthema.365 Schon aus dem verfas-

sungsrechtlichen Untersuchungsrecht und zumal aus dem Untersuchungsausschussgesetz 

ergibt sich ein eigenständiger und umfassender Aktenvorlageanspruch des Untersuchungsaus-

schusses, der die Verweigerung der Aktenvorlage oder die Zurückhaltung von Aktenteilen nur 

in bestimmten, einzeln zu begründenden Fällen vorsieht.366 Ausdrückliche Vollständigkeits-

erklärungen wurden von den zur Aktenherausgabe verpflichteten Stellen gegenüber dem 

1. UA – wie bereits gegenüber dem 3. UA der vorangegangenen Wahlperiode367 – zwar nicht 

abgegeben. Dies ändert aber nichts am Anspruch des Ausschusses auf eine jeweils vollstän- 

dige Vorlage. Dem entsprechen in Vorlageschreiben unterschiedlicher Behörden gebrauchte 

Wendungen wie die, dass weitere Informationen nicht vorlägen368 oder versichert werde, dass 

die Akten nach bestem Wissen und Gewissen sorgfältig zusammengestellt worden seien.369 

Zuletzt erklärte der Beauftragte der Staatsregierung auf eine vorangegangene Bitte des Aus-

schusses schriftlich, es sei ihm gegenüber versichert worden, dass keine Aktenanforderungen 

mehr offen seien: 

„Aus Anlass des geplanten Abschlusses der Beweisaufnahme zum 18. Dezember 2018 

habe ich wie zugesagt im Nachgang in meiner Eigenschaft als Beauftragter der 

Staatsregierung nochmals dafür sensibilisiert, dass alle ggf. noch ausstehenden 

Beweismittellieferungen bis zu diesem Datum abgeschlossen werden müssen. 

Nach entsprechender Abfrage innerhalb der Staatsregierung und Beteiligung der ggf. 

betroffenen nachgeordneten Behörden wurde mir daraufhin von allen betroffenen 

                                                
364 ADS 214, S. 1 f. 
365 Beispielhaft: ADS 2, S. 2. 
366 Art. 54 (4) der Verfassung des Freistaates Sachsen u. § 14 UAuschG. 
367 AbwBer 3. UA, Kap. I.3.4, S. 28 f. 
368 So z.B. ADS 307, S. 2. 
369 So z.B. ADS 282, S. 2. 
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Häusern versichert, dass sowohl aus aktuellen als auch aus früheren Beweismittel- 

anforderungen keine Beweismittellieferungen mehr offen sind.“370 

In einigen Fällen hegen die Ausschussmitglieder der Fraktionen DIE LINKE und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN jedoch begründete Zweifel an der Vollständigkeit vorgelegter 

Unterlagen bzw. daran, dass ersatzweise erstattete Fehlmeldungen tatsächlich auch zutreffen. 

Dafür sprechen folgende einzelne Vorgänge: 

§ Es ergab sich ein anhaltendes Spannungsverhältnis in der Bestimmung zum Themen-

kreis NSU bzw. dem NSU-Umfeld gehörender Sachverhalte und solcher Vorgänge, 

die ihm nicht zuzurechnen und daher ggf. bei der Erfüllung von Beweisbeschlüssen 

auch nicht zu berücksichtigen sind. Maßgeblich war hier insbesondere die „129er-

Liste“ (→ KAP. I.4.6.C), wobei dem 1. UA im Verlauf seiner Beweisaufnahme nur zu-

fällig bekannt wurde, dass beim LfV Sachsen auch eine – dem 1. UA bis dahin nicht 

vorgelegte – „135er-Liste“ existiert (→ KAP. I.4.7.3.A). 

Die unterschiedlich enge oder weite Auslegung unterschiedlicher Behörden bei der 

Frage, was vorzulegen ist, zeigt sich am Beispiel des u.a. an das SMJus und das SMI 

gerichteten Beweisbeschlusses zu ADS 2, der die Vorlage „sämtlicher“ Akten ver-

langt, die Informationen zum NSU, „deren Unterstützer oder weitere Personen oder 

Organisationen aus ihrem Unterstützerumfeld enthalten“ sowie den darauf gerichteten 

Erkenntnisaustausch zwischen Behörden, zwischen Ministerien und Behörden sowie 

zwischen Bund und Ländern betreffen.371 Aus dem Geschäftsbereich des SMJus legte 

dazu die Generalstaatsanwaltschaft Dresden mit Schreiben vom 15. Juli 2015 von sich 

aus u.a. Aktenbände vor, die ein Ermittlungsverfahren zum „Arbeitskreis NSU“ be-

treffen.372 Aus dem Geschäftsbereich des SMI wurden dementsprechende Unterlagen 

aber nicht vorgelegt. Vielmehr heißt es in einem Schreiben vom 16. Juli 2015: 

„Abgesehen davon, liegen hier Unterlagen zum sog. Vorgang ‚Fatalist‘ bzw. 

sog. ‚Arbeitskreis NSU‘ vor. Hierbei handelt es sich um eine Person bzw. Per-

sonengruppe, die selbst erstellte Theorien zum NSU in Verbindung mit Doku-

menten aus dem strafrechtlichen Ermittlungsverfahren in der Öffentlichkeit ver-

breitete und damit möglicherweise strafbare Handlungen gem. § 353 d StGB be-

                                                
370 ADS 777, S. 1. 
371 ADS 2, S. 3 f. 
372 ADS 42, S. 2. 
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gangen haben könnte. Da diese möglichen strafbaren Handlungen selbst keinen 

unmittelbaren Bezug zum NSU hatten, wird von einer Übersendung abgesehen.“ 

Erklärtermaßen nicht durch das SMI vorgelegt wurden darüber hinaus „Unterlagen zu 

Organisationen, bei denen medial zwar vereinzelt über einen NSU-Bezug spekuliert 

wurde, ohne dass sich ein solcher Bezug jedoch tatsächlich aus den Akten ergibt (z. B. 

Nationale Sozialisten Chemnitz).“373 Der 1. UA zog daraufhin mit zwei separaten 

Beweisbeschlüssen diese beim SMI vorrätigen Unterlagen bei.374 Anhand der darauf-

hin vorgelegten Unterlagen kann davon ausgegangen werden, dass sich aus den ur-

sprünglich nicht durch das SMI vorgelegten Unterlagen allerdings sehr wohl NSU-

Bezüge ergeben, beispielsweise im Hinblick auf das Auffinden der sogenannten NSU-

CD bei einem führenden Mitglied der „Nationalen Sozialisten Chemnitz“. 

Spekulativ verbleibt die Frage, ob es weitere Vorgänge gegeben haben mag, die dem 

1. UA nicht vorgelegt wurden infolge der einseitigen Ansicht der jeweils zur Vorlage 

verpflichteten Stellen, dass ein NSU-Bezug nicht bestehe. Dafür spricht, dass Unterla-

gen zur Gruppierung „Weisse Wölfe“ trotz ausdrücklichen Beweisbeschlusses durch 

das LfV Sachsen zunächst nicht und dann erst sehr verspätet vorgelegt wurden 

(→ KAP. I.4.7.3.C). 

§ Zum o.g. Beweisbeschluss in ADS 2 vom 8. Juni 2015 erreichten den 1. UA bis Sep-

tember 2017, d.h. erstreckt über einen mehr als zwei Jahre umfassenden Zeitraum, 

etliche Teil- bzw. Nachlieferungen des LfV Sachsen.375 Der 1. UA kann nicht beurtei-

len, inwieweit es dem LfV Sachsen gelungen ist oder jedenfalls versucht wurde, den 

eigenen Aktenbestand in der Zwischenzeit vollständig zu erschließen und auf dieser 

Grundlage ggf. relevante Bezüge zu Beweisbeschlüssen des 1. UA festzustellen, die 

sodann eine Aktenvorlage nach sich ziehen müssten. 

§ Mit dem vom Ausschuss beschlossenen Beweisantrag in ADS 136 wurde die Vorlage 

von Unterlagen verlangt, welche die Person Silvio G. betreffen und im Zusammen-

hang mit Waffen stehen. Das LfV Sachsen teilte dazu mit Schreiben vom 7. April 

2016 mit, „dass im LfV Sachsen keine Daten oder sonstigen Beweismittel entspre-

chend des vorgenannten Beweisbeschlusses vorhanden sind.“376 Diese Mitteilung 

                                                
373 ADS 45, S. 1. 
374 ADS 145 u. ADS 146. 
375 ADS 40, 53, 86, 152, 257 und 501. 
376 ADS 201, S. 1. 
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beanstandete ein Ausschussmitglied in der Beratung zur 10. Sitzung des 1. UA mit 

Hinweis darauf, dass dem 1. UA allerdings Unterlagen des LfV Sachsen zum Fall 

„Terzett“ vorliegen, in denen der abgefragte Name ausdrücklich erwähnt wird.377 

Daraufhin teilte das LfV Sachsen dem 1. UA mit Schreiben vom 25. April 2016 mit, 

dass die vorangegangenen Auskunft das „Ergebnis der elektronischen Recherche in 

den gespeicherten Daten zur o. g. Person“ gewesen sei. Weiter heißt es: 

„Auf den Hinweis in der Ausschusssitzung am 18. April 2016 wurden die Akten-

bestände zur Maßnahme ‚Terzett‘ noch einmal von Hand geprüft. Dabei wurde 

festgestellt, dass in diesen Akten drei Seiten zur Person Silvio G. […] enthalten 

sind. Diese betreffen die Weiterleitung einer dienstlich bekannt gewordenen In-

formation über Waffenbeschaffung/-besitz der Person an das LKA Sachsen.“ 

Im Übrigen werde gebeten, das „Versehen“ zu entschuldigen.378 Daran schließt sich 

die durch den 1. UA nicht zu beantwortende Frage an, inwieweit das LfV Sachsen 

auch bei der Erfüllung weiterer Beweisbeschlüsse lediglich eine Recherche in elektro-

nischen Auskunftssystemen anstelle einer händischen Aktenprüfung oder auch Mitar-

beiterInnen-Befragung durchführte. Dafür spricht, dass zunächst und bis zur Bean-

standung durch Ausschussmitglieder auf eine „tiefere Recherche“ zur Gruppierung 

„Weisse Wölfe“ verzichtet wurde (siehe oben). Dafür spricht darüber hinaus auch fol-

gender weiterer Vorgang: 

Mit dem vom Ausschuss beschlossenen Beweisantrag in ADS 402 wurde die Vorlage 

von Unterlagen verlangt, welche die Person Sandro W. betreffen. Das LfV Sachsen 

teilte dazu mit Schreiben vom 3. Mai 2017 mit, dass dem LfV Sachsen im Ergebnis 

einer Recherche in den dortigen Datenbeständen keine Unterlagen vorlägen.379 Der 

Vorsitzende richtete in dem Zusammenhang die Frage an den stellvertretenden Beauf-

tragten der Staatsregierung, wie es sein könne, dass dem LfV zu dieser Person nichts 

vorliege. Der stellvertretende Beauftragte der Staatsregierung erklärte daraufhin, dass 

es wohl eine gewisse Diskrepanz gebe im Vergleich zu den (umfangreichen) Unterla-

gen, die der Polizei zur angefragten Person vorliegen. Im LfV hätten einige Sachbear-

beiterInnen auch vermutet, dass ihnen der Name Sandro W. etwas sage, jedoch sei 

elektronisch nichts recherchierbar. Daher bleibe nur zu vermuten, dass etwaige Unter-
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378 ADS 227, S. 1 f. 
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lagen bereits gelöscht wurden. Dies sei ohne Kenntnis eines Aktenzeichens aber nicht 

nachvollziehbar. Das LfV habe (nur) daher eine Fehlmeldung erstattet.380 

§ Mit dem vom Ausschuss beschlossenen Beweisantrag in ADS 259 wurde die Vorlage 

von Unterlagen verlangt, die die Gruppierung „Sächsische Aktionsfront“ (SAF) be-

treffen. Das LfV Sachsen legte dazu mit Schreiben vom 21. September 2016 Unterla-

gen vor,381 die dem 1. UA bis dato noch nicht vorgelegt worden waren, obwohl die 

abgefragte Gruppierung sich u.a. aus solchen Personen zusammensetzte, die auf der 

„129er-Liste“ verzeichnet sind und nach hiesiger Auffassung daher bereits früher382 

vorzulegen gewesen wären. 

Das OAZ legte für die Polizei Sachsen mit Schreiben vom 23. September 2016 Unter-

lagen vor, die sämtlich nach der Selbstenttarnung des NSU zusammengestellt wurden. 

Abschließend heißt es: „Weitere Informationen, zur im Beweisbeschluss genannten 

Gruppierung, liegen der Polizei Sachsen nicht vor.“383 Tatsächlich wurde dem 1. UA 

aber auf Grundlage eines anderen Beweisbeschlusses384 die Kopie eine zweibändige 

Ermittlungsakten des LKA Sachsen zu einem im Jahr 2001 wegen Verdachts der Bil-

dung einer bewaffneten Gruppe nach § 127 StGB eingeleiteten Ermittlungsverfahren 

vorgelegt. Diese Unterlagen enthalten auch ein Dokument, das ausdrücklich die SAF 

betrifft.385 Soweit in diesem wie in etlichen weiteren Fällen dem 1. UA lediglich eine 

Kopie dieser Unterlagen vorgelegt wurde, behielt die Polizei das Original folglich für 

sich und verfügte sodann sehr wohl noch über Informationen zur SAF, über die zu 

verfügen es gegenüber dem 1. UA aber fälschlich bestritt. Dass das besagte Dokument 

dem 1. UA unabhängig davon vorlag, war ein bloßer Zufall. 

§ Bereits der 3. UA der vorangegangenen Wahlperiode hatte bestimmte Unterlagen, die 

bei Behörden des Freistaates Sachsen vorliegen und einen NSU-Bezug aufweisen, 

trotz Anforderung nicht erhalten. Dies galt seinerzeit für – auch an Behörden der Frei-

staates Sachsen übermittelte und infolgedessen dort vorliegende – Unterlagen des 

GBA.386 Aus Unterlagen, die nunmehr dem 1. UA vorliegen, ergibt sich die in dem 

                                                
380 APr 6/17-19, S. 5 f. 
381 ADS 296. 
382 ADS 2. 
383 ADS 307, S. 2. 
384 ADS 144. 
385 ADS 228, Ordner 16, Bl. 56. 
386 AbwBer 3. UA, Kap. I.3.1.b, S. 25 f. 
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Zusammenhang vertretene Auffassung des GBA, nach der solche Unterlagen lediglich 

der „internen Information“ sächsischer Stellen dienen und ausdrücklich nicht „zur 

unmittelbaren Weitergabe an den dortigen [sächsischen] Untersuchungsausschuß ge-

dacht“ seien, um den Verfahrenszweck nicht zu gefährden.387 Die Generalstaatsan-

waltschaft Dresden hat diese Vorgabe allem Anschein nach auch eingehalten.388 Wie-

wohl die zugrundeliegende Argumentation bezogen auf den damaligen Zeitpunkt – 

2012, d.h. noch vor der Anklageerhebung gegen Zschäpe u.a. – nachvollziehbar ist, 

erhebt sich die grundsätzliche und durch den 1. UA nicht zu beantwortende Frage, ob 

weitere Unterlagen existieren, die dem Ausschuss nicht vorgelegt wurden, um ihm 

nicht notwendigerweise bekannte Verfahren nicht zu gefährden. 

 

I . 4 . 7 . 4   S o n s t i g e s  

(a) N i c h t v e r ö f f e n t l i ch u ng  d e r  P r o t o ko l l e  b e id e r  U n t e r s u c hu n g s -

a u s s c h ü s s e  

Nach der Beendigung des 3. Untersuchungsausschusses der 5. Wahlperiode wurden die Wort-

lautprotokolle der öffentlich durchgeführten ZeugInnenbefragungen nicht veröffentlicht, ob-

wohl die einsetzenden Fraktionen dies begehrt hatten.389 Auch die Wortlautprotokolle der 

öffentlich durchgeführten ZeugInnenbefragungen des 1. Untersuchungsausschusses der 

6. Wahlperiode werden voraussichtlich nicht in einer Weise veröffentlicht werden, die einen 

Abruf über die allgemein zugängliche Parlamentsdokumentation des Sächsischen Landtages 

erlaubt. In dem Zusammenhang bestimmt § 12 Absatz 3 UAuschG u.a.: „Nach Erstattung des 

Berichts können die Niederschriften über öffentliche Sitzungen von jedermann eingesehen 

werden; im übrigen entscheidet der Präsident des Landtages über die Weitergabe der Nieder-

schriften und über die Einsichtgewährung.“390 Abweichend etwa von der Behandlung von 

Plenarprotokollen, die in elektronischen Medien des Landtags veröffentlicht werden sollen, 

bestimmt die Geschäftsordnung des Sächsischen Landtages, dass dies für Protokolle öffentli-

cher ZeugInnenbefragungen in Untersuchungsausschüssen nicht gilt.391 

                                                
387 ADS 65, Ordner 2, Bl. 664. 
388 Ebd., Bl. 648. 
389 Drs. 5/14798, Pkt. II.2, S. 2. 
390 Vgl. auch Ziff. 7.3 der Verfahrensgrundsätze. 
391 GO, Abschn. XIV, § 112 i.V.m. Anl. 4, Ziff. 2 u. 5. 
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Die einsetzenden Fraktionen bedauern diesen Umstand im vorliegenden Fall: Er zieht 

es nach sich, dass die betreffenden Protokolle zwar öffentlich sind insoweit, dass sie mit Er-

laubnis des Präsidenten ‚von jedermann‘ eingesehen werden können, jedoch nicht veröffent-

licht werden und dadurch weder allgemein, noch barrierefrei zugänglich sind. Dies ist dem 

Ziel eines nachvollziehbaren, transparenten Untersuchungsverfahrens abträglich, denn ein – 

über die Zusammenfassungen in den Abschlussberichten hinausgehendes – Gesamtbild über 

die in öffentlichen Sitzungen erfolgte Beweisaufnahme werden sich interessierte BürgerInnen 

angesichts der bestehenden Zugangshürden in der Regel nicht bilden können. Für die Unter-

suchungsausschüsse einiger anderer Bundesländer und des Deutschen Bundestages bestehen 

derweil andere, dem Ziel der Transparenz eher entsprechende Regelungen. 

 

(b) U n b ef u g t e  V er ö f f e n t l i c h un g  v on  A u s sc h u s s i n t e r n a  

Während der Tätigkeit des 1. UA wurden in mehreren Fällen Informationen aus Beratungen 

bzw. Auszüge unveröffentlichter Unterlagen des Ausschusses auf einer durch Christian R. 

(alias „Fatalist“ bzw. „Arbeitskreis NSU“) betriebenen Website veröffentlicht. So wird in 

einem Artikel, der am 1. April 2016 erschien,392 unter Gebrauch herabwürdigender Invektiven 

berichtet über einen von den Ausschussmitgliedern der Fraktion DIE LINKE eingereichten 

Beweisantrag zum „Arbeitskreis NSU“.393 Zu diesem Zeitpunkt war der Beweisantrag den 

Mitgliedern des 1. UA bekannt; er wurde jedoch erst später, zur 10. Sitzung am 18. April 

2016, beschlossen. In einem weiteren Artikel, der am 17. Juli 2016 erschien,394 wird ein Aus-

zug aus dem Wortlautprotokoll der 10. Sitzung des früheren 3. UA der vergangenen 5. Wahl-

periode mit der Einvernahme des Zeugen Merten faksimiliert, wobei der Auszug – an dieser 

Stelle wird eine Frage durch das damalige UA-Mitglied Arne Schimmer (NPD) gestellt – 

exakt übereinstimmt mit der Seite 66 f. des originalen Protokolls, das auch dem 1. UA vor-

liegt. In einem weiteren Artikel, der am 18. Juli 2016 erschien, wird schließlich ein Auszug 

aus dem Wortlautprotokoll der 11. Sitzung des 1. UA mit der Einvernahme der Zeugin 

Antje H. faksimiliert, wobei der Auszug – an dieser Stelle wird eine Frage durch das UA-

Mitglied Carsten Hütter (AfD) gestellt – exakt übereinstimmt mit der Seite 18 des originalen 

Protokolls. Dieses Protokoll lag zum Zeitpunkt der unbefugten Veröffentlichung noch nicht in 

                                                
392 Veröffentl. unter: http://arbeitskreis-n.su/blog/2016/04/01/linke-fordert-stopp-der-nsu-satiren-des-anmerkers/. 
393 ADS 145. 
394 Veröffentl. unter: http://arbeitskreis-n.su/blog/2016/07/17/die-schuetzende-hand-auch-bei-der-raf/. 
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einer bestätigten Fassung vor und konnte insoweit anderen Gremien als dem 1. UA noch nicht 

bekannt sein.395 

 In diesen Fällen liegt die Annahme nahe, dass die Informationsweitergabe mutmaßlich 

aus den Reihen des 1. UA selbst erfolgte. In der Beratung zur 13. Sitzung mahnte der Aus-

schussvorsitzende in dem Zusammenhang die Einhaltung der vereinbarten Verfahrensgrund-

sätze an.396 Danach kam es zu keinen weiteren Veröffentlichungen dieser Art. 

  

                                                
395 Veröffentl. unter: http://arbeitskreis-n.su/blog/2016/07/18/nsu-sachsen-wer-belud-das-womo-vor-der-tuer/. 
396 APr 6/17-13, S. 9. 
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I . 5  B e z ü g e  d e s  1 .  U A zu  p a ra l l e l en  U nt er s u c hu ng s v e rf ah r en  

i n  B un d  u nd  L än d e rn  

 

I . 5 . 1  S t r a f v e r f ah r e n  

(a) P r o z e s s  a m O L G M ün c h e n  

Mit der 488 Seiten zzgl. Anlagen umfassenden Anklageschrift des GBA vom 5. Novem-

ber 2012397 wurde am 8. November 2012 Anklage zum OLG München gegen Beate Zschäpe 

als mutmaßliches Mitglied sowie Ralf Wohlleben, Carsten Schultze, Holger Gerlach und den 

aus Zwickau stammenden André Eminger als mutmaßliche Unterstützer und Gehilfen des 

NSU erhoben. Die Hauptverhandlung begann am 6. Mai 2013. Während der Hauptverhand-

lung wurden zehn ZeugInnen vernommen, die auch im 1. UA befragt wurden. Dabei handelt 

es sich um Rainer Binz (18. Verhandlungstag), Jürgen Dressler (136. Verhandlungstag), 

Volker Fleming (125. Verhandlungstag), Antje H. (28. Verhandlungstag), Falko K. (212. Ver-

handlungstag), Frank Lenk (15., 24., 25. und 38. Verhandlungstag), Gordian Meyer-Plath 

(199. Verhandlungstag), Jörn Naumann (271. Verhandlungstag), André Poitschke (17., 45. 

und 142. Verhandlungstag) und Norbert Wießner (99., 145., 157. und 199. Verhandlungstag). 

Es wurden weitere drei Zeugen vernommen, die bereits im 3. UA der vorangegangenen 

Wahlperiode befragt worden waren. Dabei handelt es sich um Jens Merten (208. und 274. 

Verhandlungstag), Rocco Rautenberg (66. Verhandlungstag) und Michael Thur (289. Ver-

handlungstag). 

Zudem wandte sich der 1. UA zur Umsetzung verschiedener Beweisbeschlüsse zu-

ständigkeitshalber an das OLG München: Mit dem Beweisbeschluss ADS 68 sollte der Kri-

minaltechnische Untersuchungsbericht zur Explosion mit Brandfolge des Wohnhauses Früh-

lingsstraße 26 über das SMI beigezogen werden. Dazu teilte das OAZ dem 1. UA mit Schrei-

ben vom 16. Oktober 2015 unzutreffenderweise (→ KAP. I.4.7.3.E) mit, dass der beizuziehen-

de Bericht in Sachsen nicht vorliege.398 Daraufhin wurde der gleiche Beweisantrag an das 

OLG München gerichtet,399 das die Akteneinsicht in den Bericht, der Teil der dort befindli-

chen Sachakten war, unverzüglich gewährte.400 Mit dem weiteren Beweisbeschluss ADS 117 

                                                
397 Enthalten in: ADS 65, Ordner 5. 
398 ADS 79. 
399 ADS 80. 
400 ADS 105 und 111. 
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sollten Auswertungen der in Bezug auf die Frühlingsstraße 26 am 4. November 2011 erhobe-

nen Funkzellen- und Verbindungsdaten zunächst über das BMJ beigezogen werden. Die erbe-

tenen Unterlagen, namentlich ein vom BKA stammender Vermerk, wurden dem 1. UA zu-

ständigkeitshalber401 durch das OLG München zur Verfügung gestellt.402 Hernach erlangte 

der 1. UA Kenntnis von weiteren Ermittlungsunterlagen403 im Sinne des Beweisbeschlusses, 

die ihm jedoch nicht vorgelegt wurden. 

Schließlich begehrte der 1. UA mit dem Beweisbeschluss ADS 305 die Beiziehung 

von Unterlagen zu in Sachsen begangenen und dem NSU zugerechneten Raubtaten, die der 

Ausschuss zum Teil auch erhielt.404 Im Hinblick auf die im zugrundeliegenden Beweisantrag 

begehrte Vorlage weiterer Unterlagen, die „Informationen und Erkenntnisse über die seit dem 

Jahr 1998 auf dem Hoheitsgebiet des Freistaates Sachsen begangene Raubserie der Terror-

gruppe ‚NSU‘ enthalten“, folgte der 1. UA hernach der Anregung des Gerichts zur Einsetzung 

eines Ermittlungsbeauftragten (→ KAP. I.4.6.C).405 In einzelnen Fällen holten zudem die zur 

Aktenvorlage verpflichteten Stellen, darunter die Generalstaatsanwaltschaft Dresden und das 

LfV Sachsen,406 vor der Vorlage von Unterlagen an den 1. UA die Zustimmung des OLG 

München ein. 

 

(b) W e i t e r e  E r m i t t l u ng s v er f a h r e n  d e s  G BA  

Unterlagen zu weiteren Ermittlungsverfahren des Generalbundesanwalts gegen neun Be-

schuldigte sowie einem weiteren, gegen Unbekannt geführten Ermittlungsverfahren erhielt 

der 1. UA nur vereinzelt, soweit diese Unterlagen sich auch bei den am OLG München vor-

liegenden Sachakten zum NSU-Prozess befanden und durch den Ermittlungsbeauftragten für 

eine Zulieferung an den 1. UA ausgewählt wurden. Da diese Ermittlungsverfahren offenbar 

noch nicht abgeschlossen sind, wird in diesem Bericht von der Offenlegung von Ermittlungs-

details abgesehen, die nicht bereits anderweitig bekannt wurden. 

  

                                                
401 ADS 183. 
402 ADS 207. Ein inhaltsgleiches Dokument war dem 1. UA bereits vorher von einer anonymen AbsenderIn 
zugesandt worden, vgl. ADS 88. 
403 Entspricht UA-BT II, Anl. 80. 
404 ADS 373. 
405 ADS 372. 
406 ADS 65 und 115. 
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I . 5 . 2  U n t e r s u ch u ng s a u s s c h ü s s e  an d er e r  L an d t ag e  u n d  de s  De u t s ch e n  

B u n d e s t a g e s  

Zum Themenkomplex NSU wurden seit 2012 im Deutschen Bundestag und den Landtagen 

der Bundesländer insgesamt 13 parlamentarische Untersuchungsausschüsse eingesetzt, die 

ihre Tätigkeit überwiegend bereits abgeschlossen haben, teilweise zum Zeitpunkt der Vorlage 

dieses Berichts aber auch noch anhalten. Dabei handelt es sich – abgesehen von den zwei Un-

tersuchungsausschüssen im Sächsischen Landtag – um folgende Gremien: 

 

(a) A b g e s c h l o s s e ne  U n te r s uc h un g s a u s s chü s s e  

§ Der Deutsche Bundestag der 17. Wahlperiode beschloss am 26. Januar 2012 auf An-

trag aller damals dem Deutschen Bundestag angehörenden Fraktionen die Einsetzung 

eines Untersuchungsausschusses (2. PUA).407 Unter den von diesem UA untersuchten 

Themenbereichen war der den Freistaat Sachsen betreffenden Komplex zu „Ermitt-

lungen in Sachen Sprengstoffdelikte, Abtauchen des Trios, Maßnahmen von Verfas-

sungsschutz, Polizei und Staatsanwaltschaften insbesondere Thüringens und Sach-

sens“.408 Der UA führte 76 Sitzungen durch. Unter den dabei befragten ZeugInnen be-

fanden sich auch neun Personen, die zugleich ZeugInnen409 des 3. UA der 5. Wahlpe-

riode bzw. des 1. UA der 6. Wahlperiode des Sächsischen Landtages waren. Dabei 

handelt es sich um Reinhard Boos, Wolfgang Jehle, Carsten Külbel, Jens Merten, 

Dr. Olaf Vahrenhold und Sven Wunderlich bzw. Jürgen Dressler, Gordian Meyer-

Plath, Joachim Tüshaus und Norbert Wießner.410 Mit Datum vom 22. August 2013 

legte der UA seinen Abschlussbericht vor.411 

§ Der Thüringer Landtag der 5. Wahlperiode beschloss am 26. Januar 2012 auf Antrag 

aller damals dem dortigen Landtag angehörenden Fraktionen die Einsetzung eines Un-

tersuchungsausschusses mit der Kurzbezeichnung „Rechtsterrorismus und Behörden-

                                                
407 Dt. Bundestag, Drs. 17/8453. 
408 AbschlBer UA-BT I, d.i. Drs. 17/14600, S. 46. 
409 Hier und nachfolgend werden Überschneidungen bei in Anspruch genommenen Sachverständigen nicht be-
rücksichtigt, ferner nicht solche ZeugInnen, die wegen der Geheimhaltung ihrer Identität nicht miteinander iden-
tifiziert werden dürfen. 
410 Ebd., S. 1305–1309. 
411 Ebd. 
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handeln“ (UA 5/1).412 Teil des Untersuchungsauftrages war die den Freistaat Sachsen 

betreffende Frage, inwieweit es zutrifft, „dass Zielfahnder des Thüringer Landeskri-

minalamtes kurz nach dem Untertauchen von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe diese 

drei Personen in Chemnitz aufgespürt hatten, der Einsatz von Polizeibeamten zur 

Festnahme der drei Gesuchten bevorstand und dieser Einsatz erst im letzten Moment 

abgebrochen worden ist“.413 Der UA führte 68 Sitzungen durch. Unter den befragten 

ZeugInnen befanden sich auch acht Personen, die zugleich ZeugInnen des 3. UA der 

5. Wahlperiode bzw. des 1. UA der 6. Wahlperiode des Sächsischen Landtages waren. 

Dabei handelt es sich um Bernd Merbitz, Dr. Olaf Vahrenhold und Sven Wunderlich 

bzw. Jürgen Dressler, Friedhelm Kleimann, Gordian Meyer-Plath, Georg Schirrma-

cher, Olaf Vahrenhold und Norbert Wießner.414 Mit Datum vom 7. März 2013 legte 

der UA einen Zwischenbericht415 und am 16. Juli 2014 den Abschlussbericht vor.416 

§ Der Bayerische Landtag der 16. Wahlperiode beschloss am 4. Juli 2012 auf Antrag 

von drei der vier damals dem Bayerischen Landtag angehörenden Fraktionen (SPD, 

FREIE WÄHLER und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) die Einsetzung eines Untersu-

chungsausschusses mit der Kurzbezeichnung „Rechtsterrorismus in Bayern – 

NSU“.417 Teil des Untersuchungsauftrages war die den Freistaat Sachsen betreffende 

Frage, welche Erkenntnisse bayerischen Sicherheitsbehörden zu Bezügen einer na-

mentlich benannten mutmaßlichen NSU-Unterstützerin aus Sachsen, Mandy S., zum 

Freistaat Bayern vorliegen.418 Der UA führte 31 Sitzungen durch. Unter den dabei be-

fragten ZeugInnen befanden sich keine Personen, die zugleich ZeugInnen des 3. UA 

der 5. Wahlperiode bzw. des 1. UA der 6. Wahlperiode des Sächsischen Landtages 

waren. Mit Datum vom 10. Juli 2013 legte der UA seinen Abschlussbericht vor. 419 

§ Der Landtag von Baden-Württemberg der 15. Wahlperiode beschloss am 5. November 

2014 auf Antrag aller damals dem dortigen Landtag angehörenden Fraktionen die Ein-

setzung eines Untersuchungsausschusses mit der Kurzbezeichnung „Rechts- 

terrorismus/NSU BW“.420 Teil des Untersuchungsauftrages war die den Freistaat 
                                                
412 Thüringer Landtag, Drs. 5/3969. 
413 Ebd., Pkt. B.II.6, S. 7. 
414 AbschlBer UA-TH I, S. 40–50. 
415 D.i. Thüringer Landtag, Drs. 5/5810. 
416 D.i. Thüringer Landtag, Drs. 5/8080. 
417 Bayerischer Landtag, Drs. 16/13150. 
418 Ebd., Pkt. B.1.1.1, S. 5; sowie Pkt. B.4.12.11, S. 9. 
419 AbschlBer UA-BY, d.i. Bayerischer Landtag, Drs. 16/17740, S. 16–18. 
420 Landtag von Baden-Württemberg, Drs. 15/6049. 
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Sachsen betreffende Frage, „ob nach dem Abtauchen des NSU-Trios in den Unter-

grund im Jahr 1998 die baden-württembergischen Sicherheitsbehörden an den geziel-

ten Fahndungsmaßnahmen der thüringischen und sächsischen Sicherheitsbehörden 

oder am Informationsaustausch im Rahmen der Fahndung beteiligt waren“.421 Der UA 

führte 39 Sitzungen durch. Unter den dabei befragten ZeugInnen befanden sich keine 

Personen, die zugleich ZeugInnen des 3. UA der 5. Wahlperiode bzw. des 1. UA der 

6. Wahlperiode des Sächsischen Landtages waren.422 Mit Datum vom 28. April 2016 

legte der UA seinen Abschlussbericht vor.423 

§ Der Landtag Nordrhein-Westfalen der 16. Wahlperiode beschloss am 5. November 

2014 auf Antrag aller damals dem dortigen Landtag angehörenden Fraktionen die Ein-

setzung eines Untersuchungsausschusses mit der Kurzbezeichnung „PUA III – NSU-

Terror in Nordrhein-Westfalen“.424 Teil des Untersuchungsauftrages war die den Frei-

staat Sachsen betreffende Frage, welche Erkenntnisse nordrhein-westfälischen Behör-

den über ein eventuelles Zusammenwirken nordrhein-westfälischer Rechtsradikaler 

mit Rechtsradikalen u.a. aus Sachsen vorliegen.425 Der UA führte 54 Sitzungen durch. 

Unter den dabei befragten ZeugInnen befanden sich keine Personen, die zugleich 

ZeugInnen des 3. UA der 5. Wahlperiode bzw. des 1. UA der 6. Wahlperiode des 

Sächsischen Landtages waren.426 Mit Datum vom 27. März 2017 legte der UA seinen 

Abschlussbericht vor.427 

§ Der Deutsche Bundestag der 18. Wahlperiode beschloss am 11. November 2015 auf 

Antrag aller damals dem Deutschen Bundestag angehörenden Fraktionen die erneute 

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses (3. PUA).428 Teil des Untersuchungsauf-

trages waren die den Freistaat Sachsen betreffenden Fragen, „ob die Sicherheits- und 

Ermittlungsbehörden des Bundes und der Länder im Zusammenhang mit der Selbst-

enttarnung der Terrorgruppe ‚Nationalsozialistischer Untergrund‘ am 4. November 

2011 in Eisenach und Zwickau sachgerechte Maßnahmen ergriffen und zielführend 

kooperiert haben“ und ob vormals u.a. in den Ländern Hinweise auf Bestrebungen im 

                                                
421 Ebd., Pkt. A.I.2, S. 2. 
422 AbschlBer UA-BaWü I, d.i. Landtag von Baden-Württemberg, Drs. 15/8000, Anl. 1.2, S. 1–4. 
423 Ebd. 
424 Landtag Nordrhein-Westfalen, Drs. 16/7148. 
425 Ebd., Pkt. V.1.1.3, S. 6. 
426 AbschlBer UA-NRW, d.i. Landtag Nordrhein-Westfalen, Drs. 16/14400, Anl. 1, S. 794–799. 
427 Ebd. 
428 Dt. Bundestag, Drs. 18/6330. 
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Sinne des NSU vorgelegen haben.429 Der UA führte 54 Sitzungen durch. Unter den 

dabei befragten ZeugInnen befanden sich auch neun Personen, die zugleich ZeugInnen 

des 3. UA der 5. Wahlperiode bzw. des 1. UA der 6. Wahlperiode des Sächsischen 

Landtages waren. Dabei handelt es sich um einen durch den Bundestags-UA als 

M. Th. bezeichneten Zeugen, ferner um Heinz Fromm, Frank Lenk, Christian Leucht, 

Dr. Hans-Georg Maaßen, Swen Philipp, Thomas Werle sowie zwei durch den Bundes-

tags-UA als W.G. und L.W. bezeichnete Zeugen.430 Mit Datum vom 23. Juni 2017 

legte der UA seinen Abschlussbericht vor.431 

§ Der Hessische Landtag der 19. Wahlperiode beschloss am 22. Mai 2014 auf Antrag 

der Fraktion SPD und mit den Stimmen der Fraktion DIE LINKE die Einsetzung eines 

Untersuchungsausschusses (UNA 19/2).432 Teil des Untersuchungsauftrages war die 

unter Umständen den Freistaat Sachsen betreffende Frage, ob „den hessischen Gerich-

ten, Ermittlungs- und Sicherheitsbehörden Kenntnisse darüber vorliegen bzw. vorla-

gen, dass es Verbindungen aus der rechtsextremen Szene in Hessen zur [sic!] NSU“ 

gab.433 Der UA führte 31 Sitzungen durch. Unter den dabei befragten ZeugInnen be-

fanden sich keine Personen, die zugleich ZeugInnen des 3. UA der 5. Wahlperiode 

bzw. des 1. UA der 6. Wahlperiode des Sächsischen Landtages waren. Mit Datum 

vom 17. Juli 2018 legte der UA seinen Abschlussbericht vor.434 

§ Der Landtag von Baden-Württemberg der 16. Wahlperiode beschloss am 20. Juli 2016 

auf Antrag von vier der fünf dem dortigen Landtag angehörenden Fraktionen (GRÜ-

NE, CDU, SPD, FDP/DVP) die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses mit der 

Kurzbezeichnung „Rechtsterrorismus/NSU BW II“.435 Teil des Untersuchungsauftra-

ges ist die unter Umständen den Freistaat Sachsen betreffende Frage nach dem perso-

nellen und organisatorischen Verhältnis von „Ku Klux Klan“-Gruppierungen u.a. zu 

den vormals vom BfV geführten Vertrauensperson „Corelli“ und „Primus“.436 Mit Da-

tum vom 21. Januar 2019 legte der UA seinen Abschlussbericht vor.437  

                                                
429 Ebd., Pkt. I.1, S. 1, sowie I.3, S. 2. 
430 Vgl. AbschlBer UA-BT II, S. 1848–1855. 
431 Dt. Bundestag, Drs. 18/12950. 
432 Hessischer Landtag, Drs. 19/445. 
433 Ebd., Pkt. I.3, S. 1. 
434 Hessischer Landtag, Drs. 19/6611. 
435 Landtag von Baden-Württemberg, Drs. 16/311. 
436 Ebd., Pkt. I.1.d, S. 2. 
437 Landtag von Baden-Württemberg, Drs. 16/5250. 
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(b) N o c h  n i c h t  a b g e s ch lo s s e n e  U n t e r s u c hu n g s a u s s ch ü s s e  

§ Der Thüringer Landtag der 6. Wahlperiode beschloss am 27. Februar 2015 auf Antrag 

von vier der fünf dem dortigen Landtag angehörenden Fraktionen (CDU, DIE LINKE, 

SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) die erneute Einsetzung eines Untersuchungsaus-

schusses mit der Kurzbezeichnung „Rechtsterrorismus und Behördenhandeln (II)“ 

(UA 6/1).438 Teil des Untersuchungsauftrages sind die unter Umständen den Freistaat 

Sachsen betreffenden Fragestellungen, „in welchem Umfang Thüringer Justiz- und Si-

cherheitsbehörden und den mit ihnen zusammenarbeitenden Personen […] Erkennt-

nisse zur Herausbildung eines bundesweiten Unterstützernetzwerkes des ‚Nationalso-

zialistischen Untergrundes’ sowie dessen Verbindung zum ‚Blood & Honour‘-

Netzwerkes“ vorlagen und welche Erkenntnisse „zur Finanzierung des Lebens im Un-

tergrund von Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe durch Straftaten, Unterstützernetzwer-

ke oder weitere Geldquellen“ anfielen.439 Unter den bislang befragten ZeugInnen be-

fanden sich mehrere Personen, die zugleich ZeugInnen des 3. UA der 5. Wahlperiode 

bzw. des 1. UA der 6. Wahlperiode des Sächsischen Landtages waren. Dabei handelt 

es sich um Sven Wunderlich bzw. Christian Leucht, Jürgen Dressler und Norbert 

Wießner. Darüber hinaus vernahm der thüringische UA den Zeugen Tony Gerber, der 

durch den 1. UA gleichfalls als Zeuge benannt, jedoch nicht geladen worden ist. Zum 

Zeitpunkt der Vorlage dieses Berichtes lag der Abschlussbericht des thüringischen UA 

noch nicht vor. 

§ Der Landtag Brandenburg der 6. Wahlperiode beschloss am 29. April 2016 auf Antrag 

von vier der fünf dem dortigen Landtag angehörenden Fraktionen (CDU, DIE LINKE, 

SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 

mit der Bezeichnung „Organisierte rechtsextreme Gewalt und Behördenhandeln“ (UA 

6/1).440 Teil des Untersuchungsauftrages sind die den Freistaat Sachsen betreffenden 

Fragen, ob der namentlich benannte mutmaßliche NSU-Unterstützer aus Sachsen 

Jan W. über die brandenburgische V-Person „Piatto“ Waffen beschaffen ließ und wel-

chen Inhalts die durch Jan W. mit „Piatto“ geführte Mobilfunkkommunikation war.441 

Zum Zeitpunkt der Vorlage dieses Berichtes lag der Abschlussbericht des brandenbur-

gischen UA noch nicht vor. 

                                                
438 Thüringer Landtag, Drs. 6/232. 
439 Ebd., Pkt. I.10, S. 3 u. Pkt. II.9, S. 4. 
440 Landtag Brandenburg, Drs. 6/3993. 
441 Ebd., Pkt. B.11 f., S. 4. 
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§ Der Landtag Mecklenburg-Vorpommern der 7. Wahlperiode beschloss am 26. April 

2018 auf Antrag von vier der fünf dem dortigen Landtag angehörenden Fraktionen 

(SPD, CDU, DIE LINKE und BMV) die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 

„zur Aufklärung der NSU-Aktivitäten in Mecklenburg-Vorpommern“.442 Teil des 

Untersuchungsauftrages sind die unter Umständen auch den Freistaat Sachsen betref-

fenden Ermittlungen zu zwei Sparkassen-Überfällen in Stralsund und die dabei vorge-

nommene Zusammenarbeit mit Behörden anderer Länder.443 Zum Zeitpunkt der Vor-

lage dieses Berichtes hielt die Beweisaufnahme des mecklenburg-vorpommerischen 

UA noch an. 

 

(c) G e g e n s e i t i g e  K oo r d in i e r un g  u nd  P r o t ok o l l a u s t a u s c h  

Die Tätigkeit und die Ergebnisse der anderen Untersuchungsausschüsse konnten die Mitglie-

der des 1. UA über gelegentliche Medienberichte, die von Initiativen wie „NSU Watch“ ver-

öffentlichten Mitschriften und, soweit die jeweiligen Ausschüsse ihre Arbeit bereits beendet 

hatten, die offiziellen Abschlussberichte nachverfolgen. Der Vorsitzende Rohwer (CDU) und 

die stellvertretende Vorsitzende Köditz (DIE LINKE) des 1. UA beteiligten sich außerdem am 

28. Januar 2016 an einem in Berlin durchgeführten Gedankenaustausch der in Bund und Län-

dern damals aktiven, mit dem NSU befassten Ausschüsse, den der Vorsitzende des zweiten 

Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestages angeregt hatte.444 Ein Folgetreffen 

fand am 2. Dezember 2016 in Berlin statt, wiederum unter Beteiligung des Vorsitzenden und 

der stellvertretenden Vorsitzenden des 1. UA.445 Mit denjenigen anderen Untersuchungsaus-

schüssen, die während des 1. UA tätig waren oder in dieser Zeit ihre Tätigkeit beendeten, 

wurde durch aneinander gerichtete Beweisbeschlüsse ein gegenseitiger „Protokollaustausch“ 

vereinbart, sodass dem 1. UA die Wortlautprotokolle der Zeugeneinvernahmen jener Gremien 

vorlagen. Dies betraf die acht Untersuchungsausschüsse des Deutschen Bundestages (II)446 

und der Landtage Baden-Württembergs447, Nordrhein-Westfalens,448 Hessens,449 Thürin-

                                                
442 Landtag Mecklenburg-Vorpommern, Drs. 7/2000. 
443 Ebd., Pkt. B.I.2 u. 3, S. 2. 
444 APr 6/17-08, S. 8. Bereits kurz vorher hatte der Vorsitzende des zweiten Untersuchungsausschusses des 
Landtages von Baden-Württemberg ein entsprechendes Koordinierungstreffen angeregt; vgl. ADS 47 und APr 
6/17-04, S. 5. 
445 APr 6/17-15, S. 7, und APr 6/17-16, S. 5. 
446 ADS 151. 
447 ADS 149. 
448 ADS 150. 
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gens,450 Brandenburgs451 und Mecklenburg-Vorpommerns452. Analog war bereits im 3. UA 

der vorangegangenen Wahlperiode im Hinblick auf die früheren Untersuchungsausschüsse 

des Deutschen Bundestages und der Landtage Thüringens und Bayerns verfahren worden. 

Insoweit konnte sich der 1. UA ein umfassendes Bild von der Tätigkeit aller dieser parlamen-

tarischen Gremien machen. 

 

(d) V e r l u s t  vo n  A u s s ch u s s p r o t o ko l l e n  

In der Beratung zur 8. Sitzung des 1. UA informierte der Ausschussvorsitzende die Mitglieder 

allerdings darüber, dass Protokolle des 1. UA, die dem zweiten Untersuchungsausschuss des 

Deutschen Bundestages auf dessen Anforderung hin zugeschickt wurden, dort nach Versand 

am 16. Dezember 2015 nicht angekommen seien, weshalb die Protokolle erneut versendet 

werden.453 Die verschollen gegangenen Unterlagen waren über das SMI in einem verplomb-

ten Behälter per Paketdienst nach Berlin gefahren worden.454 Nach Angaben des Beauftragten 

der Staatsregierung verlaufe der Postaustausch, eingeschlossen den Behälter des SMI, formal 

zwischen der Staatskanzlei und der Sächsischen Landesvertretung in Berlin. Weder bei SMI, 

noch bei der Staatskanzlei werde aber ein Buch darüber geführt, was transportiert und nach 

Erreichen des Ziels weiterverteilt wird; bisher sei „noch nie etwas weggekommen“.455 Für den 

1. UA war der Gang der Sendung nicht nachzuvollziehen, er konnte nur zur Kenntnis neh-

men, dass der Verbleib der Protokolle nicht aufgeklärt wurde. 

  

                                                                                                                                                   
449 ADS 148. 
450 ADS 147. 
451 ADS 280. 
452 ADS 696; zum Zeitpunkt des Abschlusses der Beweisaufnahme im 1. UA lagen keine Protokolle vor, da noch 
keine Beweisaufnahmesitzungen durchgeführt worden waren. 
453 APr 6/17-08, S. 7 f. 
454 APr 6/17-09, S. 4. 
455 APr 6/17-10, S. 4. 
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I . 6  R e s o n an z  in  d er  e x t r em e n  R ec ht en  na c h  de r  N S U- Auf d e cku n g  

 

I . 6 . 1  Z ä s u r wi r k u ng  d ur c h  R ep r e s s i o n  

Die Enttarnung des NSU und Geschehnisse in der zeitlichen Folge bedeuteten eine Zäsur für 

die extreme Rechte und die Neonaziszene, insbesondere angesichts von Repressionsmaßnah-

men und der Befürchtung, von Maßnahmen betroffen sein zu können. Daher dominierte zu-

nächst der – auch polizeilich aufgefallene – Versuch, „vorsichtiger“ zu werden.456 So versuch-

te auch die bis dahin in ihrem Spektrum dominante N a t io n a ld e mo kr a t i s c h e  P ar t e i  

D e u t s ch l a nd s  (NPD), insbesondere vor dem Hintergrund der sie betreffenden Verbotsdis-

kussion und des dann auch tatsächlich eingeleiteten Parteiverbotsverfahrens, „jedes Handeln, 

was sie oder einzelne ihrer Mitglieder in den Verdacht bringen könnte, Taten und Handeln 

des NSU gut zu heißen oder gar unterstützt zu haben, strikt zu vermeiden bzw. zu dementie-

ren“457 und insoweit – ohne eigene Positionen tatsächlich aufzugeben – von anderen Teilen 

der Szene abzurücken. Die offenkundig taktische Motivation mag dahinstehen. 

Die zum Verbotsantrag des Bundesrates gefertigte Belegsammlung hatte in dem Zu-

sammenhang neben vordergründigen Distanzierungen durch VertreterInnen der Partei auch 

hingewiesen auf Relativierungen458 und Sympathiebekundungen459 sowie auf den Umstand, 

dass es sich bei zwei der damaligen Beschuldigten bzw. Angeklagten im NSU-Strafprozess 

am OLG München, Ralf Wohlleben und Carsten Schultze, um früherem Funktionäre der Par-

tei handelt. Für das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 17. Januar 2017, das ein Ver-

bot nicht ausgesprochen hat, waren diese Umstände nicht maßgeblich. Jedoch habe die Partei 

sich auf eine Weise verhalten, die auch eine „Missachtung der Opfer rechtsterroristischer 

Gewaltakte zutage treten lässt.“460 Das Gericht stellte im Übrigen fest, dass die Partei, ohne 

die grundgesetzliche Verbotsschwelle zu erreichen, nach ihren Zielen und dem Verhalten ih-

                                                
456 AbschlBer UA-BT II, Anl. 33: Bericht des Ermittlungsbeauftragten Professor Dr. Bernd von Heintschel-
Heinegg, S. 265. 
457 Drs. 5/9712, S. 65. 
458 Ein Beispiel dafür ist das Minderheitenvotum des NPD-Mitglieds des 3. UA der 5. Wahlperiode des Sächsi-
schen Landtages, Arne Schimmer. Dort heißt es, es erscheine „kaum möglich“, den NSU-Komplex zu erklären, 
„ohne die Existenz eines geheimdienstlichen Terrornetzwerks anzunehmen“, von dem anstelle „neonazistischer 
Terrornetzwerke“ – so die Eigenbezeichnung des 3. UA – dieser Ausschuss vielmehr hätte handeln müssen. Vgl. 
Drs. 5/14688, Bd. II, Abschnitt NPD, S. 5. 
459 Beachte auch das u.g. Beispiel Peter Klose. 
460 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017, Az. 2 BvB 1/13, Rdnr. 874. 
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rer Anhänger sehr wohl die Beseitigung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 

anstrebt.461 

Die S z en e  s o g en a nn t e r  „ F r e i e r  K r ä f t e“ , die sich v.a. in Kameradschafts-

Gruppierungen organisiert, war nach 2011 konfrontiert mit einer gehäuften Zahl von Verbots-

verfügungen nach dem Vereinsgesetz: 

§ Der Bundesminister des Innern erließ462 mit Datum vom 4. Januar 2016 das Verbot 

der Vereinigung „Altermedia Deutschland“, die ein gleichnamiges neonazistisches 

Nachrichtenportal betrieb, auf dem auch Beiträge mit Bezug zum Freistaat Sachsen er-

schienen waren. Darüber hinaus erließ463 der Bundesminister des Innern mit Datum 

vom 10. Februar 2016 das Verbot der Vereinigung „Weiße Wölfe Terrorcrew“, die 

auch über Mitglieder und eine „Sektion“ im Freistaat Sachsen verfügte. Bereits mit 

Datum vom 28. Mai 2013 erließ464 der Bundesminister des Innern das Verbot des 

„Regionalverband Gremium Motorcycle Club (MC) Sachsen“ mit mehreren innerhalb 

des Freistaates Sachsen tätigen und namentlich in Dresden, Chemnitz und Plauen an-

gesiedelten Untergliederungen. Während sich dieses Verbot gegen eine Outlaw Mo-

torcycle Gang, d.h. eine sog. Rocker-Gruppierung richtete, sind auch im Hinblick auf 

den Freistaat Sachsen personelle Bezüge von Mitgliedern zur extremen Rechten be-

kannt.465 

§ Der Sächsische Staatsminister des Innern erließ466 mit Datum vom 12. Februar 2013 

das Verbot der Vereinigung „Nationale Sozialisten Döbeln“ (NSD). Darüber hinaus 

erließ467 der Staatsminister des Innern mit Datum vom 20. März 2014 das Verbot der 

Vereinigung „Nationale Sozialisten Chemnitz“ (NSC). Wenngleich die Staatsregie-

rung „keine Anhaltspunkte“ für eine Verbindung von NSC und NSU zu erkennen 

vermag468 und dahingehende Feststellungen nicht maßgeblich für das Verbot waren, 

wurden nach hiesiger Kenntnis mehrere EmpfängerInnen der Verbotsverfügung, die 

auch Führungspersonen der Vereinigung waren, sowie AnhängerInnen von Vorgänge-

rorganisationen wie dem Verein „Heimatschutz Chemnitz“ in zurückliegenden Maß-

                                                
461 Ebd., Leitsätze, Pkt. 9 (a). 
462 BAnz AT 27.01.2016 B1. 
463 BAnz AT 16.03.2016 B1. 
464 BAnz AT 03.07.2013 B1. 
465 Drs. 5/12371. 
466 BAnz AT 01.03.2013 B8. 
467 BAnz AT 10.04.2014 B10. 
468 Drs. 6/256, S. 2. 
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nahmen zum Auffinden des Kerntrios namentlich bekannt. Die Vereinigung NSC 

stand darüber hinaus in der Vergangenheit in Verbindung mit neonazistischen Bestre-

bungen im Landes Brandenburg, unter anderem im Zusammenhang mit Propagandata-

ten469, an denen Maik E. beteiligt war. Schließlich wurde bei den infolge des Verbots 

veranlassten Exekutivmaßnahmen, hier der Durchsuchung bei Maik A. in Lugau (Erz-

gebirgskreis), ein Exemplar der sogenannten NSU-CD sichergestellt. 

§ Das SMI hat neben diesen vollzogenen Verboten in drei weiteren Fällen nach 2011 

geprüft, ob hinreichende Gründe für ein Vereinsverbot vorliegen. Diese Prüfungen be-

trafen die Neonazigruppierungen „Nationalen Sozialisten Geithain“ (Oktober bis No-

vember 2012) und die „Terrorcrew Muldental“ (November 2012 bis Mai 2014) sowie 

die rechtsmotivierte Dresdner Hooligan-Gruppierung „Faust des Ostens“ (September 

2013 bis Dezember 2014). In diesen Fällen konnte jedoch nach Bewertung des SMI 

„entweder der Bestand einer Vereinigung oder/und das Vorliegen von Verbotsgründen 

[…] nicht mit der erforderlichen Verfahrenssicherheit festgestellt werden“.470 

 

I . 6 . 2  W a n d lu n g  d e r  U m s t än d e  un d  R e or ga n i s i e r un g  

Die Zäsurwirkung ist zwischenzeitlich verblasst angesichts neuerer Entwicklungen unter ge-

wandelten Kontextbedingungen. Insbesondere vor dem Hintergrund einer „intensive[n] Be-

schäftigung mit der Flüchtlingsproblematik“ ist die Anzahl rechtsmotivierter Straftaten stark 

angestiegen, eingeschlossen eine ‚qualitative‘ Zuspitzung rechtsmotivierter Militanz bis hin 

zu Übergängen in den Rechtsterrorismus. So mehrten sich im Freistaat Sachsen schwere De-

likte bis hin zu Anschlagshandlungen u.a. gegen Asylunterkünfte, wobei solche Taten zuneh-

mend „nicht von polizeibekannten Rechtsextremisten, sondern [von] bislang polizeilich Un-

bekannten verübt“ wurden.471 Im Allgemeinen war eine erhebliche Ausweitung eines frem-

denfeindlichen bis rassistischen und teils eskalativen Protestgeschehens zu beobachten, das 

sich gegen die extreme Rechte nicht erkennbar oder effektiv abgrenzte bzw. von dorther mit-

initiiert wurde.472 

                                                
469 Drs. 6/1014. 
470 Drs. 6/6532, S. 24. 
471 AbschlBer UA-BT II, Anl. 33: Bericht des Ermittlungsbeauftragten Professor Dr. Bernd von Heintschel-
Heinegg, S. 263. 
472 Drs. 6/4060 und 6/12221. 
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Der zunächst zu beobachtenden organisatorischen Ausdünnung der extremen Rechten 

steht nunmehr der Versuch entgegen, die personell und im Hinblick auf ihre Mobilisierungs-

fähigkeit keineswegs geschwächte rechte Szene unter anderem „durch die Etablierung von 

Vereinsstrukturen“ zu restrukturieren.473 Beispielsweise ergibt sich zu dem Anfang 2017 ge-

gründeten Verein „Unsere Heimat – Unsere Zukunft“ mit Sitz in Oelsnitz (Erzgebirgskreis), 

dass es sich bei einem Vorstandsmitglied um die ehemalige NSC-Führungsperson Maik A. 

handelt, der im Besitz einer sogenannten NSU-CD war und inzwischen Funktionär der neona-

zistischen Partei „Der III. Weg“ ist. Aus allgemein zugänglichen Registerunterlagen des 

Amtsgerichts Chemnitz ergibt sich weiter, dass an zumindest einer Mitgliederversammlung 

eine ausdrücklich als Mitglied bezeichnete Person namens Mandy S. teilnahm. Diesen Namen 

trägt eine mutmaßliche NSU-Unterstützerin, gegen die nach wie vor der GBA ermittelt.474 

Innerhalb des parteigebundenen Spektrums hat derweil auch im Freistaat Sachsen die 

neonazistische Gruppierung „Der III. Weg“ an Bedeutung gewonnen, wobei dort auch vorma-

lige Mitglieder verbotener Vereinigungen – etwa der bereits erwähnten „Nationalen Sozialis-

ten Chemnitz“ – in teils leitenden Funktionen aktiv wurden. Innerhalb des parteiungebunde-

nen Spektrums entstanden neue Vereinigungen wie „Kopfsteinpflaster“ in Chemnitz. Ein sig-

nifikanter Fall ist die im Pegida-Umfeld entstandene Gruppierung „Freie Kameradschaft 

Dresden“ (FKD): Zwischenzeitlich wurden mehrere FKD-Mitglieder u.a. wegen Bildung und 

Mitgliedschaft in einer kriminellen Vereinigung gemäß § 129 StGB verurteilt. Es bestanden 

enge personelle Bezüge zur rechtsterroristischen „Gruppe Freital“. Schließlich kam es auch 

zur Gründung und Verstetigung neuer extrem rechter Vereinigungen wie der „Identitären 

Bewegung Deutschland“ (IBD), die sich jedenfalls nominell vom Neonazispektrum abzu-

grenzen versucht. Den sächsischen IBD-Ablegern stand bis Anfang 2018 der Zwickauer Neo-

nazi Tony Gerber vor, der vormals den „Nationalen Sozialisten Zwickau“ anhing und der u.a. 

in diesem Zusammenhang gemeinsam mit dem später im NSU-Prozess verurteilten André 

Eminger aktiv war. Eminger nahm im Übrigen nach seiner Haftentlassung wieder an Veran-

staltungen der Neonaziszene teil. 

 

  

                                                
473 AbschlBer UA-BT II, Anl. 33: Bericht des Ermittlungsbeauftragten Professor Dr. Bernd von Heintschel-
Heinegg, S. 258. 
474 AG Chemnitz, VR 3608. 
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I . 6 . 3  A u s p r ä g un g  e in e s  N e u en  R e c h t s t e r r o r i s m u s  

Zu den besonders hervorstechenden Entwicklungen der jüngsten Zeit gehört insbesondere die 

Ausprägung neuer rechtsterroristischer Bestrebungen. Während es sich nach Auffassung des 

Staatsministeriums des Innern beim NSU um die bis dahin „einzige rechtsterroristische Ver-

einigung mit Bezug zum Freistaat Sachsen“ handelte475, entstanden zwischenzeitlich zumin-

dest drei rechtsterroristische Gruppierungen im strafrechtlichen Sinne, die auch bzw. haupt-

sächlich im Freistaat Sachsen aktiv wurden. 

 

(a) „ O l d s ch o o l  S o c i e t y “  

Erster Fall war die überregional aktive „Oldschool Society” (OSS). Diese Vereinigung wurde 

im Laufe des Jahres 2014 gegründet, richtete ein eigenes Profil im sozialen Netzwerk „Face-

book“ ein und kommunizierte über Messenger-Dienste. Fortan traf sich die Vereinigung auch 

in der Realwelt, unter anderem in einer Kleingartenanlage in Frohburg, Ortsteil Bubendorf 

(Landkreis Leipzig), und richtete sich darauf aus, „ihre rechtsextremistische Ideologie durch 

terroristische Anschläge, insbesondere in Form von Brand- und Nagelbomben, umzuset-

zen.“476 In dem Zusammenhang erfolgten am 6. Mai 2015 Durchsuchungen bei mutmaßlichen 

Gründungsmitgliedern, darunter beim „Vizepräsident“ Markus W. in Borna (Landkreis 

Leipzig) und der „Schriftführerin“ Denise Vanessa G. in Striegistal (Landkreis Mittelsach-

sen), die neben zwei weiteren Personen aufgrund von Haftbefehlen in Untersuchungshaft ge-

nommen wurden. 

Die Exekutivmaßnahmen erfolgten unmittelbar im Vorfeld eines weiteren geplanten 

Treffens in Frohburg, wobei nach damaligem Ermittlungsstand angenommen wurde, dass die 

OSS – zu diesem Zeitpunkt mit rund 30 Mitgliedern – sodann „in kleineren Gruppierungen 

Anschläge auf namhafte Salafisten, Moscheen und Asylbewerberunterkünfte“ habe begehen 

wollen und zu diesem Zweck bereits „Sprengmittel für etwaige terroristische Anschläge“ be-

schafft hatte.477 Die Ermittlungen wegen Gründung und Mitgliedschaft in einer terroristischen 

Vereinigung nach § 129 a StGB führte der Generalbundesanwalt, die sich in dem Zusammen-

hang auch gegen weitere Personen richteten, die aus Sachsen stammten bzw. zuletzt hier 

                                                
475 Drs. 5/9712, S. 56. 
476 Dt. Bundestag, Drs. 18/9208, S. 3. 
477 Pressemitteilung des GBA, Nr. 15/2015, v, 06.05.2015. 
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wohnhaft waren.478 Vier Führungsmitglieder, darunter W. und G., wurden wegen des gegebe-

nen Tatvorwurfs zum OLG München angeklagt und dort am 15. März 2017 zu Freiheitsstra-

fen verurteilt. Dabei erhielt W. – zugleich als einer der Rädelsführer angesehen – eine Frei-

heitsstrafe von fünf Jahren, G. von drei Jahren und zehn Monaten. Abgesehen von der rechts-

terroristischen Ausrichtung bezog sich die OSS, so weit bekannt, nicht auf den NSU. Jedoch 

gehörte der Verurteile W., wie sich aus der Hauptverhandlung ergibt, vormals der – inzwi-

schen verbotenen – „Kameradschaft Aachener Land“ (KAL) an.479 Diese Vereinigung be-

zeugte kurz nach dem Bekanntwerden des NSU ihre offene Sympathie, indem sie auf ihrer 

Website ein „Pink Panther“-Motiv und den Schriftzug „Zwickau Rulez“ anbrachte.480 

Die strafrechtliche Verfolgung der OSS ist nicht abgeschlossen. Bereits im Frühjahr 

2017 erhob der GBA Anklage gegen die weiteren mutmaßlichen OSS-Mitglieder Marcel L., 

der zeitweise in Sachsen wohnhaft war, und den aus Chemnitz stammenden Daniel A..481 Zu-

dem übernahm die Generalstaatsanwaltschaft Dresden im Mai 2018 ein Ermittlungsverfahren 

gegen das mutmaßliche OSS-Mitglied Marco K. und erhob ebenfalls Anklage zum OLG 

Dresden.482 

 

(b) „ G r up p e  F r e i t a l “  

Der zweite Fall einer neu entstandenen rechtsterroristischen Vereinigung im Freistaat Sachsen 

war die „Gruppe Freital“. Von Juli bis November 2015 ereigneten sich in Freital und Dresden 

eine Reihe offenkundig rechtsmotivierter Gewaltstraftaten, die sich gegen Asylsuchende und 

politische GegnerInnen richteten,483 wobei ein Zusammenhang mit einer im Frühjahr 2015 

gegründeten „Bürgerwehr FTL/360“, die seit Ende April 2015 über ein öffentliches Profil im 

sozialen Netzwerk „Facebook“ verfügte, zu vermuten stand.484 Die diesbezüglichen Ermitt-

                                                
478 Dt. Bundestag, Drs. 18/9208. 
479 Die Sächsische Staatsregierung beantwortete parlamentarische Anfragen zur OSS im Hinblick auf die Ermitt-
lungszuständigkeit des GBA und die Involvierung weiterer Bundesbehörden jedoch nicht, vgl. Drs. 6/1669, 
6/1699 und 6/8118. Auf Nachfrage wurde auch nicht mitgeteilt, inwieweit vormalige Mitglieder der KAL in 
Sachsen aktiv wurden, vgl. Drs. 6/1702 und 6/1963. 
480 Dt. Bundestag, Drs. 18/2166, S. 12. 
481 Kai Budler (19.05.2017): Weitere OSS-Mitglieder angeklagt, veröffentlicht unter: 
https://www.bnr.de/artikel/aktuelle-meldungen/weitere-oss-mitglieder-angeklagt. 
482 MDR (13.11.2018): Anklage gegen mutmaßliches Mitglied der "Oldschool Society", veröffentlicht unter: 
https://www.mdr.de/sachsen/leipzig/borna-geithain-rochlitz/anklage-gegen-rechtsterroristen-generalstaatsanwalt-
100.html. 
483 Vgl. die Verfahrensauflistung in Drs. 6/4948, Anl. 
484 Drs. 6/3695. 
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lungen im „Komplex Freital“ wegen Herbeiführens einer Sprengstoffexplosion u.a. wurden 

zunächst von der Staatsanwaltschaft Dresden geführt und dann Anfang November 2015 durch 

die Generalstaatsanwaltschaft Dresden übernommen. In unmittelbarer Folge wurden mehrere 

Durchsuchungen durchgeführt und durch das Amtsgericht Dresden mehrere Haftbefehle er-

lassen. Nach Ansicht der sächsischen Staatsregierung hätten die bei den Ermittlungen gewon-

nenen Erkenntnisse zu diesem Zeitpunkt und auch bis zur späteren Übernahme der Ermitt-

lungsverfahren durch den Generalbundesanwalt „die Annahme der Straftatbestände der kri-

minellen oder terroristischen Vereinigung […] nicht zugelassen.“ 

Gleichwohl hatte der GBA den Generalstaatsanwalt in Dresden bereits Ende Septem-

ber 2015 darüber informiert, dass er jedenfalls bezüglich der – auch pressekundigen – Spreng-

stoffanschläge einen Beobachtungsvorgang im Hinblick auf seine Zuständigkeit für Organisa-

tionsdelikte gem. § 129 Absatz 1 StGB bei besonderer Bedeutung des Falles eingeleitet habe. 

Nachdem davon die Staatsanwaltschaft Dresden in Kenntnis gesetzt wurde, ist dort geprüft 

worden, „ob die Vorkommnisse in Freital auf das Handeln einer kriminellen Vereinigung 

gemäß § 129 StGB zurückzuführen sein könnten“. Mit Verfügung vom 11. April 2016, nach-

dem erneut Durchsuchungen erfolgt waren, erklärte der GBA schließlich die Verfahrensüber-

nahme der zu dieser Zeit bei der Generalstaatsanwaltschaft geführten Ermittlungen, die wegen 

des Verdachts der Bildung und Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung fortgeführt 

wurden.485 

Der GBA erhob schließlich gegen acht zuletzt in Freital und Dresden wohnhafte Be-

schuldigte – Timo S., Patrick F., Philipp W., Justin S., Maria K., Mike S., Sebastian W. und 

Rico K. – Anklage zum OLG Dresden, wo am 7. März 2017 die Hauptverhandlung begann. 

Den Angeklagten wurde die Gründung und Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereini-

gung zur Last gelegt; fünf von ihnen außerdem versuchter Mord in vier tateinheitlichen Fäl-

len. Die Gruppe soll in wechselnder Zusammensetzung und unter Zuhilfenahme verbotener 

pyrotechnischer Sprengmittel eine Reihe von Gewaltstraftaten begangen zu haben. Dabei 

handelte es sich um den Anschlag auf das Auto eines Stadtratsmitglieds in Freital am 27. Juli 

2015, den Anschlag auf eine durch Asylsuchende belegte Wohnung in Freital am 19. Septem-

ber 2015, ein Anschlag auf ein LINKE-Büro in Freital am 20. September 2015, ein u.a. ge-

meinsam mit Mitgliedern der „Freien Kameradschaft Dresden“ begangener Angriff auf ein 

alternatives Wohnprojekt in Dresden-Übigau am 19. Oktober 2015 sowie schließlich ein wei-

terer Anschlag auf eine durch Geflüchtete genutzte Wohnung in Freital am 1. November 

                                                
485 Ausführliche Übersicht zum Verfahrensgang in Drs. 6/4948; vgl. auch 6/4958. 
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2015. Die Beweisaufnahme hat die Vorwürfe im Wesentlichen bestätigt. Das Landgericht 

Dresden verurteilte die Angeklagten am 7. März 2018 zu Freiheitsstrafen zwischen vier und 

zehn Jahren.486 

Abgesehen von der rechtsterroristischen Ausrichtung bezog sich auch die Gruppe 

Freital, soweit bekannt, nicht auf den NSU. Bekannt ist aber, dass sich Gruppenmitglieder in 

Messenger-Chats, aus denen in der Hauptverhandlung vorgetragen wurde, selbst als „Terro-

risten“ und „Terrorzelle“ ansprachen. Der Verurteilte Timo S. war darüber hinaus, wie Medi-

enrecherchen zeigen, vormals aktiv im Umfeld der o.g. und bundesweit verbotenen Vereini-

gung „Weiße Wölfe Terrorcrew“.487 Gegen weitere Personen, die im Verdacht stehen, Mit-

glieder oder UnterstützerInnen der Gruppe Freital gewesen zu sein, sind noch Ermittlungs-

verfahren anhängig. 

 

(c) „ R e v o lu t i o n  C he m ni t z“  

Bei dem dritten Fall handelt es sich um die mutmaßlich rechtsterroristische Vereinigung „Re-

volution Chemnitz“. Diese Gruppe soll sich – mit einem offenbar bis ins Jahr 2013 zurückrei-

chenden Vorlauf – spätestens im September 2018 zu einer Vereinigung zusammengeschlos-

sen haben, die auf eine Überwindung des demokratischen Rechtsstaates ausging und zu die-

sem Zweck gewalttätige Übergriffe und bewaffnete Anschläge unter anderem auf Ausländer- 

Innen und politische GegnerInnen beabsichtigt haben.488 In dem Zusammenhang wurden am 

1. Oktober 2018 Haftbefehle gegen die Beschuldigten Sten E., Martin H., Marcel W., Sven 

W., Hardy Christopher W. und Tom W. vollstreckt; zudem gegen den mutmaßlichen Rädels-

führer Christian K., der sich zu dem Zeitpunkt wegen einer anderen Sache bereits in Untersu-

chungshaft befand, sowie gegen den wenig später ergriffenen Maximilian V.489 

                                                
486 Vgl. zum Prozessverlauf die ausführlichen Darstellungen in RAA Sachsen (2017): Der Prozess gegen die 
Gruppe Freital. Eine erste Bilanz; sowie RAA Sachsen (2018): Der Prozess gegen die Gruppe Freital, Teil II; 
abrufbar unter: https://raa-sachsen.de/prozess-gruppe-freital.html. 
487 MDR Exakt (2018): Die Unterstützer der Terrorgruppe, TV-Beitrag v. 07.03.2018, abrufbar unter: 
https://www.mdr.de/investigativ/urteil-gruppe-freital-104.html. 
488 Mitteilug des GBA v. 01.10.2018, Nr. 53/2018: Festnahme- und Durchsuchungsmaßnahmen wegen des Ver-
dachts der Bildung einer rechtsterroristischen Vereinigung, veröffentlicht unter: 
https://www.generalbundesanwalt.de/de/showpress.php?newsid=798. 
489 Mitteilug des GBA v. 02.10.2018, Nr. 54/2018: Vollzug von Untersuchungshaft gegen alle acht Beschuldigte 
angeordnet, veröffentlicht unter: http://www.generalbundesanwalt.de/de/showpress.php?newsid=799. 
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Übereinstimmenden Medienberichten zufolge sollen Mitglieder der Gruppe versucht 

haben, eine Schusswaffe zu beschaffen. Zudem soll ein Mitglied in einem Chat mit Grup-

penmitgliedern die eigene Vereinigung mit dem NSU verglichen haben, die man durch die 

eigenen Taten noch übertreffen wolle. Bei einem der mutmaßlichen Mitglieder, Tom W., han-

delt es sich um eine frühere Führungsperson der bereits 2007 durch den Sächsischen Staats-

minister des Innern verbotenen Kameradschaft „Sturm 34“. Mit dieser Vereinigung hatte sich 

aus Anlass eines vermutlich regelwidrigen Einsatzes einer Quelle durch die Polizei der 3. UA 

punktuell befasst.490 

 

I . 6 . 4  P r o v ok a t i o n en ,  G l o r i f i z i e r un g en  u n d  R e s o n a n z t a t en  

(a) I m  Al l ge m ei n e n  

Während ein Teil der rechten Szene ausdrückliche Bezüge auf den NSU vermied angesichts 

der verbreiteten Auffassung, „es handele sich um eine staatliche Inszenierung, um repressiver 

gegen die rechte Szene vorgehen zu können“,491 und der NSU auch bei der Formierung neuer 

rechtsterroristischer Strukturen jedenfalls nicht als identitätsstiftendes Rollenmodell oder aus-

drückliches Vorbild herangezogen wurde, sind affirmative Rückgriffe in diesem Spektrum 

durchaus nachweisbar, sodass von einer „Tabuisierung“ keineswegs auszugehen ist. 

So nutzte der aus Zwickau stammende frühere Landtagsabgeordnete der NPD Peter 

Klose bereits vor der Selbstenttarnung des NSU für ein ihm zuzurechnendes Profil im sozia-

len Netzwerk „Facebook“ ein „Paul Panther“-Motiv, das er auch dann noch beibehielt, nach-

dem das NSU-Bekennervideo bekannt wurde, das diese Comicfigur verwendet.492 Ein Profil 

namens „Rolf Rollig“, das dem Zwickauer Neonazi und früheren V-Mann des BfV Ralf M. 

zuzurechnen ist, veröffentlichte am 18. November 2011 einen an einen anderen Nutzer ge-

richteten Beitrag mit dem Wortlaut „Trink ordentlich Heil NSU“.493 Auch über Einzelperso-

nen hinaus kam es zu offenbar in provokatorischer Absicht gebrauchten Anspielungen: Ab 

Anfang 2012 präsentierte sich eine Gruppierung mit der Eigenbezeichnung „Nationale Sozia-

listen Osterzgebirge“ – abgekürzt „NSO“ – im Internet, die nach Kenntnis des SMI ab No-

                                                
490 AbwBer. 3. UA, Kap. II.7.4, S. 174 f. 
491 Abschlussbericht UA-BT II, Anl. 33: Bericht des Ermittlungsbeauftragten Professor Dr. Bernd von Heint-
schel-Heinegg, S. 260. 
492 Jens Eumann (2011): Spurensuche im braunen Dickicht, in: Freie Presse v. 14.11.2011, S. 4. 
493 Zit. n. AbschlBer UA-BT I, hier: Votum der Fraktion DIE LINKE, S. 1242. Hier liegt darüber hinaus ein 
Screenshot des betreffenden Eintrages vor. 
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vember 2011 im Raum Freiberg (Landkreis Mittelsachsen) aktiv geworden war494 und nach 

Eigenangaben am 11. November 2011 – unmittelbar nachdem die Bezeichnung „NSU“ medi-

al bekannt wurde – ihren ersten Stammtisch veranstaltet haben will.495 Im Februar 2012 wur-

de wiederum in Freiberg ein Flugblatt verbreitet.496 In dem als „offener Brief national gesinn-

ter Freiberger Bürger“ bezeichneten einseitigen Schreiben, das sich an verschiedene Stadtrats-

fraktionen der Stadt Freiberg und ein namentlich genanntes Ratsmitglied der NPD wendet und 

für das eine – bis dahin nicht öffentlich in Erscheinung getretene – Vereinigung namens „Na-

tionaler Aufbruch Freiberg“ verantwortlich zeichnet, wird Bezug genommen auf die Benen-

nung von Schulen, deren namensgebende Opfer des Faschismus grob verunglimpft werden. 

Aufgerufen wird zur Auswahl anderer Namen: „So wie die Helden von Zwickau ein Zeichen 

gegen Überfremdung durch Multikulti setzten, könnt auch ihr ein mutiges Fanal für alle Deut-

schen sein und den Bolschewismus wieder ein Stück zurückdrängen.“ 

Im Laufe des Jahres 2012 bewarb schließlich ein aus Leisnig stammender Szene- 

anhänger eine kommunale Wählervereinigung mittels einer eigenen Website.497 Diese enthielt 

Werbegrafiken, bei denen es sich um Plakatmotive handeln sollte. Eines dieser Motive trug in 

großen Lettern die Aufschrift „NSU“ mit einem kleineren Zusatz „National Streitwillig Un-

gebrochen“.498 Als Verantwortlicher im Sinne des Presserechts ist auf der entsprechenden 

Abbildung der Name Jens S. angegeben. Dieser ist im Untersuchungskomplex bekannt, u.a. 

als Inhaber eines damals in Leipzig befindlichen Postfachs, das als Kontaktanschrift für die 

„Bewegung Neues Deutschland“ – eine Nachfolgeorganisation des am 4. Juli 2006 in Bran-

denburg verbotenen Vereins „Schutzbund Deutschland“ – genutzt wurde. Die von S. verant-

wortete Postfachanschrift war auf entsprechendem Propagandamaterial aufgedruckt, das u.a. 

in Zwickau zur Verteilung kam und auf dem als Verantwortlicher im Sinne des Presserechts 

Maik E. angegeben war.499 

 

  

                                                
494 Drs. 5/7613. 
495 Hubert Kemper (2012): Ulbig kündigt harte Bandagen an, in: Freie Presse v. 06.01.2012, S. 5; Alexe, Thilo 
(2012): Nazis machen weiter – als sei nichts geschehen, in: Sächsische Zeitung v. 07.01.2012, S. 8. 
496 Hier liegt ein Exemplar dieses Schreibens vor. 
497 http://www.lwv-im-netz.tk; nicht mehr erreichbar. 
498 Eine Abbildung dieses Motivs liegt hier vor. 
499 ADS 37, Ordner 136, Bl. 294. 



 136 

(b) D u r ch  R e c h t s r o c k - P r od u k t io n e n  

Positive „Würdigungen“ des NSU und der diesem zuzurechnenden Taten sind auch in neona-

zistischen Musikbeiträgen enthalten, die in Sachsen entstanden sind bzw. hier produziert oder 

vertrieben wurden. Bereits im Jahr 2010, also vor dem Bekanntwerden des NSU, veröffent-

lichte die neonazistische Band „Gigi & Die braunen Stadtmusikanten“ um Daniel G. das Al-

bum „Adolf Hitler lebt!“, produziert durch das von Chemnitz aus aktive Label „PC Records“ 

um Yves Rahmel. Der vierte Titel des Albums heißt „Döner-Killer“, der menschenverachtende 

Liedtext nimmt positiven Bezug auf die damals unter der verächtlichen Bezeichnung „Dö-

nermorde“ pressebekannte, wenn auch bereits mehrere Jahre ‚ruhende‘ und noch unaufgeklär-

te Mordserie. So heißt es in dem Lied unter anderem: 

„Am Dönerstand herrschen Angst und Schrecken. / Kommt er vorbei, müssen sie ver-

recken. […] / Bei allen Kebabs herrschen Angst und Schrecken. / Der Döner bleibt im 

Halse stecken, / denn er kommt gerne spontan zu Besuch, / am Dönerstand, denn neun 

sind nicht genug.“ 

Der vollständige Text ist in einem mehrseitigen Booklet abgedruckt, das an dieser 

Stelle außerdem ein mit Blut beflecktes Motiv zeigt, auf dem ein Dönerspieß und eine ihn 

bearbeitende Person zu erkennen sind.500 Nach damaliger Einschätzung des LKA Sachsen 

enthält die das gesamte Album mehrere strafrechtlich relevante Textinhalte und wurde auf 

Anregung der Behörde durch die Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien indiziert. 

Sowohl gegen die Produzenten, als auch gegen mehrere Versandhändler, die das Album ver-

trieben haben sollen, wurden in der Folge Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der 

Volksverhetzung eingeleitet. Betroffen waren beinahe alle zu diesem Zeitpunkt in Sachsen 

aktive Vertriebsunternehmen der extremen Rechten: „PC Records“ in Chemnitz (Yves Rah-

mel), „Deutsche Stimme Versand“ in Riesa (damals mit den Geschäftsführern Henrik Osten-

dorf und Patrick Wieschke), „Odinseye Mailorder“ in Rothenburg/O.L. (Steffen H.), „Front 

Records“ in Wurzen (Thomas Persdorf), „Crimestore“ in Pirna (Martin Schaffrath), „OPOS 

Records“ in Dresden (Sebastian Raack), „Nordsachsen-Versand“ in Eilenburg (Kai 

Rzehaczek) sowie „Nationales Versandhaus“ in Bad Schandau (Martin Hering). 

Bei sechs dieser Vertriebsunternehmen erfolgten am 19. Januar 2011 polizeiliche 

Durchsuchungsmaßnahmen.501 Mehrere der sächsischen Versandhändler sind infolgedessen 

                                                
500 Ein Exemplar von Album und Booklet liegt hier vor. 
501 ADS 24, Ordner 135, Bl. 6. 
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auch wegen Volksverhetzung in Tateinheit mit vorsätzlichem Verstoß gegen das Jugend-

schutzgesetz verurteilt worden.502 Das Lied „Döner-Killer“ war dabei allerdings nicht ermitt-

lungsgegenständlich. Zum Hintergrund dieses Liedes ließ der Urheber Daniel G. in einem 

anderen Verfahren vor dem Amtsgericht Meppen – insoweit nicht zu widerlegen – erklären, 

zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des Tonträgers keine Kenntnisse über den NSU bzw. den 

tatsächlichen Hintergrund der Mordserie gehabt zu haben.503    

Unabhängig von dem Lied bzw. Album liegen zum Chemnitzer Label „PC Records“ 

nach Angaben des LfV Sachsen hinsichtlich einer dort im Jahr 2012 erschienenen Musik-

sampler-CD mit dem Titel „Solidarität Vol. IV“ Anhaltspunkte dafür vor, dass der Erlös Ralf 

Wohlleben zugutekommen sollte.504 In einem auf dem Sampler enthaltenen Liedbeitrag der 

Band SKD („Sonderkommando Dirlewanger“) wird auch namentlich zur Solidarität mit 

Wohlleben („Freiheit für Wolle“) aufgerufen.505 Wiederum bei „PC Records“ erschien im Jahr 

2013 ein CD-Album namens „Der Appell“ der ursprünglich aus dem Raum Freiberg stam-

menden Band „Sachsenblut“. In dem dreizehnten Lied des Albums, betitelt als „Bonus“, wird 

Rechtsterrorismus und insbesondere der NSU als „Hirngespinst der V-Mann-Spitzel“ 

bezeichnet.506 

Der unter dem Pseudonym „FreilichFrei“ auftretende sogenannte Liedermacher Maik 

K. aus Zwickau veröffentlichte schließlich im Oktober 2014 bei dem bayrischen Szenelabel 

„Oldschool Records“ das CD-Album „Ehrbarer kämpfe [sic!] – Mein Volk hasst unsere Frei-

heit“.507 Bei dem zwölften Lied des Albums handelt es sich um ein Musikstück mit dem Titel 

„Das Haus wird abgerissen“, in dem der Abriss des Wohnhauses Frühlingsstraße 26/26a in 

Zwickau, d.h. der letzten Unterkunft des NSU, kommentiert und die Oberbürgermeisterin der 

Stadt Zwickau, Frau Dr. Pia Findeiß, auf vorgeblich sarkastische Weise („Die Pia ist ein hel-

les Mädel…“) verunglimpft wird. Im weiteren Verlauf des Textes, der als Huldigung des 

nicht wörtlich bezeichneten NSU verstanden werden kann, wird Zschäpe als „Nazimaus“ be-

zeichnet, die „für uns alle Vorbild ist“, und das Trio als „die größten unserer Zunft“, die eben-

falls Vorbilder seien.508 Nach der Veröffentlichung der CD wurde bei der Staatsanwaltschaft 

Zwickau ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der Billigung von Straftaten nach 

                                                
502 Drs. 5/14319, S. 3. 
503 Landtag Niedersachsen, Drs. 17/2225, S. 4 f. 
504 Verfassungsschutzbericht Sachsen 2012, S. 210. 
505 Landtag Thüringen, Drs. 5/4847. 
506 Dt. Bundestag, Drs. 18/5439. 
507 Fehler im Original. 
508 Dt. Bundestag, Drs. 18/5493. Der vollständige Text ist im Booklet abgedruckt, das hier vorliegt. 
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§ 140 Nummer 2 StGB eingeleitet, das sich gegen den Urheber sowie gegen etliche Versand-

händler in mehreren Bundesländern richtete, durch die das Album vertrieben wurde. Am 

16. April 2015 wurden in dem Zusammenhang 25 Durchsuchungsbeschlüsse des Amtsge-

richts Chemnitz realisiert.509 

 

(c) I m  ö f f e n t l i c h e n  R au m 

Während sich die „musikalischen“ Verarbeitungen des Thema vor allem an ein Szenepubli-

kum richten, kam es nach der Enttarnung des NSU auch zu einer Reihe von Resonanztaten im 

öffentlichen Raum, bei denen mithin der Verdacht bestand oder sich auch bestätigt hat, dass 

dadurch Straftaten begangen wurden. So wurden nach Mitteilung der Bundesregierung auf 

entsprechende Kleine Anfragen im Deutschen Bundestag dem BKA seit der Enttarnung des 

NSU und bis zum Monat Juli 2018 bundesweit insgesamt rund 360 rechtsmotivierte Straftaten 

bekannt, bei denen angesichts der Tatumstände auf einen Zusammenhang mit dem NSU zu 

schließen ist bzw. bei deren Begehung verschiedentlich Bezug auf den NSU genommen wur-

de.510 Davon entfallen – abzüglich offenbar doppelt erfasster Delikte sowie jener Taten, die 

unmittelbar dem NSU bzw. (mutmaßlichen) UnterstützerInnen zuzurechnen sind – 41 Fälle 

auf das Gebiet des Freistaates Sachsen. Es handelt sich überwiegend um das Verwenden von 

Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen gemäß § 86a StGB sowie Sachbeschädi-

gungen nach § 303 StGB, in denen häufig neben verbotener nationalsozialistischer Symbolik 

auch Schriftzüge bzw. Parolen wie das (an sich und allein nicht strafbare) Kürzel „NSU“ im 

öffentlichen Raum geschmiert wurden. 

Über die dem BKA gemeldeten bzw. gegenüber dem Bundestag berichteten Fälle hin-

aus ergeben sich Hinweise auf mindestens acht weitere ähnliche Taten anhand der Beantwor-

tung verschiedener Kleiner Anfragen im Sächsischen Landtag.511 Besonders ragt der Brand-

anschlag auf ein Wohngebäude in Meißen am 28. Juni 2015 heraus, in dem künftig Wohnun-

gen für die Unterbringung von Asylsuchenden hätten genutzt werden sollen. Der Geschäfts-

führer der Firma, die zu dem Zeitpunkt im Besitz des Objektes war, erhielt im Zusammen-

hang mit dem Brandanschlag verschiedene Drohungen. Darunter war ein Drohschreiben, in 

dem sich die anonymen UrheberInnen als „Heimatschutz Sachsen – Sektion Nord und Kom-

                                                
509 Dt. Bundestag, Drs. 18/5751, S. 24; sowie Verfassungsschutzbericht Sachsen 2015, S. 99. 
510 Dt. Bundestag, Drs. 18/2166, 18/4162, 18/5751, 18/9541 und 19/3736. 
511 Vgl. m. w. Nachw.: Drs. 5/8421, 5/10039, 5/10307, 5/11608, 5/13240, 5/13473, 5/14517, 5/14747, 6/6291, 
6/7197, 6/8342, 6/11701 und 6/13202. 
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mando Böhnhardt/Mundlos“ bezeichneten.512 Zu den weiteren Fällen in Sachsen zählt bei-

spielsweise die Feststellung eines Besuchers der Verlagsfeier des zur NPD gehörenden 

„Deutsche Stimme“-Versandes am 30. Juni 2012 in Riesa, der ein T-Shirt mit der Aufschrift 

„Dönerkiller“ sowie der Abbildung einer stilisierten Person trug, welche mit einer Waffe auf 

eine einen Dönerspieß bearbeitende Person zielt. Das in diesem Fall wegen des Verdachts der 

Volksverhetzung sowie der Belohnung und Billigung von Straftaten geführte Ermittlungsver-

fahren gegen einen namentlich bekannten Tatverdächtigen wurde nach § 170 Absatz 2 StPO 

eingestellt.513 Umgekehrt ist nur in einem einzigen Fall eine Verurteilung bekannt, betreffend 

einen Erwachsenen, der am 25. Mai 2017 in Leipzig-Paunsdorf einen Wohnwagen u.a. mit 

dem Schriftzug „NSU“ beschmiert hatte. Hier erging eine Verurteilung wegen Sachbeschädi-

gung gemäß § 303 StGB zu einer Geldstrafe über 40 Tagessätze.514 

Von den zusammengerechnet rund 50 bekannten Resonanztaten in Sachsen bis Mitte 

2018 entfallen – beginnend schon im Dezember 2011 – allein 16 auf die Stadt Zwickau. Dort 

richteten sich entsprechende Taten u.a. auch gegen ein Gedenkprojekt, bei dem aus Anlass 

des fünften Jahrestages der „Selbstenttarnung“ elf bunte Sitzbänke als Teil einer Mahnmalin-

stallation aufgestellt wurden. Vom 6. bis 8. November 2016 wurden mehrere dieser Bänke 

beschmiert, zersägt oder entwendet. In diesen Fällen wurde wegen des Verdachts der Sachbe-

schädigung und des Diebstahls gegen Unbekannt ermittelt. Die Ermittlungsverfahren wurden 

eingestellt, da sich TäterInnen nicht ermitteln ließen.515 In engem zeitlichen Zusammenhang 

ereignete sich eine weitere Tat in Chemnitz: Dort wurde in der Nacht zum 8. November 2016 

am Kulturzentrum „Lokomov“ ein Sprengsatz vor dem Erdgeschossfenster abgelegt und ge-

zündet, wobei eine Scheibe herausgesprengt und zerstört wurde. Das „Lokomov“ war im Tat-

zeitraum ein Austragungsort des Theaterfestivals „Unentdeckte Nachbarn“, das sich kritisch 

mit dem NSU-Komplex auseinandersetzte. Die Ermittlungen zu dem Anschlag wurden durch 

das OAZ wegen des Verdachts des Herbeiführens einer Sprengstoffexplosion geführt, wobei 

die zugrundeliegende Tat als rechtsmotiviert gewertet wird.516 

Bei der Beantwortung der o.g. Kleinen Anfragen im Deutschen Bundestag wurde fer-

ner hingewiesen auf weitere polizeilich bekannte Sachverhalte, die nicht strafrechtlich rele-

                                                
512 Drs. 6/2225, S. 2. 
513 Drs. 5/10307. 
514 Drs. 6/11701. 
515 Drs. 6/8342. 
516 Drs. 6/7048 und 6/7844. 
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vant waren517 oder zu denen im Hinblick auf anhaltende Ermittlungen keine Auskunft erteilt 

werden konnte.518 Dazu gehörten u.a. auch die Ermittlungen in Bezug auf Aktivitäten und 

unzulässige Internetveröffentlichungen des unter dem Pseudonym „Fatalist“ auftretenden 

Christian R.,519 der vormals in Sachsen wohnhaft war, sowie seinem „Arbeitskreis NSU“, 

dem nach hiesiger Kenntnis zumindest eine weitere Person aus dem Freistaat Sachsen zuzu-

rechnen ist. Nicht Gegenstand der Beantwortung entsprechender Anfragen im Deutschen 

Bundestag und im Sächsischen Landtag waren schließlich weitere Fälle der Glorifizierung des 

NSU, seiner Taten und Mitglieder, die jedoch pressebekannt sind: So sollen beispielsweise in 

den Jahren 2012 und 2013 wiederholt Anhänger des Fußballvereins 1. FC Lokomotive 

Leipzig, die mutmaßlich der (vorgeblich) aufgelösten extrem rechten Fangruppierung „Scena-

rio LOK“ zuzurechnen sind, sich durch Parolen auf den NSU bezogen haben.520 In den Jahren 

2014 und 2015 sollen sich Anhänger des Chemnitzer FC, insbesondere der extrem rechten 

Fangruppierung „NS Boys“, öffentlich mit dem damaligen Angeklagten Ralf Wohlleben 

solidarisiert haben.521 

 

                                                
517 Dt. Bundestag, Drs. 18/2166, S. 10. 
518 Dt. Bundestag, Drs. 18/4162, S. 4. 
519 Dt. Bundestag, Drs. 18/5751, S. 24. 
520 Drs. 5/11991 und 5/12518; ferner Verfassungsschutzbericht Sachsen 2012, S. 115. 
521 Ralf Fischer (2015): Die Chemnitzer NS-Boys, in: Jungle World v. 05.11.2015, abrufbar unter: 
https://jungle.world/artikel/2015/45/fuer-volk-reich-und-palaestina. 
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II.1 D a s  U nt e rt au c h en  d e s  „ Tr i o s“  un d  d i e  F a hn du ng  i n  S a ch s e n  

Ende Januar 1998 verschwanden infolge des Auffindens von Sprengstoff die aus Jena stam-

menden Neonazis Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und Beate Zschäpe. Nachdem Haftbefehle 

erlassen und eine bundesweite Fahndung eingeleitet wurde, konzentrierten sich Maßnahmen 

mehrerer Behörden, die der Flüchtigen habhaft werden wollten, auf das Gebiet des Freistaates 

Sachsen und hier insbesondere auf den Bereich der Stadt Chemnitz. 

 

II.1.1 D a s  „T r io “  b i s  z um J a n ua r  19 9 8  

Dem Untertauchen von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe ging voraus, dass im Stadtgebiet 

von Jena wiederholt Bombenattrappen und zumindest in einem Falle eine mit Sprengstoff 

versehene „Unkonventionelle Spreng- und Brandvorrichtung“ (USBV) aufgefunden wurden. 

Durch die dazu geführten Ermittlungen wurde eine als Bombenwerkstatt angesehene Garage 

bekannt, deren polizeiliche Durchsuchung am 26. Januar 1998 den Anlass für das Untertau-

chen der drei Personen gab. Im Zuge der Ermittlungen hatten sich bis dahin und erhärtet 

durch die Funde bei der Durchsuchung verschiedene Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die 

Verdächtigen auch Kontakte zu Gesinnungsgenossen in Sachsen pflegen. 

 

II.1.1.1 U S B V - S er i e  i n  J e na  

(a) „ S t ad i on b om b e “ 522 

Am 30. September 1996 ging bei der Polizeidirektion Jena ein anonymer Anruf ein, in dem 

ein junger Mann angab, im Ernst-Abbe-Stadion seien an einer bestimmten Stelle Sprengsätze 

deponiert. Zu dieser Zeit fand in dem Stadion ein Zweitliga-Fußballspiel statt, das live im 

Fernsehen übertragen wurde. Eine sofort veranlasste Absuche führte nicht zum Auffinden 

eines Sprengsatzes, ein Sprengstoffsuchhund schlug nicht an. Eine Woche später, am 6. Ok-

tober 1996, fanden spielende Kinder im Gang unter einer Stadiontribüne – ungefähr an dem 

Ort, den der anonyme Anrufer beschrieben hatte – eine Holzkiste, die unter einem Stapel mit 

Schaumstoffmatten abgelegt war. Die Kiste war mit Hakenkreuzen bemalt und dem Wort 

„Bombe“ beschrieben worden. Im Inneren der Kiste befand sich ein mit Dämmwolle umhüll-
                                                        
522 Darstellung in diesem Abschnitt nach: Schäfer-Bericht, Rdnr. 57, S. 51; AbschlBer UA-TH I, Rdnr. 907, 
S. 598 ff.; AbschlBer UA-BT I, S. 115 ff. 
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ter Benzinkanister, der mit Granitsplitt befüllt war und in dem sich ein Metallrohr befand. Um 

den Kanister herum verliefen mehrere Drähte. Sprengstoff war nicht enthalten. 

Die Staatsanwaltschaft Gera ermittelte dazu unter dem Aktenzeichen 114 Js 20801/96 

wegen des Verdachts des Verstoßes gegen §§ 126, 86a StGB. Verwertbare Sachbeweise, die 

Rückschlüsse auf mögliche TäterInnen erlaubt hätten, wurden bei den anschließenden Ermitt-

lungen nicht erlangt. Aus der Auswertung von Unterlagen zu Personen, die beruflich Zugang 

zum Stadion haben, ergab sich jedoch ein Hinweis auf den sodann als Beschuldigten einge-

tragenen René S., der dort gerichtlich verordnete Sozialstunden ableistete. S. war zurücklie-

gend mit Arbeiten betraut worden, die er in dem Bereich verrichtet hatte, in dem dann die 

Bombenattrappe aufgefunden wurde. Darüber hinaus war er bereits mit verschiedenen Delik-

ten polizeilich in Erscheinung getreten und wurde der örtlichen rechten Szene zugeordnet. 

Auf Beschluss des Amtsgerichts Jena erfolgte am 18. Dezember 1996 eine Durchsuchung der 

Wohnung des Beschuldigten, die nicht zum Auffinden von Beweismitteln führte. In einer 

daraufhin durchgeführten Beschuldigtenvernehmung erklärte S. zur Tat nichts. Jedoch gab er 

an, er habe von André K. erfahren, dass Böhnhardt im Jahr 1994 eine Bombenattrappe in ei-

nem Hochhaus abgelegt habe, in dem damals ausländische Personen einziehen sollten. Als 

Zeugin vernommen wurde darüber hinaus die damalige Partnerin des S. Sie erklärte gegen-

über der Polizei, dass mit der Tat ein Thomas B. in Verbindung stehen könnte, der als ABM-

Kraft im Stadion gearbeitet habe. Darüber hinaus erwähnte die Zeugin, dass sie und S. u.a. mit 

Zschäpe bekannt seien. Die namentlichen Hinweise auf Böhnhardt und Zschäpe waren für die 

weiteren Ermittlungen in diesem Fall zunächst ohne Belang. Festzustellen war insoweit nur, 

dass der für die Bombenattrappe genutzte Kanister solchen Behältnissen glich, die im 

ehemaligen Carl-Zeiss-Kombinat verwendet worden sind, wo auch der Vater des Böhnhardt 

tätig war. 

Der einer Tatbeteiligung bezichtigte Thomas B. wurde, ohne dass zusätzliche Anhalts-

punkte vorlagen, als weiterer Beschuldigter eingetragen. Er war zwischenzeitlich nach 

Leipzig verzogen und wurde zum Zweck einer Beschuldigtenvernehmung zur PD Leipzig 

vorgeladen, erschien aber nicht und wurde offenbar auch in der weiteren Folge nicht ver-

nommen. Die Verdachtsmomente gegen die Beschuldigten René S. und Thomas B. erhärteten 

sich auch nicht weiter. Jedoch ergaben sich Hinweise auf andere Verdächtige, die nicht als 

Beschuldigte galten: So wurde anhand polizeilicher Videoaufnahmen am Rande des Fußball-

spiels am 30. September 1996 eine Person als Mark Rüdiger H. erkannt, bei dem es sich nach 

polizeilichen Erkenntnissen um ein Mitglied der „Kameradschaft Jena“ (KSJ) handelte, dem 



 144 

auch Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe angehörten. Der Beschuldigte René S. hatte in der 

zurückliegenden Vernehmung auch Angaben über H. gemacht und von sich aus ausgeführt, 

einmal von ihm eine Munitionskiste erhalten zu haben, die er von der Bundeswehr „mitge-

bracht“ hatte. H. arbeitete zu dieser Zeit – wie anhand eines Berichts des Grenzschutzamtes 

Pirna bekannt wurde – auf einer Baustelle in Johanngeorgenstadt. Er nutzte den Firmen-Pkw 

eines sächsischen Betriebs, in dem er Ende 1996 gemeinsam mit dem Beschuldigten René S. 

festgestellt wurde.  

Darüber hinaus ergab sich ein Verdacht gegen Nico W., der im Februar 1997 von der 

KPI Jena im Zusammenhang mit einem anderen Ermittlungsverfahren, das wegen des Ver-

dachts des Verstoßes gegen § 86a StGB geführt wurde, vernommen wurde. Während der 

Vernehmung fiel einem Beamten auf, dass der W. im Besitz einer sogenannten Arbeitskarte 

des FC Carl Zeiss Jena ist, die einen Zutritt zum Stadionbereich ermöglicht. Auf Nachfrage 

gab W. an, diese Karte gefunden zu haben. Weiterhin führte W. aus, Kontakte zur rechten 

Szene im Raum Kahla und Gera zu haben. Bereits an seinem früheren Wohnort – es handelte 

sich um Zwickau – habe er der rechten Szene angehangen. 

 

(b) „ B r i e f bo mb e n “ 523 

Im Zeitraum vom 30. Dezember 1996 bis 2. Januar 1997 gingen bei der Polizei in Jena, bei 

der örtlichen Stadtverwaltung sowie bei der Lokalredaktion der „Thüringischen Landeszei-

tung“ (TLZ) Kuverts ein, die Bombenattrappen enthielten. Es handelte sich jeweils um Styro-

porplatten, auf denen eine Batterie, Drähte und eine als Sprengstoffimitat verwendete Knet-

masse angebracht waren. Den Sendungen waren kurze, u.a. mit Hakenkreuzen versehene 

Schreiben beigelegt, in denen Drohungen gegen den damaligen Vorsitzenden des Zentralrates 

der Juden Bubis und den thüringischen Innenminister Dewes ausgesprochen wurden. Polizei-

lich wurde angenommen, es könnte sich um bei den Schreiben um eine Revancheaktion der 

rechten Szene handeln, nachdem kurz zuvor Durchsuchungen bei mehreren örtlichen Neona-

zis stattgefunden hatten. Kurz danach reichte Böhnhardt die Anmeldung für eine Versamm-

lung ein, die sich provokativ gegen das Vorgehen der Polizei richtete, wobei Mundlos als 

Anmelder fungierte. Im Hinblick auf diese Versammlung fertigte die KPI Jena Anfang 1997 

einen Vermerk, in dem polizeibekannte Informationen zu Mundlos zusammengestellt wurden. 

                                                        
523 Darstellung in diesem Abschnitt nach: Schäfer-Bericht, Rdnr. 58, S. 52 f.; AbschlBer UA-TH I, Rdnr. 907, 
S. 598 ff.; AbschlBer UA-BT I, S. 114 ff. 



 145 

In dem Vermerk wurde aufgeführt, dass es sich bei einer erwähnenswerten Bezugsperson um 

den aus Chemnitz stammenden Thomas S. handle. 

Die Ermittlungen zu den Drohschreiben führte die Staatsanwaltschaft Gera unter dem 

Aktenzeichen 114 Js 1212/97 wegen des Verdachts des Verstoßes gegen §§ 86, 86a StGB. 

Als Beschuldigte wurden u.a. Böhnhardt, Mundlos und André K. eingetragen. Verwertbare 

Sachbeweise, die Rückschlüsse auf mögliche TäterInnen erlaubt hätten, wurden indes nicht 

erlangt. An den Kuverts wurden zwar Mischspuren aus Speichel festgestellt, die von Böhn-

hardt, André K. sowie der – hier nicht als Beschuldigte behandelten – Zschäpe stammen 

könnten. Eine eindeutige Identifizierung gelang aber nicht. Durch die StA Gera wurde das 

Ermittlungsverfahren am 18. Juni 1997 eingestellt. 

 

(c) „ T h ea t e r bo m b e“ 524 

Am 3. September 1997 wurde die Polizei in Jena durch einen Mitarbeiter des örtlichen Thea-

terhauses informiert, dass auf dem Theatervorplatz am Schillergäßchen ein Koffer gefunden 

worden sei, der augenscheinlich eine Bombenattrappe in der Form einer Rohrbombe beinhal-

te. Der Koffer war bereits am Vortag durch Kinder aufgefunden worden, die ihn im Theater 

abgaben, wo zunächst angenommen wurde, dass es sich um eine Requisite handelt. Zu dieser 

Zeit wurden im Theaterhaus Aufführungen im Zusammenhang mit dem Jahrestag der soge-

nannten Reichspogromnacht vorbereitet. Der Koffer war, wie bereits die „Stadionbombe“, rot 

bemalt, wobei ein weißer Kreis aufgebracht war, in dem sich ein Hakenkreuz befand. Der 

eigentliche Sprengsatz enthielt eine geringe Menge Schwarzpulver sowie mindestens zehn 

Gramm eingegossenes, sprengkräftiges TNT. Anhand der Konstruktion wurde eingeschätzt, 

dass die Vorrichtung nicht zündfähig war, aber unter Umständen mithilfe der bereits verbau-

ten Glühbirne auch hätte zündfähig gemacht werden können. In diesem Falle wäre im Nahbe-

reich eine Splitterbildung und Brandwirkung zu erwarten gewesen wäre, nicht aber die Explo-

sion des TNT. Die Herkunft des Sprengstoffs konnte nicht bestimmt werden. 

Die Staatsanwaltschaft Gera ermittelte unter dem Aktenzeichen 114 Js 37149/97 we-

gen des Verdachts des Verstoßes gegen §§ 126, 311b525 StGB gegen die Beschuldigten Böhn-

hardt, Mundlos, Zschäpe sowie Ralf Wohlleben, André K. – insoweit Führungspersonen der 

                                                        
524 Darstellung in diesem Abschnitt nach: Schäfer-Bericht, Rdnr. 60, S. 54; AbschlBer UA-TH I, Rdnr. 907, 
S. 598 ff.; AbschlBer UA-BT I, S. 116 ff. 
525 Jetzt: § 310 StGB. 
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örtlichen rechten Szene  – sowie gegen Henning H. Auf Henning H. war der Verdacht gefal-

len, da kurz zuvor in seiner Wohnung in Stadtroda eine Rohrbombe und für die Herstellung 

geeignete Werkzeuge als Zufallsfunde sichergestellt worden waren. Die Durchsuchung hatte 

unter Annahme von Gefahr im Verzug im Zusammenhang mit einer Schlägerei stattgefunden. 

Eine neuerliche Durchsuchung bei H. erbrachte jedoch keine beweiserheblichen Funde, die 

eine Mitwirkung an der Herstellung oder dem Ablegen der „Theaterbombe“ hätten belegen 

können. In einer Beschuldigtenvernehmung bestätigte er, der rechten Szene anzugehören und 

zurückliegend entsprechende Konzerte – unter anderem in Sachsen – besucht zu haben. 

Der Koffer, der die Bombe enthielt, war verpackt in einer farbigen Plastiktüte, die mit 

dem Werbeaufdruck eines Bekleidungsgeschäfts versehen war, das diesem Aufdruck zufolge 

über Filialen in Dresden, Görlitz und Hoyerswerda verfügte. Dazu geführte Ermittlungen 

ergaben, dass seit kurzem auch Filialen in Zwickau sowie Erfurt und Jena existierten. Bei der 

Inaugenscheinnahme der Jenaer Filiale – die anderen wurden nicht berücksichtigt – war fest-

zustellen, dass diese Zweigstelle durch augenscheinlich rechtsgerichtete Klientel frequentiert 

wird und dort Textilien verkauft werden, die in der rechten Szene verbreitet sind. Eine 

Angestellte der Jenaer Filiale erkannte Beate Zschäpe auf einer Bildvorlage als eine Stamm-

kundin wieder. 

 

(d) „ F r i e dh of s b om b e “ 526 

An der Magnus-Poser-Gedenkstätte auf dem Nordfriedhof in Jena wurde am 26. Dezember 

1997 eine kofferartige Holzkiste aufgefunden, die wiederum rot bestrichen und mit einem 

Hakenkreuz versehen war. Die Kiste war unmittelbar vor dem Steinsockel der Denkmalbüste 

abgestellt worden, die an einen ermordeten Widerstandskämpfer gegen den Nationalsozialis-

mus erinnert. Das Behältnis war leer. Die Staatsanwaltschaft Gera ermittelte unter den Akten-

zeichen 114 UJs 232/98 bzw. 114 Js 17681/98 wegen des Verdachts des Verstoßes gegen 

§§ 126, 86a StGB gegen die Beschuldigten Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe und den ebenfalls 

der örtlichen Szene und der „Kameradschaft Jena“ (KSJ) angehörenden Holger Gerlach. Wei-

tere Hinweise, zu welcher Zeit und durch wen der Koffer abgestellt worden war, wurden bei 

den Ermittlungen nicht erlangt. 

                                                        
526 Darstellung in diesem Abschnitt nach: Schäfer-Bericht, Rdnr. 61, S. 54; AbschlBer UA-TH I, Rdnr. 907, 
S. 598 ff.; AbschlBer UA-BT I, S. 117 ff. 
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Der 1. UA vernahm im Sachzusammenhang den thüringischen Kriminalbeamten 

Dressler. Er gab an, Mitte 1997 zum Staatsschutz des LKA Thüringen umgesetzt und mit der 

Leitung der dort angesiedelten EG „Tex“ betraut worden zu sein, deren Aufgabe es war, 

„Staatsschutzsachverhalte jeglicher Couleur zu bearbeiten.“ Ein Schwerpunkt seien zu der 

Zeit die Ermittlungen zur sogenannten Stadionbombe gewesen, er selbst habe das Verfahren 

Mitte 1997 als Sachbearbeiter übernommen.527 Als die sogenannte Friedhofsbombe hinzu-

kam, habe es eine deutliche Vermutung gegeben, auf wen diese und die zurückliegenden 

USBV-Fälle in Jena zurückgeführt werden können: 

„Zeuge Jürgen Dressler: […] Zu dem Zeitpunkt waren wir uns eigentlich schon relativ 

sicher, dass Böhnhardt eine der Personen ist, die dafür mitverantwortlich sind.“528 

 

II.1.1.2 Ü b e r g r e i f e nd e  E r mi t t l u n g en 529 

Anhand kriminaltechnischer Untersuchungen konnte gezeigt werden, dass im Falle der Stadi-

on-, Theater- und Friedhofsbombe nicht nur eine vergleichbare äußere Gestaltung gewählt 

wurde, sondern auch die verwendeten Farben übereinstimmten, sodass vom Gebrauch dersel-

ben Anstrichstoffe auszugehen war. Darüber hinaus wurden für die Stadion- und die Theater-

bombe gleichartige Metallrohre verwendet, die ebenfalls auf eine übereinstimmende Herkunft 

hindeuteten. Schließlich wurde für die Konstruktion der Theaterbombe eine Knetmasse ge-

nutzt, die auch bei den Briefbomben-Imitaten Verwendung fand. Insoweit war auch der Ver-

dacht begründet, dass stets derselbe rechtsmotivierte TäterInnenkreis mitwirkte. Das LKA 

Thüringen ging im Jahr 1997 insbesondere davon aus, dass die USBV durch KSJ-Mitglieder 

hergestellt und deponiert wurden. Als namhafte Mitglieder dieser Gruppierung waren u.a. 

André K. als deren „Führer“, Böhnhardt und Mundlos als „Stellvertreter“ sowie unter ande-

rem Zschäpe, Holger Gerlach und Ralf Wohlleben als aktive Mitglieder polizeibekannt. Es 

war auch bekannt, dass es sich bei der KSJ zugleich um eine „Sektion“ des durch Tino Brandt 

angeführten „Thüringer Heimatschutz“ (THS) handelt, wobei die Mitglieder aus Jena – das 

„Trio“ eingeschlossen – zum „harten Kern“ der Organisation gezählt wurden. Allerdings fehl-

ten beweiskräftige Hinweise darauf, in welcher personellen Konstellation die Taten begangen 

wurden. Ab den Ermittlungen zur Theaterbombe, für die eine geringe Menge sprengfähigen 
                                                        
527 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 3 f. 
528 Ebd., S. 4, vgl. auch S. 7. 
529 Darstellung in diesem Abschnitt nach: Schäfer-Bericht, Rdnr. 29, S. 32 f.; AbschlBer UA-TH I, Rdnr. 907, 
S. 598 ff.; AbschlBer UA-BT I, S. 117 ff. 
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TNTs verwendet wurde, konzentrierten sich die Ermittlungen auf die Annahme, dass für die 

wiederholten Montage der Vorrichtungen und die Lagerung dafür benötigter Einzelteile ein 

bislang unbekannt gebliebener Ort im Stile einer Werkstatt zur Verfügung stehen muss. 

Anhand einer im Mai 1996 gegen Böhnhardt durchgeführten Telekommunikations-

überwachung (TKÜ) war bekannt, dass er bereits zu dieser Zeit bemüht war, eine Garage oder 

einen Garten anzumieten. Die TKÜ-Maßnahme war damals veranlasst worden, nachdem in 

der Nacht zum 13. April 1996 an einer Autobahnbrücke („Pösener Brücke“) der A4 in Fahrt-

richtung Dresden im Bereich der Gemeinde Bucha ein Puppentorso aufgehängt wurde, der 

mit einem Davidstern versehen war. An der Puppe befanden sich Drähte, die zu einem dane-

ben abgestellten Karton führten. Zudem wurde ein Verkehrszeichen abgestellt, auf dem das 

Wort „Bombe“ geschrieben stand. In diesem Falle ermittelte die Staatsanwaltschaft Gera un-

ter dem Aktenzeichen 114 Js 22366/97 gegen den Beschuldigten Böhnhardt, da ein ihm ein-

deutig zuzuordnender Fingerabdruck an dem Karton festgestellt wurde. Infolgedessen wurde 

Böhnhardt zunächst am 21. April 1997 am AG Jena wegen versuchten gefährlichen Eingriffs 

in den Straßenverkehr in Tateinheit mit Volksverhetzung und Störung des öffentlichen Frie-

dens durch Androhung von Straftaten in Tatmehrheit mit Volksverhetzung verurteilt. Bei der 

weiteren in das Urteil eingegangenen Tat handelte es sich um extrem rechte, volksverhetzen-

de Tonträger, die Böhnhardt in seiner Wohnung verwahrt hatte und die, wie die TKÜ-

Ergebnisse belegten, zum Verkauf bestimmt waren. Die Tonträger waren bei einer Woh-

nungsdurchsuchung am 18. Juni 1996 sichergestellt worden.530 Auf die Berufung Böhnhardts 

wurde er mit Urteil des Landgerichts Gera vom 16. Oktober 1997 im Hinblick auf den „Pup-

pentorso“-Fall jedoch freigesprochen. Aufrechterhalten wurde die Verurteilung wegen Volks-

verhetzung. Unter Einbeziehung eines früheren Urteils wurde er zu einer Einheitsjugendstrafe 

von zwei Jahren und drei Monaten verurteilt. Durch die spätere Flucht entzog er sich dem 

Strafantritt.531 

Im Zuge des Ermittlungsverfahrens wegen der Theaterbombe bereitete das LKA Thü-

ringen ab Ende September 1997 eine Observation des Böhnhardt vor in der Absicht, auf diese 

Weise eine Werkstatt- oder Lagerfläche auffinden zu können, die mit den USBV in Verbin-

dung steht und an der sich Beweismittel befinden könnten. Dazu gab der Zeuge Dressler an: 

                                                        
530 Schäfer-Bericht, Rdnr. 28 f., S. 32 f. 
531 Das Urteil wurde am 10. Dezember 1997 rechtskräftig. Eine Ladung zum Strafantritt ging erst am 25. März 
1998 – rund zwei Monate nach dem Untertauchen – bei seiner Mutter ein. Vgl. Schäfer-Bericht, Rdnr. 31, S. 33. 
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„Nachdem wir uns darüber verständigt hatten in unserem Ermittlungsteam, dass 

Böhnhardt sicher einer derer sein muss, die für diese USBVs im Stadion in Jena als 

auch vor dem Theaterplatz und auf dem Nordfriedhof als Täter infrage kommen, und 

wir uns darauf verständigt hatten, dass ja irgendwo dieses Zeug auch präpariert wer-

den musste, haben wir uns an unser Haus gewandt und haben natürlich versucht, hier 

eine Observation zu bekommen. 

Jetzt ist es halt so, dass die Observationskräfte, wie soll ich sagen, nur in beschränk-

tem Umfang zur Verfügung stehen. Dementsprechend muss irgendjemand entscheiden, 

für welchen Zweck sie eingesetzt werden. Wir haben seinerzeit einen Antrag gestellt 

für einen Observationszeitraum von vier Wochen, weil wir uns relativ klar waren: In 

dem Zeitfenster werden sie ein Objekt – das wir eben nicht kannten; Garage, Garten-

laube, wo auch immer dieses Zeug hergestellt wurde – aufsuchen. Wir hätten dann 

entsprechende Durchsuchungen machen können.“532 

Mehrere kurzzeitige Observationen im Laufe des Oktober 1997 erbrachten keine rele-

vanten Feststellungen. Wie der Zeuge Dressler dazu weiter ausführte, habe man Observatio-

nen zwar im Gesamtumfang von vier Wochen beantragt und genehmigt bekommen. Jedoch 

seien lediglich Observationen im Umfang von drei Tagen realisiert worden, bei denen rele-

vante Beobachtungen ein „Zufallstreffer vor dem Herrn“ gewesen wären. Dies sei der Grund 

gewesen, warum er sich an das LfV Thüringen wandte: 

„Die Perspektiven waren weiterhin schlecht für die nächsten Wochen und Monate, da 

größere Kapazitäten zu bekommen. So einfach muss man das sagen. […] Das war für 

mich der Anlass, zu einem Mitarbeiter des LfV, mit dem wir einen guten Kontakt hat-

ten, zu gehen und zu fragen, wie er die Möglichkeit sieht, nachdem ich ihm unseren 

Auswertungsbericht zugänglich gemacht habe, mit eigenen Observationskräften viel-

leicht zu unterstützen. Das haben die letzten Endes dann auch getan.“533 

Ende November bis Anfang Dezember 1997 observierte das LfV Thüringen den Be-

schuldigten Böhnhardt. Dabei konnte offenbar beobachtet werden, wie er gemeinsam mit 

Mundlos mehrere bislang bei den Ermittlungen nicht bekannte Garagen nutzt. Nachdem diese 

Beobachtungen der Polizei mitgeteilt wurden, erließ am 19. Januar 1998 auf Antrag der 

                                                        
532 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 10. 
533 Ebd. 
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Staatsanwaltschaft Gera das Amtsgericht Jena gegen – ausschließlich – Böhnhardt gerichtete 

Durchsuchungsbeschlüsse in Bezug auf drei Garagen. 

 

II.1.1.3 D u r ch s u c hu n g  m e hr e r e r  G a r a g e n  am 26 .  J a nu ar  1 9 98 534 

Die Beschlüsse wurden am 26. Januar 1998 umgesetzt. Zwei der Durchsuchungsobjekte – die 

Garagen Nr. 6 und Nr. 7 – befanden sich vor dem Wohnhaus des Böhnhardt, der bei Durch-

suchungsbeginn auch angetroffen wurde. Nach Aufforderung der Beamten öffnete er eine der 

Garagen, worin sich sein Auto befand, das er nach Sichtung des Innenraums herausfuhr. We-

nig später fuhr er, während die Durchsuchung noch anhielt, mit dem Auto weg. Der Zeuge 

Dressler führte dazu aus: 

„Die Durchsuchung dort war bereits beendet, und er [Böhnhardt] war von den Kolle-

gen entlassen worden, sodass es aufgrund einer zeitlichen Verzögerung, bedingt durch 

die Öffnung der etwas abgelegenen Garage, zum Abgang von Böhnhardt kam.“535 

Parallel begann die Durchsuchung jener abgelegenen Garage Nr. 5, die sich in einem 

ausgedehnten Garagenkomplex an der Kläranlage in Jena befand. Diese Garage war bereits 

im August 1996 durch Zschäpe angemietet worden, sie entrichtete auch Mietzahlungen und 

Betriebskosten. Beim Öffnen des Tores zur Garage Nr. 5 wurde ein Schraubstock festgestellt, 

in den ein Rohrstück eingespannt war, das am unteren Ende zugequetscht und von oben zuge-

gossen worden war. Aus der Füllmasse ragten zwei Drähte heraus. Zur Fortsetzung der 

Durchsuchung wurden nunmehr auch wegen der Besorgnis, es könnten Sprengfallen ange-

bracht sein, Spezialkräfte herangezogen. In der weiteren Folge wurden sieben der in Zschäpes 

Garage aufgefundenen Behältnisse als USBV in jeweils unterschiedlichen Bearbeitungsstufen 

eingeschätzt, darunter eine augenscheinlich fertiggestellte und mehrere in Vorbereitung be-

findliche Rohrbomben. Zumindest drei davon waren bereits mit unterschiedlichen Mengen 

TNT befüllt. Insgesamt wurden knapp 1,4 Kilogramm dieses Sprengstoffes sichergestellt. 

Darüber hinaus wurden Drahtstücke und eine Knetmasse sichergestellt, die den Materialien 

                                                        
534 Darstellung in diesem Abschnitt nach: Schäfer-Bericht, Rdnr. 79-100, S. 63 ff.; AbschlBer UA-TH I, Rdnr. 
907, S. 598 ff.; AbschlBer UA-BT I, S. 118 ff. 
535 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 4. Davon abweichend gelangte der erste Untersuchungs-
ausschuss des Thüringer Landtages zu der Bewertung, dass diese Darstellung, wonach sich Böhnhardts Abgang 
vor dem Auffinden der Rohrbomben ereignet habe, „dem tatsächlichen Verlauf nicht entspricht.“ Vgl. Abschl-
Ber UA-TH 1, Rdnr.2156 ff., S. 1444 ff. 
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entsprechen, die für die Briefbombenattrappen verwendet worden waren; außerdem eine Sty-

roporplatte, die in ähnlicher Weise bearbeitet worden ist. 

Nachdem die zuständige Staatsanwaltschaft durch die Polizei über die einschlägigen 

Funde unterrichtet wurde, ordnete Staatsanwalt S. an, die insoweit verdächtigen drei Personen 

Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe festzunehmen. Zudem wurde unter Annahme von Gefahr 

im Verzug die Durchsuchung der Wohnungen der drei Personen angeordnet, was im An-

schluss an die Durchsuchungen der Garagen im Laufe des Nachmittags geschah. Jedoch war 

keiner der Personen mehr anzutreffen. Das LKA Thüringen beantragte daraufhin die Aus-

schreibung der Gesuchten zur Aufenthaltsfeststellung wegen des Verdachts der Vorbereitung 

eines Explosionsverbrechens. Bereits am Abend des 26. Januar 1998 wurde innerhalb Thürin-

gens ein entsprechendes Fahndungsersuchen gesteuert mit der Aufforderung, Böhnhardt, 

Mundlos und Zschäpe bei Antreffen festzunehmen. Zu diesem Zeitpunkt verfügte Zschäpe 

lediglich über einen vorläufigen und Mundlos über einen nicht mehr gültigen Reisepass. Der 

Reisepass Böhnhardts war in einer der durchsuchten Garagen zurückgelassen worden. 

 

II.1.2 E in l e i t un g  un d  A u sr i ch tu n g  de r  F a h ndu n g  

Am 28. Januar 1998 ergingen schließlich unter Anordnung der Untersuchungshaft Haftbefeh-

le des Amtsgerichts Jena gegen die drei Gesuchten.536 Ein Fahndungs- und Festnahmeersu-

chen wurde durch das Dezernat 61 des LKA Thüringen an diesem Tag um 18.11 Uhr allen 

Landeskriminalämtern – auch dem LKA Sachsen – fernschriftlich zugesandt und damit die 

bundesweite Fahndung eingeleitet. In dem Fernschreiben hieß es wörtlich: 

„Im Zeitraum von Sep. 1996 bis Dez. 1997 wurden im Bereich der Stadt Jena (TH) 

mehrere USBV. bzw. USBV-Attrappen aufgefunden. Die bisherigen Ermittlungen führ-

ten zur Feststellung mehrerer Beschuldigter. Am 26.01.98 konnte im Rahmen einer 

Durchsuchung umfangreiches Beweismaterial sichergestellt werden. Im Ergebnis die-

ser Durchsuchung ergingen gegen die nachfolgend genannten Personen Haftbefehle. 

1. Böhnhardt Uwe […] 2. Mundlos Uwe […] 3. Zschäpe Beate […] 

Die drei genannten Personen sind vermutlich mit einem PKW unterwegs. Es liegen 

Hinweise vor, wonach sie die Absicht haben, sich in das benachbarte Ausland 

                                                        
536 Die Haftbefehle wurden am 23. Juni 1998 abgeändert und ergänzt, blieben aber unverändert in Kraft. 
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abzusetzen. Es besteht die Möglichkeit[,] daß sie Waffen und Sprengstoffe mitführen. 

Bei allen drei genannten Personen handelt es sich um Anhänger der rechtsextremen 

Szene.“537 

Die Fahndungsausschreibungen waren seither auch im bundeseinheitlichen polizeili-

chen Informationssystem INPOL hinterlegt gewesen.538 

 

II.1.2.1 S a c h be a r b e i t un g  d u r ch  d i e  E G „T e x“  d e s  L K A T hü r i ng e n  

Die Leitung des zugrundeliegenden Ermittlungsverfahrens oblag weiterhin der Staatsanwalt-

schaft Gera. Dort wurden die Ermittlungsverfahren zur Friedhofs-, Theater- und Stadionbom-

be unter dem führenden Aktenzeichen 114 Js 37149/98 verbunden. Am 28. Mai 1998 wurde 

für Hinweise, die unmittelbar zur Ergreifung der Beschuldigten führen, eine Belohnung in 

Höhe von 3.000 DM ausgelobt.539 Die Sachbearbeitung im nunmehr eröffneten Fahndungsfall 

oblag der auch bisher im Auftrag der Staatsanwaltschaft ermittelnden EG „Tex“ des LKA 

Thüringen. Der damalige Sachbearbeiter Dressler erläuterte als Zeuge des 1. UA, seine Er-

mittlungsgruppe habe anhaltend „die komplette Beweisseite des Verfahrens der drei verschie-

denen USBVs bearbeitet“ und bei der Fahndung „für den administrativen Teil die Verantwor-

tung“ übernommen. Dies habe beispielsweise die Ausschreibung der Flüchtigen in den poli-

zeilichen Informationssystemen, aber auch Maßnahmen der Öffentlichkeitsfahndung umfasst. 

Dagegen sei mit der Durchführung von operativen Maßnahmen das Zielfahndungskommando 

(ZFK) des LKA Thüringen beauftragt worden.540 

Wie der Zeuge Dressler angab, seien die Fahndungsmaßnahmen aber de facto zuneh-

mend und – dies gelte bereits für das Jahr 1999 – dann „fast ausschließlich in der Regie der 

Zielfahndung“ betrieben worden. Die Sachbearbeitung habe sich währenddessen „mit einer 

ganzen Reihe anderer Sachverhalte beschäftigt“. Zwar habe es weiterhin einen Informations-

austausch mit der Zielfahndung gegeben, aber „es fiel nach hinten hin das Interesse definitiv 

auch etwas ab; das muss man auch deutlich sagen.“ Dazu führte der Zeuge aus: 

„Zeuge Jürgen Dressler: […] Man muss sich immer vor Augen halten – das ist auch 

das, was immer bei der Einordnung berücksichtigt werden muss –: Wir reden davon, 
                                                        
537 ADS 43, Ordner 40, Teil 2, Bl. 57. 
538 Ebd., Bl. 56. 
539 Ebd. 
540 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 5, 7. 
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dass wir hier drei USBVs gefunden hatten, mit Hakenkreuzen drauf, mit Sicherheit 

rechtsradikale Sachverhalte, bei denen – das sage ich jetzt – für die Außenwelt nichts 

weiter passiert ist. Das muss man einfach so sagen. 

Wir waren unabhängig davon trotzdem stark interessiert, diese Personen zu kriegen. 

Aber allein der Umstand, dass wir auch während der Ermittlungen, der aktiven, nicht 

immer die Unterstützung bekommen haben, gerade was Observationen oder so be-

trifft, zeigt eigentlich auch die damalige Einordnung und Wertung. Das muss man ein-

fach mal zur Realisierung der Gesamtsituation dort berücksichtigen. 

Dementsprechend waren wir 1999 bearbeitungsmäßig schon wieder neuen Problemen 

auf der Spur und mussten uns um die kümmern. Die Fahndung wurde ausschließlich – 

zu dem Zeitpunkt dann noch – durch die Zielfahndung realisiert, es sei denn, sie 

brauchte unsere Unterstützung.“541 

 

II.1.2.2   B e a uf t r ag u ng  d e s  Z i e l f ah n du n gs k o m ma n do s  d e s  L K A T h ür in g e n  

Der operative Teil der Fahndung – wie etwa das Überprüfen von Hinweisen und beispielswei-

se auch die Anregung und Durchführung von Telekommunikationsüberwachungen (TKÜ) – 

oblag dem Zielfahndungskommando (ZFK) des LKA Thüringen. Das ZFK bestand in dem für 

die Fahndung besonders maßgeblichen Zeitraum von 1998 bis 2000 aus fünf bis sechs Beamt- 

Innen. Dabei handelte es sich um den inzwischen verstorbenen Jürgen Ihling, der bis Novem-

ber 2000 nomineller Leiter der Einheit, aber bereits ab Anfang des Jahres 2000 krankheits- 

bedingt ausgefallen war;542 den stellvertretenden Leiter Sven Wunderlich, der die Einheit ab 

5. November 2000 leitete;543 sowie die weiteren BeamtInnen Grit Oswald, Georg Schirrma-

cher544, Kathrin Zinserling (vormals: Lange) sowie – vorübergehend im September 1999 und 

anhaltend ab Januar 2000 – Jan-Erik Kämmerer. Das ZFK wurde am 29. Januar 1998 mit der 

Fahndung nach dem Trio beauftragt.545 Wie der Zeuge Schirrmacher ausführte, habe es an-

                                                        
541 Ebd., S. 23. 
542 1. UA, Protokoll Grit Oswald v. 29.01.2018, S. 6; 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 10. 
543 Ebd., S. 13. 
544 Der Zeuge Schirrmacher gab selbst an, wiederum der „Stellvertreter des Stellvertreters“ Wunderlich gewesen 
zu sein, was auch die Zeugin Zinserling bestätigte; vgl. 1. UA, Protokoll Georg Schirrmacher v. 29.01.2018, 
S. 7, sowie 1. UA, Protokoll Kathrin Zinserling v. 29.01.2018, S. 6 f. Den ZeugInnen Kämmerer und Oswald 
war dies jedoch nicht bekannt; vgl. 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 9, sowie 1. UA, Pro-
tokoll Grit Oswald v. 29.01.2018, S. 6. 
545 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 4. 
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fangs eine knappe Einweisung in den Fall gegeben, wobei folgende Ausgangsinformationen 

mitgeteilt worden sei: 

„Zeuge Georg Schirrmacher: Es gab damals eine Diensteinweisung, ja. Und zwar 

wurden wir mit dem Thema Fahndung betraut gemacht. Uns wurde erklärt, warum 

und weshalb wir die drei suchen müssen: weil eine Straftat vorlag. Uns wurde auch 

mitgeteilt, dass aufgrund dieser Durchsuchungsmaßnahmen die drei habhaft gemacht 

werden müssen. Somit war für uns der Auftrag Fahndung nach [Mundlos], Böhnhardt 

und Zschäpe.“546 

 

(a)  F e h le n  e in e s  Z i e l f ah n du n g s - A uf t r ag s  

Gleichwohl handelte es sich zu keinem Zeitpunkt um einen Zielfahndungsfall,547 sondern um 

einen „Unterstützungssachverhalt“.548 Die Unterscheidung erläuterte der damals zuständige 

Sachbearbeiter Dressler wie folgt: 

„Zeuge Jürgen Dressler: […] Es gibt die Zielfahndung als Einheit – das ist diese 

Gruppierung um den Herrn Wunderlich –, und es gibt die Zielfahndung als Maßnah-

me, wie sie in der Polizeidienstvorschrift verankert ist, als Fahndungsform. Der Prä-

sident des LKA kann natürlich eine Einheit beauftragen, die Fahndung zu überneh-

men. Das hat er in diesem Fall getan. Er hat nämlich die Zielfahndung beauftragt, 

nach diesen Personen zu suchen. 

Normalerweise hätten diese Personen mit diesen normalen USBV-Ablagen vermutlich 

gar keine Zielfahndungskriterien erfüllt in dem Sinne.“549 

Zu den Gründen, warum ein Zielfahndungsfall nicht vorlag, gab der Zeuge Wunder-

lich an, dies hätte einer Beauftragung durch die zuständige Staatsanwaltschaft bedurft. Aus 

dortiger Sicht sei der Fall aber nicht „zielfahndungswürdig“ gewesen. Vielmehr habe die StA 

Gera argumentiert, dass für die Flüchtigen, träfe man sie an, „maximal eine vierzehntägige 

Haft ansteht.“ Normalerweise greife die Zielfahndung erst bei einem Vollstreckungshaftbe-
                                                        
546 1. UA, Protokoll Georg Schirrmacher v. 29.01.2018, S. 12 f. 
547 Ebd., S. 7; 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 12; 1. UA, Protokoll Grit Oswald v. 
29.01.2018, S. 7. 
548 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 8; 1. UA, Protokoll Grit Oswald v. 29.01.2018, S. 7; 
1. UA, Protokoll Georg Schirrmacher v. 29.01.2018, S. 3 f., 7. 
549 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 8. 
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fehl „von drei Jahren aufwärts“ oder bei einer angedrohten Freiheitsstrafe ab fünf Jahren.550 

Aus Sicht der StA Gera sei außerdem von einer „schweren Beweisfindung“ ausgegangen 

worden.551 Man habe damals auch mit dem BKA Rücksprache gehalten, das seinerseits von 

der Einleitung einer Zielfandung im formalen Sinne abgeraten habe, da durch die zugrunde-

liegenden Taten kein materieller Schaden eingetreten war.552 Zusammengenommen hätten die 

Voraussetzungen, einen Zielfahndungsfall einzuleiten, nicht bestanden, was sich auch daran 

zeige, dass eine sonst obligatorische schriftliche Beauftragung nicht erfolgte. Er habe ledig-

lich eine mündliche Beauftragung durch den damaligen Abteilungsleiter W. erhalten.553 Dies 

sei nicht ungewöhnlich, denn die meisten der beim ZFK bearbeiteten Fahndungssachen seien 

keine originären Zielfahndungsfälle gewesen.554 

Befragt nach den Unterschieden, die sich für das ZFK ergaben, je nachdem, ob ein 

Zielfahndungsauftrag vorlag oder nicht, gab die Zeugin Oswald an, dies sei praktisch von 

geringer Bedeutung, da die Fahndungsansätze jeweils dieselben seien.555 Der Zeuge Kämme-

rer führte aus, formal habe der Unterschied darin gelegen, dass man gegenüber dem BKA für 

den Fall einen bestimmten „Stellenwert“ nicht habe erheben können.556 Der Zeuge Wunder-

lich ergänzte, man habe sich allerdings so beholfen, im Schriftverkehr mit dem BKA – etwa 

bei der Prüfung einzelner ins Ausland führender Spuren – den insoweit unzutreffenden Be-

griff „Zielfahndung“ trotzdem zu verwenden, „um die Abprüfung durch den Verbindungsbe-

amten des BKA im Ausland zu bekommen.“557 Da ein Zielfahndungsauftrag nicht vorlag, 

habe man selbst keine Auslands-Dienstreisegenehmigungen erhalten.558 Jedoch gaben mehre-

re ZeugInnen auch an, dass sich durch den fehlenden Auftrag organisatorische Konsequenzen 

ergaben: Bei einem originären Zielfahndungsfall hätten sämtliche – auch die „administrati-

ven“ – Fahndungsmaßnahmen in der Hand des ZFK gelegen,559 während man im vorliegen-

den Fall „nur diese speziellen Aufgaben“ wie etwa die Durchführung von TKÜ-Maßnahmen 

übertragen bekommen habe. Wäre alles beim ZFK konzentriert gewesen, hätte sich eine „in-

tensivere Fahndung“ einstellen können560 und man hätte den gesamten Fall dann „nicht mehr 

                                                        
550 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 8, 11. 
551 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 20. 
552 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 11. 
553 Ebd., S. 7. 
554 Ebd., S. 8. 
555 1. UA, Protokoll Grit Oswald v. 29.01.2018, S. 7. 
556 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 12 f. 
557 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 11. 
558 Ebd., S. 12. 
559 Ebd., S. 8. 
560 1. UA, Protokoll Georg Schirrmacher v. 29.01.2018, S. 8. 
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abgegeben, bis der Sachverhalt beendet ist.“561 Zu dieser vorzeitigen Abgabe kam es bei der 

vorliegenden Fahndung. 

Zu den Gründen, warum trotzdem der Fahndungsfall dem ZFK aufgetragen wurde, 

obwohl es sich gerade nicht um einen Zielfahndungsfall handelte, gab der Zeuge Wunderlich 

an, andernfalls hätte „niemand gesucht – das muss klar sein –, weil es zu dem Zeitpunkt ganz 

einfach gar keine Fahndungseinheit in Thüringen gab, die in der Lage wäre, diese Maßnah-

men zu übernehmen.“562 So habe er etwa gleich zu Beginn der Fahndung sich erfolglos darum 

bemüht, Kräfte aus dem Bereich des polizeilichen Staatsschutzes beigestellt zu bekommen, 

„die uns im Vorfeld oder im Anfangsstadium der Fahndung Fahndungsansätze, Richtung, 

Strukturen aufzeigen. Das ist von Thüringen abgelehnt worden.“563 Was seinen eigenen Be-

zug zur Fahndungssache belangt, führte der Zeuge im Übrigen aus, er sei schon einmal – etwa 

Mitte 1997 im Zuge der in Jena aufgetauchten Briefbomben-Attrappen – beauftragt gewesen, 

die Verdächtige Zschäpe festzunehmen: 

„Zeuge Sven Wunderlich: […] Ursache ist, dass ich einige Jahre in den Spezialeinhei-

ten in Thüringen tätig war, 1994 dann in die Zielfahndung gewechselt bin und im Jah-

re 1997 mich der Bereich des Staatsschutzes in Thüringen ansprach, ob die Möglich-

keit besteht, einen Fahndungsfall nach einer Dame zu übernehmen, die im Verdacht 

stand, Briefbomben an öffentliche Einrichtungen versandt zu haben. Dabei handelte es 

sich um Beate Zschäpe. Hintergrund war auch, dass die Gefahr bestand, dass dort mit 

Sprengstoffutensilien gearbeitet wurde, und ich auch noch über den Sprengschein ver-

fügte. Somit ist man dann direkt als Fahndung als auch aufgrund des Basiswissens an 

mich herangetreten, und die Frau Zschäpe konnte innerhalb weniger Tage – wenn ich 

mich recht erinnere, vier oder fünf Tage später – festgenommen werden im Bereich 

Jena bei Malertätigkeiten in einem öffentlichen Gebäude.“564 

 

(b)  B e s o n d er h e i t en  b e i  d e r  F a hn d un g  

Obgleich mehrere der dann mit dem Fall beschäftigten ZielfahnderInnen übereinstimmend 

angaben, die vorliegende Fahndung sei wie jeder andere Fall behandelt worden, ohne dass die 

                                                        
561 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 7. 
562 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 20. 
563 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 30. 
564 Ebd., S. 4. 
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Suche nach dem „Trio“ grundsätzlich priorisiert oder nachgeordnet worden wäre,565 wiesen 

einige ZeugInnen auch auf Besonderheiten hin: So sei es laut dem Zeugen Schirrmacher von 

vornherein ein „bisschen außergewöhnlich“ gewesen, dass die Gesuchten „im rechten Spekt-

rum gehandelt haben“.566 Der Zeuge Wunderlich führte aus, es sei ungewöhnlich gewesen, 

„dass es sich um drei jugendliche Personen handelte, die eigentlich nicht miteinander ver-

wandt sind, aus grundsätzlich verschiedenen Elternhäusern kommen, auch eine komplett un-

terschiedliche Struktur haben“.567 Vor allem aber habe der Unterschied zu vielen anderen Fäl-

len am Ende darin bestanden, dass man „kein Lebenszeichen“ der Flüchtigen gefunden ha-

be568 und trotz vielfältiger Fahndungsmaßnahmen „vielmals ins Leere gelaufen“ sei.569 Der 

Zeuge Wunderlich führte außerdem aus, seiner Erfahrung nach habe man in anderen Fällen 

„das Ende des Fadens ja immer gefunden, auch wenn vielleicht im Nachhinein, im Zuge der 

anstehenden Verjährung oder dass die Person tot aufgefunden wurde.“570 Die „Einmaligkeit“ 

der Fahndung nach dem „Trio“ habe darin gelegen, dass der Verbleib der Gesuchten nicht 

geklärt werden konnte: 

„Ich kann also heute rückwirkend sagen, dass wir für den gesamten Fahndungszeit-

raum nicht mal retrograd ein Lebenszeichen von diesen Dreien hatten, was uns also 

dann auch schon gedanklich dazu führte, dass wir gesagt haben: Also entweder sie 

sind ganz weit weg, sie sind vielleicht schon tot, oder […] dass sie mit falschen Identi-

täten oder Tarnpersonalien unterwegs sein könnten.“571 

Danach befragt, ob die Besonderheiten des Falles sich auch in einer besonderen Bear-

beitung niederschlugen, machten die ZeugInnen unterschiedliche Angaben: Der Zeuge Wun-

derlich führte aus, der ganze Sachverhalt sei trotz einiger Besonderheiten an sich „nichts Au-

ßergewöhnliches gewesen.“572 Es komme beispielsweise nicht selten vor, dass Sprengstoff 

aufgefunden wird.573 Das sei zwar nicht unerheblich, aber nach damaligem Wissensstand sei 

dennoch „keine große Gefährlichkeit“ der Flüchtigen zu erkennen gewesen. Allenfalls bei 

Böhnhardt sei von einem gewissen „Gefährdungspotenzial“ ausgegangen worden, da er als 

                                                        
565 1. UA, Protokoll Georg Schirrmacher v. 29.01.2018, S. 7 f., 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 
12.03.2018, S. 12. 
566 1. UA, Protokoll Georg Schirrmacher v. 29.01.2018, S. 13. 
567 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 73 f. 
568 Ebd. 
569 1. UA, Protokoll Georg Schirrmacher v. 29.01.2018, S. 5. 
570 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 82. 
571 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 18. 
572 Ebd., S. 28. 
573 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 29. 
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gewalttätig bekannt war.574 So sei es in weiteren Folge passiert, dass beantragte Observati-

onsmaßnahmen gegen mutmaßliche Kontaktpersonen der Flüchtigen abgelehnt wurden mit 

der Begründung, „dass es sich um keine schwerwiegende Straftat handelt und dass Kräfte für 

weitaus schwerwiegendere Delikte im Einsatz sind.“575 

Trotzdem – dies versicherte der Zeuge im früheren 3. UA wiederholt – habe man den 

Sachverhalt beim ZFK „sehr umfangreich bearbeitet“. Er habe aber nur bearbeitet werden 

können, insoweit „eigene, originäre, wichtige Zielfahndungsfälle es ermöglichen, also zeitlich 

begrenzt und auch nur dann, wenn Kapazitäten dafür vorhanden sind.“ 576 So habe beispiels-

weise die Fahndung nach dem „Satansmörder Möbus“, der wegen eines gemeinschaftlichen 

Tötungsdeliktes gesucht wurde, die Kräfte des ZFK über einen Zeitraum von zehn Monaten 

gebunden, sodass bei anderen Fällen, die Fahndung nach dem „Trio“ eingeschlossen, durch-

aus Abstriche zu machen waren.577 Konkret gefragt, welche Priorität die Fahndung nach dem 

„Trio“ aus seiner Sicht hatte, gab der Zeuge an, sie sei eher „gering“ gewesen, „nicht im obe-

ren Drittel, sie war im letzten Drittel.“578 Andere damalige ZielfahnderInnen gaben auf Befra-

gen an, es sei üblich gewesen, dass jeweils zwei579 bis fünf580 unterschiedliche Fahndungsfälle 

parallel bearbeitet werden mussten. Danach befragt, warum trotz der seiner Ansicht nach ge-

ringen Priorität der Fall intensiv bearbeitet und dafür immenser Aufwand betrieben wurde,581 

gab der Zeuge Wunderlich an: 

„Die Intensität, diese drei Personen zu kriegen, ist, denke ich mal, dem Umstand ge-

schuldet, dass das LKA es als besonders peinlich empfand, dass im Zuge dieser 

Durchsuchungsmaßnahmen die drei Jugendlichen abhanden gekommen sind; ich will 

das mal so bezeichnen.“582 

Auch der Zeuge Schirrmacher bestätigte, es seien „viele intensive Maßnahmen“ er-

griffen worden, womit sich der Fall „schon ein bisschen abgehoben“ habe.583 Man habe nicht 

etwa zugewartet, bis neue Hinweise eingehen, sondern selbst überlegt: „Wo können wir noch 

                                                        
574 Ebd., S. 19 f. 
575 Ebd., S. 31 f. 
576 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 6. 
577 Ebd., S. 8. 
578 Ebd., S. 28 f. 
579 1. UA, Protokoll Kathrin Zinserling v. 29.01.2018, S. 11. 
580 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 12. 
581 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 28. 
582 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 20. 
583 1. UA, Protokoll Georg Schirrmacher v. 29.01.2018, S. 13. 
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Fahndungsansätze kriegen, wo können wir noch was tun?“584 Dazu in einem – durch den 

1. UA nicht aufzuklärenden – Widerspruch stehen allerdings die Angaben der Zielfahnderin 

Zinserling. Sie führte aus, es habe bei der Suche nach dem „Trio“ durch das ZFK keine konti-

nuierliche Befassung gegeben: 

„Zeugin Kathrin Zinserling: […] Wenn die Sachbearbeitung, in dem Falle das TLKA, 

neue Hinweise bekommen hat, dann ist das zu uns gekommen, über die beiden Kolle-

gen, Herr Ihling und Herr Wunderlich. Und diese neuen Ermittlungsansätze, die sind 

dann befolgt worden. Aber wir haben das nicht, wie wir das bei den anderen Zielfahn-

dungen machen, strukturiert gemacht. Es wurde immer nur dann was gemacht, wenn 

es neue Hinweise gab. […] Und da war es eigentlich immer so, dass wir Hinweise be-

kommen haben. Denen wurde nachgegangen. Und dann war wieder Ruhe, eine Zeit 

lang. Daran kann ich mich noch erinnern. 

Dann kam wieder irgendein Hinweis. Oder eine TKÜ lief. Wurde wieder nachgegan-

gen. Und dann war es – – Wenn wir nicht weitergekommen sind, haben wir aufgehört. 

Steve Ittershagen, CDU: Aus Ihrer Erfahrung heraus: Ist das ein übliches Verfahren? 

Zeugin Kathrin Zinserling: Nein.“585 

 

(c)  A r b e i t s we i s e  

Gefragt nach den Arbeitsabläufen innerhalb des ZFK, die bei der Fahndung nach dem „Trio“ 

galten, führte der Zeuge Kämmerer aus, dass eine klare Struktur und Arbeitsteilung vorgege-

ben gewesen seien: 

„Zeuge Jan-Erik Kämmerer: In unserem Bereich ist es: Früh auf Arbeit kommen. 

Dann kriegt man die Informationen: Was gibt es Aktuelles aus der TKÜ? – Weil es oft 

ist, dass TKÜ auch abends gehört wird. Früh der Erste, der kommt, hört TKÜ, und 

dann, beim Frühstück oder bei der Morgenrunde, gibt es die Erkenntnisse: Was gibt 

es Aktuelles? – Meistens war es dann so, dass der Kollege Wunderlich dann schon 

immer neue Informationen noch hatte, sprich, aus der […] EG ‚Tex‘. Da wurden im 

Prinzip Abfragen getätigt. Und letztendlich das LfV, was der Herr Ihling teilweise 
                                                        
584 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 12. 
585 1. UA, Protokoll Kathrin Zinserling v. 29.01.2018, S. 13. 
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mitgebracht hatte, bzw. neue Ideen, wo man sagte, da könnte man noch etwas machen, 

oder dort könnte man noch etwas machen. 

Das wurde früh ausgetauscht. Dann ist jeder in seinen Bereich bzw. entsprechend der 

Arbeitsaufteilung gegangen. Also, es gab schon diese Gespräche.“586 

Zur funktionalen Arbeitsteilung habe gehört, dass der Leiter Ihling bzw. sein Stellver-

treter und spätere Nachfolger Wunderlich für Absprachen mit der Staatsanwaltschaft zustän-

dig gewesen seien, aber beispielsweise auch mit Verfassungsschutz-Behörden. Wenn solche 

Absprachen stattgefunden hatten, „kam eben nur die Information: ‚Ja, wir haben uns getrof-

fen. Es gibt nichts Neues.‘ Oder hin und wieder gab es dann Informationen, die auch verarbei-

tet wurden, oder Spuren, wo nachgegangen wurde.“587 Auch der Zeuge Schirrmacher führte 

auf Befragen aus, der „Chef“ habe die Informationen eingeholt, mit denen die MitarbeiterIn-

nen des ZFK, darunter er selbst, dann gearbeitet haben. Im Weiteren gab er an, davon auszu-

gehen, durch seine Vorgesetzten umfassend informiert worden zu sein: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Wie erfolgte denn innerhalb Ihrer Zielfahndung der In-

formationsaustausch? 

Zeuge Georg Schirrmacher: Ich sage mal so, unser Chef hat diese Informationen ge-

holt, und anhand dieser Informationen haben wir gearbeitet. 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Sie sind also umfassend durch Ihre Vorgesetzten infor-

miert worden? 

Zeuge Georg Schirrmacher: Gehe ich mal davon aus, ja. 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Das heißt, Sie wussten auch, dass Herr Wunderlich da-

ran mitgewirkt hat, die damalige Lebensgefährtin von Ralf Wohlleben als Informantin 

für das Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz anzuwerben? 

Zeuge Georg Schirrmacher: Nein, diese Information höre ich jetzt das erste Mal.“588 

Dagegen gab beispielsweise die Zeugin Zinserling von vornherein an, die Mitarbeiter- 

Innen des ZFK seien „auf keinen Fall“ gleichrangig gegenüber der Leitung der Einheit gewe-

sen, vielmehr habe man „in Anführungsstrichen – die Befehle von unseren Chefs empfan-
                                                        
586 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 16. 
587 Ebd., S. 10. 
588 1. UA, Protokoll Georg Schirrmacher v. 29.01.2018, S. 8 f. 
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gen.“589 Was deren Absprachen anging, sei dies „immer recht geheim gehalten worden. Selbst 

wir in der Zielfahndung sind da immer recht vorsichtig mit involviert worden in dem Gan-

zen.“ Man habe „so interne Sachen“ nicht erfahren.590 Auf wiederholte Nachfragen erklärte 

die Zeugin dazu: 

„Zeugin Kathrin Zinserling: […] Wir sind in diese ganzen Sachen eigentlich eher 

nicht involviert worden, ich denke auch, mit Absicht, um einfach den Kreis der Leute 

um den Fall so zu begrenzen, dass da keine Informationen nach außen gehen. Deswe-

gen sind wir auch innerhalb der Zielfahndung – wir waren nicht viele Leute – da recht 

bedeckt, also oberflächlich – – Nur das, was nötig war, wurde uns gesagt.“591 

Diese Informationshierarchie – ob sie begründet war oder nicht – zog es offenbar nach 

sich, dass nicht einmal allen ZielfahnderInnen bekannt war, in wessen Auftrag sie tätig sind. 

Die Zeugin Oswald gab auf Befragen an, sie wisse nicht, für welche Stelle das ZFK tätig war 

und vermutete, es könnte sich um die KPI Jena gehandelt haben. Sie antwortete auf die Frage, 

ob ihr die EG „Tex“ etwas sage, mit „Nein.“592 Der Zeuge Schirrmacher gab an, ihm sei die 

EG „Tex“ zwar dem Namen nach bekannt, er wisse aber nicht, „wer damit was zu tun hat-

te“.593 Im Zusammenhang mit der Fahndung nach dem Trio sprach er von einer unterstützen-

den Maßnahme für die „Dienststelle von Jena“.594 Auch die Zeugin Zinserling führte die Tä-

tigkeit des ZFK nicht auf die EG „Tex“ und das LKA Thüringen in Erfurt zurück, sondern auf 

eine „Dienststelle in Jena“.595 

Mehreren ZielfahnderInnen war auch nicht bekannt, ob seitens der zuständigen Sach-

bearbeitung Vorgaben gemacht wurden und worin etwaige Aufträge konkret bestanden.596 

Der Zielfahnder Wunderlich führte zwar aus, er habe „Maßnahmen, die ich gemacht habe“ 

mit dem Sachbearbeiter Dressler, der im Übrigen sein direkter Vorgesetzter gewesen sei, ab-

gesprochen und von ihm auch Teilaufträge erhalten.597 Umgekehrt erklärte jedoch Dressler, 

er habe „im Detail nicht“ gewusst und wenn, dann erst hinterher erfahren, was das ZFK un-

                                                        
589 1. UA, Protokoll Grit Oswald v. 29.01.2018, S. 5 f. 
590 1. UA, Protokoll Kathrin Zinserling v. 29.01.2018, S. 8 f. 
591 Ebd., S. 11. 
592 1. UA, Protokoll Grit Oswald v. 29.01.2018, S. 7 f. 
593 1. UA, Protokoll Georg Schirrmacher v. 29.01.2018, S. 9. 
594 Ebd., S. 3 f., 7. 
595 1. UA, Protokoll Kathrin Zinserling v. 29.01.2018, S. 7. 
596 Ebd., S. 9. 
597 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 27. 
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ternimmt.598 Der Bedarf nach einer Abstimmung, die anfänglich noch im Tagesrhythmus er-

folgt sei, wäre mit zunehmendem Zeitablauf immer geringer geworden.599 Der Zeuge Käm-

merer erklärte, es habe seiner Erinnerung nach keine gemeinsamen Arbeitsbesprechungen 

zum vorliegenden Fahndungsfall gegeben, an denen die Sachbearbeitung beteiligt gewesen 

wäre.600 Auch die sonstige Abstimmung mit der Sachbearbeitung sei, so viel er dies einschät-

zen könne, „relativ gering“ gewesen: Es habe „ab und zu oder in unregelmäßigen Abständen“ 

durch die ZFK-Leitung eine Kontaktaufnahme dorthin gegeben, „aber im weiteren Zeitraum 

kamen keine neuen Erkenntnisse seitens der Sachbearbeitung.“601 

 

II.1.2.3   T ä t i g k e i t  de s  T hü r i ng e r  L an d e sa m t e s  f ü r  V er f a s s un g s s c hu t z  

Das Landesamt für Verfassungsschutz Thüringen ergriff unter der Fallbezeichnung „Drilling“ 

eigene Maßnahmen zum Auffinden der Flüchtigen. Der 1. UA befragte dazu den (später zum 

LKA Thüringen umgesetzten) Beamten Wießner, der als Beschaffer im LfV Thüringen tätig 

war. Dieser gab an, nach dem Untertauchen habe seine Amtsleitung entschieden: „Es wird 

gemeinsam nach diesen dreien gefahndet – aber getrennt.“602 Dies habe mithin bedeutet, mit 

der Polizei und insbesondere dem Zielfahndungskommando kooperieren zu müssen, was je-

doch von Anfang an „überhaupt nicht funktioniert“ habe. Die ZielfahnderInnen seien „bei uns 

ein- und ausgegangen“, was ein „Unding“ gewesen sei: „Es wurden Namen abgeschöpft, es 

wurden G10 gemacht, TKÜ gemacht – keiner wusste, wer was macht und Rückfluss ist über-

haupt nicht erfolgt. Das war das große Manko bei der Suche nach den dreien.“603 Auf Befra-

gen, wie es zu dieser Konstellation gekommen war, führte der Zeuge aus: 

„Zeuge Norbert Wießner: […] Wir hatten zwei eitle Präsidenten, einen vom LKA und 

einen vom LfV. Jeder wollte sich dem Minister andienen: ‚Ich habe den zuerst!‘ Des-

wegen ist dieser Kuddelmuddel. In der Aufgabenverteilung ist das so gelaufen. Das 

wollte ich abschließend zu den Thüringer Verhältnissen sagen.“604 

                                                        
598 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 12. 
599 Ebd., S. 9. 
600 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 18.05.2018, S. 10. 
601 Ebd., S. 10. 
602 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 3. 
603 Ebd., S. 9. 
604 Ebd., S. 4. 
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Das Ergebnis sei „ein Kuddelmuddel ohne Ende“ gewesen.605 So habe er der Polizei 

Informationen mitgeteilt, ohne aber im Gegenzug von dorther – er benannte hier namentlich 

den Zielfahnder Wunderlich – einen Rückfluss erhalten zu haben.606 Umgekehrt führte der 

Zeuge Wunderlich aus, vom LfV Thüringen „eigentlich keine Erkenntnisse erhalten“, sondern 

vielmehr bereits in der Anfangsphase der Fahndung den Eindruck gewonnen zu haben, „dass 

man über Wissen verfügt, was man aber erst mal für sich behält.“607 Dies bestritt der Zeuge 

Wießner, der angab, seine Behörde habe – freilich unter Beachtung des Quellenschutzes – 

„keine Informationen zurückgehalten“. Vielmehr habe die Polizei „ständig Namen bekom-

men, die sie dann weiterbearbeitet haben.“608 Dagegen behauptete der Zeuge Wunderlich, 

man sei wenn, dann unvollständig informiert worden und habe nachrichtendienstliche Maß-

nahmen und daraus resultierende Erkenntnisse „entweder verspätet, am Rande oder gar nicht 

mitbekommen“.609 Zudem wolle er bemerkt haben, „dass der Beschaffer des LfV Thüringen“ 

– offenbar ist Herr Wießner gemeint – „eine Vielzahl von Personen angesprochen hat.“610 

Dies alles habe, da man ausgehend von unvollständigen Informationen die Gefahrenlage nicht 

adäquat habe einschätzen konnte, zu einer Gefährdung der PolizeibeamtInnen geführt und das 

Risiko geborgen, „dass hier der eine oder andere Beamte vielleicht geopfert worden wäre. Ich 

würde es mal so ganz krass ausdrücken.“611 

Abgesehen von diesen Umständen, die den Freistaat Thüringen betreffen und daher 

durch den 1. UA nur zur Kenntnis zu nehmen waren, gab der Zeuge Wießner an, es sei die 

Quelle Tino Brandt – Anführer des „Thüringer Heimatschutzes“ – eingesetzt worden, um zu 

versuchen, das „Trio“ zu lokalisieren. Auf die Frage, ob er davon ausgehe, dass seine Quelle 

den tatsächlichen Aufenthaltsort der Flüchtigen kannte, antwortete der Zeuge mit „Nein.“612 

Die Quelle habe als „nachrichtenehrlich“ gegolten.613 Darüber hinaus habe das LfV Thürin-

gen eine Quelle – gemeint ist offenkundig Marcel Degner – „in der ‚B & H‘614-Führung drin“ 

gehabt. Nach dem, was er erfahren hat, sei über diese Quelle jedoch kein Kontakt nach Sach-

sen herzustellen gewesen, „weil die sächsische Skin-Szene autark war im Bundesweiten. […] 

Erkenntnisstand ist der, dass in der ‚B & H‘ Deutschland alle Länder vertreten waren – außer 
                                                        
605 Ebd., S. 8. 
606 Ebd., S. 12. 
607 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 13. 
608 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 9. Dies war für den 1. UA nicht nachprüfbar. 
609 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 21, 32, 42. 
610 Ebd., S. 39. 
611 Ebd., S. 28. 
612 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 13. 
613 Ebd., S. 17.. 
614 „Blood & Honour“. 
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Sachsen. Deswegen hatten wir auch über die ‚B-&-H‘-Quelle keine Zugangsmöglichkeit in 

Sachsen.“615 Hierzu ist anzumerken, dass die B & H-Sektion Sachsen die sogenannte „Divisi-

on Deutschland“ erst im Oktober 1998 verließ.616 

 

II.1.3 F o ku s s i e r u ng  d e r  F a hn d un g  a u f  S a c h se n  

Obwohl die Fahndungszuständigkeit durchgängig in Thüringen verblieb, konzentrierten sich 

die nachfolgend ergriffenen Maßnahmen, die dem Auffinden von Böhnhardt, Mundlos und 

Zschäpe dienen sollten, schwerpunktmäßig auf das Territorium des Freistaates Sachsen und 

dort insbesondere auf den Raum Chemnitz. Aus Sicht der Sachbearbeitung bestätigte der 

Zeuge Dressler, dass – nachdem anfangs „eine ganze Reihe von Spuren, überallhin“ vorgele-

gen hätten617 – sich die Suche und die Maßnahmen des Zielfahndungskommandos auf Sach-

sen fokussierten: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: […] Herr Dressler, es ist immer die Rede davon, dass 

die Zielfahndung überall unterwegs war. In welchen Bundesländern wurde denn auch 

so intensiv gesucht wie in Sachsen? 

Zeuge Jürgen Dressler: In keinem. Es gab sicher einzelne Hinweise in anderen Län-

dern; aber die meisten gab es vermutlich schon hier.“618 

 

II.1.3.1 G r ün d e  f ü r  d i e  F o ku s s i e r u ng  d e r  F ah nd u n g  au f  S a c h s en  

Nach Aktenlage ist nicht eindeutig zu erkennen, ab welchem Zeitpunkt erstmals konkrete, 

fahndungsrelevante Informationen zum Verbleib der Flüchtigen in Sachsen vorlagen und auf 

welchen Wegen diese Hinweise erlangt wurden. Aus Sicht der Sachbearbeitung gab der Zeu-

ge Dressler auf die Frage, welche Ausgangspunkte dazu führten, einen hiesigen Verbleib der 

Flüchtigen zu vermuten, an: „Das weiß ich nicht mehr.“619 Aus Sicht der Zielfahndung be-

richtete der Zeuge Wunderlich, die Annahme eines Verbleibs der Flüchtigen in Sachsen und 

insbesondere Chemnitz habe sich „für uns als Möglichkeit herauskristallisiert in der Betrach-

                                                        
615 Ebd., S. 6. 
616 AbwBer 3. UA, Kap. II.5, S. 135 ff. 
617 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 13. 
618 Ebd., S. 24. 
619 Ebd., S. 9, vgl. S. 12. 
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tung aller Umstände“.620 Diese Annahme – der Zeuge berief sich wörtlich auf das „polizeili-

che Fahndungsgefühl“621 – habe sich dann immer stärker verdichtet.622 Jedoch sei diese An-

nahme stets nur eine Vermutung gewesen und geblieben: 

„Vors. Patrick Schreiber: Sie hatten eine ganze Reihe von Informationen dann, nach-

dem das Trio abgetaucht ist, dass die sich in Chemnitz aufhalten sollen. Welche In-

formationen waren das genau, und woher kamen diese Informationen? 

Zeuge Sven Wunderlich: Gut, die Informationen Chemnitz sind eigentlich über Mona-

te oder auch Jahre gewachsen. Das hat dazu geführt, dass gewisses Teilwissen oder 

mosaiksteinartig wir letztendlich das Gefühl hatten oder den Eindruck, dass sie im Be-

reich Chemnitz sein müssten. Das hat sich ergeben durch strafprozessuale Maßnah-

men, durch Befragungen, also auch in der Zusammenarbeit mit verschiedenen Behör-

den, wobei das nicht klar verifiziert werden konnte. Es war also eigentlich nur eine 

Vermutung. Und diesem Umstand sind wir auch nachgegangen.“623 

Einen konkreten Hinweis zu Chemnitz habe es tatsächlich nicht gegeben.624 Vielmehr 

sei Sachsen von vornherein als Teil eines „möglichen Fluchtbereichs“ betrachtet worden, den 

man in seiner Gesamtheit als eine Art „Puzzle“ sehen müsse.625 So sei man beispielsweise im 

Zuge verschiedener Überwachungsmaßnahmen mehrmals auf Chemnitz „gestoßen“. Diese 

Stadt sei zudem „im Zuge einer Zusammenarbeit mit LfV Thüringen und LfV Sachsen […] 

im Sinne einer ‚Umfeldstrukturbeschreibung‘ erwähnt“ worden.626 Auch sächsische Polizei-

dienststellen hätten „immer wieder“ Hinweise auf den Bereich Chemnitz gegeben, „wobei das 

alles nichts Konkretes war.“627 Weitere damals beteiligte ZielfahnderInnen konnten entspre-

chende Fragen ebenfalls nicht präziser beantworten. Beispielsweise gab der Zeuge Schirrma-

cher an, er „gehe mal davon aus, dass es Hinweise gegeben hat und wir diesbezüglich auch 

hier in Sachsen tätig geworden sind“ – wobei er aber auf Nachfrage angab, nicht zu wissen, 

                                                        
620 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 34. 
621 Ebd., S. 5. 
622 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 13. 
623 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 5. 
624 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 23. 
625 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 34. 
626 Ebd., S. 5. 
627 Ebd., S. 14. 
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welche Hinweise das waren.628 Was das LfV Thüringen anbelangt, gab der Zeuge Wießner an, 

er wisse nicht, „wie die auf Chemnitz gekommen sind“.629 

 

II.1.3.2 B e k a n n t e  A nh a l t s p un k t e  f ü r  B e z üg e  zu r  r e c h t e n  Sz e n e  

i n  S a ch s e n  

Nach Aktenlage ergaben sich anhand von Dokumenten und Devotionalien, die bei den Durch-

suchungen der Garagen und der Wohnungen am 26. Januar 1998 aufgefunden und asserviert 

wurden, konkrete Anhaltspunkte dafür, dass Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe zumindest bis 

dahin in engem Kontakt mit Gesinnungsgenossen in Sachsen gestanden und sich für die hie-

sige Szene interessiert hatten. Sichergestellt wurden beispielsweise mehrere Ausgaben der in 

Chemnitz herausgegebenen neonazistischen Zeitschrift „Foier Frei!“630, außerdem mehrere 

Verfassungsschutzberichte des LfV Sachsen.631 Teile des vorgehaltenen Propagandamaterials 

stammten von der – in Sachsen besonders aktiven – „Blood & Honour“-Organisation.632 Dar-

über hinaus wurden Schriften der NSDAP/AO („Aufbau- und Auslandsorganisation“) aufge-

funden, in denen der Aufbau eines „Zellensystems“ diskutiert wurde; in einem Textbeitrag, 

der dem „Trio“ vorlag, bezeichnete sich diese Vereinigung gar als „nationalsozialistische Un-

tergrundorganisation“.633 Der nach der Enttarnung des NSU als Zeuge vernommene R.H., der 

Anfang und Mitte der 1990er Jahre in der Chemnitzer Neonaziszene aktiv war, gab an, zu 

dieser Zeit der NSDAP/AO angehangen zu haben.634 Im Besitz Zschäpes befand sich ein De-

monstrationsaufruf („Arbeitsplätze zuerst für Deutsche“) der NPD für eine Versammlung am 

1. Mai 1997 in Leipzig.635 Zudem wurde bei ihr ein Exemplar des antisemitischen „Pog-

romly“-Spiels aufgefunden. Dieser Fund führte zur Einleitung eines separaten Ermittlungsver-

fahrens gegen Zschäpe wegen des Verdachts des Verstoßes gegen § 130 StGB. „Pogromly“ 

war dem Brettspiel Monopoly nachempfunden, anstelle der Straßen waren die Spielfelder 

aber mit Städtenamen versehen, darunter Leipzig, Dresden und Chemnitz. Spielkarten wiesen 

Beschriftungen auf wie „Rücke vor bis nach Dresden“. Weitere Exemplare dieses Spiels wur-

                                                        
628 1. UA, Protokoll Georg Schirrmacher v. 29.01.2018, S. 14. 
629 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 7. 
630 ADS 736, Ordner 33, entspr. N 7, Bl. 208, 211; vgl. ADS 736, Ordner 3, entspr. SAO 3, Bl. 42. 
631 ADS 736, Ordner 33, entspr. N 7, Bl. 223. 
632 Ebd., Bl. 205, 228. 
633 ADS 736, Ordner 33, entspr. N 7, Bl. 193, 196, 205, 225 f. 
634 ADS 736, Ordner 33, entspr. N 5, Trennbl. H.R., ohne Pag., S. 6–12. 
635 ADS 736, Ordner 3, entspr. SAO 3, Bl. 42. 
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den nach dem Untertauchen in Chemnitz produziert als ein – im Endeffekt untauglicher – 

Versuch, den Lebensunterhalt des „Trios“ zu decken (→ KAP. II.3.1.2). 

Weiterhin aufgefunden wurden umfangreiche Korrespondenzen mit Gesinnungs- 

genossen. Darunter waren beispielsweise Briefwechsel Mundlos‘ mit Norbert P., der wegen 

verschiedener, auch rechtsmotivierter Straftaten in Sachsen polizeibekannt war und mit dem 

er über die Gründung einer Organisation („National Politisches Forum“) diskutierte.636 

Weitere Briefverkehre wurden die im Zeitraum von 1994 bis 1997 im Rahmen einer regel-

rechten „Gefangenenbetreuung“ mit Personen geführt, die in den JVAs Waldheim und 

Chemnitz inhaftiert waren.637 Diesen Unterlagen zufolge stand das „Trio“ in fortwährendem 

Kontakt mit den Chemnitzer Szeneangehörigen Thomas S. und Torsten S. In den Schreiben 

werden mit Klar- und Spitznamen weitere im Fallkomplex bekannte Personen aus Chemnitz 

erwähnt, darunter Katrin D., Rocco D., Thomas E., Markus F., Andreas G., Hendrik L., 

Enrico P., Antje P., Enrico R. und Enrico S.638 Einige dieser Personen wurden bei späteren 

Fahndungsmaßnahmen auch berücksichtigt. Der mutmaßliche NSU-Unterstützer Thomas S. 

gab in Vernehmungen nach der Enttarnung des NSU an, er habe seinerzeit etliche Karten und 

Briefe erhalten, die Mundlos im Namen von den ‚drei Jenaern‘ verfasst habe. Diese hätten zu 

seinen Gunsten Geld gesammelt und ihn wiederholt besucht, als er in der JVA Waldheim in-

haftiert war.639 Wie Thomas S. selbst angibt, habe er damals unter anderem wegen einer 

Schlägerei mit Bundeswehrsoldaten eingesessen. Das „Trio“ sei ihm offenbar dankbar 

gewesen, dass er den womöglich an der Tat beteiligten Mundlos nicht verraten hatte. Unab-

hängig davon teilte im Februar 1998 der damalige Leiter der JVA Waldheim H. dem LKA 

Thüringen mit, dass Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe zurückliegend wiederholt Inhaftierte 

besucht hatten.640 

Besondere Beachtung verdient die sogenannte Garagenliste. Es handelt sich um eine 

umfangreiche Sammlung von Namen, Adressen und Telefonnummern, die mutmaßlich durch 

Mundlos angelegt und ebenfalls am 26. Januar 1998 sichergestellt worden war.641 Auf dieser 

Liste befinden sich mehrere damals in Chemnitz wohnhafte und in der dortigen rechten Szene 

aktive Personen, die zum Teil auch Bestandteil der o.g. Gefängniskorrespondenz waren. Ein-

deutig zuzuordnen sind die im Fallkomplex bekannten Personen Katrin D., Thomas E., 
                                                        
636 ADS 736, Ordner 3, entspr. SAO 3, Bl. 45. 
637 Ebd., Bl. 43. 
638 ADS 736, Ordner 23, entspr. SAO 470, Bl. 258 ff. 
639 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 40, Bl. 38. 
640 Ebd., Bl. 40. 
641 ADS 736, Ordner 19, entspr. SAO 227, Bl. 224; ADS 736, Ordner 28, entspr. SAO 611, Bl. 5579. 
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Hendrik L. und Thomas S., die nach Enttarnung des NSU auch einräumten, dem „Trio“ – oder 

Einzelnen daraus – begegnet zu sein.642 Weiterhin verzeichnet waren Markus F., der sich 

einer Bekanntschaft mit dem „Trio“ allerdings nicht erinnert,643 ein nicht eindeutig zu identi-

fizierender Rico S.644 sowie der später zeitweise in Leipzig wohnhafte Thomas R. (V-Mann 

„Corelli“ des BfV).645 Diese Unterlagen waren dem Thüringer LKA, das diese selbst sicher-

gestellt und asserviert hatte, ab dem Zeitpunkt des Untertauchens des „Trios“ und somit zu 

Beginn der Fahndung grundsätzlich bekannt. Auf Nachfrage gab der Sachbearbeiter Dressler 

gleichwohl an, sich nicht zu erinnern, ob und inwieweit sich aus den damals polizeilich 

vorliegenden Informationen eventuell fahndungsrelevante Bezüge nach Sachsen ergaben: 

„Vors. Lars Rohwer: Weitere Bezüge gab es sozusagen aus Ihrer eigenen Tätigkeit zu 

Sachsen nicht? 

Zeuge Jürgen Dressler: […] Also, mir ist momentan nichts erinnerlich.“646 

Zumindest die sogenannte Garagenliste war sowohl in Unterlagen der Sachbearbei-

tung, als auch des Zielfahndungskommandos647 abgeheftet. Allerdings stellen es mehrere 

ZeugInnen streitig, inwieweit der heute nachvollziehbare dem damals vorliegenden Akten-

stand entspricht oder es zu zwischenzeitlichen Veränderungen kam (→ KAP. II.1.7.3.F, 

II.1.8.1.B). Davon abgesehen gab beispielsweise der Zeuge Kämmerer an, es habe – jedenfalls 

für ihn – „nie“ die Möglichkeit bestanden, die Asservate, die aus den Durchsuchungen am 

26. Januar 1998 resultierten, in Augenschein zu nehmen.648 Der Zeuge Schirrmacher führte 

aus, man habe erfahren, was gefunden wurde, dies aber nicht selbst zu Gesicht bekommen: 

„Zeuge Georg Schirrmacher: Wir wussten, was in der Garage – – Ja, klar, natürlich 

wurde uns gesagt: Das und das wurde vorgefunden. – Aber gesehen haben wir es 

nicht. Wir haben die Dinge nicht gesehen. Wir wussten, dass da was drin war und was 

es auch war; aber wir haben die Dinge nicht gesehen.“649 

                                                        
642 ADS 736, Ordner 28, entspr. SAO 611, Bl. 5581–5583. 
643 Ebd., Bl. 5583. 
644 Ebd., Bl. 5588. 
645 Ebd., Bl. 5587. 
646 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 5. 
647 D.i. ADS 215, Anl. Bd. II Kofferbombe, Bl. 277, 282 f.; ADS 215, Anl. ZF Bd. IV, Bl. 180. 
648 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 18. 
649 1. UA, Protokoll Georg Schirrmacher v. 29.01.2018, S. 8. 
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Die Zeugin Zinserling führte schließlich aus, dass die sichergestellten Unterlagen 

prinzipiell „uns zur Verfügung“ gestanden hätten. „Aber wir haben da nichts mit zu tun ge-

habt letztendlich. Für uns als Zielfahndung wäre das jetzt unerheblich gewesen.“650 

 

II.1.3.3 E in b in d un g  s ä c h s i s c h er  Po l i z e id i en s t s t e l l e n  

Die Fokussierung der Fahndung auf das Gebiet des Freistaates Sachsen widerspiegelte sich 

auch darin, dass zu verschiedenen Zeitpunkten und in unterschiedlichen Sachzusammenhän-

gen mehrere sächsische Behörden bzw. deren Dienststellen informiert oder auch in konkrete 

Maßnahmen einbezogen wurden. Für die Sachbearbeitung gab der Zeuge Dressler an, man sei 

sehr frühzeitig – womöglich bereits im Februar 1998 – an die sächsische Polizei herangetre-

ten. Der Zeuge konnte allerdings nicht präzisieren, an wen man sich wandte.651 Er erinnerte 

sich nur, dass man „auf Chemnitz zugegangen“ sei, „weil es dahin irgendwo einen Bezug 

gab.“ Einen festen Ansprechpartner habe man auf sächsischer Seite nicht gehabt. Es sei bei 

den insoweit nur punktuellen, anlassbezogenen Kontakten darum gegangen, auf die Situation 

aufmerksam zu machen und „zur Kenntnis zu geben.“ Die Informationen, über die man in 

Thüringen verfügte, seien „ja leider Gottes nicht so handfest, dass man hätte mehr machen 

können.“652 Auf die Frage, ob zu irgendeinem Zeitpunkt sächsische Behörden unaufgefordert 

Informationen an Thüringen mitgeteilt haben, gab der Zeuge an, sich daran nicht erinnern zu 

können.653 

Für das Zielfahndungskommando gab der Zeuge Wunderlich an, es hätten Kontakte zu 

verschiedenen sächsischen Polizeidienststellen bestanden „und die Dienststellen, die wir ein-

gebunden haben, haben wir auch eigenverantwortlich agieren lassen.“ Das gelte beispielswei-

se für die Kontakte mit dem (damaligen) Polizeipräsidium Chemnitz sowie der Polizeidirekti-

on Chemnitz. Ihnen habe er dabei zu verstehen gegeben: „Ich suche drei Rechte, die könnten 

bei euch hier herumsausen. Wenn ihr Hinweise, Ähnliches kriegt, könnt ihr selbst eigenver-

antwortlich dort agieren und die auch festnehmen.“654 Man haben dabei den eigenen „fahn-

dungsmäßigen Wissensstand“, soweit er Sachsen betraf, „eins zu eins“ weitergegeben.655 Wie 

                                                        
650 1. UA, Protokoll Kathrin Zinserling v. 29.01.2018, S. 8. 
651 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 13. 
652 Ebd., S. 24. 
653 Ebd., S. 17. 
654 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 28. 
655 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 17. 
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der Zeuge weiter ausführte, habe insbesondere die Zusammenarbeit mit dem Zielfahndungs-

kommando des LKA Sachsen eine herausgehobene Rolle gespielt. Von diesen KollegInnen 

sei man „netterweise“ unterstützt worden, „obwohl es sich nicht um einen Zielfahndungsfall 

handelte.“656 Hier habe aus thüringischer Sicht vor allem ein „bürotechnische[r] Unterstüt-

zungsbedarf“ bestanden, insbesondere für die Nutzung polizeilicher Datensysteme in Sach-

sen, zu denen man von Thüringen aus keinen Zugriff hatte.657 

Auch der Zeuge Kämmerer bestätigte diese Zusammenarbeit, wobei es ohnehin üblich 

sei, die Kräfte des betreffenden Bundeslandes über eigene Maßnahmen auf deren Gebiet zu 

informieren. Oft habe sich daraus ergeben, „dass uns ein Kollege zur Seite gestellt wird, der 

für diesen Zeitraum als Ansprechpartner zur Verfügung steht, wenn irgendwelche Rückfragen 

oder operativen Notwendigkeiten bestehen, der für uns dann die Koordination übernimmt.“658 

Insbesondere sei das ZFK Sachsen auf diesem Wege „in die Maßnahmen, die wir in Chemnitz 

durchgeführt haben, eingebunden“ gewesen. Auf die Nachfrage, was in dem Zusammenhang 

der Begriff „einbinden“ bedeutet, gab der Zeuge an, dass die sächsischen KollegInnen zumin-

dest informiert worden seien.659 Der Zeuge Wunderlich gab darüber hinaus an, man habe 

sächsische Kräfte auch benötigt, um die eigene Vor-Ort-Präsenz zu „legendieren“, was er an 

einem abstrakten Beispiel illustrierte: 

„Zeuge Sven Wunderlich: Wir haben meines Erachtens die Aufklärung von Wohnad-

ressen mit der sächsischen Zielfahndung durchgeführt. Da sind wir wieder an dem 

Punkt, dass natürlich das Betreten eines Wohnhauses schon dazu führen kann, dass 

Mieter X oder Y fragt: Wer sind Sie? Was wollen Sie hier? Was ist hier los? – Dann 

brauche ich natürlich einen Beamten mit einem sächsischen Dienstausweis, der gege-

benenfalls die Sache beruhigt oder auch mit seinem hier verwurzelten Dialekt legen-

diert und das eine oder andere dort begründen kann. Ich kann natürlich nachvollzieh-

bar in Hamburg mit meinem Thüringer Dialekt in dem Haus nicht sagen, dass ich da 

von der Verwaltung wäre oder so. Ich will das versuchen, ein bisschen plastisch 

darzustellen.“660 

Was die Zusammenarbeit des LKA Thüringen mit der Staatsschutz-Abteilung des 

LKA Sachsen und dem damaligen Dezernat 512 – bekannt als Soko „Rex“ – betrifft, gab im 
                                                        
656 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 6. 
657 Ebd., S. 26. 
658 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 18.05.2018, S. 7. 
659 Ebd., S. 13. 
660 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 27. 
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früheren 3. UA der Zeuge Pählich661 an, er habe von der Tatsache der Flucht des „Trios“ und 

den daraufhin eingeleiteten Fahndungsmaßnahmen im Zuge entsprechender Fernschreiben 

erfahren.662 Er gehe außerdem davon aus, dass die Fahndungsausschreibung „mit Sicherheit 

jede Polizeidienststelle und auch jede Organisationseinheit im LKA erreicht“ hat.663 In der 

Folge sei man mit dem Vorgang gleichwohl nur punktuell befasst gewesen: 

„Zeuge Peter Pählich: […] Das heißt: Unsere Informationen, die wir bekamen, be-

schränkten sich immer punktuell auf Einzelmaßnahmen, die wir dann im Wege der 

Amtshilfe oder im Bereich von dem Bitten um Ermittlungen, also Ermittlungsersuchen 

der thüringischen Behörden letzten Endes durchgeführt haben. Das haben wir ge-

macht. Aber nie unter der Überschrift – auch das möchte ich an dieser Stelle sagen –: 

‚Das Trio ist in Chemnitz‘, sondern immer unter der Überschrift ‚Das Trio könnte in 

Chemnitz sein‘ und auch nie unter der Überschrift ‚Das sind Unterstützer des Trios‘, 

sondern man vermutete, dass das Unterstützer sein könnten. Also wir bewegten uns 

immer in diesem Bereich des Konjunktivs.“664 

Der Zeuge Jehle665 gab gleichfalls an, dass man „lediglich punktuell in Form von ein-

zelnen Ermittlungsersuchen in die Fahndungsmaßnahmen der Thüringer Zielfahndung einge-

bunden war“. Bei der Soko „Rex“ seien dabei allenfalls „unbestätigte Vermutungen und Ge-

rüchte“ bekannt geworden, nach denen sich das „Trio“ in Chemnitz aufhalten könnte.666 Die 

in dem Zusammenhang erfolgte Kooperation von LKA Thüringen und LKA Sachsen be-

zeichnete er gleichwohl als „professionell und reibungslos“.667 Der Zeuge Käfferlein668 gab 

an, von der Fahndung nach dem Trio frühzeitig erfahren und sich das Fahndungsersuchen des 

LKA Thüringen am 3. Juni 1999 sogar ausgedruckt und „seit diesem Zeitpunkt in meinem 

Schreibtisch aufbewahrt“ zu haben.669 Er habe dieses Blatt aufgehoben, „weil es einfach un-

gewöhnlich ist, dass jemand über so eine lange Zeit untertauchen kann. […] Mir ist kein an-

derer Fall bekannt, wo jemand über so einen langen Zeitraum untergetaucht ist.“670 Persönlich 

                                                        
661 Herr Pählich war zunächst Inspektionsleiter Ermittlungen der Abteilung polizeilicher Staatsschutz und ab 
2000 zuständiger Abteilungsleiter. 
662 3. UA, Protokoll Peter Pählich v. 28.09.2012, S. 6. 
663 Ebd., S. 33. 
664 Ebd., S. 6. 
665 Herr Jehle war ab März 2000 Leiter der Soko „Rex“. 
666 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 8 f. 
667 Ebd., S. 35. 
668 Herr Käfferlein war ab 1999 stellvertretender Leiter der Soko „Rex“. 
669 3. UA, Protokoll Klaus Käfferlein v. 23.10.2013, S. 4. 
670 Ebd., S. 15. 
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habe er angenommen, dass die Flüchtigen im Ausland sein könnten, vermutlich „weiter 

weg.“671 Gleichwohl sei er etwa dem thüringischen Zielfahnder Wunderlich, soweit er sich 

erinnern könne, nie begegnet.672 

Der 1. UA vernahm mit dem Zeugen Steiner ferner den Leiter des Regionalen Ermitt-

lungsabschnitts der Soko „Rex“ in Chemnitz im Jahr 1999. Auf Befragen, ob ihm damals die 

Fahndung nach Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe bekannt war, antwortete er, dass das nicht 

der Fall gewesen sei.673 Insoweit war – entgegen der Annahme des Zeugen Pählich – keines-

wegs gewährleistet, dass das ursprüngliche Fahndungsersuchen jede Organisationseinheit des 

LKA Sachsen oder auch nur der Soko „Rex“ erreichte. Soweit dies ersichtlich ist, versuchte 

das Zielfahndungskommando des LKA Thüringen allerdings auch seinerseits nicht, den Regi-

onalen Ermittlungsabschnitt der Soko „Rex“ in Chemnitz einzubeziehen. Soweit tatsächlich 

Kontakte zu anderen Organisationseinheiten des LKA Sachsen bestanden, gibt es Zweifel, ob 

diese tatsächlich „eins zu eins“ den Wissensstand des LKA Thüringen mitgeteilt bekamen 

oder nur solche Teile, die der Zeuge Jehle als „Gerüchte“ bezeichnete. 

 

II.1.3.4 E in b in d un g  d e s  L a nd e s a mt e s  f ü r  Ve r f as s u n g s s c h u t z  S ac h s e n  

(a)  S e i t e n s  d e s  L K A T hü r i n g en  

Auch das LfV Sachsen beteiligte sich mit verschiedenen Maßnahmen an der Suche nach dem 

„Trio“. Für die Sachbearbeitung des LKA Thüringen gab der Zeuge Dressler an, seinerseits 

hätten Verbindungen zum LfV Sachsen nicht bestanden, zumal dies auch nicht der übliche 

Dienstweg gewesen wäre, der vielmehr über das LfV Thüringen hätte laufen müssen.674 Für 

das Zielfahndungskommando gab der Zeuge Wunderlich an, es sei zu einem frühen Zeitpunkt 

angestrebt worden, zunächst mit dem LfV Thüringen zusammenzuarbeiten, „da diese Behörde 

den Eindruck erweckt hat, ebenfalls die Drei zu suchen und mit uns zusammenzuarbeiten.“675 

Diese behördenübergreifende Zusammenarbeit innerhalb Thüringens habe dann „zu einem 

                                                        
671 Ebd., S. 43. 
672 Ebd., S. 10, 23. 
673 1. UA, Protokoll René Steiner v. 12.03.2018, S. 10. 
674 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 24. 
675 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 6. 
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Kontakt mit dem LfV in Sachsen“ geführt, „in persona mit einem Herrn Lange“ in Dres-

den.676 Es habe sodann mehrere Treffen in kurzen Abständen gegeben: 

„Zeuge Sven Wunderlich: Die Zusammenkünfte haben zu Beginn des Fahndungszeit-

raums ‘98 in kürzeren Abständen stattgefunden. Das ist dann im Zuge des Fahndungs-

zeitraums – über drei Jahre – also immer mehr abgeebbt, ursächlich natürlich auch 

dem Umstand, dass es nicht viel auszutauschen gab. […] In der Anfangsphase, kann 

man sagen, mindestens ein Mal im Monat, später dann quartalsmäßig.“677 

Insgesamt, so der Zeuge weiter, habe es etwa achtmal einen persönlichen Kontakt zwi-

schen dem thüringischen Zielfahndungskommando und VertreterInnen des LfV Sachsen ge-

geben, wobei entsprechende Treffen teils im Dresdner Dienstgebäude, teils an Autobahnrast-

stätten „oder in anderen Bereichen, wo es ganz einfach operativ möglich war, sich mal auszu-

tauschen“, erfolgt seien.678 Bei diesen Kontakten sei der LfV-Mitarbeiter Lange „der einzige 

für uns bekannte Ansprechpartner“ gewesen, teils sei dieser noch durch einen weiteren Mitar-

beiter begleitet worden, an dessen Namen sich der Zeuge nicht erinnerte.679 Im Zuge solcher 

Besprechungen sei das „gesamte Wissen, was uns von Beginn der Fahndungsmaßnahmen an 

vorlag, […] eins zu eins“ auch dem LfV Sachsen mitgeteilt worden.680 Zwar habe es in der 

weiteren Folge gemeinsame Maßnahmen „eigentlich“ nicht gegeben.681 Aber das LfV Sach-

sen habe einen Überblick über die operativen Maßnahmen erhalten, indem beispielsweise 

durch das Zielfahndungskommando mitgeteilt wurde, welche TKÜ-Maßnahmen in der Zu-

kunft geplant sind.682 

Bei der Zusammenarbeit mit den Verfassungsschutzbehörden habe im Übrigen die Be-

sonderheit gegolten, dass Informationen nach Möglichkeit nicht schriftlich, sondern nur 

mündlich übermittelt werden sollten: 

„Der verantwortliche Leiter [Ihling] hat im Zuge der Erstkontakte im Februar 1998 

sowohl durch das LfV Sachsen als auch Thüringen gesagt bekommen, wenn möglich 

keinen Schriftverkehr zu diesen Dingen zu erstellen. Dem sind wir nachgekommen. 

Dem bin ich auch in der weiteren Folge dann […] nachgekommen, immer mit dem 

                                                        
676 Ebd., S. 7. 
677 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 5. 
678 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 7. 
679 Ebd., S. 5, 11. 
680 Ebd., S. 6. 
681 Ebd., S. 8. 
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Hinweis, dass man eigentlich nur helfen könne, wenn man das nicht unbedingt zu Pa-

pier bringt. Da es für mich die erste Zusammenarbeit mit einem Inlandsdienst in die-

ser Art und Weise war, habe ich der Sache sehr positiv gegenübergestanden und ge-

sagt: Okay, mit dem Papier, dass es wichtig ist, dass wir sie lokalisieren, einen 

Hinweis bekommen. Wenn der mündlich ist, ist das okay. – So war es eigentlich auch 

abgemacht.“683 

Dieses Vorgehen habe zur Folge gehabt, dass man vom LfV Sachsen gar nichts 

Schriftliches erhalten habe.684 Zwar konnten andere ZeugInnen nicht bestätigen, dass eine 

solche ausdrückliche Absprache zur Nicht-Verschriftlichung bestand. Der Zeuge 

Dr. Vahrenhold gab aber an, dass sich in den Akten des LfV Sachsen konkrete Informationen 

über Maßnahmen der Telekommunikationsüberwachung im Jahr 1998 finden, die durch das 

thüringische Zielfahndungskommando betrieben wurden.685 Zugleich gäbe es in den Unterla-

gen des LfV Sachsen, wie der Zeuge Boos ergänzte, „nicht ein einziges Schriftstück des LKA 

Thüringen“, sodass Informationen offensichtlich auf nicht-schriftlichem Wege geflossen sein 

müssen.686 Dennoch kann die durch den Zeugen Wunderlich behauptete Kommunikation des 

thüringischen Zielfahndungskommandos mit dem LfV Sachsen nicht in der Weise, wie er sie 

beschrieben hat, stattgefunden haben: Soweit er angibt, es habe schon zu Beginn des Fahn-

dungszeitraums des Öfteren Besprechungen mit dem LfV-Mitarbeiter Lange gegeben, ist das 

schon deshalb nicht möglich, weil dieser erst ab Mitte Dezember 1998 dort tätig war und er 

thüringischen ZielfahnderInnen, namentlich Herrn Wunderlich, nicht vor Mitte 1999 begegnet 

sein will (→ KAP. II.1.4.10.D, II.1.5.4).687 

Wie der Zeuge Wunderlich außerdem ausführte, sei bei ihm, nachdem anfänglich ein 

hohes Vertrauen in das LfV Sachsen bestanden hätte, der Eindruck, auch von dorther unvoll-

ständig informiert worden zu sein, „über die Monate gewachsen“.688 Man sei sich letztlich 

sicher gewesen, „dass das LfV Thüringen als auch das LfV Sachsen einen Wissensstand zu 

diesen drei Personen hat, den sie uns nicht weitergegeben haben.“689 Wörtlich erklärte der 

Zeuge auf weiteres Befragen: 

                                                        
683 Ebd., S. 29. 
684 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 10. 
685 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 7. 
686 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 34. 
687 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 3. 
688 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 32, 42. 
689 Ebd., S. 16. 
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„Es ist richtig, dass man im Verlauf eines Fahndungsfalls, der eben auch über Jahre 

geht, dann doch einen gewissen Eindruck bekommt […], dass die Zusammenarbeit 

oder die Aussagen des LfV Sachsen zum Beispiel widersprüchlich mit den Aussagen 

des LfV Thüringen waren, obwohl sich beide Behörden zum Beispiel ein oder zwei 

Tage vorher zu diesem Sachverhalt ausgetauscht hatten. Wir haben im Zuge der 

Zusammenarbeit Widersprüche festgestellt, die wir selber nicht aufklären konnten.“690 

 

(b)  S e i t e n s  d e s  L f V T h ür i ng e n  

Danach befragt, in welcher Weise das LfV Thüringen mit dem LfV Sachsen im vorliegenden 

Fall zusammenarbeitete, gab der Zeuge Wießner lediglich an, es habe – jedenfalls was ihn 

selbst betrifft – zwei oder drei Treffen gegeben, „um persönlich auch sich kennenzulernen“.691 

Er erinnere sich in dem Zusammenhang an zwei Arbeitsbesprechungen mit dem Referatsleiter 

Lange des LfV Sachsen, „wo abgesprochen wurde: Wo könnten die sein? Da ging alles nur 

um Chemnitz.“692 Alles Weitere habe dann telefonisch erfolgen können. Diese Zusammenar-

beit sei kooperativ gewesen und man habe jegliche Unterstützung, die man angefordert hatte, 

auch erhalten. Es sei beispielsweise gängig gewesen, dass er einen V-Mann-Führer des LfV 

Sachsen „kurzfristig abends, wenn neue Erkenntnisse anfielen“, kontaktieren konnte, um sich 

auszutauschen.693 

 

(c)  A u s  P er s p e k t iv e  d e s  L f V S a c h s en  

Für das LfV Sachsen war das LfV Thüringen bei der Suche nach Böhnhardt, Mundlos und 

Zschäpe der „Hauptzusammenarbeitspartner“.694 Dies habe sich, wie der Zeuge Tüshaus aus-

führte, schon daraus ergeben, dass das LfV Thüringen den Sachverhalt als „sein[en] Fall 

behandelt“ habe.695 Das LfV Sachsen habe dagegen, wie der Zeuge Dr. Vahrenhold bemerkte, 

eine bloß unterstützende Rolle gespielt: 

                                                        
690 Ebd., S. 13. 
691 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 14. 
692 Ebd., S. 4. 
693 Ebd., S. 7. 
694 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 26. 
695 1. UA, Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 8. 
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„Zeuge Dr. Olaf Vahrenhold: […] Und daneben hinsichtlich der Verfassungsschutz-

seite war die Federführung beim LfV Thüringen, welches dadurch, dass dort die we-

sentlichen Informationen noch angelangt sind, die von den verschiedenen Behörden – 

insbesondere auch von jeder anderen Landesbehörde versandt worden sind, auch alle 

angekommen sind –, dann entsprechend verarbeitet hat. Insofern ist es hier tatsächlich 

so, dass das LfV Sachsen im Wesentlichen eine unterstützende Funktion auch durchge-

führt hat, neben den Maßnahmen, die die Thüringer dann jeweils ihrerseits gemacht 

haben, dann sich eingebracht hat im Rahmen der Abstimmungen und hier vor allen 

Dingen auch – – Ich meine, das Angebot bestand natürlich, Maßnahmen aufseiten des 

LfV Sachsen dann zu übernehmen.“696 

Was darüber hinaus getroffene Absprachen mit der thüringischen Polizei und insbe-

sondere dem dortigen Zielfahndungskommando betrifft, gab der Zeuge Lange an, dass diese 

Zusammenarbeit nach damaliger Auffassung „hervorragend“ gewesen sei. Allerdings sei man 

seinerzeit im Hinblick auf alle involvierten thüringischen Behörden davon ausgegangen, dass 

man „alles, was relevant ist, alles, was wichtig ist“ auch erhält. Dies stelle sich rückblickend 

anders dar.697 Der Zeuge Boos bemerkte darüber hinaus, dass das Zielfahndungskommando 

des LKA Thüringen sich jedenfalls zu Beginn der Fahndung beim LfV Sachsen nach hier 

eventuell vorliegenden Informationen nicht einmal erkundigt habe: 

„Zeuge Reinhard Boos: […] Eine Fahndung fängt damit an, ein solches Beziehungs-

geflecht aufzubauen. Es hat nicht an einer Stelle mal eine Anfrage der Polizei in 

Thüringen, der Zielfahndung an das LfV Sachsen, gegeben: Welche Erkenntnisse habt 

ihr eigentlich?“698 

Die ZeugInnen aus dem Bereich des LfV Sachsen vertraten daneben recht unterschied-

liche Positionen zu der Frage, welche Grundsicht das Amt auf den Fall hatte und welche Prio-

rität ihm beigemessen wurde. So führte der Zeuge Dr. Vahrenhold aus, man sei von Personen 

ausgegangen, „die eine besondere Gefährlichkeit haben.“699 Nach den Ausführungen des 

Zeugen Boos sei das „Trio“ betrachtet worden als eine „Gruppe von militanten Rechtsextre-

misten, die gefährlich sind“ – zwar nicht als Rechtsterroristen, aber doch als Personen, „die 

eine militante ‚Karriere‘ hinter sich hatten. Sie hatten auch Bombenattrappen gebaut. Das ist 

                                                        
696 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 60. 
697 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 14. 
698 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 15. 
699 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 33. 
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etwas, da gehen die Alarmsignale schon an.“700 Schon von daher habe die Zuständigkeit des 

LfV Sachsen nach § 2 SächsVSG überhaupt nicht infrage gestanden.701 Dagegen schilderte 

die in den Jahren 1998 und 1999 mit dem Thema befasste Sachbearbeiterin Mitarbeiter 95, 

dass dem „Trio“ keineswegs eine besondere „Wertigkeit“ beigemessen worden sei: 

„MA 95: Soweit ich mich erinnere, hat der Fall natürlich eine Rolle gespielt. Ansons-

ten hätten wir keine Maßnahmen ergriffen, die dazu geführt haben, dass wir dieses 

Trio auch gesucht haben. Das hat die gleiche Wertigkeit gehabt wie alle anderen 

Informationen, die zu uns gedrungen sind. Ich möchte das jetzt nicht als eine beson- 

dere, sondern eine zu unseren Aufgaben gehörende Sache zählen.“702 

Der Zeuge Lange führte gar aus, es sei um „jugendliche – in Anführungsstrichen – 

Rechtsextremisten“ gegangen, die zwar mit Sprengstoff hantiert hatten. Es habe aber keinen 

Anlass gegeben, „die Fakten so zu bewerten, dass eine ganz große Brisanz in dieser 

damaligen Fallkonstellation steckte.“703 Danach befragt, ob es sich für das Amt um einen her-

ausgehobenen Vorgang handelte, gab der Zeuge zu verstehen, dass dies eher nicht der Fall 

gewesen sei: 

„Zeuge Volker Lange: […] Ja, man muss schon fast sagen, herausgehobener Vorgang 

im Sinne von ‚unter dem sonstigen Niveau, das betrieben worden ist‘, denn hier waren 

es konkret begrenzte Maßnahmen: Könnt ihr dort mal eine Observation machen, um 

uns zu unterstützen?, während wir sonst ein Einsatzkonzept entwickelt haben, wie wir 

beispielsweise an die ‚Skinheads Sächsische Schweiz‘ herangekommen sind. […] 

Insofern: herausragend ja, aber nicht unbedingt als ‚Das ist der Fall des Jahrhun-

derts.‘“704 

Im Gegensatz zu dem Zeugen Boos, der die Zuständigkeit des LfV Sachsen für ein-

deutig gegeben hielt, gab der Zeuge Lange an, dies sei „wenn überhaupt, dann ein Verfas-

sungsschutzfall in Thüringen“ gewesen.705 Insoweit unterscheiden sich auch Angaben der 

Zeugen dazu, mit welcher Intensität die Suche nach dem Trio durch das LfV Sachsen betrie-

ben worden ist. Der Zeuge Dr. Vahrenhold gab etwa an, da ein „exponierter Fall“ vorlag,706 

                                                        
700 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 22. 
701 Ebd., S. 29. 
702 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 95 v. 18.10.2017, S. 10. 
703 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 12. 
704 Ebd., S. 45. 
705 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 8. 
706 1. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 28.08.2017, S. 9. 
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habe man sich „intensiv“ an Suchmaßnahmen beteiligt, was daran zu ersehen sei, dass rund 

eineinhalb Dutzend „konkrete Operationen“ durchgeführt wurden, was eine ungewöhnlich 

hohe Dichte sei.707 Einen anderen Fall, in dem mit entsprechendem Aufwand nach Personen 

gesucht wurde, habe es seiner Kenntnis und Erfahrung nach nicht gegeben.708 Auch der Zeuge 

Tüshaus vertrat die Auffassung, dass das LfV Sachsen alle der Behörde vorgelegenen Hin-

weise „intensiv bearbeitet hat unter Einsatz aller zur Verfügung stehenden Mittel“.709 Dage-

gen führte der Zeuge Lange aus, man habe getan, „was benötigt“ wird, hätte unter anderen 

Umständen aber auch mehr unternehmen können:  

„Zeuge Volker Lange: […] Der Grundfehler – wenn es denn ein Fehler war –, ist, da-

von auszugehen: Okay, wir haben eine Zielfahndung aus Thüringen. Wir betrachten es 

als Unterstützungsmaßnahme und machen, was benötigt wird, und das reicht dann. 

Dort liegt das Kernproblem. Hätte dort einer – ich oder meine Mitarbeiter – gesagt: 

Jetzt schaut mal mehr, da könnte mehr dahinterstecken, dann hätte man vielleicht, da-

rauf aufbauend, mehr Schritte gemacht. Das ist nicht gemacht worden, basierend auf 

dieser einen Falschentscheidung, wenn man das so sagen kann. Aber darauf basiert 

dann alles.“710 

In dem Zusammenhang brachten mehrere Zeugen zum Ausdruck, dass „ein Teil der 

Informationen das LfV Sachsen nach unserer Aktenlage nur relativ schleppend erreicht hat 

bzw. auch zum Teil gar nicht“711 und sich rückblickend die Einschätzung ergebe, „dass der 

Informationsfluss vom LfV Thüringen nicht so war, wie er hätte sein sollen. Ich würde das 

jetzt nicht ‚verheimlichen‘ nennen. Es sind einfach die Informationen nicht in der Schnellig-

keit und in dem Umfang geflossen, wie man es sich hätte vorstellen können.“712 Der Zeuge 

Boos führte in diesem Sinne aus: „Das LfV Sachsen wurde von den thüringischen Behörden 

nur unvollständig informiert.“713 Insbesondere das LfV Thüringen habe seiner Auffassung 

nach „Grundregeln, die gelten, nicht mehr beachtet, zum Beispiel die Grundregel, dass Infor-

mationen im Verfassungsschutzverbund weitergegeben werden.“ Andernfalls „hätten wir die 

Gefährlichkeit erkannt, mehr erkannt, als wir sie erkennen konnten.“714 

                                                        
707 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 31, 33. 
708 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 21.01.2013, S. 42. 
709 1. UA, Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 12. 
710 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 40 f. 
711 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 39. 
712 Ebd., S. 79. 
713 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 16. 
714 Ebd. 
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Dem LfV Sachsen war beispielsweise nicht bekannt, welche Menge an Sprengstoff am 

26. Januar 1998 aufgefunden worden war.715 Es ist allerdings in der Gesamtschau der dem 

1. UA vorliegenden Aussagen und Unterlagen auch nicht zu erkennen, dass man sich danach 

jemals erkundigt hätte. 

 

II.1.4 M a ß n a hm e n  z u r  Su c h e  n a c h  de m „T r i o“  im  J a h r  1 99 8  

II.1.4.1 E r s t mi t t e i l u ng  a n  d a s  L f V S a ch s e n  

Nachdem die Polizei in Sachsen bereits infolge der Fahndungsausschreibung am 28. Januar 

1998 über die Flucht von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe informiert worden war, erhielt 

das LfV Sachsen davon offiziell Kenntnis anhand eines Schreibens des LfV Thüringen vom 

3. Februar 1998. In diesem Schreiben wurde alle Ämter für Verfassungsschutz, das BfV ein-

geschlossen, über das Auffinden mehrerer vorbereiteter Rohrbomben in Jena, die Flucht der 

drei Personen und den Erlass von Haftbefehlen informiert.716 Das Schreiben enthielt keine 

Hinweise, dass sich die Flüchtigen in Sachsen aufhalten könnten. Mehrere Zeugen des frühe-

ren 3. UA gaben darüber hinaus an, dass gar keine Hinweise auf einen möglichen Aufent-

haltsort mitgeteilt worden seien.717 Tatsächlich enthielt das Schreiben die Information, dass 

die Flüchtigen womöglich beabsichtigen, einen Unterschlupf im Ausland – namentlich in den 

Niederlanden oder Dänemark – zu suchen.718 Das LfV Thüringen bat die adressierten Behör-

den, also auch das LfV Sachsen, ausdrücklich darum, möglicherweise vorliegende Hinweise 

zum Aufenthaltsort zu übermitteln. Wie der Zeuge Boos angab, habe es sich insoweit um ein 

„typisches Sensibilisierungsschreiben“ gehandelt.719 Nach dessen Eingang im LfV Sachsen 

sei eine eigene Aktenrecherche zu in Sachsen vorliegenden Informationen nicht veranlasst 

gewesen: 

„Zeuge Reinhard Boos: […] Das passt nicht in die Regieanweisung, die für den 

Verfassungsschutz gelten. Eine solche Erkenntniszusammenstellung über thüringische 

Rechtsextremisten kommt entweder vom Thüringischen Landesamt oder vom Bundes-

                                                        
715 3. UA, Protokoll Alfred Diemaier v. 19.04.2013, S. 36. 
716 AbschlBer UA-BT II, S. 308. 
717 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 5; 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, 
S. 7. 
718 AbschlBer UA-BT II, S. 308. 
719 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 7. 
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amt. Das macht nicht das Amt, wo die Erkenntnisse nur aus zweiter Hand vorhanden 

sind.“720 

Soweit er dies wisse, habe das LfV Thüringen keine Erkenntniszusammenstellung 

übermittelt, aus der sich beispielsweise Anhaltspunkte zu früheren Bezügen der Flüchtigen 

nach Sachsen hätten ergeben können.721 Das LfV Sachsen antwortete nicht auf das Schreiben. 

 

II.1.4.2 M ö g l i c h e  Hi n w ei s e  a u s  d em F a l l  „ B a s t e i “  

Aus den Angaben der sachverständigen Zeugin von der Behrens ergibt sich allerdings, dass es 

noch im Februar 1998 zu einer Kommunikation zwischen dem LfV Sachsen und dem LfV 

Thüringen gekommen und dabei ein Hinweis auf zwei „Blood & Honour“-Mitglieder in Gera 

gegeben worden sei: 

„Sv. Zeugin Antonia von der Behrens: […] Woher dieser Hinweis kommt, ist unklar. 

Das Ganze läuft unter dem Stichpunkt/Betreff ‚Bastei‘; so heißt es bei den Sachsen. Es 

ist unklar, aufgrund welcher verdeckten Maßnahmen das sächsische LfV Erkenntnisse 

gewonnen hatte, von denen sie anscheinend ausgehen, diese beiden thüringischen – 

also aus Gera stammenden – ‚Blood-&-Honour‘-Mitglieder könnten vielleicht Kontakt 

zu den drei Abgetauchten haben. […] Aber es ist auffällig, dass diese sehr frühe Mel-

dung – im Verhältnis zu anderen Meldungen – aus Sachsen kommt, was für mich 

zumindest dafür spricht oder wo ich denke, die Behörden hätten zumindest den Schluss 

daraus ziehen können, dass es in Sachsen Personen gibt, die Kontakt zu denen haben 

müssen, die intimere Informationen haben müssen, dass die diese beiden Personen 

benennen.“722 

 

II.1.4.3 H i n w ei s  a u f  d e n  v e r u nf a l l t en  F l u c h t wa g e n  

Zwischenzeitlich hatte sich anhand eines Hinweises, den das LfV Thüringen durch die Quelle 

Tino Brandt am 20. Februar 1998 erlangte, ein erster Hinweis auf einen möglichen Verbleib 

                                                        
720 Ebd. 
721 Ebd. 
722 1. UA, Protokoll Antonia v.d. Behrens v. 05.11.2018, S. 10. 
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der Flüchtigen in Sachsen ergeben.723 In dem dazu gefertigten V-Mann-Bericht des LfV Thü-

ringen heißt es: 

„Bei einem Gespräch mit Kapke erfuhr Quelle, daß der [Andreas R.] wahrscheinlich 

am 16.02.1998 nach Dresden fuhr, um dort den unfallbeschädigten Pkw des WOHL-

LEBEN abzuschleppen. Mit diesem Fahrzeug waren die auf der Flucht befindlichen 

MUNDLOS, BÖHNHARDT und ZSCHÄPE unterwegs. 

Anmerkung: Quelle geht davon aus, daß sich die drei Personen im Raum Dresden 

aufhalten bzw. aufgehalten haben, da der MUNDLOS viele Kontakte zu Angehörigen 

der dortigen rechten Szene hat. Diese Kontakte sind durch Gefangenenbetreuung, die 

der MUNDLOS machte[,] entstanden.“724 

Unmittelbar nach Erlangung der Information wurde u.a. das LfV Sachsen durch das 

LfV Thüringen mündlich725 und mit Schreiben vom 2. März 1998 auch schriftlich infor-

miert.726 Dabei habe das LfV Sachsen von weiteren Angaben der thüringischen Quelle 

Kenntnis erhalten, wonach „mit weiteren Rechtsextremisten in Berlin über Adressen im Aus-

land gesprochen“ worden sein soll und den Flüchtigen womöglich ein Wohnmobil zur Verfü-

gung gestellt wurde.727 Es handelte sich dabei, wie der Zeuge Boos ausführte, um die einzigen 

Hinweise, die dem LfV Sachsen nach Aktenlage bis Spätsommer 1998 bekannt wurden.728 

Danach befragt, wie das LfV Sachsen auf diese Meldung reagierte, führte der Zeuge aus: 

„Zeuge Reinhard Boos: Diese Meldung wurde so vom LfV Sachsen entgegengenom-

men, und es wurde nichts gemacht. Es wurde nicht nachgeguckt, wo die drei sein 

könnten.“729 

Der Zeuge Dr. Vahrenhold gab in dem Zusammenhang an, dass das Schreiben „keinen 

Hinweis hier auf konkrete Orte“ enthalten habe.730 Auf Vorhalt der ursprünglichen Meldung 

und die Erwähnung der Stadt Dresden gab der Zeuge an, es sei „allgemein davon gesprochen“ 

worden, „dass ein Fahrzeug aus Dresden geholt wird. Das ist noch relativ unkonkret.“731 Auf 

                                                        
723 Schäfer-Bericht, Rdnr. 301, S. 150. 
724 Zit. n. AbschlBer UA-BT II, S. 308 f. 
725 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 4. 
726 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 7 f. 
727 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 5. 
728 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 7 f. 
729 Ebd., S. 30. 
730 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 44 f. 
731 Ebd., S. 46. 
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weiteres Befragen gab der Zeuge an, dass dies im Hinblick auf die Größe der Stadt Dresden 

zu verstehen sei. Es sei erschwerend hinzugekommen, dass der geschilderte Vorgang – Ab-

schleppen eines möglichen Fluchtfahrzeugs – zu der Zeit, als er beim LfV Sachsen bekannt 

wurde, bereits vorüber gewesen sei: 

„Zeuge Dr. Olaf Vahrenhold: Der Raum Dresden ist mit weit über einer halben Milli-

on Einwohner ein Raum, der sich nicht so ohne Weiteres konkretisieren lässt, auch 

wenn ich mich vielleicht konzentrieren könnte auf bestimmte Sachzusammenhänge, 

aber die Information kam ja dann auch – und das müssen wir auch betrachten – na-

türlich deutlich im Nachgang, dass wir hier mit einer solchen Information nicht unbe-

dingt was anfangen konnten.“732 

Auch der Zeuge Diemaier wies darauf hin, man habe mit der Quellenmeldung auf-

grund des Zeitverzugs „wenig machen“ können.733 Der Zeuge Boos führte zu der Frage, wa-

rum durch das LfV Sachsen nichts veranlasste wurde, aus: 

„Zeuge Reinhard Boos: […] Wenn man sich jetzt fragt, warum nicht: Wenn Sie eine 

Meldung haben im Bereich Dresden, da haben Sie keinen Ansatz. Dresden ist groß. 

Sie können in Dresden jetzt keine gezielten Suchansätze finden, wenn Sie einfach 

nur vor dem Raum Dresden rangehen wollen. Das geht nicht. Das ist von der Methode 

her nicht möglich. […] Suchen im Raum Dresden, da können Sie sich die Füße 

wundlaufen.“734 

Allerdings wies dieser Zeuge durchaus selbstkritisch daraufhin, dass der Hinweis auf 

eine frühere „Gefangenenbetreuung“ durch Mundlos ein konkreter Anhaltspunkt war, dem 

hätte nachgegangen werden können. Dies hätte zumindest zu der Rückfrage beim LfV Thü-

ringen veranlassen können, „ob man dort der Sache denn auch ordentlich nachgehe oder ob 

das LfV Sachsen zur weiteren Aufklärung über die Gefangenenkontakte aktiv werden soll. 

Das ist nicht geschehen.“735 Offenbar habe man sich vielmehr auf die federführende Zustän-

digkeit der thüringischen Behörden verlassen: 

„Wenn da steht […] ‚Mundlos soll Kontakte gehabt haben zu Dresdener Rechtsextre-

misten während des Gefängnisaufenthalts‘, da habe ich konkrete Ansatzpunkte. Dann 

                                                        
732 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 21.01.2013, S. 6. 
733 3. UA, Protokoll Alfred Diemaier v. 19.04.2013, S. 9 f. 
734 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 30. 
735 Ebd., S. 8. 



 183 

schaue ich: Wann war Mundlos im Gefängnis? Und dann versuche ich herauszufin-

den: Mit wem hat der Mundlos Kontakte gehabt, als er im Gefängnis war? Das wäre 

jetzt erst mal Sache auch der thüringischen Behörden gewesen, dem weiter nachzuge-

hen. Aber da, denke ich, muss das LfV Sachsen sich vorwerfen lassen, dass sie nicht in 

Thüringen nachgefragt haben: Macht ihr das? Oder geht ihr davon aus, dass wir das 

machen?“736 

Der Zeuge Wießner gab im Hinblick auf die ursprüngliche Quellenmeldung an, dass 

der thüringische Neonazi Andreas R., der das Auto aus Dresden abgeholt haben soll, später 

befragt worden sei, wobei er den Vorgang bestritten habe: 

„Zeuge Norbert Wießner: Wir haben gefragt, wie die weg sind. Und da kam dieser 

Andreas R. ins Gespräch. Er ist befragt worden, er hatte Einwendungen, dass er die-

ses Auto bewegt hat. Wir hatten diese eine Meldung. Und daraufhin ist er befragt 

worden. Und da hat er abgestritten, dass er überhaupt mit diesem Auto sich bewegt 

hatte. Und das ist zur damaligen Zeit so als Vermerk festgehalten worden und hat man 

auch keine Zweifel gehabt. In der rechten Szene war er ja auch aktiv und war im 

Grunde genommen Kontaktmann zu Kapke, ja, dem das Auto gehörte.“737 

Es wurde dem 1. UA nicht bekannt, ob das LfV Sachsen davon erfuhr, dass Andre-

as R. – hier in seiner Rolle als „Gewährsperson Alex“ des LfV Thüringen – eine Beteiligung 

bestritt. Beim LfV Thüringen wurde das Dementi der Quelle durch den damaligen V-Mann-

Führer Wießner als „glaubhaft“ eingeschätzt.738 Ungeachtet dessen und ohne auf den entste-

henden Widerspruch einzugehen führte der Zeuge Wießner aus, dass auch die Quelle Brandt, 

auf den die ursprüngliche Meldung zurückging, als „nachrichtenehrlich“ gegolten habe.739 

 

II.1.4.4 Ö f f e n t l i c h k e i t s f a hn d un g  d e s  L K A T hür i ng e n  

Im Februar 1998 begann das LKA Thüringen mit Zustimmung der zuständigen Staatsanwalt-

schaft mit einer Öffentlichkeitsfahndung. So wurde am 20. Februar 1998 auf der Website des 

LKA Thüringen ein Fahndungsersuchen veröffentlicht. Am 22. Februar 1998 wurde ferner in 

                                                        
736 Ebd., S. 30. 
737 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 17. 
738 Schäfer-Bericht, Rdnr. 301, S. 150; AbschlBer UA-BT I, S. 272. 
739 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 17. 
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der MDR-Sendung „Kripo live“ ein Beitrag ausgestrahlt,740 auf den mindestens 28 Hinweise 

aus der Bevölkerung beim LKA Thüringen eingingen.741 Darunter befanden sich auf mehrere 

Hinweise, wonach sich die Geflüchteten in Sachsen aufhalten könnten. Diese Hinweise bezo-

gen sich in drei Fällen auf die Stadt Leipzig und in je einem Fall auf Dresden, Hoyerswerda 

sowie auf die Bereiche Erzgebirge und Vogtland. Zumindest für einen Teil dieser Hinweise 

ist nachvollziehbar, dass sie durch die örtliche Polizei nachgeprüft wurden, ohne dass die Ge-

suchten festgestellt werden konnten.742 

Als besonders signifikant erscheint ein Hinweis, den der damalige Leiter der JVA 

Waldheim mitteilte und dem zufolge es zurückliegend durch Mundlos und Zschäpe zu Besu-

chen in der Anstalt gekommen sei, die dem aus Chemnitz stammenden Gefangenen Torsten S. 

gegolten hatten.743 Auch anhand der am 26. Januar 1998 bei Mundlos aufgefundenen bzw. 

ihm zuzurechnenden Unterlagen hatten sich Hinweise auf Kontakte zu unter anderem dieser 

Person und zu weiteren Inhaftierten derselben JVA ergeben (siehe oben). Es ist nicht ersicht-

lich, dass das LKA Thüringen diese insoweit bestätigte Information der Polizei in Sachsen 

mitgeteilt hätte. 

 

II.1.4.5 K o n t ak t  de s  Z i e l f a hn d un g s ko m ma n do s  z um S t a a t s s ch u t z  

i n  C h em n i t z  

(a)  T h em a t i s i e r un g  in  D i en s t b e sp r ec h un g en  

Der damalige Leiter des Kommissariats Staatsschutz der Polizeidirektion Chemnitz Pester 

führte als Zeuge des früheren 3. UA aus, nach Eingang der ursprünglichen Fahndungsaus-

schreibung habe er zweimal bei Dienstversammlungen „die bestehenden Erkenntnisse zu die-

sem Trio zusammenfassend dargestellt und um Übermittlung eventuell eingehender Hinweise 

gebeten.“ Bei diesen Versammlungen seien zunächst alle Leiter der Dienststellen der Polizei-

direktion und später alle Dienstvorgesetzten bis auf die Ebene der Stabsabteilungen, der 

Dienstgruppenleiter der Polizeireviere und der Kommissariatsleiter der Kriminalpolizeiin-

spektion anwesend gewesen. Hinweise darauf, dass sich das „Trio“ in Chemnitz aufhalten 

                                                        
740 Schäfer-Bericht, Rdnr. 185, S. 102. 
741 AbschlBer UA-BT I, S. 320 f. 
742 ADS 43, Ordner 40, Teil 2, Bl. 17, 20–22. 
743 AbschlBer UA-BT I, S. 321. 
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könnte, hätten weder im Vorfeld dieser Besprechungen – die der Zeuge nicht genauer datieren 

konnte – vorgelegen, noch hätten sie sich irgendwann später ergeben.744 

 

(b)  E r s t e r  A nr u f  a u s  T h ür in g en  

Möglicher Auslöser dieser Thematisierung innerhalb der PD Chemnitz war, wie der Zeuge 

Pester weiter angab, ein Anruf, den er „sehr zeitig“ durch einen Beamten des thüringischen 

Zielfahndungskommandos erhalten habe, bei dem es sich möglicherweise um Herrn 

Wunderlich handelte.745 Der Zeuge stellte dieses Telefonat wie folgt dar:  

„Zeuge Ulrich Pester: […] Der Anrufer teilte mir mit, dass es Hinweise darauf gebe, 

dass die drei Untergetauchten in der Vergangenheit auch gute Beziehungen zur 

Chemnitzer rechten Szene hatten. Er bat mich, diese Möglichkeit im Auge zu behalten 

und eventuelle Erkenntnisse mitzuteilen. 

Während dieses Gespräches wurden seitens des LKA Thüringen weder Namen, Adres-

sen, Örtlichkeiten oder Organisationen benannt. Ich kann heute nicht mehr sagen, ob 

ich darauf gedrungen habe, ein offizielles Ermittlungsersuchen zu übermitteln. Meines 

Wissens ging in diesem Zusammenhang kein Ermittlungsersuchen ein. Damals hatte 

ich den Eindruck, dass es sich um eine Routinemitteilung ohne konkreten Hintergrund 

handelte. Am Tag nach diesem Anruf habe ich in der täglichen Dienstberatung meinen 

Mitarbeitern diesen Sachverhalt geschildert und sie ersucht, während ihrer Dienst-

durchführung und der daraus resultierenden Personenkontakte diesen Sachverhalt 

entsprechend zu beachten und wenn möglich Hinweise zu erarbeiten. Auch daraus 

ergaben sich keine Hinweise auf den Verbleib der drei Untergetauchten.“746 

Der Anrufer habe dabei nicht die Vermutung geäußert, dass sich die Gesuchten derzeit 

in Chemnitz aufhalten könnten, sondern lediglich, dass sie in der Vergangenheit über nicht 

näher konkretisierte „Verbindungen“ nach Chemnitz verfügt hätten.747 Da die Informationen 

unkonkret gewesen seien, habe sich sein Eindruck bekräftigt, wonach es sich nur um einen 

„Routinevorgang“ handelte: 

                                                        
744 3. UA, Protokoll Ulrich Pester v. 18.10.2013, S. 5. 
745 Ebd., S. 5, 8. 
746 Ebd., S. 5. 
747 Ebd., S. 6. 
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„Das ist eine Qualität der Information, die bei mir nun nicht alle Alarmsignale hat 

klingeln lassen, sondern für mich war das so, dass das ein Routinevorgang ist, weil 

jemand gelesen hat: Die waren in Chemnitz, die waren in Rostock, die waren in was 

weiß ich nicht überall aufgetreten – aus welchen Gründen auch immer –, und wir 

teilen diesen Dienststellen vorsichtshalber diesen Sachverhalt mit.“748 

Wären aus Thüringen weitere, konkrete Informationen übermittelt worden, „dann hät-

ten wir uns auch entsprechend rangeklemmt, und – ich will es mal ganz flapsig sagen – wir 

hätten dort zum Helden werden können. Leider war das nicht so.“749 Er habe zu dem Sach-

verhalt aber auch später nichts Weiteres erfahren, sondern nur „irgendwann“ einmal Gerüchte 

gehört, „dass sie sich ins Ausland abgesetzt hätten.“750 Der Zeuge Kliem, damals stellvertre-

tender Leiter des dortigen Staatsschutz-Kommissariats, bestätigte, dass die Fahndung nach 

Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe bei Dienstberatungen besprochen worden sei. Dabei sei 

auch eine konkrete Anweisung ergangen, bei der Fallbearbeitung auf möglicherweise relevan-

te Informationen zu achten: 

„Zeuge Jürgen Kliem: Ja, als das Fahndungsplakat kam, mit Sicherheit. Das Ding lag 

auf dem Tisch. Alle denken dann sicherlich drüber nach und dann gibt’s eigentlich in-

tern die Weisung, dass bei dem eigenen Verfahren oder beim Einzelverfahren in der 

Vernehmung zu beachten, also um eine Nachfrage zu stellen bzw. stutzig zu werden, 

wenn jemand sagt: 'Da ist jemand dabei, der kommt aus Thüringen, aber der war bei 

Handlung zugegen', dass man dann dort nochmal hinterfragt. Also die Weisung ist er-

gangen, an alle ergangen, aber wenn kein Feedback kommt, irgendwann schläft so 

was auch ein mit den Jahren.“751 

 

(c)  Z w ei t e r  A nr u f  au s  T hü r i ng e n  u nd  B es u c h  d u r c h  d en  Z ie l f a h nd er  

W u n d er l i c h  

Der Zeuge Kliem gab an, er sei ebenfalls – offenbar unabhängig von seinem damaligen Vor-

gesetzten Pester – durch den Zielfahnder Wunderlich kontaktiert worden. Dieser habe ihn 

zunächst telefonisch gebeten, „dass wir mal zusammenkommen sollten; er müsse mal re-

                                                        
748 Ebd., S. 8. 
749 Ebd., S. 18. 
750 Ebd., S. 5. 
751 3. UA, Protokoll Jürgen Kliem v. 18.10.2013, S. 44. 
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den.“752 Es sei untypisch gewesen, dass sich ein auswärtiger Beamter direkt an ihn wandte, 

normalerweise sei dies über die PD-Leitung erfolgt.753 Einige Tage später sei Herr Wunder-

lich in seinem Büro erschienen und habe erklärt, „dass er von der Landesregierung damit be-

auftragt sei, hier zielfahnderisch tätig zu werden“.754 Weiterhin habe Wunderlich ausgeführt: 

„Er sagte: Es gibt ein Problem. Wir hatten in Thüringen eine Sprengstoffgeschichte. 

[…] Er hat mir auf jeden Fall einen Fahndungsaufruf in die Hand gedrückt. […] 

Das war dieses Blatt, das in der Folge an alle Polizeidienststellen gegangen ist, wo 

Böhnhardt, Zschäpe und Co. bekannt gemacht wurden, wo der Inhalt bekannt gemacht 

wurde und zur allgemeinen Fahndung aufgerufen wurde.“755 

Der mitgebrachte Fahndungsaufruf, den der Zeuge Kliem damals an sich nahm, sei mit 

einem Stempel des LKA Thüringen und einem Datum – 23. Februar 1998 – versehen gewe-

sen. Es habe sich inhaltlich um einen Aufruf gehandelt, der später auch im „Bundesfahn-

dungsblatt vom BKA“ abgedruckt worden sei. Demnach folgerte der Zeuge, dass die Bespre-

chung mit dem Beamten Wunderlich noch im Februar 1998756 oder jedenfalls im Frühjahr 

jenes Jahres – die Veröffentlichung im Bundeskriminalblatt erfolgte am 16. April 1998757 – 

stattgefunden haben könnte. Auf Befragen, wie die Besprechung ablief, gab der Zeuge an: 

„Er ist nach Chemnitz in mein Büro gekommen. Er hat sich ordentlich vorgestellt, 

ausgewiesen und hat dann erst einmal ein bisschen herumgedruckst. Er wollte auch 

nicht alles sagen; den Eindruck hatte ich zumindest. 

Er hat mir in groben Zügen geschildert, worum es dabei geht.“758 

Der Beamte Wunderlich habe dann ausgeführt, dass Hinweise vorlägen, wonach 

Böhnhardt sich nach Chemnitz begeben hätte, und habe gefragt, „welche Partywohnungen es 

in Chemnitz an der Hans-Sachs-Straße gibt bzw. welche Wohnungen relevanter rechter Per-

sonen wir in dem Bereich haben.“ Eine Überprüfung habe aber ergeben, dass eine relevante 

Wohnung in dem angegebenen Bereich bzw. eine dort wohnhafte Person nicht bekannt 

                                                        
752 Ebd., S. 17. 
753 Ebd., S. 31. 
754 Ebd., S. 20. 
755 Ebd., S. 17. 
756 Ebd., S. 20, 34. 
757 Schäfer-Bericht, Rdnr. 186, S. 102. 
758 3. UA, Protokoll Jürgen Kliem v. 18.10.2013, S. 20. 
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war.759 Den Umfang der Informationen, die Herr Wunderlich mitteilte, schätzte der Zeuge im 

Übrigen als „doch sehr bescheiden“ ein, sodass er den Eindruck gewannt, dass der thüringi-

sche Kollege ihn habe „abschöpfen“ wollen.760 

 

(d)  W e i t e r v e r m i t t l u n g  an  d a s  Po l i z e ip r ä s id i um  Ch e mn i t z  

Im Verlauf des Gesprächs habe Wunderlich angedeutet, dass nicht näher erläuterte Fahn-

dungsmaßnahmen – „welche auch immer das sein sollten“761 – im Bereich Chemnitz beab-

sichtigt seien: 

„Dann hat er ein bisschen herumgedruckst und gesagt: ‚Wir wollen eventuell Maß-

nahmen einleiten‘, und gefragt, wie das bei uns mit Kräften aussieht. Darauf habe ich 

ihn […] über die polizeiliche Struktur in Kenntnis gesetzt, wie sie damals war: dass es 

ein Präsidium gibt, dass wir selbst, als PD, keinerlei Observationskräfte oder so etwas 

haben und dass wir darüber auch keine Entscheidung treffen können, sondern er sich 

mit seiner Bitte an das Präsidium wenden muss.“762 

Soviel er wisse, sei Herr Wunderlich im Anschluss zum Polizeipräsidium (PP) Chem-

nitz gegangen.763 Dort sei für Staatsschutzaufgaben der Bereich PVD 3 zuständig gewesen.764 

Diesen Bereich umschrieb der Zeuge Kliem so, dass zu den dortigen Aufgaben vor allem die 

Steuerung von Fernschreiben gehört hätte; es habe sich um einen „Durchlaufposten“ gehan-

delt, der besetzt worden sei durch BeamtInnen, die „in Rente“ gehen.765 Im Polizeipräsidium 

hätte aber beispielsweise über den Einsatz eines damals dort angesiedelten Mobilen Einsatz-

kommandos (MEK) entschieden werden können.766 Der Zeuge Wawrzynski, der ab Anfang 

2000 das PP Chemnitz leitete, gab an, ihm und dem damaligen PP sei der gesamte Sachver-

halt nicht bekannt, „da dies mit Sicherheit zu entsprechenden Fahndungsaktivitäten geführt 

hätte.“767 Der Zeuge Wunderlich gab lediglich an, man sei „einige Male“ beim Staatsschutz in 

Chemnitz gewesen, wobei er auf Nachfrage nicht unterscheiden konnte, ob es sich um die 

                                                        
759 Ebd., S. 18, 54. 
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761 Ebd., S. 25. 
762 Ebd., S. 18. 
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764 Ebd., S. 25. 
765 Ebd., S. 53. 
766 Ebd., S. 42 f. 
767 3. UA, Protokoll Horst Wawrzynski v. 19.10.2012, S. 9, vgl. S. 15. 
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Polizeidirektion oder das Polizeipräsidium handelte, und auch nicht anzugeben wusste, wer 

namentlich seine AnsprechpartnerInnen waren.768 

Wie der Zeuge Kliem ausführte, habe es in der weiteren Folge keine Kontakte mehr 

gegeben. Er habe lediglich noch zwei bis drei Wochen nach der Besprechung einen Anruf 

durch Herrn Wunderlich erhalten, wobei dieser sinngemäß gesagt habe: „Es hat sich für 

Chemnitz erledigt. Böhnhardt ist hier nicht erschienen. Wir mutmaßen mal, dass die nach 

Tschechien sind.“769 Danach habe sich Herr Wunderlich „mit uns nicht mehr unterhalten“ und 

es hätte nach den spärlichen Angaben, die er gemacht habe, auch keine Veranlassung für 

eigene Maßnahmen bestanden.770 Im Nachhinein – vor dem Hintergrund des heute bekannten 

Wissens – sei er „entsetzt, dass man uns nicht involviert hat“.771 

 

II.1.4.6 F e r n s c h r i f t l i ch e r  H i nw e i s  d e s  S t a a t s s ch u t z e s  C he m ni t z  

Nachdem am 16. April 1998 die Fahndungsausschreibung im Bundeskriminalblatt erfolgt 

war, teilte das Kommissariat Staatsschutz der PD Chemnitz dem LKA Thüringen in einem 

über das LKA Sachsen ausgesteuerten Fernschreiben vom 27. April 1998 mit, dass Mundlos 

bereits vor mehreren Jahren in Chemnitz von der Polizei festgestellt worden war. Demnach 

war Mundlos am 13. August 1994 – im zeitlichen Zusammenhang mit Szeneaktivitäten zum 

Todestag von Rudolf Heß – im Bereich der Bruno-Granz-Straße kontrolliert worden. Er soll 

damals bei dem inzwischen inhaftierten Torsten S. übernachtet haben, wobei seinerzeit häufi-

ge Kontakte zwischen Szeneangehörigen in Jena und Chemnitz bestanden hätten. Damals sei 

bei Mundlos diverses Propagandamaterial, u.a. eine auf seinen Namen lautende Visitenkarte 

mit einer Hitler-Abbildung aufgefunden worden, woraufhin die KPI Jena seine Wohnung 

durchsucht hat. Abschließend heißt es, zum jetzigen Zeitpunkt lägen der PD Chemnitz keine 

Erkenntnisse vor, nach denen sich Mundlos im Raum Chemnitz aufhalten könnte.772 

Der Zeuge Kliem bestätigte, dass diese Informationen übermittelt wurden und dass er 

das Fernschreiben selbst unterzeichnete. Nach seiner Erinnerung habe der Übermittlung eine 

Anfrage des LKA Thüringen an das LKA Sachsen zugrunde gelegen, „mit der Maßgabe, wel-

che Erkenntnisse zum Aufenthalt“ der Flüchtigen in Sachsen vorlägen. An den eigentlichen 
                                                        
768 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 7, 20. 
769 3. UA, Protokoll Jürgen Kliem v. 18.10.2013, S. 18. 
770 Ebd., S. 25. 
771 Ebd, S. 35. 
772 ADS 43, Ordner 40, Teil 2, Bl. 23. 
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Vorgang aus dem Jahr 1994 war das LKA Thüringen bereits im Jahr 1997 – im Zusammen-

hang mit Ermittlungen zur USBV-Serie in Jena – durch die PD Chemnitz erinnert gewor-

den.773 Hierzu erläuterte der Zeuge, es würden regelmäßig „die Personalien, wenn es fremde 

Länder oder andere Bundesländer betrifft, mitgeteilt, damit sie wissen, dass und in welchem 

Zusammenhang er sich hier aufgehalten hat […], sodass die anderen Länder wissen, wo ihre 

Pappenheimer sich aufhalten. – Das war das erste Mal.“774 

Dem 1. UA wurde nicht bekannt, ob und inwieweit das Fernschreiben eine Reaktion 

beim LKA Thüringen auflöste. Infolge der Feststellung im Jahr 1994 war bei der StA Chem-

nitz gegen Mundlos ein Ermittlungsverfahren wegen Verwendens von Kennzeichen verfas-

sungswidriger Organisationen eingeleitet worden. Die Verfahrensakte wurde später bei einem 

Hochwasser vernichtet (→ KAP. II.7.3.2) und muss demnach jedenfalls im Jahr 1998 noch 

vorgelegen haben. An der Adresse, an der Mundlos 1994 festgestellt worden war, war 

zugleich der Szeneangehörige Ralph H. wohnhaft, dessen Personalausweis im November 

2011 in der Frühlingsstraße 26 in Zwickau aufgefunden wurde.775 

 

II.1.4.7 T r e f f e n  v o n  Lf V T h ür in g e n  u n d  Lf V Sa c h s e n  

Wie der Zeuge Mitarbeiter 59 – ein Beschaffer des LfV Sachsen – berichtete, sei er im Jahr 

1998 auf die Suche nach dem „Trio“ aufmerksam geworden im Zuge eines Gesprächs, das 

mit zwei KollegInnen des LfV Thüringen in Diensträumen des LfV Sachsen stattgefunden 

habe. Sein damaliger Referatsleiter Diemaier habe ihn darauf hingewiesen, „dass diese beiden 

Kollegen sich angesagt haben“.776 Sie hätten, als sie dann erschienen, mitgeteilt, „dass diese 

drei Personen – Zschäpe, Mundlos, Böhnhardt – anlässlich einer Durchsuchungsmaßnahme 

durch die Thüringer Polizei abgängig waren und dass möglicherweise Spuren nach Sachsen 

führen, dass sie sich hier aufhalten könnten.“777 Die thüringischen KollegInnen seien eigens 

wegen dieses Sachverhaltes zum LfV Sachsen gekommen.778 Das Gespräch, an dem für das 

LfV Sachsen neben Mitarbeiter 59 noch der damalige Referatsleiter Diemaier und eine Sach-

                                                        
773 3. UA, Protokoll Jürgen Kliem v. 18.10.2013, S. 19. 
774 Ebd. Der Zeuge benannte in dem Zusammenhang Böhnhardt. Nach Aktenlage ergibt sich aber eindeutig, dass 
Mundlos gemeint ist. 
775 AbschlBer UA-BT II, Anl. 93, S. 56. 
776 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 59 v. 16.10.2017, S. 10. 
777 Ebd., S. 4. 
778 Ebd., S. 14. 
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bearbeiterin aus dem Bereich der Auswertung teilgenommen hätten,779 habe höchstens eine 

Stunde gedauert.780 Es sei dabei über die allgemeine Fallbeschreibung hinaus folgender 

Hinweis mitgeteilt worden: 

„Zeuge MA 59: […] Es gab den Hinweis, ‚Pogromoly‘ zu hinterfragen, ob also dieses 

Spiel irgendwo aufgetaucht ist. Daraus hätte man ja Rückschlüsse ziehen können: 

‚Wo sind diese Spiele veräußert worden?‘, sodass man einer anderen Spur hätte 

nachgehen können.“781 

Der Zeuge gab an, dass es zu dem Treffen einige Wochen nach dem Abtauchen des 

„Trios“ gekommen sei, möglicherweise im Frühjahr 1998.782 Soweit ersichtlich, war dem LfV 

Thüringen erstmals Mitte Mai 1998 anhand einer Quellenmeldung bekannt geworden, dass 

Exemplare des antisemitischen „Pogromly“-Spiels in der Szene zum Verkauf angeboten wer-

den, wobei der Erlös dem „Trio“ zugutekommen soll.783 Der Zeuge Wießner bestätigte auf 

Befragen, dass damals die beim LfV Thüringen geführte Quelle Tino Brandt den Auftrag er-

halten hatte, solche Spiele in der Annahme zu beschaffen, dadurch auf den Aufenthaltsort des 

„Trios“ schließen zu können.784 Die Ursprungsmeldung der Quelle zu diesem Thema habe er 

jedoch selbst infrage gestellt: 

„Zeuge Norbert Wießner: […] Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Wie die erste Mel-

dung kam: Die wollen ihren Lebensunterhalt mit diesem Spiel machen – – Nicht, dass 

man sofort gelacht hat, ja? Ich keinen Lebensunterhalt bestreiten, wenn ich 10, 20 

oder 30 Spiele herstelle.“785 

Dagegen gab Mitarbeiter 59 an, er sei infolge des thüringischen Besuchs beim LfV 

Sachsen davon ausgegangen, dass man dem Sachverhalt „schon eine entsprechende Wertig-

keit beigeordnet“ hat.786 Bei dieser Gelegenheit hätten die BeamtInnen des LfV Thüringen 

Lichtbilder der Flüchtigen übergeben, die daraufhin „den uns zur Verfügung stehenden Quel-
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len vorgelegt“ worden seien „um zu erfragen, ob diese Personen vielleicht in irgendeiner 

Form schon mal […] aufgefallen sind“.787 

 

II.1.4.8 T K Ü - Se r i e  d e s  t h ü r in g i s ch e n  Z i e l f a h nd u n g sk o mm a nd o s  

Die Durchführung von Maßnahmen der Telekommunikationsüberwachung war eines der 

Hauptfahndungsmittel des thüringischen Zielfahndungskommandos bei der Suche nach 

Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe. Mindestens 37 solcher Maßnahmen wurden gegen unter-

schiedliche Personen – teils wiederholt – durchgeführt.788 Auf diesem Wege wurde erstmals 

im März 1998 ein Hinweis auf Chemnitz erlangt. Im April 1998 wurde erstmals eine TKÜ-

Maßnahme gegen eine aus dem Raum Chemnitz stammende Person angeordnet. Ab August 

1998 richteten sich solche Maßnahmen dann hauptsächlich gegen mutmaßliche Kontakt- 

personen des „Trios“ in Sachsen. 

 

(a)  A l l ge m ei n e s  V or ge h e n  

Im Rahmen der Arbeitsteilung zwischen administrativen Fahndungsmaßnahmen durch die 

Sachbearbeitung der EG „Tex“ und operativen Fahndungsmaßnahmen durch das Zielfahn-

dungskommando des LKA Thüringen oblag die Durchführung von TKÜ-Maßnahmen allein 

dem ZFK.789 Der Sachbearbeiter Dressler erklärte dazu, er habe in die Aufzeichnungen von 

Telefonaten selbst „nicht reingehört“.790 Die EG „Tex“ habe die Maßnahmen an sich sowie 

den Fortgang oder auch Erfolg einzelner Maßnahmen „zur Kenntnis gekriegt“; zumindest 

anfänglich sei man auch beteiligt gewesen, künftige Maßnahmen gegenüber der zuständigen 

Staatsanwaltschaft anzuregen.791 Mithin sei man aber dazu übergegangen, dass sich die Ziel-

fahnderInnen selbst an die Staatsanwaltschaft wandten: 

„Lutz Richter, DIE LINKE: […] Also, das muss nicht zwangsläufig über Sie als Sach-

bearbeiter laufen? 

                                                        
787 Ebd., S. 4. 
788 Schäfer-bericht, Rdnr. 155, S. 91. 
789 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 7. 
790 Ebd., S. 21 f. 
791 Ebd., S. 14 f. 
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Zeuge Jürgen Dressler: Nein. […] Wir haben es deswegen so gehandhabt, um die Ent-

scheidungswege relativ kurz zu halten. Wenn die früh in die Arbeit kommen – wir sind 

ja nicht wirklich rund um die Uhr da; das muss man mal sagen; die Zielfahndung, das 

waren zu dem Zeitpunkt ungefähr vier Personen –, und die hören mal so die letzte 

Nacht ab und kriegen plötzlich eine Information, die sozusagen auf eine neue Telefon-

nummer hinweist, sage ich jetzt mal, dann bedarf es ja einer etwas größeren Ge-

schwindigkeit, dass hier relativ schnell etwas passiert. Entsprechend bespricht er das 

unmittelbar, nachdem er diese Information wahrgenommen hat, ruft den Staatsanwalt 

an, wenn er eine entsprechend gute Beziehung zu dem hat, und faxt einen entspre-

chenden Antrag hinterher. 

Wenn wir das jetzt noch über eine Sachbearbeitung in dem Fall laufen lassen, die 

auch gegebenenfalls nicht immer erreichbar ist, dann würde das einfach einen Zeit-

verzug hineinbringen, der nicht gerechtfertigt wäre. Deswegen hat der Herr Wunder-

lich absprachegemäß – das war auch so abgestimmt – diese Anträge häufig selber 

dann direkt hingeschickt.“792 

Zum Vorgehen innerhalb des ZFK führte die Zeugin Oswald, die dort ab dem Jahr 

1998 „in der Hauptsache mit TKÜ beschäftigt“ war,793 aus: 

 „Zeugin Grit Oswald: […] Wenn die Telekommunikationsüberwachung genehmigt 

wurde, wird die natürlich durch die Technik freigeschaltet. Dann haben wir uns ab-

wechselnd das angehört, zum Teil verschriftet. Und wenn sich daraus Maßnahmen er-

geben haben, wurde von unseren Chefs gesagt, dass wir dann die durchführen, ge-

meinsam.“794 

Der Zeuge Kämmerer gab an, es habe sich eine Arbeitsteilung dahingehend „heraus-

kristallisiert“, dass sich die Kolleginnen Zinserling und Oswald hauptsächlich um die Betreu-

ung der TKÜ-Maßnahmen kümmerten.795 Er selbst habe versucht, die Ergebnisse auszuwer-

ten: „Wer hat mit wem kommuniziert? Wo gab es Schnittstellen?“796 

 

                                                        
792 Ebd., S. 15. 
793 1. UA, Protokoll Grit Oswald v. 29.01.2018, S. 3. 
794 Ebd., S. 4. 
795 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 11. 
796 Ebd., S. 3. 
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(b)  U n t e r b l i eb e n e  V er s c h r i f t u ng  d e r  G e s pr ä c h e  

Die Unterlagen, die dazu dem 1. UA vorliegen, lassen nicht erkennen, dass die Ergebnisse der 

TKÜ-Maßnahmen systematisch protokolliert und analysiert worden wären. Der Zeuge Wun-

derlich wies zwar auf den besonderen Umstand des vorliegenden Falles hin, dass es sich bei 

den abgehörten mutmaßlichen Kontaktpersonen des „Trios“ um eine Klientel handle, die im 

Hinblick auf Überwachungsmaßnahmen von vornherein sensibilisiert gewesen sei, „die also 

wissen, was man am Telefon sagt und was besser nicht“ – was es daher fahndungsseitig er-

fordert habe, „zwischen den Zeilen etwas zu vernehmen.“797 Die meisten der abgehörten Tele-

fonate wurden jedoch dem Inhalt nach, von wenigen Ausnahmen abgesehen,798 nicht ver-

schriftet. Daher kann retrospektiv nicht zuverlässig beurteilt werden, ob und in welchem Um-

fang Informationen erlangt wurden, die für die Fahndung unmittelbar relevant waren oder die 

sich im weiteren Fahndungsverlauf noch als relevant hätten erweisen können. 

Zu der Frage, warum eine Einzelprotokollierung fast durchweg unterblieb, führte der 

zuständige Sachbearbeiter Dressler aus, dass es sich nicht um „Beweis-TKÜs“ gehandelt ha-

be, die prinzipiell komplett verschriftet werden. Vielmehr habe es sich um „Ergreifungs-

TKÜs“ gehandelt, die nur anlassbezogen und daher in sehr geringem Umfang zu protokollie-

ren waren.799 Der Grund liege darin, dass es bei diesen TKÜs ausschließlich darum gegangen 

sei, „Ansatzpunkte und Informationen zu gewinnen, wo die Fahndungsmaßnahmen greifen 

können.“800 Die Zeugin Zinserling, zu deren regelmäßigen Aufgaben das Abhören aufge-

zeichneter Telefonate gehörte, gab dazu an: 

„Zeugin Kathrin Zinserling: Also, ich persönlich habe zu diesen TKÜ-

Überwachungsmaßnahmen keine Protokolle geführt, was jetzt der Inhalt der einzelnen 

Gespräche war. […] Es war üblich aufgrund dessen, weil wir ja wirklich nur den 

Fahndungspart – – Wir haben ja nur deswegen überwacht, um herauszubekommen, 

wo sich die Person aufhält, oder um Ansätze, Ermittlungsansätze zu Personen zu be-

kommen, die wir im Nachgang befragen konnten. Was rein ermittlungstechnisch, Be-

weiserhebungen – – Das war für uns gänzlich unrelevant.“801 

                                                        
797 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 25. 
798 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 22; 1. UA, Protokoll Grit Oswald v. 29.01.2018, S. 7. 
799 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 22. 
800 Ebd., S. 14 f. 
801 1. UA, Protokoll Kathrin Zinserling v. 29.01.2018, S. 10. 
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Weitere ZeugInnen, die beim Zielfahndungskommando tätig und mit TKÜ-

Maßnahmen befasst waren, bestätigten dies.802 

 

(c)  T K Ü - M a ßn a hm e n  im  B e r e i ch  J en a  

Eine ganze Serie von TKÜ-Maßnahmen, die in der ersten Jahreshälfte 1998 veranlasst wur-

den, richtete sich gegen mutmaßliche Kontaktpersonen des „Trios“ im Bereich Jena. Dabei 

handelte es sich unter anderem auch um die Eltern des Böhnhardt und die Eltern des Mundlos 

in der Annahme, die Flüchtigen würden sich dort anlässlich von Geburtstagen der Verwandt-

schaft melden.803 Darüber hinaus wurden folgende Maßnahmen veranlasst: 

§ „ B ö h n ha r d t - H an d y “  — Ab dem 18. Februar und fortgesetzt bis zum 17. März 

1998 wurde ein Mobilfunkanschluss überwacht, den vormals Böhnhardt genutzt hatte. 

Die ursprüngliche polizeiliche Anregung zu dieser Maßnahme und der staatsanwalt-

schaftliche Antrag gegenüber dem AG Jena, das die Maßnahme beschloss, ist bei den 

Akten nicht aufzufinden. Anhand noch vorliegender, automatisch generierter Proto-

kolle (sogenannte S-Records) zu Telefonverbindungen ist zu ersehen, dass der An-

schluss aber grundsätzlich aktiv war und sporadisch auch zum Telefonieren genutzt 

wurde. Innerhalb der bei den Akten befindlichen Verbindungsprotokolle fehlen der 

ansonsten durchgehenden Nummerierung nach zu urteilen allerdings Aufzeichnungen 

zu zwei Verbindungen, die im Zeitraum vom 15. bis 17. März 1998 zustande gekom-

men sein müssen.804 Die Maßnahme wurde mit einem Vermerk des ZFK vom 

18. März 1998 abgeschlossen, dem zufolge keine relevanten Verbindungen zustande 

gekommen seien.805 Es finden sich keinerlei Erwägungen zu der Frage, bei wem es 

sich um die tatsächliche NutzerIn des Anschlusses handelte und wo sich das „Böhn-

hardt-Handy“ im überwachten Zeitraum befand. 

§ R a l f  Wo h l l e b en  — Ab dem 5. März 1998 und – drei Mal verlängert – fortgesetzt 

bis zum 26. Juli 1998 wurde der Festnetzanschluss des in Jena wohnhaften Ralf Wohl-

                                                        
802 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 30 f.; 1. UA, Protokoll Grit Oswald v. 29.01.2018, S. 4; 
1. UA, Protokoll Georg Schirrmacher v. 29.01.2018, S. 11; 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 18.05.2018, 
S. 5. 
803 Schäfer-Bericht, Rdnr. 156 f., S. 91. 
804 Ebd. 
805 Ebd. 
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leben überwacht.806 Die ursprüngliche polizeiliche Anregung zu dieser Maßnahme und 

der staatsanwaltschaftliche Antrag gegenüber dem AG Jena, das die Maßnahme be-

schloss, ist bei den Akten nicht aufzufinden. Anhand der S-Records ist allerdings zu 

ersehen, dass es erstmals am 27. Februar 1998 zu einer Verbindung oder einem Ver-

bindungsversuch mit dem damals überwachten „Böhnhardt-Handy“ gekommen war. 

Nachdem daraufhin die Überwachung gegen Wohlleben begonnen hatte, wurde am 

13. April 1998 eine Verbindung mit einem Festnetzanschluss in Chemnitz registriert, 

der Thomas S. zuzuordnen war. Es finden sich in den Unterlagen des thüringischen 

Zielfahndungskommandos keine Hinweise darauf, was ggf. der Inhalt dieses Telefo-

nats war oder ob der Bezug nach Chemnitz an dieser Stelle überhaupt bemerkt worden 

ist. Darüber hinaus fehlen die S-Records für praktisch den gesamten Überwachungs-

zeitraum nach dem 6. Mai 1998 vollständig. Auch ein abschließender Vermerk wurde 

nach Aktenlage nicht gefertigt. 

§ J ü r g en  H.  — Ab dem 10. März 1998 und – vier Mal verlängert – fortgesetzt bis 

zum 9. August 1998 wurde der Festnetzanschluss des in Jena wohnhaften Jürgen H. 

überwacht.807 Die ursprüngliche polizeiliche Anregung zu dieser Maßnahme ist bei 

den Akten nicht aufzufinden. Anhand der S-Records ist allerdings zu ersehen, dass es 

erstmals am 7. März 1998 zu einer Verbindung oder einem Verbindungsversuch mit 

dem damals überwachten Festnetzanschluss des Wohlleben gekommen war. In den  

S-Records fehlen Aufzeichnungen zu einer unbekannten Anzahl von Verbindungen, 

die schwerpunktmäßig im Zeitraum vom 26. bis 28. März, vom 30. März bis zum 

2. April, vom 3. bis zum 16. April, am 17. April sowie nach dem 4. Mai 1998 

angefallen sind. 

 

(d)  N u t z un g  vo n  T e l e f on z e l l e n  

Bei der Überwachung des durch Jürgen H. genutzten Telefonanschlusses wurden mehrfach 

fahndungsrelevante Informationen gewonnen: 

                                                        
806 Schäfer-Bericht, Rdnr. 159, S. 91. 
807 Ebd., S. 91. 
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§ A n r u f  ( 1 )  — Am 17. März 1998 um 18.54 Uhr ging auf dem Anschluss von Jürgen 

H. ein Anruf ein, der von einer Telefonzelle in Chemnitz, Franz-Mehring-Straße, aus-

ging. Eine Verbindung kam nicht zustande.808 

§ A n r u f  ( 2 )  — Am 11. April 1998 um 17.10 Uhr ging auf dem Anschluss von Jürgen 

H. ein Anruf ein, der von einer Telefonzelle in der Schweiz ausging. Dabei wurde fol-

gender Wortlaut auf den Anrufbeantworter gesprochen: 

„Ja JÜRGEN paß auf, ich hab da eine Nachricht für den Ralf. Sag ihm bitte, er 

soll am Montag 14.00 Uhr an dem selben Treffpunkt sein wie vor zwei Wochen 

und soll aber bitte äh vorher aber noch bei BÖNI‘s Eltern vorbei fahren und äh 

Klamotten oder so was kaufen. Es ist ganz wichtig, er soll am Montag 14.00 Uhr 

sein bei dem Treffpunkt wo wir vor zwei Wochen äh auch schon waren. Alles 

klar. Tschüß.“809 

§ A n r u f  ( 3 )  — Am 16. April 1998 um 16.43 Uhr ging auf dem Anschluss von Jürgen 

H. ein Anruf ein, der von einer Telefonzelle in Chemnitz, Würschnitztalstraße, aus-

ging. Dabei wurde folgender Wortlaut auf den Anrufbeantworter gesprochen: 

„Hallo Jörg, diese Nachricht is nochmal für den Ralf, und zwar jetze is Sonntag, 

14.00 Uhr, selbe Stelle, und jetzt muß er aber unbedingt kommen. Das ist ganz 

wichtig. Soll vorher zu Uwe‘s Mutter, dort Geld holen. Wir brauchen viel Geld 

und soll dort, äh einen Videorecorder holen und Klamotten und was weiß ich 

noch alles, ‘en haufen Zeug. Und er muß unbedingt Sonntag, 14.00 Uhr dort 

sein. Es ist ganz wichtig. Er kann jetzt keine Ausrede nochmal kommen. Er muß 

unbedingt…“810 

§ A n r u f  ( 4 )  — Am 20. April 1998 um 20.41 Uhr ging auf dem Anschluss von Jürgen 

H. ein Anruf ein, der von einer Telefonzelle in Chemnitz, Haydnstraße, ausging. Da-

bei wurde folgender Wortlaut auf den Anrufbeantworter gesprochen: 

„Hallo, diese Nachricht ist für Ralf. Er soll bitte Mittwoch, 18.00 Uhr am Treff-

punkt zwei sein. Er weiß schon bescheid. Alles klar, danke.“811 

                                                        
808 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 120. 
809 Ebd. 
810 Ebd. 
811 Ebd., Bl. 118. 
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§ A n r u f  ( 5 )  — Am 22. April 1998 um 19.02 Uhr ging auf dem Anschluss von Jürgen 

H. ein Anruf ein, der von einer Telefonzelle in Chemnitz, Hoffmannstraße, ausging. 

Eine Verbindung kam nicht zustande.812 

Über diese fünf Anrufe aus Telefonzellen fertigten die thüringischen ZielfahnderInnen 

mehrere Vermerke, die gut nachvollziehbar darstellen, dass jedenfalls in den drei zustande 

gekommenen Verbindungen konkrete Anweisungen für künftige Treffen übermittelt wurden, 

die für einen „Ralf“ – offenbar war damit Ralf Wohlleben gemeint – gedacht waren.813 Hierzu 

ergibt sich folgendes Bild: In Anruf (2) vom 11. April 1998 wurde Bezug genommen auf ein 

Treffen, das bereits „vor zwei Wochen“ stattfand oder stattfinden sollte, also möglicherweise 

im Zusammenhang mit Anruf (1) vom 17. März 1998 stand. In Anruf (2) wurde ferner Bezug 

genommen auf ein Treffen am nächstfolgenden Montag; dies wäre der 13. April 1998 gewe-

sen. Aus dem Anruf (3) vom 16. April 1998 ergibt sich, dass dieses Treffen vermutlich nicht 

zustande kam. Es handelte sich dabei um denselben Tag, an dem in den S-Records zu Wohl-

leben eine Verbindung mit dem Festnetzanschluss des Thomas S. in Chemnitz festgestellt 

wurde (siehe oben). In Anruf (3) wurde stattdessen ein neuer Trefftermin für den nachfolgen-

den Sonntag – also den 19. April 1998 – festgelegt. In Anruf (4) wurde schließlich ein neuer 

oder weiterer Trefftermin für den nachfolgenden Mittwoch – also den 22. April 1998 – ver-

einbart. Genau an diesem Tag ging der letzte bekannte Anruf (5) bei Jürgen H. ein. 

Darüber hinaus ist anhand der S-Records zum überwachten Anschluss des Jürgen H. 

ersichtlich, dass bereits vorher – am 14. März 1998 – ein Anruf eingegangen war, der von 

einer Telefonzelle in Chemnitz, Hoffmannstraße, geführt wurde. Dafür wurde dieselbe Tele-

fonzelle genutzt, von der auch der chronologisch letzte Anrufversuch am 22. April 1998 aus-

ging.814 Ob am 14. März 1998 eine Verbindung zustande kam, ist indes nicht nachvollziehbar: 

Dieser Anruf wurde in den ZFK-Vermerken gar nicht berücksichtigt. Er könnte aber ebenfalls 

in Zusammenhang gestanden haben mit einem beabsichtigten oder durchgeführten Treffen. 

Offen ist, ob diese bei der TKÜ gewonnenen Hinweise genutzt wurden für den naheliegenden 

Versuch, etwaige Kuriere bzw. Kurierfahrten zu beobachten. Auf Befragen gab der zuständi-

ge Sachbearbeiter Dressler an: 

  

                                                        
812 Ebd., Bl. 121. 
813 Ebd., Bl. 117 f., 120 f. 
814 Ebd., Bl. 120. 
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 „Lutz Richter, DIE LINKE: Wissen Sie noch, ob es jemals gelungen ist, Kurierfahrten 

zwischen dem Trio in Sachsen und Thüringen zu observieren bzw. mitzuverfolgen? 

Zeuge Jürgen Dressler: Ich weiß, dass es mal irgendwo eine Übergabe von Gegen-

ständen an der Autobahn gegeben hat. Aber die näheren Umstände dazu und ob wir 

da eine Observation drin hatten, das kann ich nicht mehr sagen.“815 

Aus einem Vermerk des damaligen ZFK-Leiters Ihling vom 25. Juni 1998 ergibt sich 

lediglich, es sei infolge der Anrufe bei Jürgen H. durch nicht näher erläuterte Ermittlungen 

festgestellt worden, dass eine Übernahme nicht näher bezeichneter „Dinge“ durch Wohlleben 

an einem unbekannt gebliebenen Ort erfolgt sei. Der Zeuge Wunderlich bestätigte auf Befra-

gen im früheren 3. UA zwar, es habe Hinweise auf Kurierfahrten gegeben. Diese hätten auf 

Angaben beruht, die Jürgen H., dessen Anschluss überwacht worden war, in einer Befragung 

gemacht habe. Diese Befragung fand jedoch erst deutlich später, im Jahr 1999, statt.816 

 

(e)  T K Ü - M a ßn a hm e g e ge n  R a yk  F .  

Am 4. Mai 1998 beschloss das AG Jena die Überwachung des Festnetzanschlusses der Marti-

na F. in Chemnitz für die Dauer von einem Monat. Zur Begründung wurde angegeben, die 

zurückliegende Auswertung von TKÜ-Maßnahmen habe Hinweise auf die Nutzung von Tele-

fonzellen im Bereich Chemnitz erbracht. Weitere dazu geführte Ermittlungen hätten ergeben, 

dass es sich bei diesem Anrufer um einen Rayk F. – den Sohn der Anschlussinhaberin – hand-

le. Die Maßnahme dauerte bis 26. Mai 1998 an und wurde dann vorzeitig beendet. Als Grund 

wurde in einem Vermerk, den der Zielfahnder Wunderlich am Tag der Abschaltung fertigte, 

angegeben, dass keine relevanten Verbindungen registriert worden seien.817 

Die ursprüngliche polizeiliche Anregung zu dieser Maßnahme und der staatsanwalt-

schaftliche Antrag gegenüber dem AG Jena, das die Maßnahme beschloss, ist in den Akten 

nicht aufzufinden. Jedoch existiert ein Vermerk des ZFK vom 27. April 1998, den u.a. der 

Zielfahnder Wunderlich unterzeichnete und in dem bereits ergriffene und noch geplante 

Fahndungsmaßnahmen punktiert werden. In diesem Vermerk wurde erstmals eine „Spur 

Chemnitz“ erwähnt, die nunmehr auszuwerten sei. Darüber hinaus wurde niedergelegt, dass 

                                                        
815 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 16. 
816 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 34. 
817 Vgl. UA-BT I, S. 343. 
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eine TKÜ-Maßnahme gegen F. beantragt werden solle. Am gleichen Tag fertigte das ZFK 

einen zweiten Vermerk. Hier heißt es, eine Rücksprache mit dem „zuständigen Sachbearbeiter 

in Chemnitz“ und dessen Auswertung habe ergeben, dass es sich bei dem Anrufer, der die 

Nachrichten auf dem Anrufbeantworter des Jürgen H. hinterlassen hatte, um Rayk F. handeln 

könnte.818 Es wurde nicht festgehalten, um welchen Sachbearbeiter welcher Behörde es sich 

handeln soll, inwieweit er „zuständig“ ist, welcher Art seine Auswertung war und auf welche 

Weise er den Rayk F. identifiziert haben will. In den Akten befindet sich schließlich noch eine 

undatierte, handschriftliche Wegbeschreibung zum damaligen Wohnort des F.819 

Der 1. UA konnte sich anhand eigens beigezogener Unterlagen820 davon überzeugen, 

dass mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit bei Martina und Rayk F. keinerlei Be-

zug zur rechten Szene bestand. Weder lief die überwachte Rufnummer in anderen TKÜ-

Maßnahmen auf, noch erbrachte die TKÜ gegen F. Hinweise auf Verbindungen – die aller-

dings bei den Akten nur für die Tage vom 7. bis 10. Mai 1998 dokumentiert sind – zu anderen 

im Fallkomplex bekannten Personen. Auf Befragen gaben der Sachbearbeiter Dressler,821 der 

leitende Zielfahnder Wunderlich822 sowie die weiteren MitarbeiterInnen des Zielfahndungs-

kommandos Schirrmacher823 und Zinserling824 jeweils an, ihnen sage der Name Rayk F. 

nichts. Es ist denkbar und jedenfalls nicht ausgeschlossen, dass von vornherein eine Ver-

wechslung mit dem damals in der rechten Szene in Chemnitz aktiven Rocco F. vorlag, der 

zumindest einen sehr ähnlichen Nachnamen trägt. Zu ihm liegen Anhaltspunkte vor, dass er 

wenigstens mit Mundlos persönlich bekannt war; zudem wurde eine ihm zugeordnete Mobil-

funknummer bei einer – allerdings erst späteren – TKÜ-Maßnahme gegen Jan W. bekannt. 825 

Insoweit bleibt offen, auf welche Weise eine – angebliche – Identifizierung des Telefonzel-

len-Anrufers vorgenommen wurde, ganz gleich, wem tatsächlich die nachfolgende TKÜ-

Maßnahme galt oder gelten sollte. Es erscheint in der Gesamtschau der dem 1. UA vorliegen-

den Unterlagen jedoch als abwegig, dass der Hinweis auf F. aus polizeilichen Ermittlungen 

resultierte. 

  
                                                        
818 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 120 
819 Ebd. 
820 D.i. ADS 403, 405. 
821 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 15 f. 
822 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.1998, S. 77. 
823 1. UA, Protokoll Georg Schirrmacher v. 29.01.2018, S. 16. 
824 1. UA, Protokoll Kathrin Zinserling v. 29.01.2018, S. 14. 
825 AbschlBer UA-BT II, Anl. 93, S. 23 f., 32, 44 f., 54, 68, 70; vgl. auch die konkrete Behauptung des Thomas 
S., dass Rocco F. das „Trio“ gekannt habe: ADS 736, Ordner 20, entspr. SAO 227.1, Bl. 28 f. 
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(f)  T K Ü - M a ßn a hm e g e ge n  J a n  W. ,  T h o mas  S .  un d  H e ndr i k  L .  

Ab August 1998 wurden TKÜ-Maßnahmen gegen mehrere Personen aus Chemnitz angeord-

net und vom Zielfahndungskommando des LKA Thüringen durchgeführt. Bei den Betroffe-

nen handelte es sich um Jan W., Thomas S. – beide waren zu dieser Zeit Führungspersonen 

der „Blood & Honour“-Sektion in Sachsen – sowie den weiteren Szeneangehörigen Hendrik 

L. Die Maßnahmen gegen diese drei Personen können auf eine Anregung durch das ZFK zu-

rückgeführt werden, die in einem Vermerk vom 3. August 1998 niedergelegt wurde. Dem-

nach hätten durch nicht näher erläuterte Ermittlungen jene drei Personen der rechten Szene in 

Chemnitz bekannt gemacht werden können, die mit hoher Wahrscheinlichkeit Wissen über 

den Aufenthaltsort der Flüchtigen haben.826 Die zuständige Staatsanwaltschaft Gera beantrag-

te auf dieser Grundlage am selben Tag die TKÜ-Maßnahmen gegen alle drei Personen mit der 

wiederum jeweils identischen Begründung, es stehe nach den bisherigen Ermittlungen zu 

vermuten, dass diese Personen telefonisch und legendiert Kontakt zu den gesuchten Beschul-

digten oder deren nicht näher bezeichneten „Hintermännern“ aufnehmen, um die weitere 

Flucht zu organisieren bzw. das fortgesetzte Verstecken abzusichern. Das AG Jena beschloss 

die beantragten Maßnahmen für jeweils einen Monat am 4. August 1998, wobei zu allen Be-

troffenen jeweils identisch ausgeführt wurde, es sei davon auszugehen, dass sie über nicht 

näher bezeichnete „Mittelsmänner“ legendierte Nachrichten mit den Beschuldigten austau-

schen und mit hoher Wahrscheinlichkeit deren Aufenthaltsort kennen würden.827 

Die Beschlüsse bezogen sich bei Thomas S. und Hendrik L. von vornherein auf deren 

Mobilfunkanschlüsse; bei Jan W. zunächst auf einen Festnetzanschluss, dessen Inhaberin sei-

ne Mutter war. Am 11. August 1998 erging ein weiterer Beschluss des AG Jena in Bezug auf 

einen zwischenzeitlich Jan W. zugeordneten Mobilfunkanschluss, wobei wiederum die glei-

che Begründung angegeben wurde, wonach der Betroffene „über Mittelsmänner legendierte 

Nachrichten mit den Beschuldigten austauscht und mit hoher Wahrscheinlichkeit Wissen über 

den momentanen Aufenthalt der mit Haftbefehl Gesuchten hat.“828 Die Überwachung dauerte 

jeweils bis 4. September 1998 an. Im Falle von Jan W. wurde die Maßnahme bis zum 

24. September 1998 verlängert. Hierzu war ein neuerlicher Beschluss des AG Jena ergangen, 

wobei zur Begründung – mit geringfügiger Variation der bisherigen Vermutung – ausgeführt 

wurde, Jan W. sei eine Kontaktperson der Flüchtigen und habe legendierte Nachrichten über-

                                                        
826 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 120. 
827 Ebd. 
828 Ebd., Bl. 93. 
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mittelt, wobei es nunmehr Hinweise gebe, wonach er die Beschuldigten auf nicht näher be-

zeichnete Weise organisatorisch unterstütze.829 

Die bei den Akten befindlichen Unterlagen zur TKÜ-Maßnahme gegen Thomas S. 

sind augenscheinlich vollständig. Hinsichtlich Hendrik L. fehlen die S-Records für den ge-

samten Zeitraum nach dem 7. August 1998, also für den größten Teil der angeordneten und 

offenbar vorzeitig beendeten Maßnahme. Bei Jan W. fehlen die S-Records für einzelne Zeit-

räume, die den 26./27. August, 4. bis 10. September, 14./15. September, 18./19. September, 

sowie den 22. und den 24. September 1998 betreffen.830 Anhand der ansonsten durch- 

gehenden Nummerierung der Verbindungen – sie repräsentieren Anwahlversuche, Telefonate 

und SMS-Kontakte – kann eingeschätzt werden, dass zu rund 1.300 Verbindungen des Jan W. 

keine Nachweise mehr auffindbar sind, die ursprünglich protokolliert worden waren. 

 

(g)  F r ag l i c h er  B e gr ün d un g s z u s am m en h an g  

Der Anregung und Anordnung der Maßnahmen ging nach Aktenlage voraus, dass das thürin-

gische Zielfahndungskommando am 31. Juli 1998 bei der Deutschen Telekom Auskünfte ein-

holte, welche Telefonanschlüsse auf Jan W., Thomas S. und Hendrik L. registriert sind. Dar-

über hinaus wurde am selben Tag eine Inhaberauskunft zu einer Festnetznummer in Chemnitz 

eingeholt, die durch den Provider der Mutter des Jan W. zugeordnet wurde. 831 Auf welche 

Weise das ZFK in den Folgetagen außerdem Kenntnis von dem später ersatzweise der Maß-

nahme zugrunde gelegten Mobilfunkanschluss des Jan W. erhielt, ist nach Aktenlage nicht 

nachvollziehbar. Es ergibt sich außerdem nicht, auf welche Weise der zunächst berücksichtig-

te Festnetzanschluss seiner Mutter bekannt geworden war. Soweit dies ersichtlich ist, kam die 

entsprechende Telefonnummer in zurückliegenden TKÜ-Maßnahmen nicht vor. Das gilt im 

Übrigen auch für die Mobilfunknummern von Thomas S. und Hendrik L. 

Die drei Personen müssen daher auf andere Weise bekannt gemacht und für relevant 

befunden worden sein. Anhand der Unterlagen, die dem 1. UA zur Verfügung stehen, und der 

Angaben von ZeugInnen ergeben sich unterschiedliche Versionen, wie es dazu gekommen 

sein soll: 

                                                        
829 Ebd. 
830 Ebd., Bl. 170 ff. 
831 Ebd., Bl. 120. 
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§ Stammte der Hinweis auf Jan W., Thomas S. und Hendrik L. aus Sachsen? — Die 

meisten der ZeugInnen, die danach befragt wurden, warum Jan W., Thomas S. und 

Hendrik L. für relevant befunden wurden, konnten dazu keine näheren Angaben ma-

chen. Die Zeugin Zinserling führte allgemein aus, es habe „direkt den Hinweis“ gege-

ben, „dass es hier drei Rechtsradikale gibt, die uns da Auskunft geben können.“832 Die 

Zeugin erklärte weiter, sich nicht zu erinnern, wann genau dieser Hinweis aufgekom-

men war und wer ihn erteilt hatte.833 Lediglich Zeuge Wunderlich machte konkrete 

Ausführungen dahingehend, dass diese Personen durch sächsische Behörden benannt 

worden seien: 

„Zeuge Sven Wunderlich: Durch die sächsischen Behörden sind uns meines Er-

achtens die Datensätze zu Lasch, Werner und Starke übermittelt worden als Per-

sonen, die im rechten Spektrum im oberen Bereich agieren und wichtige Kon-

taktpersonen sein könnten. Das hat auch zu TKÜ-Maßnahmen geführt.“834 

Auf Befragen, um welche sächsische Behörde es sich handelte, gab der Zeuge an, dies 

nicht mehr genau zuordnen zu können. Er wiederholte aber, zu wissen, „dass diese In-

formation aus Sachsen kam.“835 

§ War Jan W. der Telefonzellen-Anrufer? — Der Zielfahnder Wunderlich fertigte am 

9. September 1998 und unmittelbar vor dem Antrag, die TKÜ-Maßnahme gegen 

Jan W. zu verlängern, einen Vermerk, in dem es heißt, W. habe als Anrufer aus Tele-

fonzellen im April 1998 identifiziert werden können.836 Gegenüber dem 1. UA be-

zeugte niemand diese angebliche Identifizierung. Es wurden auch keine weiteren In-

formationen aktenkundig, die diese Behauptung stützen würden. Sie widerspricht 

vielmehr der früheren (und ebenso wenig belegten) Behauptung, nach der es sich bei 

dem Anrufer um Rayk F. gehandelt haben soll. Nach Aktenlage ergibt sich ansonsten 

nur, dass das ZFK Mitte 1998 davon ausging, dass es sich jeweils um ein und densel-

ben Anrufer handelte, der sich von Telefonzellen in Chemnitz aus an Jürgen H. in Je-

na gewandt habe, wobei Ausführungen zur möglichen Identität des Anrufers nicht 

gemacht wurden.837 Am 23. Juli 1998, also kurz vor Veranlassung der TKÜ-

                                                        
832 1. UA, Protokoll Kathrin Zinserling v. 29.01.2018, S. 13. 
833 Ebd., S. 14. 
834 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 30. 
835 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 21. 
836 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 99. 
837 Ebd. 
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Maßnahmen gegen Jan W., Thomas S. und Hendrik L., fertigte der Beamte Wunder-

lich einen Vermerk über die Ergebnisse der bisherigen Maßnahmen, in dem es heißt: 

„Durch eine Vielzahl weiterer TKÜ-Maßnahmen wurde festgestel1t, daß durch 

den [Jürgen] H. […] nach Abhören seines Anrufbeantworters dieser den Wohl-

leben, Ralf an einem unbekannten Ort über den Gesprächsinhalt in Kenntnis 

setzte. Hierbei soll es in der weiteren Folge zu Kontaktaufnahmen und Überga-

ben an einem Parkplatz der BAB 4 in der Nähe von Jena gekommen sein. Dabei 

erschien vermutlich eine Person mit einem kleinem PKW, welche in einer ande-

ren TKÜ mit der ‚Lange‘ bezeichnet wurde.“838 

Auch die Anregung für die TKÜ-Maßnahmen gegen Jan W., Thomas S. und Hen-

drik L., die in einem kurze Zeit später entstandenen Vermerk des ZFK vom 3. August 

1998 niedergelegt wurde, bezieht sich auf die Ergebnisse der TKÜ gegen Jürgen H. 

Nun war allerdings die Rede davon, dass es sich bei dem Anrufer um eine „unbekann-

te männliche Person“ gehandelt habe.839 Bei dieser Gelegenheit wurde nicht darauf 

eingegangen, in welchem Bezug die künftig zu überwachenden Personen in Chemnitz 

mit den früher aus Chemnitz heraus geführten Anrufen nach Jena oder auch zu etwai-

gen Kurierfahrten stehen sollen. Darüber hinaus wurden keine weiteren Ausführungen 

darüber gemacht, um wen es sich bei dem Kurier mit dem Namen – oder Spitznamen 

– „der ‚Lange‘“ handelt und wer diesen Namen in welcher TKÜ-Maßnahme erwähnt 

haben soll. 

Auf direktes Befragen, wer der Anrufer bei Jürgen H. war, gab der Zielfahnder Wun-

derlich an, nur zu wissen, dass es sich nicht um die Flüchtigen selbst gehandelt habe. 

Dies wisse man, da man „jemandem“ eine Aufzeichnung vorgespielt habe: 

„Kerstin Köditz, DIE LINKE: Es geht um die drei Anrufe ‘98 bei Jürgen Helbig, 

wo drei Mal Texte auf Helbigs Anrufbeantworter gesprochen wurden. 

Zeuge Sven Wunderlich: Gut. Das war keiner der drei Gesuchten. 

Kerstin Köditz, DIE LINKE: Ich frage Sie als Ermittler jetzt noch einmal: 

Wer war Ihrer Meinung der tatsächliche Anrufer? 

                                                        
838 Ebd., Bl. 121. 
839 Ebd. 
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Zeuge Sven Wunderlich: Das kann ich nicht sagen. Das weiß ich jetzt nicht. 

Entweder es ist ausermittelt worden, oder wir haben es damals festgestellt. Aber 

ich glaube, wir haben das nicht nachvollziehen können, wer der Anrufer war. 

Es war auf jeden Fall nicht Böhnhardt, Mundlos oder Zschäpe, weil wir die 

Stimme jemandem vorgespielt haben, der die Drei kannte, und hat gesagt: Alle 

drei ausgeschlossen.“840 

Der im Jahr 1999 polizeilich befragte Jürgen H. gab allerdings – den Behauptungen 

des Zeugen Wunderlich widersprechend – an, bei dem Anrufer habe es sich um Böhn-

hardt selbst gehandelt.841 

§ Fand eine Stimmidentifizierung statt? — Bereits im Falle des früher als Anrufer ange-

nommenen Rayk F. soll eine Stimmidentifizierung stattgefunden haben. Der 1. UA 

hatte sich mit der Frage auseinanderzusetzen, ob es eine solche Stimmidentifizierung 

gab, an der möglicherweise sächsische Behörden beteiligt waren, und ob sich daraus 

Hinweise auf Jan W., Thomas S. oder Hendrik L. ergeben haben könnten. 

Für das LfV Sachsen gab der Zeuge Boos an, sein Amt habe nicht über Mitschnitte der 

Telefonzellen-Anrufe aus dem Frühjahr 1998 verfügt.842 Ohnehin habe in dieser Zeit-

phase eine Einbeziehung des LfV Sachsen „in eine koordinierte Erkenntnisanalyse 

und -gewinnung durch Thüringische Behörden“ nicht stattgefunden.843 Auf die kon-

krete Frage, ob das LfV Sachsen an der Identifizierung des Jan W. als eventuellem 

Anrufer beteiligt war, gab der Zeuge an, er könne dies „nicht sicher sagen.“ Tatsäch-

lich liege die Information, dass Jan W. der Anrufer gewesen sei, dem LfV Sachsen 

schriftlich vor: Dies wisse man aus Unterlagen des LKA Thüringen, die das LfV 

Sachsen aber nicht vor September 1998 erhalten habe. Insoweit wisse man nicht, 

„[w]ie das LKA Thüringen darauf gekommen ist, dass W. […] derjenige war, der 

telefoniert hat.“844 

Der Zeuge Tüshaus bestätigte diese Angaben insoweit, dass beim LfV Sachsen nicht 

dokumentiert sei, auf welche Weise das LKA Thüringen darauf schloss, dass Jan W. 

der Anrufer war oder gewesen sein könnte. Die thüringische Annahme sei dem LfV 

                                                        
840 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 77. 
841 UA-BT I, S. 348. 
842 1. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 19.06.2017, S. 11. 
843 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 8. 
844 1. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 19.06.2017, S. 11. 
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Sachsen erst deutlich nach Schaltung der TKÜ bekannt geworden.845 Auf weiteres Be-

fragen, ob das LfV Sachsen an der Identifizierung mitwirkte, führte der Zeuge aus, er 

wisse dies nicht: 

„Lutz Richter, DIE LINKE: […] Mich würde interessieren, ob das LfV Sachsen 

einen Anteil an der ursprünglichen Identifizierung irgendeiner dieser Personen 

hatte. 

Zeuge Joachim Tüshaus: Das wüsste ich jetzt nicht. Ich weiß jetzt nicht, ob zum 

Beispiel im Jahre 1998 die Thüringer Kollegen auf uns zugegangen sind und ge-

sagt haben: ‚Wer könnte denn das sein, der hier so einen Kontakt hat?‘ Das 

wüsste ich jetzt nicht.“846 

Der Zeuge Mitarbeiter 59, ein Beschaffer des LfV Sachsen, beantwortete die Frage, 

ob das LfV Sachsen daran beteiligt war, mögliche Bezugspersonen des „Trios“ zu 

identifizieren, mit „Nein.“ Auf Befragen, ob Quellen des LfV Sachsen Tonband-

mitschnitte vorgespielt wurden, um Personen zu identifizieren, sagte der Zeuge: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Sie haben jetzt mehrfach von Telefonüberwachun-

gen gesprochen. Sie haben auch immer wieder erzählt, dass Quellen Bilder vor-

gelegt worden seien. Sind Quellen auch Tonbandaufzeichnungen vorgespielt 

worden, um eventuell Identifizierungen vorzunehmen? 

Zeuge MA 59: In unserem Bereich, glaube ich, nicht. Wir haben nur Bilder 

vorgelegt.“847 

§ Sammelten Jan W., Thomas S. und Hendrik L. Spenden für das „Trio“? — Der Zeuge 

Wunderlich trug bei der Befragung im früheren 3. UA eine weitere Version vor, wo-

nach Jan W., Thomas S. und Hendrik L. nicht oder nicht nur durch frühere Anrufe, 

sondern im Zusammenhang mit Spendengeldern bzw. -sammlungen für das Trio 

bekannt geworden seien: 

„Zeuge Sven Wunderlich: Die Gruppe Lasche, Starke und Werner ist im Zuge 

von Spendengeldern oder im Zuge von Sammeln von Bargeld für die drei Unter-

getauchten aufgetaucht. 
                                                        
845 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 6. 
846 Ebd., S. 33. 
847 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 59 v. 16.10.2017, S. 11. 
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Da gab es also Hinweise vom LfV Thüringen, dass das in Sachsen wohl stattfin-

den soll oder könnte. Und Werner, Starke und Lasch waren wohl die drei füh-

renden Mitglieder der ‚Blood & Honour‘-Bewegung in Sachsen, die als Organi-

satoren dieser Spenden- oder Sammelaktion eingestuft waren. Das führt dann 

zur Anregung von TKÜ-Maßnahmen, die durch die Staatsanwaltschaft beantragt 

und durch das Gericht beschlossen wurden. Wir können, wie ich das anfangs 

schon sagte, lediglich die Maßnahmen anregen.“848 

Bereits am Beginn der Fahndungsmaßnahmen im Jahr 1998 habe das LfV Thüringen 

mitgeteilt, „dass es Spendenaktionen bei durchgeführten rechten Konzerten gab“ und 

unter anderem auch versucht werde, „Pässe zu organisieren.“849 Auf weiteres Befragen 

gab der Zeuge an, es hätten dazu über Hinweise des LfV Thüringen hinaus auch Er-

kenntnisse „aus Sachsen“ vorgelegen, durch die Jan W., Thomas S. und Hendrik L. 

namhaft geworden seien: 

„Die Ermittlungen, die Grundlage dieser Anregung der TKÜ waren, wie ich das 

anfangs schon schilderte, waren die Ausführungen des LfV Thüringen als auch 

die Erkenntnisse, die wir aus Sachsen erhalten haben. Das haben wir ganz ein-

fach zusammengefasst, mit dem Hintergrund, dass für die drei Geld gesammelt 

wird, bei Konzerten gespendet wird, und das Geld muss ja zum Schluss irgend-

wo ankommen. Die drei Vertreter erschienen aus Sicht der sächsischen Behör-

den als die geeignetsten, die letztendlich über die Summen verfügten oder auch 

den weiteren Werdegang dieses Geldes festlegen konnten, und das waren die 

Gründe zur Anregung von TKÜ-Maßnahmen.“850 

Dies widerspiegelt sich nicht in der Aktenlage, insbesondere spielten etwaige Spen-

den(-sammlungen) bei der Anregung und Beantragung der TKÜ-Maßnahmen gegen 

diese drei Personen keine Rolle. Zwar lagen im Jahr 1998 tatsächlich Informationen 

vor, wonach aus dem Konzertbetrieb resultierende Finanzmittel der „Blood & Hono-

ur“-Sektion Sachsen zugunsten des Trios – vor allem für die Beschaffung von Waffen 

– verwendet werden sollen. Jedoch wurde dies erst später, nach Beginn der TKÜ-

Maßnahmen bekannt und kann sie insoweit nicht begründet haben. Andere Zielfahn-

derInnen bestätigten die Angaben des Zeugen Wunderlich denn auch nicht. So gab die 

                                                        
848 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 23. 
849 Ebd., S. 26. 
850 Ebd., S. 25. 
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Zeugin Zinserling an, es hätten zwar Hinweise vorgelegen, „dass sie [das ‚Trio‘] in-

nerhalb von der rechtsradikalen Szene unterstützt worden sind.“ Jedoch wisse zumin-

dest sie selbst nicht, bei wem es sich um den oder die Geldgeber gehandelt haben 

soll.851 Der Zeuge Kämmerer gab an, man habe aus TKÜ-Maßnahmen gewusst, dass 

die Flüchtigen Geld benötigen. Jedoch hätten sich daraus keine „konkreten Anfasser“ 

für die Ermittlungen ergeben.852 

Für das LfV Thüringen erklärte der Zeuge Wießner, es habe seiner Behörde tatsächlich 

ein Hinweis vorgelegen, der mit der Finanzierung des „Trios“ in Zusammenhang stand 

und der auf Thomas S. zurückgeführt werden konnte: Dieser habe bei einer Veranstal-

tung in Thüringen gegenüber einer Quelle des LfV Thüringen gesagt, dass „die Drei“ 

kein Geld mehr brauchen, da sie nun „jobben“ würden. Dies sei der einzige derartige 

Hinweis gewesen853 – und er wurde erst im November 1999 erlangt.854 Grundsätzlich 

sei, wie der Zeuge weiter ausführte, aus der Szene heraus durchaus zugunsten des 

„Trios“ gespendet worden, wobei dies über Ralf Wohlleben organisiert worden sei.855 

Der Zeuge räumte auch ein, es stimme, dass einmal „im Auftrag“ eine von seinen 

Quellen einen dreistelligen Geldbetrag an Wohlleben übergeben habe, das zu den 

Flüchtigen gebracht werden sollte.856 Auf die Frage nach möglichen aus Sachsen 

stammenden oder dort zugunsten des „Trios“ gesammelten Spenden gab der Zeuge an: 

„Lutz Richter, DIE LINKE: Hatten Sie konkrete Hinweise, dass durch ‚Blood-

&-Honour‘-Funktionäre in Sachsen Spenden zugunsten des Trios gesammelt 

wurden? 

Zeuge Norbert Wießner: Ich weiß nur, dass – – von Sachsen nicht. Zu ‚B & H‘ 

in Sachsen kann ich Ihnen, das sage ich Ihnen ganz ehrlich, keine Erkenntnisse 

bringen. Dazu kann ich Ihnen nichts sagen. Ich weiß nur, dass bei Konzerten, 

die in Thüringen stattgefunden haben, gesammelt worden ist für die drei.“857 

                                                        
851 1. UA, Protokoll Kathrin Zinserling v. 29.01.2018, S. 15. 
852 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 17. 
853 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 5 f. 
854 Schäfer-Bericht, Rdnr. 301, S. 171. 
855 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 6. Der Zeuge Wunderlich gab dagegen an, er habe da-
mals vom LfV Thüringen erfahren, dass namentlich André K. derjenige sei, „der versuchen soll, Bargeld zur 
Verfügung zu stellen“; vgl. 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 26. 
856 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 9. 
857 Ebd., S. 11. 
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Für das LfV Sachsen gab der Zeuge Diemaier an, es habe für seine Behörde seinerzeit 

keine Hinweise auf finanzielle Unterstützungen zugunsten der Flüchtigen gegeben.858 

Ohnehin – das betonte wiederholt der Zeuge Boos – habe das LKA Thüringen seiner 

Kenntnis nach zu dieser Zeit nicht mit dem LfV Sachsen zusammengearbeitet.859 

§ Kannten sich Jan W. und das „Trio“ von „Blood & Honour“? — Kurz vor dem Ende 

der TKÜ-Maßnahme gegen Jan W. fertigte der Zielfahnder Wunderlich am 15. Sep-

tember 1998 einen Vermerk, in dem wesentliche Ergebnisse zusammengefasst wur-

den. In dem Vermerk wird nichts ausgeführt zu der Frage, ob W. vormals Nachrichten 

für oder im Auftrag des „Trios“ nach Jena übermittelt hatte. Erwähnt werden vielmehr 

„Versorgungsfahrten“, die aber nicht direkt mit den Flüchtigen in Verbindung ge-

bracht werden: 

„W. […] ist ein führender Kopf der Blood and Honour Bewegung in Sachsen. 

Durch ihn werden eine Vielzahl von Konzerten und Zusammenkünften der rech-

ten Szene organisiert. Dabei wird Werner auch international aktiv, indem er 

rechten Musikgruppen aus der Schweiz, Großbritannien, Kanada und Schweden 

lukrative Auftrittsmöglichkeiten in Deutschland verschafft. Weiterhin wird über 

seine Person die Herstellung und der Absatz von rechtsextremen CD‘s in erheb-

licher Größenordnung gesteuert. Hierbei handelt es sich auch um T-Shirt‘s und 

Zeitschriften aus diesem Spektrum. 

In unregelmäßigen Abständen werden durch Werner Versorgungsfahrten durch-

geführt, bei denen er auch an verschiedenen Grenzübergängen oben angegebene 

Artikel in unbekannter Größenordnung übernimmt. Die Auswertung ergab, dass 

Werner als Kraftfahrer tätig ist und hierdurch eine große Mobilität in verschie-

dene Bundesländer erreicht.“860 

Es besteht kein Zweifel, dass Jan W. eine Führungsperson von „Blood & Honour“ in 

Sachsen war. Ein Bezug zum „Trio“ ergab sich daraus aber nur mittelbar anhand eines 

separaten Vermerks des ZFK vom selben Tag. Darin wurde behauptet, Böhnhardt, 

                                                        
858 3. UA, Protokoll Alfred Diemaier v. 19.04.2013, S. 18. 
859 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 25.03.2013, S. 25. 
860 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 122. 



 210 

Mundlos und Zschäpe hätten früher in Jena selbst zum „harten Kern“ von „Blood & 

Honour“ gehört.861 Für diese Behauptung wurde dem 1. UA kein Beleg bekannt. 

 

(h)  T K Ü - M a ßn a hm e g e ge n  S i e g f r i e d  S .  

Am 11. August 1998 – eine Woche, nachdem die Maßnahmen gegen Jan W., Thomas S. und 

Hendrik L. eingeleitet worden waren – wurde eine TKÜ-Maßnahme gegen den in Chemnitz 

wohnhaften Siegfried S. geschaltet. Am selben Tag hatte das Zielfahndungskommando des 

LKA Thüringen einen Vermerk gefertigt, in dem es hieß, dass am 9. August 1998 auf einer 

Autobahnraststätte an der A4 nahe Jena eine Übergabe von bisher unbekannten Gegenständen 

durchgeführt worden sei. Diese Übergabe habe Siegfried S. organisiert, welcher der rechten 

Szene in Chemnitz angehöre.862 In dem Vermerk war der Name des Siegfried S. handschrift-

lich hinzugesetzt worden. Von vornherein aufgedruckt war eine Mobilfunknummer, zu der 

das ZFK am selben Tag eine Inhaberauskunft einholte und offenbar dadurch erstmals den 

Namen des Anschlussinhabers erfuhr. Noch am gleichen Tag beschloss das AG Jena die 

Überwachung und Aufzeichnung des Fernmeldeverkehrs des durch S. genutzten Mobilfunk-

anschlusses für die Dauer eines Monats. Zur Begründung wurde angegeben, es sei infolge der 

Ermittlungen des LKA Thüringen davon auszugehen, „daß der Anschlußinhaber, welcher 

Angehöriger der rechten Szene in Chemnitz ist, über Mittelsmänner legendierte Nachrichten 

mit den Beschuldigten austauscht und mit hoher Wahrscheinlichkeit Wissen über den mo-

mentanen Aufenthalt der mit Haftbefehl Gesuchten hat.“863 

Insoweit stimmte der Wortlaut überein mit den früheren Beschlüssen gegen Jan W., 

Thomas S. und Hendrik L. Ein vorangegangener Antrag der Staatsanwaltschaft ist nicht bei 

den Akten. Die Überwachung des Anschlusses des Siegfried S. hielt bis 11. September 1998 

an. In den Unterlagen fehlen S-Records zu insgesamt sechs Telefonverbindungen, die im Zeit-

raum vom 24. bis 27. Juli 1998 angefallen sein müssen. Nach den vorliegenden Unterlagen 

kann ersehen werden, dass das Telefon auch nur sporadisch verwendet wurde: Fast alle Anru-

fe zum Anschluss des Siegfried S. führten ab dem Nachmittag des 23. August 1998 nur noch 

zu seiner Mailbox. Diese wurde am 1. September 1998 zum letzten Mal abgerufen. Mit Aus-

nahme eines einzelnen Anrufes am 29. August 1998 waren keine ausgehenden Anrufe mehr 

                                                        
861 Ebd., Bl. 123. 
862 Ebd., Bl. 113. 
863 Ebd. 
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zu verzeichnen. Es ist nach Aktenlage nicht erkennbar, aus welcher Maßnahme sich der ur-

sprüngliche Hinweis auf ihn bzw. seine Telefonnummer – die bis dato nicht aktenkundig ge-

worden war – oder auch ein angeblich durch ihn organisiertes Treffen ergeben haben soll. 

Ähnlich wie im Falle des früher überwachten Rayk F. ergeben sich auch zu Siegfried S. an-

hand zu seiner Person beigezogener Unterlagen864 keine Hinweise, dass er, wie damals be-

hauptet, der rechten Szene angehört haben könnte. 

Anhand retrograd erhobener Verbindungsdaten ist allerdings zu ersehen, dass es vor-

mals – seit dem 26. Mai 1998 – zu mehreren Telefonaten oder jedenfalls Anrufversuchen zu 

S. durch einen Anschluss gekommen war, der dem Szeneanhänger Gunter Frank F. gehörte; 

sein Anschluss findet sich auch in Verbindungsdaten aus der TKÜ-Maßnahme gegen 

Jan W.865 Es handelt sich bei Gunter Frank F. um einen mutmaßlichen Aliasgeber des Böhn-

hardt, dem bereits 1998 ein auf seinen Namen ausgestellter Reisepass und später auch eine 

entsprechende BahnCard zur Verfügung stand.866 Aufzeichnungen zu persönlichen Lebens-

umständen des Gunter Frank F. wurden zudem im Brandschutt der Frühlingsstraße 26 in 

Zwickau sichergestellt.867 In einer zeugenschaftlichen Vernehmung beim BKA räumte er 

Kontakte zum „Trio“ grundsätzlich ein. Er soll überdies beteiligt gewesen sein bei der Suche 

nach Unterkünften für das „Trio“.868 Diesem stand dadurch ab Sommer 1998 eine Wohnung 

in der Altchemnitzer Straße 12 in Chemnitz zur Verfügung. 

Bei der damaligen Wohnanschrift des Siegfried S., den auch das ZFK vermerkte, han-

delte es sich um ein direkt benachbartes Gebäude. Nach Aktenlage ist nicht zu erkennen, dass 

das thüringische Zielfahndungskommando versucht hätte, festzustellen, ob Siegfried S. selbst 

der Nutzer des ihm gehörenden und überwachten Anschlusses war oder ob er sein Mobiltele-

fon einer anderen Person zur Verfügung gestellt haben könnte. Die ZeugInnen des früheren 

3. UA und auch des 1. UA konnten zu ihm keine Angaben machen bzw. erklärten, sich nicht 

an S. zu erinnern.869 

 

                                                        
864 D.i. ADS 406. 
865 Vgl. auch ADS 215, Anl. ZF Bd. I, Bl. 450. 
866 ADS 736, Ordner 5, entspr. SAO 18.1, Bl. 416. 
867 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 43, Bl. 118 f. 
868 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 43.7, Bl. 223 f. 
869 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 77; 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, 
S. 15 f.; 1. UA, Protokoll Georg Schirrmacher v. 29.01.2018, S. 16; 1. UA, Protokoll Kathrin Zinserling v. 
29.01.2018, S. 14. 
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(i)  T K Ü - M a ßn a hm e g e ge n  A n t j e  un d  M i ch a e l  P .  

Am 7. Oktober 1998 beschloss das AG Jena die Überwachung und Aufzeichnung des Fern-

meldeverkehrs des von Michael P. genutzten Festnetzanschlusses in Limbach-Oberfrohna für 

die Dauer eines Monats. Zur Begründung wurde angegeben, es sei infolge der Ermittlungen 

des LKA Thüringen davon auszugehen, dass die Ehefrau des Anschlussinhabers, Antje P., 

Wissen über den gegenwärtigen Aufenthaltsort der Beschuldigten hat. In Auswertung der 

bereits angeordneten Telefonüberwachungen und umfangreicher weiterer Ermittlungen sei 

festgestellt worden, dass in der rechten Szene in Chemnitz über die Gesuchten gesprochen 

wurde. Zu Antje P. sei bekannt, dass sie in Chemnitz einen Szeneladen betreibe und eine 

Vielzahl von Kontakten in der rechten Szene unterhalte, die auch in das osteuropäische Aus-

land führen würden.870 Der Maßnahme lag eine Anregung durch das thüringische Zielfahn-

dungskommando zugrunde, die am selben Tag in einem Vermerk niedergelegt wurde. Dem-

nach sei bei früheren TKÜ-Maßnahmen festgestellt worden, dass in Chemnitz insbesondere 

im Bereich der „Blood & Honour“-Organisation – der Antje P. damals angehörte – über die 

Gesuchten gesprochen worden sei. Darüber hinaus sei „dienstlich bekannt“ geworden, dass 

namentlich Antje P. Kontakt zu den Flüchtigen unterhalte.871 

Am 15. Oktober 1998 beschloss das AG Jena darüber hinaus die Überwachung und 

Aufzeichnung des Fernmeldeverkehrs eines von Michael P. genutzten Mobilfunkanschlusses 

für die Dauer eines Monats. Zur Begründung wurde angegeben, dass der Anschlussinhaber, 

welcher der rechten Szene in Chemnitz angehöre, „Nachrichten mit den Beschuldigten aus-

tauscht und mit hoher Wahrscheinlichkeit Wissen über den momentanen Aufenthalt der mit 

Haftbefehl Gesuchten hat.“ Darüber hinaus lägen Hinweise vor, „daß die Beschuldigten sich 

derzeit im Ausland aufhalten, wo nach Erkenntnissen des LKA ein Treffen mit dem Anschlu-

ßinhaber bevorsteht.“872 Dieser weiteren Maßnahme lag eine neuerliche Anregung durch das 

thüringische Zielfahndungskommando zugrunde, die am Vortag in einem Vermerk niederge-

legt wurde. Demnach sei nun „dienstlich bekannt“ geworden, dass auch Michael P. Kontakte 

zu den Flüchtigen unterhalte. Zudem liege die Information vor, dass die damaligen Eheleute 

Antje und Michael P. beabsichtigen würden, vom 23. bis 25. Oktober 1998 zu einem Rechts-

rock-Konzert nach Ungarn zu reisen. Einem anonymen Hinweis zufolge würden sich zwei der 

Gesuchten ebenfalls in Ungarn aufhalten. Anhand der Telefonate des Michael P. solle nun-

                                                        
870 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 141 f. 
871 Ebd., Bl. 162. 
872 Ebd., Bl. 96. 
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mehr „die Verabredung eines Treffpunktes“ festgestellt werden, um die Flüchtigen anschlie-

ßend zu verhaften.873 

Die Formulierung ‚dienstlich wurde bekannt…‘ weist auf die nachrichtendienstliche 

Herkunft der Ausgangsinformationen hin. Die Zeugen Dressler führte dazu aus, dass man den 

Hinweis, die Flüchtigen könnten sich ins Ausland absetzen wollen – womöglich nach Ungarn 

oder auch über Bulgarien nach Südafrika – durch das LfV Thüringen erhalten habe.874 Soweit 

dies bei der Begründung der TKÜ-Maßnahme außerdem in Verbindung gebracht wurde mit 

möglichen Kenntnissen der Antje P. über den Aufenthaltsort des „Trios“, lagen zudem nach 

aller Wahrscheinlichkeit konkret die Angaben zugrunde, die zwischenzeitlich die branden-

burgische Quelle „Piatto“ gemacht hatte und die teilweise dem LKA Thüringen mitgeteilt 

wurden (siehe unten). 

 

II.1.4.9 D e r  „P i a t t o“ - K o mp l e x 

(a)  D i e  „ B um s “ - S M S vo n  J a n  W.  

Im Zuge der Überwachung des Mobilfunkanschlusses des Jan W. wurde bekannt, dass dieser 

am 25. August 1998 um 19.21 Uhr eine SMS absandte mit dem Inhalt: 

„HALLO. WAS IST MIT DEN BUMS?“875 

Die SMS war an einen anderen Mobilfunkanschluss gerichtet. Spätestens im Wege ei-

nes Auskunftsersuchens vom 10. November 1998 erfuhr das thüringische Zielfahndungs-

kommando, dass es sich bei dem Anschlussinhaber um das Ministerium des Innern des Lan-

des Brandenburg handelte. Aus retrograden Verbindungsdaten, die im Zuge der TKÜ-

Maßnahme gegen Jan W. erhoben wurden, ergibt sich, dass spätestens seit dem 20. Juni 1998 

und im weiteren Überwachungszeitraum wiederholt Kontakt zu diesem Anschluss bestanden 

hatte, wobei anhand der automatisch generierten Verbindungslisten eine Zuordnung zum 

brandenburgischen Innenministerium schon deutlich vor dem 10. November 1998 möglich 

war.876 Soweit dies nachvollzogen werden kann, gingen die thüringischen ZielfahnderInnen 

anhand der „Bums“-SMS nicht davon aus, dass damit Waffen gemeint gewesen sein könnten. 

                                                        
873 Ebd. 
874 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 11, 14, 25. 
875 Vgl. die Ausführungen dazu in AbwBer 3. UA, Kap. II.1.4, S. 40 f. 
876 Vgl. auch ADS 215, Anl. ZF Bd. II, Bl. 13. 
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Auf die Frage, ob Informationen vorlagen, nach denen das „Trio“ bewaffnet war oder sich 

bewaffnen wollte, gaben die ZeugInnen Wunderlich, Schirrmacher und Zinserling an, dass 

dies im Allgemeinen nicht der Fall gewesen sei.877 Die Zeugin Oswald gab an, dies nicht 

mehr zu wissen.878 Der Zeuge Wunderlich führte aus, man sei auf die auffällige SMS „gesto-

ßen“, habe aber nicht auf Waffen schließen können: 

„Zeuge Sven Wunderlich: […] Auf eine Waffe sind wir nicht gekommen. Das wäre das 

Allerletzte gewesen. Da wären wir eher auf ganz andere Dinge gekommen.“879 

Das Handy, zu dem Jan W. Kontakt hielt, wurde durch die brandenburgische Quelle 

„Piatto“ – also Carsten Szczepanski – genutzt, der zu diesem Zeitpunkt gegenüber dem LfV 

Brandenburg bereits einmal über das flüchtige „Trio“ berichtet hatte.880 Der Zeuge Wunder-

lich gab an, dass ihm damals der Name Szczepanski nicht bekannt gewesen sei und auch nicht 

habe ermittelt werden können, dass es sich bei ihm um den tatsächlichen Anschlussnutzer 

handelte.881 Aus heutiger Sicht wäre er „die für uns wichtige Kontaktperson“ gewesen. An 

seiner statt habe man „uns eben den Ralf Wohlleben als ‚totes Tier‘ da angeboten“, was mit 

dazu geführt habe, dass die Ermittlungen nicht vorangekommen seien.882 Insoweit steht nicht 

fest, zu welchem Zeitpunkt das ZFK erstmals den brandenburgischen Anschluss bemerkt hat-

te; womöglich war dies bereits deutlich vor der inkriminierten SMS der Fall gewesen. Nach 

der „Bums-SMS“ trat der brandenburgische Anschluss nicht mehr in Erscheinung. Jedoch 

wurde im Wege eines weiteren Auskunftsersuchens der Inhaber eines anderen Mobilfunkan-

schlusses festgestellt; es handelte sich dabei um einen (Deck-)Namen in Potsdam. Dieser 

zweite Anschluss, vermutlich wieder durch Szczepanski genutzt, hatte wenige Tage nach der 

„Bums-SMS“ mit Jan W. Kontakt aufgenommen.883 

Wie der Zeuge Wunderlich weiter ausführte, habe man den Umstand, in der TKÜ-

Maßnahme auf einen Anschluss des brandenburgischen Innenministeriums gestoßen zu sein, 

unverzüglich „dienstlich weitergegeben“.884 Konkret habe er seinen Vorgesetzten informiert 

und gebeten, „auf der ganz großen Ebene“ des Präsidenten des LKA Thüringen „prüfen zu 

                                                        
877 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 21; 1. UA, Protokoll Georg Schirrmacher v. 29.01.2018, 
S. 8; 1. UA, Protokoll Kathrin Zinserling v. 29.01.2018, S. 8. 
878 1. UA, Protokoll Grit Oswald v. 29.01.2018, S. 7 f. 
879 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 78. 
880 AbschlBer UA-BT I, S. 160, 409 ff. 
881 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 79. 
882 Ebd. 
883 Vgl. auch ADS 215, Anl. ZF Bd. II, Bl. 16, 19. 
884 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 42. 
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lassen, wer sich wohl hinter dieser Nummer verbirgt bzw. wer das Mobiltelefon bei sich hat.“ 

Daneben habe man auch das LfV Thüringen informiert.885 Man habe damals vor allem geklärt 

haben wollen, ob man womöglich „versehentlich das LfV hier auf der Leitung“ hat, zumal 

man gegen derartige Anschlüsse aus rechtlichen Gründen keine eigenen TKÜ-Maßnahmen 

habe schalten könne.886 

Der damals beim LfV Brandenburg tätige Zeuge Meyer-Plath bestätigte, dass das frag-

liche Handy für die Quelle beschafft worden war, um die Kommunikation zu erleichtern, aber 

auch dafür, damit die Quelle Kontakte zur Szene unterhalten könne.887 Auf weiteres Befragen 

gab der Zeuge an, er erinnere sich zwar nicht mehr, ob durch dieses Telefon eine Enttarnung 

der Quelle drohte. Jedoch habe er den Akten entnehmen können, „dass es einen Hinweis vom 

Bundesamt für Verfassungsschutz gab, dass diese Rufnummer in einer TKÜ eine Rolle spielte 

und dass sie eben auf das Brandenburger Innenministerium zurückverfolgbar war.“888 Indes 

sei er selbst zu dem Zeitpunkt, als die „Bums-SMS“ versendet wurde – und damit auch bei 

dem hernach vorgenommenen Austausch des Handys – „offensichtlich in einem dreiwöchigen 

Sommerurlaub“ gewesen.889 

Nach der Weitergabe der Information sei jedenfalls, wie der Zeuge Wunderlich be-

merkte, auf der überwachten Leitung „gar nichts mehr“ gekommen, „und dann war dieser 

Fahndungsansatz“ – dies meint die TKÜ-Maßnahme gegen Jan W. – „dahin“ gewesen.890 Es 

sei plötzlich „alles in der Richtung tot“ gewesen, sodass man faktisch durch die Weitergabe 

der Information zu dem brandenburgischen Anschluss „unseren eigenen Fahndungsansatz im 

Prinzip kaputtgemacht“ habe.891 

 

(b)  D i e  Q u e l l e  „P ia t t o “  

Die Quelle „Piatto“ wurde zeitweise durch Gordian Meyer-Plath geführt. Dieser gab als Zeu-

ge des 1. UA an, zunächst beim LfV Brandenburg als Auswerter tätig gewesen zu sein, „ge-

                                                        
885 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 79. 
886 Ebd., S. 78. 
887 1. UA, Protokoll Gordian Meyer-Plath v. 11.12.2017, S. 19. 
888 Ebd., S. 20. 
889 Ebd. 
890 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 78. 
891 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 42. 
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nau an der Stelle, wo die Informationen von ‚Piatto‘ auch damals ausgewertet wurden.“892 

Aufgrund der Vielzahl von Informationen, die diese Quelle lieferte, habe es der dortige Abtei-

lungsleiter für richtig befunden, dem bisherigen V-Mann-Führer der Quelle einen Kollegen 

mit Auswertungserfahrung zur Seite zu stellen, um „sozusagen für eine bessere, intensivere, 

mit noch mehr Sachkenntnis unterlegte Abschöpfung von ‚Piatto‘ zu sorgen.“ Insoweit habe 

er selbst „Piatto“ dann auch geführt, obwohl er originär kein Beschaffer gewesen war.893 

In der Folge habe es „um die 30 Treffen“ gegeben, bei denen er mit der Quelle – teils 

auch allein – zusammengekommen sei.894 Eine „Vielzahl“ der dabei generierten Quellenmel-

dungen hätten einen Sachsen-Bezug aufgewiesen.895 Er gehe davon aus, dass entsprechende 

V-Mann-Berichte (sogenannte Deckblattmeldungen), die sich auf Sachsen bezogen, in der 

Folge auch jeweils dem LfV Sachsen bekannt gemacht wurden. Soweit das LfV Sachsen auf 

diesem Wege vom Einsatz einer brandenburgischen Quelle in Sachsen wusste, habe ein aus-

drückliches Einvernehmen mit dem LfV Sachsen nicht erst hergestellt werden müssen.896 Auf 

die Frage, wie oft „Piatto“ in Sachsen und speziell in Chemnitz war, gab der Zeuge an, dies 

lasse sich – bis zu seinem eigenen vorläufigen Ausscheiden aus dem Amt Ende Oktober 1998 

– „bestimmt an einer Hand abzählen.“897 Er selbst habe ihn jedenfalls nie nach Sachsen be-

gleitet.898 Danach gefragt, woraus es sich ergab, dass die Quelle offensichtlich einen guten 

Zugang zu sächsischen „Blood & Honour“-AnhängerInnen hatte, gab der Zeuge an, sich da-

ran nicht mehr zu erinnern. Er wisse auch nicht mehr, ob die Quelle selbst eine regelrechte 

Funktion bei B & H hatte. 

Jedoch hätten Personen wie Jan W. und Antje P. zu dem Personenkreis gehört, der 

Piatto regelrecht „betreute“, als er inhaftiert war. Daher habe die Quelle an diese Personen 

nicht erst herangeführt werden müssen.899 Wiederum nicht gewusst habe er damals, dass 

„Piatto“ in einem von Antje P. betriebenen Szenegeschäft in Chemnitz sogar ein „Praktikum“ 

absolvierte.900 

  

                                                        
892 1. UA, Protokoll Gordian Meyer-Plath v. 11.12.2017, S. 16. 
893 Ebd. 
894 Ebd., S. 31. 
895 Ebd. 
896 Ebd., S. 16. 
897 Ebd. 
898 Ebd., S. 17. 
899 Ebd., S. 18 f. 
900 Ebd., S. 22. 
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(c)  B e r i ch t e  d e r  Qu e l l e  „ P i a t t o “  zu m „T r io “  

Die Quelle „Piatto“ berichtete im Zeitraum von August bis Oktober 1998 fünf Mal über die 

Flüchtigen und über mutmaßliche UnterstützerInnen im Raum Chemnitz: 

§ In dem chronologisch ersten Bericht vom 19. August 1998 heißt es: 

„Laut Antje Probst (Limbach) seien drei sächsische [sic!] Skinheads (zwei Män-

ner und eine Frau) zur Zeit wegen verschiedener Straftaten auf der Flucht vor 

der Polizei. Dieser Fall sei medienbekannt. Die drei, von denen einer anonym 

Artikel für die Publikation ‚White Supremacy‘ geschrieben habe, wollen sich 

angeblich innerhalb der nächsten drei Wochen mit ‚geliehenen Pässen‘ nach 

Südafrika absetzen und dort in neue Identitäten schlüpfen.“901 

Der Zeuge Meyer-Plath erklärte, sich an das Treffen mit der Quelle, an dem er selbst 

teilgenommen hatte, nicht erinnern zu können. In der damaligen Situation sei ihm der 

Sachverhalt, den die Quelle schilderte, noch nicht bekannt gewesen.902 Der Zeuge 

Dr. Vahrenhold erklärte, das LfV Sachsen habe von der Quellenmeldung Kenntnis 

erhalten in einem Schreiben des LfV Brandenburg vom 24. August 1998.903 

§ In einem zweiten Bericht vom 9. September 1998 heißt es: 

„Einen persönlichen Kontakt zu den drei sächsischen Skinheads […] soll Jan 

Werner haben. Jan Werner soll zur Zeit den Auftrag haben ‚die drei Skinheads 

mit Waffen zu versorgen‘. Gelder für diese Beschaffungsmaßnahme soll die 

‚Blood & Honour‘-Sektion Sachsen bereitgestellt haben. Die Gelder stammen 

aus Einnahmen aus Konzerten und dem CD-Verkauf. 

Nach Entgegennahme der Waffen – noch vor der beabsichtigten Flucht nach 

Südafrika – soll das Trio einen weiteren Überfall planen, um mit dem Geld so-

fort Deutschland verlassen zu können. Der weiblichen Person des Trios will Ant-

je Probst ihren Pass zur Verfügung stellen. Probst und Werner sollen unabhän-

gig voneinander und ohne Wissen des anderen für die drei tätig sein.“904 

                                                        
901 Zit. n. AbschlBer UA-TH I, S. 1163. 
902 1. UA, Protokoll Gordian Meyer-Plath v. 11.12.2017, S. 20 f. 
903 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 5. 
904 Zit. n. AbschlBer UA-TH I, S. 1164. 
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Der Zeuge Dr. Vahrenhold erklärte dazu, das LfV Sachsen habe von dieser Meldung 

durch ein Schreiben erfahren, das erst am 14. September 1998 einging.905 Der Zeuge 

Diemaier führte aus, die explizite Erwähnung einer Waffe habe eine „wesentliche Bri-

sanz“ bedeutet, „weil das eigentlich in der Zeit, die ich im Verfassungsschutz arbeite-

te[,] nie vorgekommen“ sei. Jedoch habe man die Flüchtigen nicht weiter einzuschät-

zen gewusst, „weil wir keine Anhaltspunkte hatten und von den Erkenntnissen der 

Personen her überhaupt keine Mitteilung bekamen.“906 

§ In einem dritten Bericht vom 16. September 1998 heißt es: 

„Ein Angehöriger des ‚Sächsischen Skinhead-Trios‘ hat den Artikel auf Seite 26 

der Publikation ‚White Supremacy‘ verfaßt […].“907 

Der Zeuge Meyer-Plath gab zu dem zugrundeliegenden Treffen an, dass die Quelle 

dabei versucht habe, „diese Personen, die untergetaucht sind, irgendwie zu charakteri-

sieren.“908 

§ In einem vierten Bericht vom 29. September 1998 heißt es: 

„Am Rande des Konzerts erfuhr die Quelle, dass Jan Werner bei seinen Versu-

chen, die drei flüchtigen Neonazis aus Thüringen mit Waffen zu versorgen, noch 

nicht erfolgreich war und die Suche fortsetzt.“909 

Auf Befragen gab der Zeuge Meyer-Plath an, er könne sich nicht erinnern, ob es im 

Gespräch mit der Quelle auch „um die Frage ging, um was für konkrete Waffen es 

sich gehandelt hat. Auch nicht, zu welchem Zweck, wobei der Zweck sich ja eigent-

lich nur daraus erschließt, dass damit Überfälle begangen werden sollen.“910 

  

                                                        
905 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 6. 
906 3. UA, Protokoll Alfred Diemaier v. 19.04.2013, S. 5. 
907 Zit. n. AbschlBer UA-BT II, S. 312. 
908 1. UA, Protokoll Gordian Meyer-Plath v. 11.12.2017, S. 21. 
909 Zit. n. AbschlBer UA-BT I, S. 402. 
910 1. UA, Protokoll Gordian Meyer-Plath v. 11.12.2017, S. 22. 
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§ In einem fünften und letzten Bericht vom 13. Oktober 1998 heißt es: 

„Gesprächsweise konnte die Quelle von Werner erfahren, dass dieser immer 

noch auf der Suche nach Waffen für die drei flüchtigen thüringischen Neonazis 

ist.“911 

Als Zeuge des Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestages gab Meyer-

Plath an, er selbst habe bei dem zugrundeliegenden Treffen mit der Quelle dieser den 

mündlichen Auftrag erteilt, „die weitere Entwicklung der ‚Blood & Honour’-Spaltung 

zu verfolgen“ sowie „erneut“ Erkenntnisse „zu den drei flüchtigen Thüringer Neonazis 

zu beschaffen.“ In dem Zusammenhang sei die Quelle beauftragt worden, am nachfol-

genden Wochenende nach Chemnitz und Dresden zu reisen.912 Gleichwohl berichtete 

die Quelle danach – soweit dies bekannt ist – nichts mehr über die Flüchtigen oder 

mögliche Unterstützungsleistungen durch sächsische Gesinnungsgenossen. 

 

(d)  D i e  „ P i a t t o “ - Ko nf e r e n z  a m 1 6 .  S ep t em b er  1 9 98  

Infolge der zweiten Meldung der Quelle „Piatto“, die dem LfV Sachsen am 14. September 

1998 bekannt wurde, fand am 16. September 1998 eine Besprechung in Potsdam statt,913 an 

der sich VertreterInnen des LfV Brandenburg, des LfV Thüringen und des LfV Sachsen betei-

ligten. Zum Inhalt dieses Treffens existiert ein – mit anderen Teilnehmenden nicht konsentier-

tes914 – Protokoll, das eine Teilnehmerin des LfV Sachsen fertigte.915 Ziel des Treffens war 

diesem Vermerk zufolge, die Angaben der brandenburgischen Quelle für die Fahndung nutz-

bar zu machen, ohne den Nachrichtengeber, d.h. das LfV Brandenburg und dessen Quelle, zu 

gefährden. Es wurden hierzu folgende wesentliche Festlegungen getroffen: 

„1.  IM Brandenburg ist grundsätzlich nicht bereit, die Quellenmeldung als solches 

für die Polizei freizugeben. 

                                                        
911 Zit. n. AbschlBer UA-BT I, S. 402. 
912 UA-BT I, Protokoll der 64. Sitzung, 15.04.2013, S. 7; fast wortgleich auch im UA-TH I, Protokoll der 45. 
Sitzung, S. 228. 
913 1. UA, Protokoll Gordian Meyer-Plath v. 11.12.2017, S. 29. 
914 Ebd., S. 5. 
915 In dem Vermerk wird das Treffen fälschlich auf den 17. September 1998 datiert; vgl. dazu die Klarstellung in 
1. UA, Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 18. 
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2.  Ggf. Erstellung eines Behördenzeugnisses durch BfV, da Unterstützung von dort 

zugesagt. 

3.  LfV Thüringen informiert ohne Nennung der Herkunft der Information das 

LKA Thüringen über den Sachverhalt – Behandlung der Hinweise mit hoher 

Sensibilität wird vorausgesetzt.“916 

Der 1. UA befasste sich mit mehreren Aspekten des Treffens und der dabei erzielten 

Vereinbarungen, die teils erhebliche Auswirkungen auf nachfolgend ergriffene Maßnahmen 

zur Suche nach dem „Trio“ hatten: 

§ B e t e i l i gu n g  un d  Po s i t i on  d e s  Lf V Sa c h s e n  — Für das LfV Sachsen 

nahmen an diesem Treffen der damalige Referatsleiter Diemaier, der Beschaffer Mit-

arbeiter 59 und die Auswerterin Mitarbeiter 95 teil.917 Der Zeuge Diemaier gab hierzu 

an, es sei damals vor allem um die Frage gegangen, ob und in welcher Weise die ge-

wonnenen Informationen an die Polizei gegeben werden können. Bei dem Treffen sei 

dagegen über die Flüchtigen selbst nicht gesprochen worden und seiner Erinnerung 

nach auch nicht über die Frage, wo diese sich aufhalten könnten.918 Der Zeuge Mitar-

beiter 59 führte aus, die Einladung zu diesem Treffen sei durch die brandenburgischen 

KollegInnen „ins Blaue“ hinein ausgesprochen worden. Man habe ihn daraufhin gebe-

ten, dorthin zu fahren.919 Das Treffen habe, soweit er dies rekapitulieren könne, rund 

zwei Stunden gedauert.920 Die Zeugin Mitarbeiter 95 gab an, sie habe über das Treffen 

für das LfV Sachsen einen Vermerk gefertigt, aus dem sich Ablauf und Inhalte erge-

ben. Es sei auch ihrer Erinnerung nach die Zielstellung gewesen, eine Form zu finden, 

„wie diese Quelleninformation an die Polizei weitergegeben werden könnte.“921 

Der Zeuge Tüshaus, damals Leiter der Abteilung 2 im LfV und insoweit direkter Vor-

gesetzter des Referatsleiters Diemaier, gab an, es sei damals aus sächsischer Sicht 

„zwingend“ erschienen, die Polizei zu informieren.922 Am besten, so der Zeuge Boos, 

wäre gewesen: „eintüten, Briefmarke drauf, an die Polizei.“923 Besonders alarmierend 

                                                        
916 Zit. n. AbschlBer UA-BT I, S. 404. 
917 3. UA, Protokoll Alfred Diemaier v. 19.04.2013, S. 13, 35. 
918 Ebd., S. 7, 15. 
919 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 59 v. 16.10.2017, S. 13. 
920 Ebd., S. 27. 
921 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 95 v. 18.10.2017, S. 4. 
922 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 5. 
923 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 33. 
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sei gewesen, dass es in dem vorangegangenen V-Mann-Bericht um „weitere Überfäl-

le“ ging, wodurch eine strafrechtliche Relevanz angezeigt gewesen sei. Indes sei 

damals nicht klar gewesen, was „weitere Überfälle“ bedeutet, auch in der Folge habe 

man zu dieser Frage keine Erkenntnisse gewinnen können.924 Der Zeuge Mitarbei-

ter 59 bestätigte, dass man in diesem Sinne bei dem Treffen die Empfehlung ausge-

sprochen habe, „das so schnell wie möglich an die Polizei umzusetzen.“925 

Darüber hinaus habe man auf die brandenburgischen KollegInnen „eingewirkt“, aus-

gehend von den bisher erlangten Quelleninformationen „weiter nachzuforschen und, 

wenn möglich, über diese Quelle noch Informationen zu gewinnen.“926 Der Zeuge 

Meyer-Plath, der kein Teilnehmer des Treffens war,927 sagte hierzu, es sei in der Tat 

ein Ergebnis der Beratung gewesen, „dass ‚Piatto‘ alles dransetzen soll, um weitere 

Erkenntnisse zu gewinnen.“ Daher habe er in einem späteren Treffbericht mit der 

Quelle vermerkt, dass diese aufgefordert worden sei, „weitere Erkenntnisse zu den 

Untergetauchten und ihrem Verbleib zu generieren.“928 

Wie der Zeuge Diemaier auf Befragen einräumte, hätten es allerdings seines Wissens 

die Angaben „Piattos“ nicht nach sich gezogen, auf Seiten des LfV Sachsen die dort 

geführten Quellen gezielt nach ihren möglichen Kenntnissen zu befragen.929 

§ B e h a r r e n  a u f  Qu e l l e n s c hu t z  — Gleichwohl habe, wie mehrere Zeugen anga-

ben, das LfV Brandenburg darauf bestanden, den Quellenschutz aufrecht zu erhal-

ten,930 sodass man von dorther „grundsätzlich nicht einer Weitergabe der Quellenmel-

dung an die Polizei“ zustimmte.931 Das LfV Brandenburg habe die klare und alle Be-

teiligten bindende Beurteilung getroffen, dass hier der Quellenschutz höher zu werten 

sei als das Strafverfolgungsinteresse.932 Wie der Zeuge Dr. Vahrenhold ausführte, sei 

die Entscheidung gegen eine Mitteilung an die Polizei eine „dem dortigen Landesamt 

zustehende Beschränkung“ gewesen.933 Aus sächsischer Sicht habe man, da es sich 

um Erkenntnisse einer anderen Behörde handelte und diese auf dem Schutz ihrer 
                                                        
924 1. UA, Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 19. 
925 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 59 v. 16.10.2017, S. 12. 
926 Ebd., S. 13. 
927 1. UA, Protokoll Gordian Meyer-Plath v. 11.12.2017, S. 20. 
928 Ebd., S. 29. 
929 1. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 19.06.2017, S. 10. 
930 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 6. 
931 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 9. 
932 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 21.01.2013, S. 10. 
933 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 74. 
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Quelle beharrte, einem gesetzlichen Übermittlungsverbot unterlegen.934 Zur grund-

sätzlichen Problematik des Quellenschutzes, die sich in diesem Falle stellte, erklärte 

der Zeuge weiter: 

„Zeuge Dr. Olaf Vahrenhold: Ich konstruiere jetzt mal ein Beispiel, was sich 

hier nicht dran anlehnt, sondern einfach mal zur Erklärung dienen soll: Wenn 

ich eine Information, zum Beispiel aus einem Vier-Augen-Gespräch, habe und 

da bestimmte Fakten mitgeteilt werden, dann sind diese Fakten möglicherweise 

für den Gesprächspartner natürlich unmittelbar wiedererkennbar, wenn er diese 

Information nur diesem einen Gesprächspartner gegeben hat. Damit ist die 

Quelle unmittelbar gefährdet. Ich weiß nicht, ob das hier so war. Aber die Beur-

teilung, ob und inwieweit die Quellengefährdung eben besteht, obliegt aus-

schließlich eben diesem Landesamt, weil genau dieses Landesamt alle Informa-

tionen hat. Nur die können wirklich wissen: Wie war die Situation? In welcher 

Konstellation wurde die Information der Quelle übergeben? Und kann mit die-

ser Information vielleicht auch in abgeschichteter Form agiert werden? Das ist 

ja durchaus auch ein Gedanke, dem man nähertreten kann, den man vielleicht 

versucht, Informationen, ich sage jetzt mal in Anführungsstrichen, ‚etwas herun-

terzubrechen‘, indem man nicht alle Details mitteilt, sondern nur sich vielleicht 

herantastend damit beschäftigt und die Polizei da versucht da ins Boot zu neh-

men.“935 

Jedoch sei im vorliegenden Falle eine Übermittlung an die Polizei – auch in abstra-

hierter, „abgeschichteter Form“ – zunächst ausgeschlossen gewesen.936 

§ R o l l e  d e s  B f V  — Wie sich aus dem Protokoll zu dem Treffen und auch aus Aus-

führungen des Zeugen Tüshaus ergibt, hatte das BfV vorab die Bereitschaft signali-

siert, ein sogenanntes Behördenzeugnis zu fertigen,937 in dem die an die Polizei zu 

übermittelnden Informationen anstelle der eigentlichen Quellenmeldung schriftlich fi-

xiert worden wären, ohne die Herkunft der Hinweise offenzulegen. Diese mögliche 

Lösung sei aber verworfen worden.938 Auf Befragen, warum diese Möglichkeit ver-

                                                        
934 Ebd., S. 77. 
935 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 21.01.2013, S. 9. 
936 Ebd., S. 9 f. 
937 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 5. 
938 Ebd., S. 23. 
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worfen wurde, gab der Zeuge an, dass diese Lösung dem Quellenschutzinteresse nicht 

hinreichend entgegengekommen wäre: 

„Zeuge Joachim Tüshaus: Ich gehe davon aus, dass es Quellenschutzgründe wa-

ren. Wenn diese Erkenntnis zum Beispiel aus einem Vieraugengespräch stammt 

– der eine sagt dem anderen: „Kannst du mir eine Waffe besorgen?“ –, dann ist 

egal, welche Behörde nachher drübersteht; wenn der Inhalt dieses Gesprächs 

bekannt wird, ist anzunehmen, dass zwei von diesen vier Augen, die an dem 

hängen, es gesagt haben.“939 

Im Übrigen nahmen VertreterInnen des BfV an dem Treffen in Potsdam nicht teil, 

obwohl es eingeladen war.940 Der Zeuge Meyer-Plath bezeichnete dies als ein erhebli-

ches Defizit in der damaligen Situation: Der Sachverhalt sei derart bedeutsam gewe-

sen, dass er „gar nicht sinnvoll ohne das Bundesamt für Verfassungsschutz als Zent-

ralstelle verhandelt werden“ konnte.941 Der Zeuge Boos gab an, das BfV sei zwar in-

formiert gewesen; zu dem vorliegenden Fall habe man „auf Arbeitsebene“ auch einen 

Ansprechpartner im Rechtsterrorismus-Referat des Bundesamtes gehabt.942 Allerdings 

habe das BfV eine zentrale Koordinierungsfunktion nicht übernommen, obwohl dies 

sachdienlich gewesen wäre.943 In diesem Sinne führte der Zeuge auch aus, dass sich 

das LfV Sachsen hätte „aktiver bemühen müssen, dass die […] Koordinierungsfehler, 

die absehbar sind oder die erkennbar sind, korrigiert werden.“944 Es war für den 1. UA 

nicht erkennbar, dass seitens des LfV Sachsen je das BfV hingewiesen, gebeten oder 

auch aufgefordert worden wäre, eine koordinierende Funktion zu wahrzunehmen. 

§ M u t m aß l i c h e  I n f o r m a t i on s ü b er mi t t l u ng  a n  d a s  L K A T h ür in g e n  — 

Das LfV Brandenburg habe schließlich doch zugestimmt, dass das LfV Thüringen das 

LKA Thüringen informieren dürfe, allerdings „ohne Nennung der Herkunft der Infor-

mationen“ und bloß auf informellem Wege, d.h. nicht schriftlich.945 Wie der Zeuge 

Mitarbeiter 59 angab, erinnere er sich daran, „dass die Thüringer Kollegen an diesem 

Tag gleich nach Erfurt gefahren sind. Sie haben dann wohl Kontakt zum LKA aufge-

                                                        
939 Ebd. 
940 1. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 19.06.2017, S. 4. 
941 1. UA, Protokoll Gordian Meyer-Plath v. 11.12.2017, S. 4. 
942 1. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 19.06.2017, S. 12. 
943 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 11. 
944 Ebd., S. 16. 
945 Ebd., S. 11 f. 
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nommen.“946 Der Zeuge Tüshaus gab an, er gehe davon aus, dass das LKA Thüringen 

dann auch tatsächlich mündlich informiert wurde.947 

Für eine zumindest bruchstückhafte Übermittlung an das LKA Thüringen spricht die 

TKÜ-Maßnahme des thüringischen Zielfahndungskommandos im Oktober 1998 gegen 

Antje P., deren Begründung sich auf „dienstlich“ erlangte Informationen stützte (siehe 

oben). Der Zeuge Wunderlich bestritt indes, je eine Information erhalten zu haben, 

wonach das „Trio“ beabsichtigte, Waffen zu beschaffen bzw. beschaffen zu lassen 

oder auch Überfälle zu begehen: „Aus heutiger Sicht wären das natürlich ungemein 

gute Fahndungsansätze gewesen, keine Frage, aber wir haben sie nicht erhalten.“948 

Wären derartige Informationen bei der Polizei aktenkundig geworden, „wären die 

Fahndungsmaßnahmen auch nicht versiegt, weil: Man wäre natürlich dann in einer 

ganz anderen Priorität gewesen und hätte vor allem strafprozessuale Maßnahmen wie-

der umsetzen können.“949 

§ M ö g l i c h e  I n f o r m at io n  a n  d i e  P o l i z e i  i n  S a c h s en ?  — Der Zeuge 

Diemaier, der an dem Treffen in Potsdam teilgenommen hatte, gab auf die Frage, ob 

überlegt oder gar versucht worden sei, die Informationen der Quelle „Piatto“ auch der 

sächsischen Polizei bzw. dem LKA Sachsen zugänglich zu machen, an, dass dies nicht 

geschehen sei.950 Zu den Gründen führte er aus: 

„Zeuge Alfred Diemaier: Nein. Wie ich schon vorher eben ausgeführt habe, war 

es uns nicht so möglich, weil wir keine eigenen Erkenntnisse hatten. Wir konnten 

also nicht – – Genauso wenig, wie es Brandenburg für Thüringen, für das dorti-

ge LKA herunterstufen konnte, haben sie es für uns auch nicht gemacht. Deshalb 

konnten wir unser LKA von daher nicht informieren. Es waren keine eigenen 

Erkenntnisse. Wenn wir eigene Erkenntnisse, auch aus Quellenschutz, gehabt 

hätten, hätten wir uns überlegen können: Wie sagen wir das jetzt dem LKA, 

damit die das verwerten können? – Und da war das schon gar nicht mehr 

möglich.“951 

                                                        
946 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 59 v. 16.10.2017, S. 12. 
947 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 7. 
948 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 21. 
949 Ebd., S. 29. 
950 3. UA, Protokoll Alfred Diemaier v. 19.04.2013, S. 31. 
951 Ebd. 
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Der weitere Teilnehmer des Treffens Mitarbeiter 59 gab auf dieselbe Frage an, nicht 

zu wissen, ob entsprechende Überlegungen bestanden. Allenfalls sei für ihn vorstell-

bar, dass dies „zu einem späteren Zeitpunkt vielleicht auch mit der sächsischen Polizei 

erörtert wurde.“952 Dafür liegen dem 1. UA allerdings keinerlei Anhaltspunkte vor. 

Der Zeuge Boos gab hierzu an, er gehe davon aus, dass solche Überlegungen gar nicht 

bestanden, denn „die Antwort im LKA Sachsen wäre mit Gewissheit gewesen: Gebt es 

den Thüringern. Die sind zuständig.“953 Nachdem die Grundinformation dem LKA 

Thüringen informell mitgeteilt worden war, sei die Auffassung denn auch gewesen: 

„Und dann ist es Sache der [thüringischen] Polizei, daraus die Schüsse zu ziehen.“ 

Was dort weiter mit der Information geschehen oder nicht geschehen ist, wisse 

er nicht.954 

In dem Zusammenhang kritisierte der Zeuge Meyer-Plath die „mangelnde Nachhaltig-

keit“ der Besprechung: 

„Zeuge Gordian Meyer-Plath: […] Es ist nicht gefragt worden: Was ist denn nun 

eigentlich aus dieser Vereinbarung geworden? Hat sie denn dazu geführt, dass 

jeder, der jetzt handeln muss, auch die nötigen Informationen besitzt, oder muss 

noch etwas nachgesteuert werden? Was kann jetzt noch gemacht werden, damit 

es nicht versandet? Dieses ‚Versanden‘ – wenn ich das so lax ausdrücken darf – 

ging ja in den nächsten Jahren weiter. Man hat nur in sehr unregelmäßigen Ab-

ständen diesen Sachverhalt mal wieder betrachtet, wenn überhaupt.“955 

Soweit dies dem 1. UA bekannt ist, erfolgte eine spätere „Wiedervorlage“ der 

Quelleninformationen und der Frage, ob und wie diese weitergegeben werden könn-

ten, jedenfalls beim LfV Sachsen nicht – auch dann nicht, nachdem die Quelle im Jahr 

2000 enttarnt war und insoweit Quellenschutzinteressen nicht mehr maßgeblich sein 

konnten für die Nichtübermittlung an die Polizei.956 

 

  

                                                        
952 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 59 v. 16.10.2017, S. 12. 
953 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 56 f. 
954 Ebd., S. 16. 
955 1. UA, Protokoll Gordian Meyer-Plath v. 11.12.2017, S. 5. 
956 AbschlBer UA-BT I, S. 294 f. 
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(e)  T e l e f o n i s ch e  B e s p r e c hu n g  am 2 1 .  S e p te m b er  1 99 8  

Im Nachgang des Treffens in Potsdam fand am 21. September 1998 eine telefonische Erörte-

rung statt, an der sich wiederum das LfV Brandenburg, LfV Thüringen und LfV Sachsen be-

teiligten. Für das LfV Sachsen nahm der Abteilungsleiter Tüshaus teil, der darüber auch einen 

handschriftlichen Vermerk fertigte.957 Wie der Zeuge Dr. Vahrenhold angab, habe bei diesem 

neuerlichen Gespräch das LfV Brandenburg bekräftigt, am Quellenschutz festzuhalten, sodass 

auch weiterhin eine Übermittlung der erlangten Informationen an die Polizei in Schriftform 

nicht in Betracht kommen konnte.958 Der zugehörige Passus im Vermerk lautet: 

„Brandenburg hält die Forderung nach Quellenschutz aufrecht, die Meldung darf 

nicht in einer Weise verwertet werden, die ggf. eine Offenbarung nach außen nach 

sich zieht.“959 

Der Zeuge Boos erläuterte, das LfV Thüringen habe allerdings dahingehend berichtet, 

„dass die vertrauliche Umsetzung der Meldung aus der Sicht des Präsidenten des LKA Thü-

ringen nunmehr kein Problem mehr sei, solange nicht polizeiliche Maßnahmen auf schrift- 

liche Unterlagen gestützt werden müssten.“ Da das LKA Thüringen bereits eine – zu diesem 

Zeitpunkt noch anhaltende – TKÜ-Maßnahme gegen Jan W. betrieb, benötige man keinen 

schriftlichen Bericht, um Polizeimaßnahmen auszulösen.960 Durch diese Ausführungen erfuhr 

das LfV Sachsen vermutlich erstmals, dass TKÜ-Maßnahmen gegen Jan W. stattfinden.961 

 

(f)  V e r e i n b ar un g  üb er  d i e  op er a t i v e  Ar b e i t s t e i l u ng  

Von herausragender und folgenreicher Bedeutung war, dass im Zuge der Beratungen der drei 

Verfassungsschutzbehörden eine Arbeitsteilung zwischen dem LfV Thüringen und dem LfV 

Sachsen im Hinblick auf künftige Maßnahmen zur Suche nach dem „Trio“ vereinbart wurde. 

Nach Angaben des Zeugen Tüshaus habe diese Vereinbarung gelautet: 

                                                        
957 3. UA, Protokoll Alfred Diemaier v. 19.04.2013, S. 5, 17. 
958 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 6. 
959 Zit. n. AbschlBer UA-BT I, S. 405. 
960 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 9. 
961 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 5 f. 
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„Thüringen ist federführend für die Maßnahmen, die die Suche nach den drei flüchti-

gen Rechtsextremisten betreffen. […] Sachsen intensiviert seine Beobachtung der 

Blood-&-Honour-Szene, in der [Jan] W. und [Antje] P. tätig sind.“962 

Der Zeuge Diemaier bestätigte diese Darstellung.963 Die Zielstellung habe darin be-

standen, durch eigene Maßnahmen, sollten diese erfolgreich sein, „auf anderem Weg als 

durch die unmittelbare Verwendung der sozusagen gesperrten Quellenmeldung verwertbare 

Sachverhalte zu gewinnen und an die Polizei zu geben.“964 Der Zeuge Boos führte dahin- 

gehend aus: 

„Zeuge Reinhard Boos: […] Ziel einer solchen nachrichtendienstlichen Aufklärung ist 

es in einer solchen Situation, polizeiverwertbare Informationen zu erlangen – also 

durch Observationen oder durch andere Maßnahmen –, die entweder das, was die 

Meldung sagt, widerlegen – kann ja auch sein – oder aber es bestätigen, und zwar in 

einer Art und Weise, dass man es weitergeben kann an die Polizei.“965 

Man habe sich letzthin erhofft, über die Beobachtung von Schlüsselpersonen aus dem 

„Blood & Honour“-Bereich, die durch die Quelle „Piatto“ benannt wurden und die bereits 

Betroffene von Maßnahmen des LKA Thüringen waren, Aufschluss über den Aufenthaltsort 

der Flüchtigen zu erlangen.966 Aus dem Vermerk des Abteilungsleiters Tüshaus ergibt sich  

im Übrigen, dass das nicht direkt beteiligte BfV über die Inhalte und Ergebnisse der Bespre-

chungen ausführlich informiert wurde.967 

 

II.1.4.10  D a s  w e i t e r e  Vo r g e h en  d e s  L f V S a c h s en  

(a)  O b s e r v a t i o n s s t a f f e l  g e g en  J a n  W.  u nd  A n t j e  P .  

Das Bekanntwerden der „Piatto“-Informationen sowie die daraufhin erfolgte Beratung und 

Koordinierung von LfV Sachsen und LfV Thüringen führte kurzfristig und kurzzeitig zu einer 

Reihe von Observationsmaßnahmen in Sachsen, die sich auf Jan W. und Antje P. konzentrier-

                                                        
962 Ebd., S. 6. 
963 3. UA, Protokoll Alfred Diemaier v. 19.04.2013, S. 5. 
964 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 6. 
965 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 9. 
966 Ebd., S. 9 f. 
967 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 6; 3. UA, Protokoll Alfred Diemaier v. 19.04.2013, 
S. 5. 
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ten.968 Beide waren auch bisher Zielpersonen verschiedener Maßnahmen des LfV Sachsen 

gewesen: So soll Antje P. bereits bei einem Treffen der „Blood & Honour“-Sektion Sachsen 

am 14. Juni 1998 in Wilsdruff angeregt haben, man solle „die politische Arbeit im Untergrund 

in Form von Anschlägen durchführen.“969 Gegen Jan W. hatten sich zurückliegend – am 

23./24. April970 sowie am 26. Juli 1998971 – Observationen mit den Fallbezeichnungen 

„Doenhoff 2“ bzw. „Brennessel“ gerichtet. Aus der nachträglichen Prüfung der Ergebnisse 

dieser Maßnahmen sei damals festzustellen gewesen, dass keine Beobachtungen gemacht 

werden konnten, die auf das „Trio“ hinwiesen.972 

Nunmehr wurden im Laufe des September und des Oktober 1998 neue Observationen 

angesetzt. Diesen Maßnahmen habe, wie der Zeuge Diemaier erläuterte, keine Fixierung auf 

den Raum Chemnitz zugrunde gelegen; ein möglicher Aufenthalt der Flüchtigen dort sei für 

das LfV Sachsen zu dieser Zeit „nicht einmal eine Vermutung“ gewesen. Vielmehr sei man 

den vorliegenden Hinweisen nachgegangen, wonach „sächsische Rechtsextremisten Kontakt 

zu den drei Flüchtigen haben sollten. Und da war unser Ansatzpunkt mit Observationen, ob 

das auch stimmt.“973 Die Auswerterin Mitarbeiter 95 führte darüber hinaus zu weiteren 

Zwecken der Maßnahmen aus: 

„Zeuge MA 95: […] Die Observationen dienten dazu, Informationen zum Verbleib der 

Gesuchten zu erreichen. Aufgabe war es aber auch, Kontaktpersonen zu ermitteln, 

Teilnehmer bei Veranstaltungen festzustellen oder Kenntnisse zu konkreten Veranstal-

tungsorten zu erhalten. Jedoch führten alle Maßnahmen zu keinen neuen Erkenntnis-

sen zum Verbleib.“974 

Es handelte sich im Einzelnen um die folgenden vier Observationen, die sich gegen 

Jan W. und Antje P. richteten: 

§ O b s e r v a t i o n  „ H ar m o ni um “  — Am 11. und 12. September 1998 wurden Jan W. 

und Antje P. observiert. 

                                                        
968 3. UA, Protokoll Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 6. 
969 Zit. n. AbschlBer UA-BT I, S. 438. 
970 Dies war einen Tag nach der letztmalig in der TKÜ-Maßnahme gegen Jürgen H. dokumentierten Nutzung 
einer Telefonzelle in Chemnitz. 
971 Unmittelbar vor Beginn der TKÜ-Maßnahme gegen Jan W. 
972 3. UA, Protokoll Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 7. 
973 3. UA, Protokoll Alfred Diemaier v. 19.04.2013, S. 6. 
974 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 95 v. 18.01.2017, S. 4. 
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Es handelte sich originär um eine Maßnahme des LfV Thüringen, dem auch die Fall-

führung oblag, die aber in Sachsen stattfand und für die das LfV Sachsen am 10. Sep-

tember 1998 um personelle Unterstützung gebeten worden war. Wie der Zeuge 

Dr. Vahrenhold angab, seien nach hiesiger Aktenlage „Erkenntnisse des LfV Thürin-

gen“ der Hintergrund der Maßnahme gewesen. Es sei als „wahrscheinlich“ anzuneh-

men, dass es sich bei dem Anlass zu der Maßnahme bereits um die – erst in den Folge-

tagen dem LfV Sachsen schriftlich übermittelten – Angaben der brandenburgischen 

Quelle „Piatto“ handelte.975 Man habe darüber hinaus aus Thüringen erfahren, „dass 

Jan W. telefonischen Kontakt zu Unterstützungskreisen der drei Flüchtigen in Thürin-

gen hatte und bei der Beschaffung von Geld und Kleidung für die Flüchtigen behilf-

lich gewesen sein soll.“ Die Observation erbrachte keine einschlägigen Ergebnisse.976 

§ O b s e r v a t i o n  „ Ku h g l o ck e “  — Vom 17. bis 22. September 1998 wurden aber-

mals Jan W. und Antje P. observiert.977 

Wie der Zeuge Diemaier erläuterte, sei damals vereinbart gewesen, dass das LfV Thü-

ringen bereits am 16. September 1998 mit der Beobachtung der Antje P. beginnt und 

am Folgetag das LfV Sachsen an der Zielperson Jan W. ansetzt.978 Offenbar war die 

Suche nach dem „Trio“ aber jedenfalls für das LfV Sachsen nicht der einzige Anlass 

für diese Maßnahme. So führte der Zeuge Lange aus: 

„Zeuge Volker Lange: […] ‚Kuhglocke‘, habe ich den Akten entnommen, war 

eine Observation im Jahr 1998. Anlass war meines Wissens ein geplantes Skin-

head-Konzert in der Schweiz, das dann aber von den Schweizer Behörden verbo-

ten worden ist, und irgendwie kam die Information zustande, dass Jan Werner 

als bekannter Organisator und führender Rechtsextremist die Organisation die-

ses Konzertes in Chemnitz eventuell hätte übernehmen können, deswegen wurde 

dort eine Observation gemacht.“979 

Der Zeuge Tüshaus wies auf den Umstand hin, dass offenbar am 23. September 1998 

unmittelbar im Anschluss an die Observation der thüringische Zielfahnder Wunderlich 

                                                        
975 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 5. 
976 Ebd., S. 6. 
977 Ebd., S. 7. 
978 3. UA, Protokoll Alfred Diemaier v. 19.04.2013, S. 5. 
979 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 32. 
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gemeinsam mit einem Observanten des LfV Thüringen nach Chemnitz gefahren sei, 

„um eine bei einer Observation festgestellte mögliche Ähnlichkeit zu prüfen.“980 

§ O b s e r v a t i o n  „ Gl o c k en s p ie l “  — Vom 25. bis 28. September 1998 wurden 

abermals Jan W. und Antje P. observiert.981 

Wie der Zeuge Dr. Vahrenhold erläuterte, habe das LfV Sachsen vorab, mit Schreiben 

vom 22. September 1998, das BfV um personelle Unterstützung durch Observations-

kräfte gebeten, die auch bereitgestellt worden seien.982 

§ O b s e r v a t i o n  „P a pp m a ch é “  — Am 15. und 16. Oktober 1998 wurde noch ein-

mal Jan W. observiert. 

Anlass war die chronologisch letzte Information der Quelle „Piatto“ zu den Flüchti-

gen, die am 13. Oktober 1998 erlangt worden war und über das die das LfV Sachsen 

am Folgetag informiert wurde.983 

 

(b)  R e c h t s t e r r o r i sm u s - V er d a ch t  un d  g ep l an t e  G 10 - M a ß n ah m e 

Im Oktober 1998 prüfte das LfV Sachsen die Einleitung einer G10-Maßnahme mit der Fall-

bezeichnung „Odeon“ gegen Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe sowie die Mitbetroffenen 

Jan W. und Thomas S.984 Wie der Zeuge Boos ausführte, habe man sich bei der Begründung 

der Maßnahme „zu einem großen Teil“ gestützt aus Angaben, die auf das LKA Thüringen 

zurückgingen.985 So habe man unter anderem einen Vermerk des dortigen Zielfahndungs-

kommandos vom 9. Oktober 1998 zugrunde gelegt, in dem es hieß: 

„Aufgrund einer TKÜ des LKA Thüringen wurde festgestellt, dass Rechtsextremisten 

aus Chemnitz mit einer Kontaktperson des ‚Thüringer Heimatschutzes‘ im März und 

April dieses Jahres mehrere Telefonate geführt haben. Diese Telefonate beinhalteten 

klare Anweisungen für Treffs sowie für die Beschaffung von Geld und Kleidung usw. 

zugunsten der Betroffenen. Es ist anzunehmen, dass sich die Flüchtigen in Sachsen 
                                                        
980 1. UA, Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 7. Beachte die weiteren Ausführungen dazu in AbwBer 
3. UA, Kap. II.1.6.c, S. 48 f. 
981 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 7. 
982 Ebd., S. 6 f. 
983 Ebd., S. 7. 
984 Ebd., S. 7. 
985 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 10. 
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aufhalten. Durch Szeneangehörige wurde Jan W. als einer der Anrufer aus Chemnitz 

identifiziert. Eine daraufhin erfolgte Telefonüberwachungsmaßnahme des LKA Thü-

ringen bei Jan W., erbrachte bisher jedoch keine weiteren Erkenntnisse.“986 

An dem Entwurf des G10-Antrages war die Auswerterin Mitarbeiter 95 beteiligt.987 

Sie führte aus, dass sich in der vorgesehenen Begründung der Maßnahme – ausgehend von 

dem zurückliegend erlangten Hinweis auf Waffen – eine Bewertung des Gefährdungspotenti-

als der Flüchtigen widerspiegelte, die „schon in den Verdacht des Rechtsterrorismus“ geführt 

habe.988 Der geplanten G10-Maßnahme habe auch ausdrücklich der Verdacht zugrunde gele-

gen, „dass dort möglicherweise eine terroristische Vereinigung sich bildet.“ Diesem insoweit 

noch unbestätigten Verdacht habe man nachgehen wollen.989 

Die vorgesehene G10-Maßnahme kam aber nicht zur Umsetzung, sondern verblieb im 

Entwurfsstadium. Wie der Zeuge Dr. Vahrenhold dazu angab, sei der Grund ein Gespräch des 

LfV Sachsen mit dem BfV am 13. Oktober 1998 gewesen, bei dem erörtert worden sei, „in-

wieweit von dort aus“ – also bundesseitig – „eine eigene Maßnahme gegen Jan W. und 

Thomas S. eingeleitet“ werden könnte. Das LfV Sachsen habe in dem Zusammenhang Er-

kenntnisse zu diesen beiden Personen an das BfV übermittelt. Einige Tage später, am 19. Ok-

tober 1998, habe das BfV dann informiert, dass der Bundesminister des Innern bereits am 15. 

Oktober 1998 eine G10-Maßnahme – bzw. die dahingehende Erweiterung einer bereits be-

triebenen Maßnahme990 – angeordnet hat, die sich gegen Jan W. richtete. Daher habe man von 

einer eigenen, gleichgerichteten Maßnahme abgesehen. 

Die G10-Maßnahme des BfV dauerte nach Angaben des Zeugen Dr. Vahrenhold bis 

31. Januar 1999991 bzw. nach Angaben des Zeugen Boos – womöglich aufgrund einer Verlän-

gerung – bis 9. Juni 1999 an.992 Das BfV habe dem LfV Sachsen Mehrfertigungen von Proto-

kollen übermittelt, die bei der G10-Maßnahme anfielen. Darunter seien aber keine einschlägi-

gen Informationen gewesen, die zur Suche nach dem „Trio“ hätten beitragen können.993 

 

                                                        
986 Zit. n. ebd. 
987 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 95 v. 18.10.2017, S. 4. 
988 Ebd., S. 15. 
989 Ebd., S. 16. 
990 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 14. 
991 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 7. 
992 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 10. 
993 Ebd. 
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(c)  V o r l ä u f ig e s  E n d e  d e r  M a ßn a hm e n  d e s  L f V S a ch s e n  

Nach Oktober 1998 endeten die Maßnahmen des LfV Sachsen, die zum Auffinden von 

Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe beitragen sollten, vorläufig. Dieser „Ausstieg“ wider- 

spiegelte sich auch in einer Korrespondenz mit dem BfV. Dieses wandte sich mit Schreiben 

vom 27. November 1998 unter dem Betreff „USBV in Jena“ mit folgendem Wortlaut an das 

LfV Brandenburg, das LfV Thüringen und das LfV Sachsen: 

„Für eine Unterrichtung über die Ergebnisse ihrer Zusammenarbeit mit den im Bezug 

genannten Landesbehörden für Verfassungsschutz wären wir dankbar. Insbesondere 

von Interesse sind hier mögliche geplante weitere Maßnahmen, die sofern gewünscht, 

in einer gemeinsamen Besprechung erörtert werden könnten.“994 

Hinweise, dass das Angebot einer gemeinsamen Besprechung durch das LfV Sachsen 

angenommen worden wäre, wurden dem 1. UA nicht bekannt. Vielmehr antwortete am 

21. Dezember 1998,995 also fast einen Monat später, der damalige Abteilungsleiter Tüshaus 

wie folgt auf das Schreiben des BfV: 

„Durch die dort durchgeführte Maßnahme hat sich der Beitrag, den das Landesamt 

für Verfassungsschutz zur Lösung beisteuern konnte, erübrigt. Hier sind diesbezüglich 

keine weiteren Aktivitäten geplant.“996 

Auf Befragen, warum zwischen der Frage des BfV und der Antwort des LfV Sachsen 

ein derart großer Zeitabstand lag, gab der Zeuge Tüshaus an, er wisse nicht, ob in der Zwi-

schenzeit vielleicht doch noch Observationen stattfanden.997 Zu dem Fall habe er grundsätz-

lich im Kontakt mit einer zuständigen Referatsleiterin des BfV gestanden.998 Mit dem 

„Beitrag“, den das LfV Sachsen „zur Lösung beisteuern konnte“, sei ihm zufolge die nicht 

durchgeführte G10-Maßnahme gemeint gewesen: 

„Zeuge Joachim Tüshaus: […] Diese technische Maßnahme ist auch entworfen wor-

den, ist aber dann nicht durchgeführt worden, weil eine andere Verfassungsschutzbe-

hörde dieses Ziel durch Erweiterung einer bestehenden Maßnahme mit abdeckte. Das 

war Hintergrund dieses Satzes. Also, der von uns angekündigte Beitrag, technische 

                                                        
994 Zit. n. AbschlBer UA-BT II, S. 305. 
995 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 7. 
996 Zit. n. AbschlBer UA-BT II, S. 305. 
997 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 14. 
998 Ebd., S. 20. 
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Maßnahme in der Besprechung, wurde von uns nicht verfolgt im Hinblick auf die dort 

– Klammer auf: im BfV – selbst durchgeführten Maßnahmen. Deshalb kündigen wir 

an: Wir werden diese technische Maßnahme deshalb nicht weiter verfolgen.“999 

Befragt nach dem Grund, warum nun für eine längere Zeit überhaupt keine weiteren 

Maßnahmen mehr durch das LfV Sachsen ergriffen wurden, gab der Zeuge Tüshaus an, dass 

die zuvor angeordneten Observationen erfolglos verlaufen waren und neue Quelleninformati-

onen nicht eingingen. Dadurch habe man „keinen Anfasser“ gehabt, „der dazu hätte dienen 

können, die Suche nach dem Trio auf irgendeinen neuen Punkt zu fokussieren.“1000 Der 1. UA 

hat im Übrigen keine Feststellungen dahingehend treffen können, dass zuvor eine Abgabe des 

Falles bzw. der vereinbarten Federführung seitens des LfV Thüringen an das LfV Sachsen 

angeregt worden wäre.1001 

 

(d)  S i t u a t i o n  i m  R ef e r a t  21  d e s  L f V  S a ch s e n  

Für das vorläufige Ende der Maßnahmen des LfV Sachsen könnte mitursächlich gewesen 

sein, dass bereits zum 1. Oktober 1998 der Leiter des für den Bereich „Rechtsextremismus“ 

zuständigen Referates 21 des LfV Sachsen Diemaier in den Ruhestand gegangen war.1002 Auf 

Befragen, auf welche Weise die Übergabe an seinen Nachfolger stattfand, gab er an, dies habe 

„[e]igentlich gar nicht“ stattgefunden; vielmehr nehme er an, dass der zuständige Abteilungs-

leiter 2 in der Zwischenzeit sich der Leitung des Referats annahm.1003 Erst zweieinhalb Mona-

te später, am 15. Dezember 1998, wurde ein neuer Referatsleiter eingesetzt: Volker Lange, der 

vormals nicht im LfV Sachsen tätig gewesen war.1004 Er gab an, dass es zu seinem Dienst- 

antritt „keine größere Übergabephase“ gegeben habe: 

„Zeuge Volker Lange: […] [U]nd bei dieser Übergabe hat das Thema ‚gesuchte 

Rechtsextremisten aus Thüringen‘, ‚Bombenbastler‘, ‚Terzett‘ oder ‚Trio‘ nach meiner 

Erinnerung überhaupt keine Rolle gespielt. Im ersten Halbjahr meiner Tätigkeit, also 

                                                        
999 Ebd., S. 14. 
1000 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 7. 
1001 Vgl. dazu AbwBer 3. UA, Kap. II.1.7.d, S. 54 f. 
1002 3. UA, Protokoll Alfred Diemaier v. 19.04.2013, S. 5. 
1003 Ebd., S. 34. 
1004 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 3. 
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Ende 1998/Anfang 1999 ging es, soweit ich mich erinnern kann, kein einziges Mal 

während der Tagesgeschäfte um die Rechtsextremisten aus Thüringen.“1005 

Ihm seien auch die Angaben der Quelle „Piatto“ nicht bekannt gewesen oder später 

bekannt geworden; insbesondere die Information, das „Trio“ wolle Waffen beschaffen, um 

weitere Überfälle zu begehen, sei ihm „auf jeden Fall nicht zu Ohren gekommen.“1006 Mit der 

Suche nach dem „Trio“ sei er überhaupt erstmals im Juni 1999 befasst worden.1007 Der Zeuge 

Tüshaus sagte dagegen, er gehe davon aus, dass Lange die Korrespondenz mit dem BfV vom 

21. Dezember 1998 kannte.1008 Zu diesem Zeitpunkt war Lange bereits im Amt und die Kor-

respondenz ergab sich aus der Einbeziehung des BfV in Absprachen mehrerer Landesämter 

gerade infolge der „Piatto“-Informationen. 

Dem Referat 21 des LfV Sachsen gehörten zu dieser Zeit etwa 30 MitarbeiterInnen 

an,1009 es war damit neben der Observationsgruppe der personalstärkste Fachbereich des Am-

tes.1010 Gleichwohl standen für die Sachbearbeitung bei der Suche nach dem „Trio“ offenbar 

nur eingeschränkte personelle Ressourcen zur Verfügung. Hierfür war allein die Auswerterin 

Mitarbeiter 95 verantwortlich. Sie war unter anderem auch „Fallführer“ bei den im September 

und Oktober 1999 durchgeführten Observationen.1011 Generell habe sie zur damaligen Zeit, 

wie sie als Zeugin des 1. UA ausführte, den Bereich der sogenannten Skinhead-Szene – „also 

den unorganisierten Bereich des Rechtsextremismus“1012 – allein bearbeitet.1013 Sie sei für die 

Sachbearbeitung in diesem Bereich in einem umfassenden Sinne zuständig gewesen, der 

Auswertung, Bewertung und Durchführung von Maßnahmen betroffen und u.a. auch „Blood 

& Honour“ gegolten habe. Sie sei überdies für das Thema rechtsextremistische Straftaten zu-

ständig gewesen, sodass für sie dauernd ein erhebliches Arbeitsaufkommen bestanden 

habe.1014 

 

  

                                                        
1005 Ebd., S. 4. 
1006 Ebd., S. 12. 
1007 Ebd., S. 3. 
1008 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 15. 
1009 3. UA, Protokoll Alfred Diemaier v. 19.04.2013, S. 3. 
1010 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 5. 
1011 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 95 v. 18.10.2017, S. 4. 
1012 Ebd., S. 17. 
1013 Ebd., S. 7. 
1014 Ebd., S. 10. 
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II.1.4.11  M e h r f a c he  Q u e l l e nb ef r ag u ng e n  

(a)  Z u  B e g i nn  d e s  F ah n du n g s z e i t r au m s 

Im Laufe des Jahres 1998 und auch noch in der Folgezeit wurden wiederholt Quellen des LfV 

Sachsen danach befragt, ob sie das „Trio“ kennen und Angaben zu dem Verbleib der Flüchti-

gen machen können. Nach den Angaben des Zeugen Boos sei bereits die Erstinformation des 

LfV Thüringen – das „Sensibilisierungsschreiben“ vom 3. Februar 1998 (→ KAP. II.1.4.1) – 

zum Anlass einer „Erkenntnisauswertung und zu Quellenbefragungen genommen“ wor-

den.1015 Auf Befragen, wie man sich dies vorzustellen habe, erläuterte der Zeuge: 

„Zeuge Reinhard Boos: Der normale Ablauf ist Folgender: So eine Meldung kommt. 

Es wird natürlich erst mal eine Informationsabfrage gemacht in den Informationen, 

die man hat, mittels des EDV-Systems […], und darüber hinaus gehen die Lichtbilder 

der Gesuchten an die Beschaffung, an die V-Mann-Führer, und die V-Mann-Führer 

legen die Bilder den Quellen vor und fragen, ob sie die mal gesehen haben. Oder: 

Wenn sie sie sehen, sollen sie sofort was sagen, fragen aber auch darüber hinaus, was 

sie so wissen über diese Personen, deren Namen. Das ist die Art und Weise, wie man 

versucht, Informationen über die zu bekommen für das, was bereits vorliegt, aber auch 

als Sensibilisierung – deshalb sagte ich ja Sensibilisierung –, falls sie mal was erfah-

ren nach dem Zeitpunkt.“1016 

Dies habe im vorliegenden Fall „kurz nachdem die untergetaucht sind“ stattgefunden 

und sei ein normaler Routinevorgang gewesen.1017 Auch der Zeuge Tüshaus gab an, dass be-

reits die Erstmeldung zum Fall an den Beschaffungs-Bereich übergeben worden sei.1018 Der 

Beschaffer Mitarbeiter 59 gab dazu auf Befragen an: 

„Zeuge MA 59: Wir sind in diesem Fall genauso vorgegangen wie in allen anderen 

Fällen auch. Wenn die Auswertung an uns herantritt und uns bittet, unseren Quellen 

Lichtbilder vorzulegen, werden die bei den kommenden Quellentreffen vorgelegt mit 

den Vorgaben: Kennst du diese Person? Kannst du etwas zu dieser Person sagen? 

Kannst du etwas zu ihrem Aufenthalt sagen?“1019 

                                                        
1015 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 7, 63. 
1016 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 25.03.2013, S. 25. 
1017 1. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 16.06.2017, S. 10. 
1018 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 33. 
1019 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 59 v. 16.10.2017, S. 23. 
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Während der Zeuge Mitarbeiter 19 angab, Lichtbildvorlagen seien bei der Arbeit mit 

Quellen zum damaligen Zeitpunkt ein normales Vorgehen gewesen, das „in sehr großem Um-

fang“ praktiziert worden sei, um Personen zu identifizieren,1020 führte Mitarbeiter 70 aus, dies 

sei – ganz im Gegenteil – „eher selten“ geschehen: 

„Zeuge MA 70: […] Aber es ist immer schwierig, wenn du bei der Quellenführung mit 

Fotos kommst. Da könnte ein Verräter-Komplex und so was kommen. Man muss sich 

schon genau überlegen, ob man so was einsetzt oder nicht. Also, es war eher selten. So 

würde ich es vielleicht sagen.“1021 

 

(b)  N a c h  d em  H i nw e i s  a u f  Dr e s d en  

Aus den Angaben des Zeugen Diemaier ergibt sich, dass die Information aus dem Februar 

1998, wonach der Fluchtwagen des „Trios“ in Dresden verunfallt sei und habe abgeschleppt 

werden müssen, dazu geführt, „unsere Quellen in Dresden“ zu befragen, „ob sie da jemals 

Kontakt hatten oder etwas gehört haben.“1022 Andere Personen, die im 1. UA und im früheren 

3. UA befragt wurden, bezeugten dies nicht. Vielmehr widersprechen die Angaben des Zeu-

gen Diemaier in diesem Punkt anderweitigen Angaben, wonach im Hinblick auf die Informa-

tion zu einem möglichen Bezug der Flüchtigen nach Dresden beim LfV Sachsen nichts unter-

nommen worden sei (→ KAP. II.1.4.3). 

 

(c)  N a c h  d em  H i nw e i s  a u f  „P o gr om ly “  

Wie der Zeuge Mitarbeiter 59 ausführte, habe man, nachdem thüringische KollegInnen mut-

maßlich im Frühjahr 1998 beim LfV Sachsen erschienen waren und unter anderem auf das 

vom „Trio“ produzierte „Pogromly“-Spiel hingewiesen hatten (→ KAP. II.1.4.7), nochmals 

die Quellen des LfV Sachsen dahingehend sensibilisiert, „ob diese Personen in der Vergan-

genheit, vor allem in der jüngsten Vergangenheit, vielleicht doch irgendwo aufgetaucht sind. 

Also nicht nur eine einmalige Vorlage, sondern mehrmals.“1023 Im Hinblick auf das 

                                                        
1020 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 19 v. 16.05.2018, S. 5. 
1021 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 70 v. 27.04.2018, S. 14. 
1022 3. UA, Protokoll Alfred Diemaier v. 19.04.2013, S. 21. 
1023 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 59 v. 16.10.2017, S. 21. 
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„Pogromly“-Spiel sei dem LfV Sachsen nicht bekannt geworden, dass ein solches Exemplar 

irgendwann einmal in Sachsen aufgetaucht wäre.1024 

 

(d)  E r g e bn i s s e  

Verschiedene ZeugInnen gaben übereinstimmend an, dass die Quellenbefragungen erfolglos 

verlaufen seien.1025 Dies gelte auch für einen damals bestehenden Quellenzugang zur 

„Blood & Honour“-Sektion Sachsen.1026 Der Zeuge Mitarbeiter 59 wies in dem Zusammen-

hang darauf hin, dass man es mit einem Teil der Szene zu tun hatte, der sich besonders 

konspirativ verhielt: 

„Zeuge MA 59: […] Nachdem wir die Lichtbilder vorgelegt hatten, hatten wir keinen 

Rücklauf, dass von irgendeiner Quelle ein konkreter Hinweis gekommen wäre nach 

dem Motto: ‚Jawohl, die kenne ich, die haben ich gesehen‘, und so weiter, und so fort. 

Daher war es schwierig, so etwas konkret zu hinterfragen. 

Ansonsten war es so, dass man sich gerade im Bereich von ‚Blood & Honour‘ sehr 

konspirativ verhielt. Dort wurden keine Fragen gestellt.“1027 

Gefragt nach der Anzahl von Quellen, die nach dem „Trio“ befragt wurden und denen 

Fotos der Flüchtigen vorgelegt wurden, gab Mitarbeiter 59 an, man habe die Bilder „allen uns 

zur Verfügung stehenden Quellen im Bereich des Rechtsextremismus“ vorgelegt. Er erinnere 

sich im Hinblick auf die Ergebnisse, dass es einen einzigen, „ganz globalen Hinweis“ gege-

ben habe, bei dem sich eine befragte Person zu erinnern glaubte, „Jahre zuvor – ich betone: 

Jahre zuvor – eventuell jemanden von diesen dreien bei einem Skin-Konzert gesehen zu ha-

ben.“1028 Aus diesem allgemeinen Hinweis habe man aber „nichts machen“ können.1029 

 

  

                                                        
1024 Ebd., S. 4. 
1025 3. UA, Protokoll Alfred Diemaier v. 19.04.2013, S. 27. 
1026 Ebd., S. 21. 
1027 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 59 v. 16.10.2017, S. 13. 
1028 Ebd., S. 14. 
1029 Ebd. 
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(e)  A n g a be n  v on  V - M a n n - Fü hr e r n  

Verschiedene MitarbeiterInnen des LfV Sachsen, die mit Aufgaben der Beschaffung im 

Bereich „Rechtsextremismus“ betraut waren und selbst Quellen führten, gaben an, im Jahr 

1998 – womöglich aber erst zu Ende jenes Jahres – durch den zuständigen Beschaffungsleiter 

Fotos erhalten zu haben und angewiesen worden zu sein, diese den Quellen vorzulegen. 

So gab der Zeuge Mitarbeiter 70 an, etwa Ende 1998 habe der damalige Beschaf-

fungsleiter im LfV Sachsen in eine Dienstbesprechung mit den V-Mann-Führern mehrere 

Fotos mitgebracht und aufgefordert, das „mal euren Quellen“ zu zeigen, „ob sie die Leute mal 

gesehen haben oder ob sie die kennen, ob sie wissen, wo die sind.“ In der Folge seien die Fo-

tos den Quellen vorgelegt worden.1030 Wie dieser Zeuge angab, habe die Fotovorlage seiner 

Erinnerung nach auch dem Zweck gedient, zu klären, ob sich das Trio in Sachsen aufhält.1031 

Der Zeuge Mitarbeiter 32, der ebenfalls als V-Mann-Führer im LfV Sachsen tätig war, gab 

an, er sei damals von seinem Beschaffungsleiter informiert worden, „dass drei Thüringer 

Neonazis, die auch mit Sprengstoffen experimentiert haben, untergetaucht sind und wir nun 

die Thüringer Kollegen bei der Suche unterstützen sollen.“ Darüber hinaus gehende Informa-

tionen hätten ihm nicht vorgelegen.1032 In der Folge habe er die Fotos – es habe sich um die 

öffentlich bekannten Fahndungsbilder gehandelt – den durch ihn geführten Quellen vorge-

legt.1033 Der Zeuge Mitarbeiter 19 gab gleichfalls an, es habe eine Weisung des Beschaf-

fungsleiters im Bereich „Rechtsextremismus“ gegeben, Fotos der Flüchtigen „allen für das 

LfV Sachsen im rechtsextremistischen Bereich tätigen ND-Personen“ zu zeigen und sie nach 

möglichen Erkenntnissen zu diesen Personen zu befragen. Er könne sich nur erinnern, im 

Sachzusammenhang erfahren zu haben, „dass es drei Personen aus Thüringen sind, die halt 

flüchtig sind und in Thüringen gesucht werden.“ Die Fotos habe er allen durch ihn betreuten 

Quellen gezeigt.1034 Der Zeuge Mitarbeiter 33 erinnerte sich schließlich, Bilder der Gesuchten 

seien ihm damals durch den Beschaffungsleiter „mitgegeben worden“ in der Absicht, „bei 

möglichen Treffs draußen die den Quellen vorzulegen mit der Bitte um Identifizierung.“1035 

Indes bezifferte nur der Zeuge Mitarbeiter 32 den Umfang der Quellenbefragungen: 

Diese hätten – was die durch ihn geführten Quellen angeht – von Ende 1998 bis Anfang 1999 

                                                        
1030 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 70 v. 27.04.2018, S. 5. 
1031 Ebd., S. 9. 
1032 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 32 v. 23.04.2018, S. 5 f. 
1033 Ebd., S. 3. 
1034 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 19 v. 16.05.2018, S. 3. 
1035 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 33 v. 27.04.2018, S. 6. 
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bei vier Personen stattgefunden, bei einer davon sogar wiederholt bis Mitte 2000.1036 Der 

Grund für die mehrfache Befragung einer bestimmten Quelle sei die wiederholte Weisung des 

Beschaffungsleiters gewesen, „speziell eine Quelle“ zum Trio zu befragen. Allein aus diesem 

Umstand habe er selbst geschlossen, „dass das LfV Sachsen Maßnahmen zum Auffinden des 

Trios eingeleitet hat.“1037 Die im 1. UA vernommenen VM-Führer gaben im Übrigen überein-

stimmend an, die durch sie befragten Quellen hätten keine sachdienlichen Angaben machen 

können, auch aus dem Kollegium heraus sei nichts anderes bekannt geworden.1038 Beispiels-

weise führte der Zeuge Mitarbeiter 32 aus: 

„Zeuge MA 32: […] Wenn ich Lichtbilder vorgelegt habe, hieß es von den Quellen 

[…]: ‚Die habe ich noch nicht gesehen.‘ ‚Ich könnte mich auch nicht daran erinnern, 

dass ich sie jemals gesehen habe.‘ ‚Ich habe sie auch definitiv auf keinen Veranstal-

tungen festgestellt.‘“1039 

Es ist in dem Zusammenhang allerdings zu berücksichtigen, dass die insoweit erfolg-

losen Quellenbefragungen in der Regel nicht dokumentiert worden sind. Aus den Angaben 

von Mitarbeiter 70 ist zu entnehmen, dass dies in der Regel nur dann schriftlich dargelegt 

worden wäre, wenn eine Quelle Angaben hätte machen können: 

„Zeuge MA 70: Rückblickend kann man natürlich sagen – man ist ja auch immer ein 

bisschen selbstreflektierend –: Vielleicht hätte man bei der Dokumentation schreiben 

müssen: ‚Lichtbildvorlage vorgelegt – Quelle hat nichts erkannt.‘ Dann wäre zumin-

dest im Nachhinein sichtbar gewesen: Man hat es ihnen gezeigt. So müssen Sie jetzt 

darauf vertrauen, dass ich Ihnen das mündlich so mitteile.“1040 

 

  

                                                        
1036 Ebd., S. 3. 
1037 Ebd., S. 4. 
1038 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 32 v. 23.04.2018, S. 4. 
1039 Ebd., S. 5. 
1040 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 70 v. 27.04.2018, S. 6. 
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II.1.5 M a ß n a hm e n  z u r  Su c h e  n a c h  de m „T r i o“  im  J a h r  1 99 9  

II.1.5.1 B e o b a c h t un g  v on  T e l e f o nz e l l e n  i n  C h em n i t z  

Von Februar bis April 1998 observierte das LfV Thüringen wiederholt mehrere Telefonzellen 

im Stadtgebiet von Chemnitz.1041 Wie der Zeuge Wießner angab, habe sich der Anlass dafür 

aus einem Bericht der Quelle Tino Brandt ergeben, wonach dieser sich mit Böhnhardt „kon-

taktieren sollte, telefonisch.“1042 Dieses arrangierte Telefonat kam, wie der Zeuge auf weiteres 

Befragen angab, auch zustande: 

„Kerstin Köditz, DIE LINKE: Ist es richtig, dass es Anfang 1999 gelungen ist, ein 

Telefonat zwischen der Quelle Brandt und Uwe Böhnhardt zu arrangieren? 

Zeuge Norbert Wießner: Ja. 

Kerstin Köditz, DIE LINKE: Ist es richtig, dass für diesen Kontakt seitens des Trios 

eine Telefonzelle im Stadtgebiet von Chemnitz genutzt wurde? 

Zeuge Norbert Wießner: Ja. 

Kerstin Köditz, DIE LINKE: Gab es in dem Zusammenhang nach Ihrer Kenntnis 

Maßnahmen, um die Nutzung bestimmter Telefonzellen durch eine Observation oder 

eine Telefonüberwachung zu prüfen? 

Zeuge Norbert Wießner: Observationstechnisch sind einzelne Zellen überwacht 

worden. Nicht technisch!“1043 

Dass es zu einem solchen Telefonkontakt kommen würde, sei „rechtzeitig genannt“ 

und dadurch ihm als Beschaffer des LfV Thüringen bekannt geworden. Es sei aber, so viel er 

wisse, nichts unternommen worden, um im Hinblick auf das arrangierte Gespräch beispiels-

weise eine G10-Maßnahme zu schalten. Es habe sich bei dem zugrundeliegenden Vorgang 

um den einzigen Sachverhalt gehandelt, bei dem sich auf seiner Arbeitsebene ein Bezug der 

Flüchtigen nach Chemnitz habe erkennen lassen.1044 

 

                                                        
1041 AbwBer 3. UA, Kap. II.2.1, S. 56 f. 
1042 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 5. 
1043 Ebd., S. 14. 
1044 Ebd., S. 5. 
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(a)  K e n n tn i s  un d  M i t w i r ku n g  d e s  Lf V Sa ch s e n  

Der Zeuge Lange gab auf Befragen an, er habe von dem gesamten Vorgang keine Kenntnis 

erhalten.1045 Wie der Zeuge Tüshaus angab, habe das LfV Sachsen zwar die Information 

erhalten, wonach Böhnhardt eine Telefonzelle in Chemnitz genutzt habe; dies sei aber erst 

rund ein Jahr später – im Jahr 2000 – mitgeteilt worden.1046 Ihm sei auch nicht bekannt, ob bei 

der wiederholten Beobachtung von Telefonzellen in Chemnitz möglicherweise Personen fest-

gestellt wurden, bei denen es sich um die Gesuchten handeln könnte.1047 Aus den Unterlagen, 

die dem 1. UA zur Verfügung standen, ergibt sich aber eindeutig, dass bei der Beobachtung 

von Telefonzellen sogar mehrfach Personen festgestellt wurden, die dem Äußeren nach Mit-

gliedern des „Trios“ ähnlich sahen.1048 

Nur der Zeuge Boos räumte ein, dass das LfV Sachsen bei der Beobachtung von Tele-

fonzellen unterstützend mitgewirkt hat: 

„Zeuge Reinhard Boos: […] Das LfV Thüringen hat im März 1999 lediglich um die 

Unterstützung bei einer Observation gegen Jan W. und Antje P. gebeten. Der 

Observationsbericht weist darauf hin, dass im Rahmen der Auftragserledigung die 

Thüringische Observation um die Aufklärung von vier Telefonzellen in Chemnitz 

gebeten hatte.“1049 

Die Beteiligung des LfV Sachsen habe nur darin bestanden, einzelne ObservantInnen 

– nicht aber ganze Trupps – wegen ihrer Ortskenntnis den im Einsatz befindlichen Observati-

onstrupps des LfV Thüringen zur Verfügung zu stellen.1050 Grundlage des damaligen Ersu-

chens an das LfV Sachsen, die thüringischen Maßnahmen in Chemnitz personell zu unterstüt-

zen, müsse der zuvor arrangierte Telefonkontakt mit Böhnhardt gewesen sein, wovon man 

aber damals im hiesigen Amt, jedenfalls der heute nachvollziehbaren Aktenlage zufolge, noch 

nichts gewusst habe.1051 Vielmehr deute „alles darauf hin, dass das LfV Thüringen die heiße 

Spur aus der Telefonüberwachung in eigener Zuständigkeit bearbeitet hat.“1052 

                                                        
1045 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 3. 
1046 1. UA, Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 12, 22. 
1047 1. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 19.06.2017, S. 18. 
1048 ADS 736, Ordner 34, entspr. N 26, Teil 2, Bl. 33 f. 
1049 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 11. 
1050 Ebd., S. 35. 
1051 Ebd., S. 11. 
1052 Ebd., S. 12. 
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Dies habe zwar der früher getroffenen Absprache beider Landesämter entsprochen, 

wonach die Federführung bei der Suche nach dem „Trio“ dem LfV Thüringen obliegen solle. 

Es wäre aber zu erwarten gewesen, „Erkenntnisse über einen etwaigen Aufenthalt in Sachsen 

unverzüglich an das LfV Sachsen zu übermitteln. Dies ist nur unzureichend oder gar nicht 

geschehen“, und zwar auch im Falle weiterer relevanter Informationen, die im Verlaufe des 

Jahres 1999 beim LfV Thüringen anfielen: Diese seien jeweils nicht übermittelt worden.1053 

Der Zeuge fügte von sich aus an, das LfV Sachsen hätte seines Erachtens „auch an dieser 

Stelle nachbohren können und müssen.“1054 

 

(b)  O b s e r v a t i o n  „K u hg l o ck e  9 9“  

Der Zeuge Dr. Vahrenhold gab an, dass es am 18. und 19. März 1999 zu einer Observation 

durch das LfV Sachsen in Chemnitz unter der Fallbezeichnung „Kuhglocke“ gekommen sei, 

wobei – wie bereits mehrfach im Vorjahr geschehen – Jan W. und Antje P. die Zielpersonen 

gewesen seien.1055 Wie der Zeuge Tüshaus erläuterte, enthalte der Observationsbericht zu 

dieser Maßnahme ausdrücklich den Hinweis, „dass im Rahmen der gemeinsamen Auftragser-

ledigung die Observation des [LfV] Thüringen um eine – dann ergebnislos verlaufende – Be-

obachtung von vier Telefonzellen bat.“1056 

 

II.1.5.2 A n s p r a c h en  d u r c h  da s  t h ü r i n g i s c h e  Z ie l f ah n du n g sk o mm a nd o  

Im April 1999 beabsichtigten ZielfahnderInnen des LKA Thüringen in Sachsen Jan W., 

Thomas S. und Hendrik L., die im Vorjahr Betroffene von Telefonüberwachungsmaßnahmen 

gewesen waren, offen anzusprechen, um sie nach möglichen Kenntnissen zum „Trio“ zu be-

fragen. Wie sich aus einem u.a. durch die Zeugin Zinserling unterzeichneten Vermerk des 

Zielfahndungskommandos vom 12. April 1999 ergibt, sei am 9. April 1999 zunächst versucht 

worden, Thomas S. aufzusuchen, wobei sich allerdings herausstellte, dass dieser zwischenzeit-

lich nach Dresden verzogen war. Dem Vermerk zufolge wurde hernach versucht, Jan W. auf-

zusuchen, der aber an seiner Wohnanschrift nicht angetroffen werden konnte. Angetroffen 

                                                        
1053 Ebd., S. 12. 
1054 Ebd. 
1055 3. UA, Protokoll Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 8. Der Zeuge bemerkte ebd., dass die im Vorjahr schon 
einmal verwendete Fallbezeichnung „Kuhglocke“ erneut genutzt wurde, was nicht die übliche Praxis sei. 
1056 1. UA, Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 8. 
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wurde dagegen Hendrik L., der angegeben habe, die Gesuchten nicht zu kennen und im Übri-

gen kaum über Kontakt zur rechten Szene zu verfügen. Wie die Zeugin Zinserling angab, ha-

be den Ansprachen der Hinweis zugrunde gelegen, „dass drei Personen in der rechten Szene 

recht aktiv sind hier in Chemnitz, und wir hatten auch den Hinweis darauf, dass Kontakte zu 

den drei Personen bestehen, also zu Mundlos, Zschäpe und Böhnhardt.“1057 Darüber, dass 

man vor Ort Abprüfungen vornimmt, seien „die Sachsen“ informiert, an den Ansprachen aber 

nicht beteiligt gewesen.1058 

Anstelle des Thomas S. wurde an seiner bisherigen Anschrift in Chemnitz lediglich ein 

(früherer) Nachbar angetroffen, der angab, einen der Flüchtigen „des Öfteren“ bei Thomas S. 

gesehen zu haben.1059 Einem dazu gefertigten Vermerk zufolge hatte der Nachbar auf Vorlage 

von Fahndungsfotos auf eine Abbildung des Mundlos gedeutet, den er im Jahr 1998 gesehen 

haben will. Eine förmliche Zeugenvernehmung wurde nicht durchgeführt. Einige Tage später, 

am 15. April 1999, begaben sich mehrere thüringische ZielfahnderInnen nach Dresden zu der 

inzwischen ermittelten neuen Anschrift des Thomas S. Nachdem sich diese ebenfalls als inak-

tuell herausstellte, begab man sich zur Arbeitsstelle seiner Lebensgefährtin, die mitteilte, wo 

sich S. aufhält. Dieser wurde hernach angetroffen. Zu den Angaben, die Thomas S. daraufhin 

machte, berichtete die Zeugin Zinserling: 

„Zeugin Kathrin Zinserling: […] Wir haben den Herrn Starke daraufhin befragt. Er 

hat auch angegeben, dass er den Herrn Böhnhardt gesehen hat, aber die haben wohl 

recht unterschiedliche Meinungen gehabt. Also, der Herr Starke war eher im Bereich 

der rechten Musikszene aktiv und der Herr Böhnhardt wohl, ja, andere Aktivitäten. Er 

meinte wohl, er hätte den Herrn Böhnhardt das letzte Mal im Januar 98 gesehen und 

hätte keinerlei Kontakt mehr zu ihm.“1060 

Einem dazu gefertigten Vermerk zufolge gab Thomas S. an, es seien Zschäpe und 

Mundlos gewesen, die letztmalig im Januar 1998 bei ihm in Chemnitz zuhause gewesen seien. 

Soweit erkennbar, wurde S. allerdings nicht mit den Angaben seines früheren Nachbarn kon-

frontiert, der im Jahresverlauf wiederholt den Mundlos bemerkt haben will. Auf Befragen, 

warum dies nicht erfolgte, gab der Zeuge Wunderlich an, dass man Thomas S. bei den Maß-

nahmen des Zielfahndungskommandos intensiv berücksichtigt habe, er sei auch „im engeren 
                                                        
1057 1. UA, Protokoll Kathrin Zinserling v. 29.01.2018, S. 4. 
1058 Ebd., S. 19. 
1059 Ebd., S. 4. 
1060 1. UA, Protokoll Kathrin Zinserling v. 29.01.2018, S. 4. Offenbar liegt hier eine Verwechslung von Böh-
hardt und Mundlos seitens der Zeugin vor. 
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Kreise“ der Ermittlungen gewesen, aber „irgendwann waren die Maßnahmen erschöpft“.1061 

Die Zeugin Zinserling bemerkte, das Ergebnis der Befragung sei ohnehin gewesen, dass 

man „zu spät“ gekommen war, „damit war eigentlich dieser Ermittlungsansatz für uns zu  

Ende.“1062 

Nicht eindeutig klären konnte der 1. UA, ob es in der Folge noch gelang, den zunächst 

nicht angetroffenen Jan W. zu erreichen. Aus den Angaben der Zeugin Zinserling ergibt sich 

nämlich, dass man, wie ursprünglich auch vorgesehen, mit insgesamt drei Personen gespro-

chen habe: Abgesehen von Thomas S. habe eine der befragten Personen – dies meint vermut-

lich Hendrik L. – die Gesuchten vorgeblich „nicht gekannt“ und eine andere Person – mög-

licherweise Jan W. – habe angegeben, „keinen Kontakt“ zu haben. Die Zeugin gab außerdem 

an, sich zu erinnern, dass noch ein weiterer Nachbar befragt worden sei.1063 Dergleichen 

wurde nicht aktenkundig gemacht. 

 

II.1.5.3 „ D r i l l i ng “ - B e r i c h t  d e s  L f V T hü r i n ge n  

Am 3. Juni 1999 fertigte das LfV Thüringen einen mehrseitigen „Vorläufigen Abschlussbe-

richt im Fall ‚Drillinge‘“. Darin hieß es auszugsweise: 

„Im Verlaufe des Jahres 1998 und des I. Quartals 1999 waren an den Observations- 

und G 10-Maßnahmen neben dem BfV die LfV`s Sachsen, Brandenburg und Mecklen-

burg-Vorpommern beteiligt. Insgesamt verdichten sich während des gesamten Zeit-

raums die Hinweise darauf, dass die drei Flüchtlinge [sic!] zunächst im Februar/März 

1998 mit Hilfe sächsischer Rechtsextremisten in den Raum Chemnitz verbracht wür-

den. Auf Grund des Überwachungs- und Fahndungsdruckes im Sommer 1998 sollte 

dann eine weitere Verbringung ins Ausland (vermutlich Süd-Afrika) erfolgen. Wie 

heute bekannt, scheiterte auch diese Ausreise letztendlich an der Unterschlagung be-

stimmter Gelder durch den Rechtsextremisten A. Kapke in Jena. 

Spätestens seit März 1999 verdichten sich wieder die Hinweise darauf, dass sich die 

drei Gesuchten wiederum im Raum Chemnitz aufhalten würden. Auch dort durchge-

führte umfangreiche Observationsmaßnahmen mit Unterstützung des LfV Sachsen, er-

                                                        
1061 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 80. 
1062 1. UA, Protokoll Kathrin Zinserling v. 29.01.2018, S. 4. 
1063 Ebd., S. 4, 18. 
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brachten zwar gewisse Kontaktpersonen und mögliche Verbindungswege, führten je-

doch ebenfalls nicht zur Feststellung des Aufenthaltsortes der drei Gesuchten. […] 

Zwischenzeitlich liegen hier eindeutige Hinweise darauf hin vor, dass die ‚Drillinge’ 

nunmehr im nördlichen Bereich der Bundesrepublik untergebracht werden sollen. […] 

Zu gegebener Zeit wird das TLfV unaufgefordert nachberichten.“1064 

Der Anlass, den Bericht zu verfassen, war die Bitte des BfV aus November 1998 ge-

wesen, über den Sachstand und die dabei erfolgte Kooperation u.a. des thüringischen und des 

sächsischen Landesamtes unterrichtet zu werden.1065 Der thüringische Bericht ging am 

15. Juni 1999 beim LfV Sachsen ein. Wie der Zeuge Dr. Vahrenhold angab, seien mit diesem 

Bericht die bisher angefallenen Hinweise „erstmals auf den Bereich Chemnitz konkretisiert 

worden.“1066 Allerdings bemerkte der Zeuge Lange, dass die im Bericht erwähnten Erkennt-

nisse, „die zu der Verdichtung der Hinweise in Bezug auf Chemnitz geführt hatten“, gar nicht 

dargelegt wurden. Dies gelte auch für die angesprochenen neueren Erkenntnisse, wonach 

nunmehr eine Unterbringung der Flüchtigen in Norddeutschland beabsichtigt sei.1067 

Ein am Ende des Berichtes angekündigter Nachbericht erreichte das LfV Sachsen 

nicht,1068 offenbar wurde ein solcher weiterer Bericht auch niemals gefertigt. Wie der Zeuge 

Dr. Vahrenhold ausführte, sei die damalige Ankündigung, später erneut zu berichten, ein An-

haltspunkt gewesen, dass das LfV Thüringen sich nach wie vor in der Verantwortung sehe, 

federführend zu agieren.1069 Gleichwohl hätte das LfV Sachsen, was hier nicht geschehen sei, 

„selbst noch mal nachhaken“ können.1070 In die weitere Entwicklung des Falles im Jahr 1999 

sei, wie der Zeuge Tüshaus betonte, die sächsische Behörde durch das LfV Thüringen dann 

gar nicht mehr eingebunden worden.1071 

 

  

                                                        
1064 Zit. n. AbschlBer UA-BT I, S. 412. 
1065 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 3. 
1066 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 45. 
1067 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 3. 
1068 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 8. 
1069 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 21.01.2013, S. 34. 
1070 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 8. 
1071 1. UA, Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 8. 
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II.1.5.4 B e s p r e ch u ng  d e s  L f V S a c h s en  mi t  d em Z i e l f ah nd e r  Wu n d er l i ch  

Am 15. Juni 1999 fand eine Besprechung im LfV Sachsen statt, an der sich der thüringische 

Zielfahnder Wunderlich beteiligte. Es handelte sich um den gleichen Tag, an dem im LfV 

Sachsen auch der „Drilling“-Abschlussbericht des LfV Thüringen eingegangen war. Das 

Treffen habe sich nach Angaben des damaligen Referatsleiters Lange aber unabhängig davon 

ergeben, als Herr Wunderlich zum LfV Sachsen kam „und uns um Unterstützung bat.“1072 Es 

sei für ihn selbst das erste Mal gewesen, dass er mit der Fahndung nach dem „Trio“ befasst 

war. Bis dahin habe er weder den Fall1073 noch den Beamten Wunderlich gekannt.1074 

 

(a)  I n ha l t e  d e r  Be s p r e c h un g  

Zu den Inhalten der Besprechung, zu der offenbar kein Protokoll gefertigt wurde, führte der 

Zeuge Lange aus: 

„Zeuge Volker Lange: […] Bei diesem Gespräch am 15. Juli 1999 ging es im Kern um 

die grundsätzliche Zusage einer Unterstützung, also ein Amtshilfeersuchen der Ziel-

fahndung aus Thüringen. Herr Wunderlich wollte Hilfe bei der Fahndung nach den 

drei jungen rechtsextremen Bombenbastlern, die in Jena in einer Garage Sprengstoff 

gelagert hatten und nach der missglückten Polizeimaßnahme verschwunden waren. 

Die Thüringer Polizei – speziell die Zielfahndung – hatte schon eine Vielzahl von 

Fahndungsmaßnahmen durchgeführt, ohne dabei jedoch Erfolg zu haben. Ich kann 

mich auch noch sehr deutlich daran erinnern, dass Herr Wunderlich damals äußerte, 

dass er zum Verfassungsschutz in Thüringen kein großes Vertrauen habe, so wie die 

Flucht der drei Täter verlaufen sei; und so, wie die Fahndung, die Zielfahndung er-

folglos geblieben sei, müsse nach seiner Ansicht da irgendjemand beim LfV Thüringen 

nachgeholfen haben.“1075 

Näheres über den Inhalt der Besprechung erinnere er nicht. Herr Wunderlich habe je-

denfalls, so viel er rekapitulieren könne, nicht konkret gesagt, dass sich das Trio in Chemnitz 

aufhält oder aufhalten könnte.1076 Was dessen Ausführungen über das LfV Thüringen betref-

                                                        
1072 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 3. 
1073 Ebd., S. 12. 
1074 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 21. 
1075 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 5. 
1076 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 25. 
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fe, habe es sich um „seine Vermutung“ gehandelt, ausgehend davon, ansonsten erfolgreich zu 

fahnden, aber „zwei oder drei jugendliche Möchtegerngewalttäter“ nicht ergreifen zu können; 

dies sei für Herrn Wunderlich nicht erklärlich gewesen, „ohne dass irgendjemand dort die 

Finger im Spiel hat.“1077 Obgleich der Gesprächspartner „einfach nur Mutmaßungen“ in den 

Raum stellte, die er auch bei späteren Gelegenheiten „immer wieder vorgetragen hat“,1078 

hielt der Zeuge Lange diese Vorwürfe damals „zumindest nicht für völlig aus der Luft gegrif-

fen […]. Ich hätte es mir unter Umständen schon vorstellen können, dass da irgendwas 

dran ist.“1079 

 

(b)  B e t e i l i g t e  u nd  I n f o r m i e r t e  

An dem Gespräch waren neben dem Referatsleiter Lange der damalige Beschaffungsleiter 

sowie eine sachbearbeitende Auswerterin beteiligt.1080 Auf Befragen gab der Zeuge Mitarbei-

ter 59 an, er erinnere sich an ein einziges – womöglich also dieses – Gespräch, bei dem die 

Zielfahnder „ihre Sichtweise darstellten“, wobei das Treffen aber mehr informeller Art gewe-

sen sei.1081 Die mit Auswertungsaufgaben betraute Zeugin Mitarbeiter 95 gab auf Befragen 

an, ihr sage der Name Wunderlich nichts und sie habe ihn auch noch nie gehört.1082 Der Zeuge 

Lange gab ferner an, über das Gespräch mit dem Beamten Wunderlich seinen damaligen Vor-

gesetzten, den Abteilungsleiter Tüshaus, sowie den damaligen Präsidenten des LfV Sachsen 

informiert zu haben.1083 Der Zeuge Tüshaus gab an, er könne sich nicht erinnern, dass ihm 

über das Treffen berichtet worden wäre.1084 Der Zeuge Boos, der ab Juni 1999 Präsident des 

LfV war, gab auf Befragen an, er könne aus der Erinnerung nicht sagen, wann er seinerzeit 

über den Sachverhalt des untergetauchten „Trios“ unterrichtet worden ist.1085 

 

  

                                                        
1077 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 20. Auf Nachfrage erklärte der Zeuge, er wolle die Be-
zeichnung „Möchtegerngewalttäter“ zurückziehen; vgl. ebd., S. 45. 
1078 Ebd., S. 21. 
1079 Ebd., S. 40. 
1080 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 8. 
1081 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 59 v. 16.10.2017, S. 16. 
1082 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 95 v. 18.10.2017, S. 10. 
1083 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 29. 
1084 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 15. 
1085 1. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 16.06.2017, S. 9 f. 
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(c)  E r g e bn i s s e  

Wie der Zeuge Lange ausführte, habe er die Angaben des Beamten Wunderlich verstanden als 

einen „Hilferuf der Zielfahndung aus Thüringen“.1086 Da ein Beschaffer und eine Sachbear-

beiterin an dem Gespräch teilnahmen, sei klar gewesen, dass ein „ständiger Auftrag im 

Rahmen der Quellenbefragungen und der Auswertung“ bestehe, „auf Hinweise auf diese drei 

Geflüchteten zu achten.“ Es habe aber kein „konkreter Auftrag“ vorgelegen, „jetzt aktiv sich 

einzubringen.“1087 Es seien bei dem Treffen auch keine konkreten Maßnahmen vereinbart 

worden. Der nächste Arbeitskontakt zum thüringischen Zielfahndungskommando habe erst im 

April 2000,1088 also fast zehn Monate später, stattgefunden. Im direkten Nachgang des 

Gesprächs sei zunächst „nichts gekommen, nichts passiert, was uns zu Aktivitäten hätte 

veranlassen müssen.“1089  

 

II.1.5.5 B e s p r e ch u ng  v on  L KA  T h ür i ng e n  un d  L K A  S a c h s en  

Am 22. Juni 1999 fand in Diensträumen des Staatsschutz-Kommissariats der Polizeidirektion 

Chemnitz ein „Informationsaustausch“ zwischen Beamten des LKA Thüringen und des LKA 

Sachsen statt.1090 Das Treffen ist in einem Vermerk des thüringischen Zielfahnders Schirrma-

cher dokumentiert. Demnach waren dieser selbst und der Sachbearbeiter Dressler des LKA 

Thüringen beteiligt sowie auf sächsischer Seite der Beamte Schmid des LKA Sachsen und ein 

nicht namentlich erwähnter Sachbearbeiter der PD Chemnitz. Dabei handelte es sich um den 

damaligen stellvertretenden Staatsschutz-Leiter der KPI Chemnitz Kliem.1091 Dieser gab an, er 

könne sich an die Besprechung „überhaupt nicht erinnern.“1092 

Der Zeuge Dressler gab an, sich der Inhalte des Treffens nicht zu erinnern, wobei er 

vermutete, es könnte darum gegangen sein, zu informieren, „dass sich die Personen hier auf-

halten.“1093 Der Zeuge Schirrmacher gab gleichfalls an, nicht mehr zu wissen, was bespro-

                                                        
1086 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 6. 
1087 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 8. 
1088 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 6. 
1089 Ebd., S. 22. 
1090 3. UA, Protokoll Sigmar Schmid v. 21.10.2013, S. 18. 
1091 Ebd.. 
1092 3. UA, Protokoll Jürgen Kliem v. 18.11.2013, S. 10. 
1093 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 24. 
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chen wurde. Womöglich sei es um Observationsmaßnahmen gegangen und darum, inwieweit 

sich thüringische BeamtInnen daran beteiligen könnten.1094 

 

(a)  A u s g a ng s p u nk t  

Nähere Angaben über Umstände und Inhalte des Treffens konnte im früheren 3. UA einzig 

der Zeuge Schmid machen. Dieser war 1999 im Zentralen Ermittlungsabschnitt der Soko 

„Rex“ des LKA Sachsen in Dresden eingesetzt, wo er u.a. mit einem Ermittlungsverfahren 

gegen Jan W. befasst war.1095 Zu den Ausgangspunkten dieses Verfahrens führte der Zeuge 

aus: 

„Zeuge Sigmar Schmid: […] Im November 1998 wurde in Hannover eine Postsendung 

aus Schweden mit CDs mit volksverhetzendem Inhalt angehalten. Diese Lieferung war 

an Steffi F. […], die damalige Freundin und Mitbewohnerin des Jan W. […], adres-

siert. Die Staatsanwaltschaft Hannover leitete ein Verfahren ein und gab es an die 

Staatsanwaltschaft Chemnitz ab. Diese erwirkte einen Durchsuchungsbeschluss für 

die Wohnung […] und bat das LKA Sachsen, SoKo Rex, die polizeilichen Ermittlungen 

zu übernehmen.“1096 

In der Folge sei er selbst mit der polizeilichen Sachbearbeitung beauftragt worden. Er 

habe zunächst versucht, Erkenntnisse zu den im Verfahren namhaften Personen einzuholen, 

wobei er unter anderem erfahren habe, dass Jan W. „eine führende Rolle in der ‚Blood & Ho-

nour‘-Bewegung einnahm und ein eigenes Label für Fanzines und CDs besaß.“1097 Darüber 

hinaus sei ihm in dieser Phase – es habe sich um den Zeitraum Februar/März 1999 gehan-

delt1098 – bekannt geworden, dass das LKA Thüringen im Jahr 1998 eine Telefonüberwa-

chungsmaßnahme bei W. durchführte, „da er in dringendem Tatverdacht stand, drei mit 

Haftbefehl gesuchten Personen Unterschlupf zu gewähren bzw. zur Flucht verholfen zu 

haben.“1099  

                                                        
1094 1. UA, Protokoll Georg Schirrmacher v. 29.01.2018, S. 19. 
1095 3. UA, Protokoll Sigmar Schmid v. 21.10.2013, S. 3. 
1096 Ebd., S. 4. 
1097 Ebd. 
1098 Ebd., S. 17. 
1099 Ebd., S. 4. 
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Auf Befragen, woher er erfahren habe, dass das LKA Thüringen eine TKÜ-Maßnahme 

gegen W. betrieb, gab der Zeuge an, er habe die Erstinformation „ganz definitiv vom Staats-

schutz in Chemnitz“ erhalten.1100 Der damals beim Staatsschutz in Chemnitz tätige Beamte 

Kliem gab auf Vorhalt dieser Aussage an, sich nicht zu erinnern („Das gibt es nicht“).1101  

 

(b)  K o n t ak t au f n a hm e z um  L KA T h ür in g e n  

Der Zeuge Schmid gab weiter an, er habe zunächst nur den reinen Umstand erfahren, dass 

eine TKÜ-Maßnahme stattgefunden hatte, aber nicht, „dass die Drei in Sachsen Unterschlupf 

gefunden haben könnten.“1102 Um Näheres zu erfahren, habe er sich vermutlich im März 1999 

telefonisch an das LKA Thüringen gewandt. Einen schriftlichen Rücklauf, an dem ihm gele-

gen gewesen wäre, habe er jedoch nicht erhalten.1103 Zwischenzeitlich sei am 17. März 1999 

ein Durchsuchungsbeschluss des AG Chemnitz für die gemeinsame Wohnung von Jan W. 

und Steffi F. in Chemnitz vollzogen worden. Neben einer Vielzahl von CDs mit zum Teil 

volksverhetzendem Charakter seien dabei auch Kontoauszüge des W. sichergestellt worden: 

„Aus einem Kontoauszug ging hervor, dass er mehrere Beträge an eine gewisse Per-

son in Baden-Württemberg überwiesen hat. Aus kriminalistischer Erfahrung weiß ich, 

dass Personen, die untertauchen, grundsätzlich so gut wie keine Möglichkeit haben, 

legal an Geld zu kommen, sodass sie in der Regel auf Unterstützer angewiesen sind. 

Die vorliegenden Überweisungen waren für mich nicht plausibel und ich hegte den 

Verdacht, dass diese Person eventuell als Strohfrau für Geldtransfers an das Trio die-

nen könnte, zumal über sie und ihren Ehemann bei der Polizei in Baden-Württemberg 

zahlreiche Erkenntnisse in Bezug auf rechtextremistische Straftaten vorlagen.“1104 

Den dahingehenden Verdacht habe er telefonisch dem LKA Thüringen mitgeteilt1105 

und dabei auch den Namen des Überweisungsempfängers S. und dessen Kontoverbindung 

übermittelt.1106 Nach einer Weile, vermutlich Ende Mai 1999, habe sich dann bei ihm telefo-

nisch der thüringische Zielfahnder Wunderlich gemeldet und mitgeteilt, dass es „neue Er-

                                                        
1100 Ebd., S. 17. 
1101 3. UA, Protokoll Jürgen Kliem v. 18.11.2013, S. 15. 
1102 3. UA, Protokoll Sigmar Schmid v. 21.10.2013, S. 7. 
1103 Ebd., S. 28. 
1104 Ebd., S. 4. 
1105 Ebd., S. 7. 
1106 Ebd., S. 23 f. 
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kenntnisse gibt, dass sich die Gesuchten in Chemnitz aufhalten sollen“.1107 Konkret habe Herr 

Wunderlich am Telefon gesagt, „dass sie sich in einer Wohnung in Chemnitz aufhalten sol-

len“.1108 Dies würde hervorgehen aus der „Aussage eines Aussteigers, der Kurierfahrten 

durchgeführt hat“.1109 Mit dem „Aussteiger“ war vermutlich der im Vorjahr mit TKÜ-

Maßnahmen belegte Jürgen H. aus Jena gemeint, der Anrufe aus Chemnitzer Telefonzellen 

erhalten hatte. Am 27. Mai 1999 wurde H. in einer Bundeswehrkaserne befragt, wobei er 

Kontakte zu Böhnhardt auch nach dem Untertauchen des „Trios“ einräumte. Es sei auch 

Böhnhardt gewesen, der ihn telefonisch kontaktierte1110 – und nicht, wie nachfolgend immer 

noch durch das thüringische Zielfahndungskommando behauptet, Jan W. Bei der Befragung 

machte Jürgen H. auch Angaben darüber, vormals im Auftrag Ralf Wohllebens diverse Ver-

sorgungsgüter für das „Trio“ nach Zwickau gebracht und dort einem weiteren Kurier überge-

ben zu haben.1111 Soweit dies bekannt ist, berichtete Jürgen H. aber nicht, dass sich das 

„Trio“ in einer bestimmten Wohnung in Chemnitz aufhalte. 

 

(c)  D u r ch f ü hr u ng  d e r  B e s p r e c hu n g  

Wie der Zeuge Schmid weiter berichtete, sei es auf Anregung des Beamten Wunderlich 

schließlich am 22. Juni 1999 zu dem Treffen gekommen, „um Erkenntnisse auszutauschen.“ 

Die dafür angereisten Beamten des LKA Thüringen hätten dabei folgende Angaben gemacht: 

„Im Frühjahr 1998 wurde bei einer TKÜ bekannt, dass W. […] aus drei Telefonzellen 

in Chemnitz mit verschiedenen Kurieren telefoniert hat. Daraufhin wurden bei Jan W. 

[…], Hendrik L. […] und Thomas S. […] durch das LKA Thüringen Telefonüberwa-

chungs-Maßnahmen durchgeführt. In diesem Zusammenhang führte und führt das 

Landesamt für Verfassungsschutz Observationsmaßnahmen durch. Im April 1999 

wurde durch Beamte des LKA Thüringen an W. […] und L. […] erfolglos herangetre-

ten. Kollege Schirrmacher war sich sicher, dass die Gesuchten in Chemnitz sind.“1112 

                                                        
1107 Ebd., S. 7. 
1108 Ebd., S. 11. 
1109 Ebd., S. 4 f. 
1110 Schäfer-Bericht, Rdnr. 180, S. 97 f. 
1111 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 5, 34. 
1112 3. UA, Protokoll Sigmar Schmid v. 21.10.2013, S. 5. 
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Wie der Zeuge Schmid weiter ausführte, habe der Beamte Schirrmacher die vormals 

durch den Zielfahnder Wunderlich angekündigten Erkenntnisse im Gespräch allerdings „zur 

Ahnung heruntergestuft“1113: 

„Dies verwunderte mich […]. Bei einem Kriminalisten erwarte ich, dass diese auf 

Fakten basieren. Kollege Schirrmacher wollte aber lediglich eine Ahnung haben, was 

zu meiner Einschätzung führte, dass die Fahndungsdienststelle sehr wohl weitere Er-

kenntnisse hatte, diese aber nicht alle mitteilte.“1114 

 

(d)  A b g e le h n t e  U n t e r s t ü t z un g s a ng e b o t e  

Aus dem Vermerk des Zielfahndungskommandos des LKA Thüringen zu der Besprechung 

ergibt sich, dass der sächsische Beamte Schmid anbot, thüringische KollegInnen an Durchsu-

chungen und anschließenden Befragungen teilnehmen zu lassen, die einige Wochen später in 

dem laufenden Ermittlungsverfahren des LKA Sachsen stattfinden sollten, um so gegebenen-

falls an Informationen zum Verbleib der Gesuchten zu gelangen. Der Zeuge Schmid führte 

dazu aus, es sei überdies angedacht gewesen, ein umfangreicheres Strukturverfahren zu der 

Personengruppe um Jan W. zu initiieren. Er habe es den thüringischen KollegInnen ermögli-

chen wollen, umgehend zu erfahren, „wenn wir in unserem Verfahren irgendwelche Hinweise 

und Verdachtsmomente“ erlangen, die mit den Abgetauchten in Zusammenhang stehen.1115  

Dieses Angebot wurde offenbar nicht wahrgenommen. Auf Befragen, warum darauf 

verzichtet wurde, gab der Zeuge Wunderlich an: 

„Kerstin Köditz, DIE LINKE: […] Leider ist in unseren Akten nicht erkennbar, ob Sie 

dieses Angebot angenommen haben. Hatten Sie oder Ihre Kollegen diese Möglichkeit 

damals genutzt? 

Zeuge Sven Wunderlich: Also, was Sie sagen, ist richtig. Aus meiner Erinnerung 

haben wir das nicht wahrgenommen, weil wir einfach nicht gesehen werden wollten, 

da man nicht weiß, was im Nachhinein vielleicht noch für Maßnahmen erforderlich 

                                                        
1113 Ebd., S. 8. 
1114 Ebd. 
1115 Ebd., S. 11. 
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sind, wo man sich dann ganz einfach an den erinnert, der an der Wohnung mit 

dabei war.“1116 

Wie der Zeuge Schmid weiter ausführte, sei auch die Idee verworfen worden, eine 

spezialisierte Observationseinheit des LKA Sachsen einzusetzen: 

„Zeuge Sigmar Schmid: […] Nicht weniger verwunderlich für mich war, dass es die 

Thüringer Kollegen ablehnten, als ich anbot, unser Dezernat 523, zuständig für ver-

deckte Fahndungen und Observationen im Staatsschutzbereich, mit einzusetzen.“1117 

 

(e)  A b g l e i c h  v o n  Ob s e r v a t i o n sf o t o s  

Das Dezernat 523 („Verdeckte Fahndung“) war im vorliegenden Ermittlungsverfahren gegen 

Jan W. bereits für Observationen im Einsatz gewesen. Hierzu führte der Zeuge Schmid aus: 

„Wir hatten ein Mobiles Einsatzkommando zu verschiedenen Treffen eingesetzt. Ich 

weiß nicht, es waren Skin-Konzerte. Auf jeden Fall ist der Werner bzw. Lasch von uns 

observiert worden. Bei diesen Observationen sind Fotos gemacht worden, und es sind 

natürlich auch andere Personen mit abgelichtet worden. Diese Lichtbildmappe sind 

wir zusammen durchgegangen, ob da irgendwelche – gar die Drei oder Leute aus dem 

Umfeld der Drei – zu erkennen sind. Das war aber nicht der Fall.“1118 

Nach Aktenlage wurden aber nicht nur Bilder abgeglichen, sondern auch den thüringi-

schen Beamten – womöglich im Original – übergeben. Dies betrifft Fotografien, die am 

15. Mai 1999 durch das Dezernat 523 gefertigt worden waren. Dabei wurde ein Szenetreff 

nahe Wilsdruff beobachtet; dem Augenschein nach könnte es sich um Vorbereitungen zu ei-

nem Rechtsrockkonzert mit B & H-Bezug gehandelt haben. Hierzu wurde eine Lichtbildmap-

pe mit zahlreichen durchnummerierten Aufnahmen gefertigt. Auf mehreren dieser Bilder ist 

u.a. Jan W. zu erkennen, aber beispielsweise auch Carsten Szczepanski. Obwohl die Licht-

bildmappe durchgehend und lückenlos paginiert ist, fehlen in den dazu vorliegenden Unterla-

gen des LKA Sachsen zwei Bilder, die mit den laufenden Nummern 17 und 18 versehen sein 

müssten. Eben diese beiden fehlenden Bilder finden sich – scheinbar zusammenhangslos 

                                                        
1116 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 83 f. 
1117 3. UA, Protokoll Sigmar Schmid v. 21.10.2013, S. 5. 
1118 Ebd., S. 11 f. 
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zugeheftet – in einer Zielfahndungsakte des LKA Thüringen. 1119 Dem 1. UA ist nicht be-

kannt, warum gerade diese beiden Bilder von Interesse waren. 

 

II.1.5.6 O b s e r v a t i o n  „ Br a t s c h e “  de s  Lf V S ac h se n  

Das LfV Sachsen observierte am 19. und 20. November 1999 unter der Fallbezeichnung 

„Bratsche“ nochmals Jan W. Wie der Zeuge Dr. Vahrenhold ausführte, stand die Beobach-

tung in ursächlichem Zusammenhang mit einem geplanten Skinheadkonzert. Hinweise auf 

den Aufenthaltsort der Flüchtigen wurden auch bei dieser Maßnahme nicht erlangt.1120 Der 

Zeuge erläuterte weiter, es habe im Zeitraum von 1999 bis 2010 mindestens 18 Observationen 

des LfV Sachsen gegen verschiedene damalige bzw. ehemalige „Blood & Honour“-

Mitglieder in Sachsen gegeben.1121 

Soweit dies erkennbar ist, standen die Observation „Bratsche“ und auch die später im 

Zusammenhang mit „Blood & Honour“ ergriffenen Maßnahmen jedoch nicht in einem ur-

sächlichen Zusammenhang mit der Suche nach dem „Trio“. Der Zusammenhang ergibt sich 

bei der vorliegenden Maßnahme nur mittelbar durch die Auswahl der Zielperson, die mut-

maßlich mit den Flüchtigen in Kontakt stand, sowie durch die im September 1998 getroffene 

Vereinbarung zwischen dem LfV Thüringen und dem LfV Sachsen, wonach sich das hiesige 

Amt auf die Beobachtung von „Blood & Honour“ konzentrieren solle. 

 

II.1.6 M a ß n a hm e n  z u r  Su c h e  n a c h  de m „T r i o“  im  J a h r  2 00 0  

II.1.6.1 Ü b e r p r ü f u n g  v o n  F r a u e n är z t e n  i m  B er e i c h  C h em ni t z  

Mit Schreiben vom 16. März 2000 wandte sich das thüringische Zielfahndungskommando an 

die Sächsische Landesärztekammer und erbat unter Bezugnahme auf ein unmittelbar voran-

gegangenes Telefonat zwischen der Zielfahnderin Oswald und der Geschäftsführerin der Ärz-

tekammer D. die Übermittlung „aller Anschriften“ von FrauenärztInnen in Chemnitz. In dem 

Schreiben heißt es: 

                                                        
1119 ADS 37, Ordner 5, Bl. 121 ff., hier: etwa Bl. 137 f; vgl. auch ADS 215, Anl. ZF Bd. IV, Bl. 222. 
1120 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 8. 
1121 Ebd., S. 14. 
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„Die Zielfahndung des TLKA Erfurt fahndet seit 1998 nach der o.g. Person. Gegen die 

Zschäpe besteht seit dem 28.01.1998 Haftbefehl durch das Amtsgericht Jena wegen 

des Verdachtes der Vorbereitung eines Sprengstoffverbrechens. Durch Hinweise ist zu 

vermuten, daß sich Frau ZSCHÄPE in Chemnitz aufhalten soll. Es ist davon auszuge-

hen, daß die Gesuchte Zschäpe bei einer frauenärztlichen Untersuchung in Erschei-

nung getreten ist. Um die im Bereich der Stadt Chemnitz praktizierenden Frauenärzte 

befragen zu können, bitten wir um die Übersendung einer aktuellen Anschriftenliste 

aller Frauenärzte.“1122 

 

(a)  H i n t e r g r u n d  

Ein direkter Rücklauf ist bei den Akten nicht aufzufinden, aber eine Auflistung von rund 30 

relevanten Praxen. Ende März 2000 wurden diese durch thüringische BeamtInnen aufgesucht. 

Hierzu entstand ein undatierter Vermerk, den die ZielfahnderInnen Wunderlich und Oswald 

unterzeichneten und in dem es heißt: 

„In der Zeit vom 30.03.00 bis 31.03.00 wurden durch die Unterzeichnenden alle in der 

Anlage der Sächsischen Landesärztekammer aufgeführten Frauenärzte aufgesucht. 

Dabei wurde diesen nach einer kurzen Sachverhaltsschilderung ein Bild der ZSCH-

ÄPE, Beate geb. am 02.01.75 vorgelegt. Hintergrund der Bildvorlage ist die Ermitt-

lung einer möglichen Behandlung der Zschäpe bei den in der Anlage aufgeführten 

Frauenärzten. 

Bei allen durchgeführten Bildvorlagen konnte keine Übereinstimmung zu aufgetrete-

nen Patientinnen festgestellt werden. Das vorgelegte Bildmaterial wurde in den Arzt-

praxen hinterlegt. Bei einem Auftreten der Zschäpe erfolgt die sofortige Information 

an die Zielfahndung des TLKA Erfurt.“1123 

Zum Grund für die Befragungsaktion gab die Zeugin Oswald an, Ansatzpunkt sei die 

flüchtige Zschäpe gewesen und die Annahme, dass diese irgendwann einen Frauenarzt 

aufsuchen würde: 

                                                        
1122 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 5. 
1123 Ebd., Bl. 128. 
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„Zeugin Grit Oswald: Na ja, Frau Zschäpe ist halt eine Frau. Ich habe mir gesagt: Ir-

gendwann muss man mal, wenn man mit zwei Männern in Begleitung ist – ich dachte 

an Verhütung, Pille –, und das hat man halt nur rezeptmäßig bekommen.“1124 

Der Zeuge Kämmerer bestätigte, die Überlegung habe darin bestanden, Zschäpe würde 

„als Frau eventuell auch mal einen Frauenarzt aufsuchen.“1125 

 

(b)  V o r g e h en  

Nach den Ausführungen der Zeugin Oswald sei man nach Chemnitz gefahren und habe sich 

in Zweier-Teams aufgeteilt, wobei sie selbst durch den Zielfahnder Wunderlich begleitet wor-

den sei.1126 Die Befragungen hätten insgesamt „mehrere Stunden“ gedauert, weil die aufzusu-

chenden Praxen über das gesamte Stadtgebiet verteilt waren.1127 Abweichend davon gab der 

Zeuge Kämmerer an, er sei in dem Zusammenhang ebenfalls in einem Team mit dem 

Zielfahnder Wunderlich gewesen und habe sich für ein oder zwei Tage mit in Chemnitz auf-

gehalten. Die komplette Befragungsaktion habe sich sogar über „knapp eine Woche 

hingezogen“.1128 

Zum weiteren Vorgehen gab die Zeugin Oswald an, man habe die Praxen betreten und 

sich mit einem Polizeidienstausweis ausgewiesen.1129 Man sei zuerst an die Aufnahme-

schwestern herangetreten,1130 wobei Herr Wunderlich zumeist der Wortführer gewesen sei.1131 

Nach der Bildvorlage und der Nennung des Namens der gesuchten Zschäpe1132 sei dann in 

Unterlagen nachgesehen worden, „ob es den Namen überhaupt gibt.“1133 Weitere Angaben 

zum zugrundeliegenden Sachverhalt habe man dabei nicht mitgeteilt: 

„Lutz Richter, DIE LINKE: […] Können Sie das beschreiben und was Sie den Frau-

enärzten noch dazu gesagt haben, zu dem Sachverhalt? 

                                                        
1124 1. UA, Protokoll Grit Oswald v. 29.01.2018, S. 17. 
1125 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 4. 
1126 1. UA, Protokoll Grit Oswald v. 29.01.2018, S. 4, 15. 
1127 Ebd., S. 13. 
1128 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 4. 
1129 1. UA, Protokoll Grit Oswald v. 29.01.2018, S. 17. 
1130 Ebd., S. 15. 
1131 Ebd., S. 16 f. 
1132 Ebd., S. 16. 
1133 Ebd., S. 14. 
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Zeugin Grit Oswald: Zu dem Sachverhalt haben wir nichts gesagt. Wir haben nur ein 

Bild vorgelegt, ob die Person bekannt ist, und den Namen noch gesagt. Die konnten ja 

nur mit Ja oder Nein antworten.“1134 

Abweichend davon führte der Zeuge Kämmerer aus, man habe über die Thematisie-

rung Zschäpes hinaus auch den öffentlich zugänglichen Fahndungsaufruf zum „Trio“ ver-

wendet.1135 Zudem habe man auch direkt die praktizierenden ÄrztInnen befragt: 

„Zeuge Jan-Erik Kämmerer: […] Wir haben uns im Prinzip am Tresen vorgestellt, als 

Polizei ausgewiesen, haben gebeten, ob wir die zuständige Ärztin oder den zuständi-

gen Arzt mal sprechen könnten. Daraufhin war es meistens so, dass es hieß: ‚Setzen 

Sie sich kurz ins Wartezimmer!‘ […] 

Wir wurden dann meistens in ein separates Zimmer reingeführt. Die Ärztin hat nach 

dem Grund gefragt. Wir haben erörtert, dass es im Prinzip Fahndungsmaßnahmen 

nach dieser Dame gibt, dass es dazu auch Öffentlichkeitsfahndung gibt, und haben ge-

fragt, ob ihr das Bild oder die Dame bekannt ist. Daraufhin wurde unterschiedlich re-

agiert. Manche – also, ich kann jetzt nur von den Fällen sprechen, wo ich dabei gewe-

sen bin – haben gesagt: ‚Nein, definitiv kann ich Ihnen sagen: Habe ich nie behan-

delt!‘ Andere sagten: ‚Oh! Da müsste ich selber – – Ich würde mal meine Schwestern 

noch mal fragen.‘ Dann kam es, dass die eine oder andere Schwester noch mal zu dem 

Bild befragt wurde. Ergebnis: Es kam bei keinem Arzt heraus, dass jemand die Dame 

behandelt hat oder sich erinnern konnte.“1136 

 

(c)  R e c h t s g r un d la g e  

Die Zeugin Oswald gab auf Befragen an, sie erinnere sich nicht, ob es für die Befragung von 

ÄrztInnen und des Praxispersonals eine staatsanwaltschaftliche oder richterliche Anweisung 

gab und ob die Befragten über ihr mögliches Zeugnisverweigerungsrecht belehrt wurden.1137 

Der Zeuge Kämmerer führte dazu aus, es habe sich um eine „normale Befragung“ im Zuge 

des allgemeinen Fahndungsauftrags gehandelt, ohne dass eine besondere rechtliche Grundlage 

bestand. Auf weiteres Befragen gab der Zeuge an: 
                                                        
1134 Ebd., S. 11. 
1135 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 8. 
1136 Ebd., S. 7 f. 
1137 1. UA, Protokoll Grit Oswald v. 29.01.2018, S. 17 f. 
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„Vors. Lars Rohwer: Trotzdem noch mal die Frage: Ist es ein übliches Verfahren, zu 

so einer Befragung überzugehen? Ich bin jetzt auch vielleicht nur Zeitungsleser und 

Fernsehzuschauer. Aber da höre ich immer: Wir brauchen einen Beschluss – es gibt ja 

auch eine Schweigepflicht bei Ärzten –, um solche Auskünfte zu bekommen. – Oder 

wurde das gar nicht diskutiert? 

Zeuge Jan-Erik Kämmerer: Es hat niemand letztendlich […] nach einem Beschluss ge-

fragt. […] Wenn ein Arzt letztendlich gesagt hat: ‚Ich darf Ihnen keine Auskunft ge-

ben‘ – das ist mir in den Fällen, wo ich dabei gewesen bin, nicht passiert, dass einer 

sagte: ‚Ich unterliege der Schweigepflicht, ich darf Ihnen nicht sagen, ob bei mir eine 

Patientin gewesen ist‘ –, dann hätten wir sicher, wenn er gesagt hätte: ‚Ich könnte 

Ihnen Informationen geben‘, im Nachgang einen Beschluss dafür erwirkt. Aber das 

war zum damaligen Zeitpunkt nicht notwendig, weil es erst mal nur eine allgemeine 

Befragung war. […] 

Also, es gab keine Negativauskünfte oder keine Auskünfte, wo jemand gesagt hätte: 

‚Ich kann Ihnen etwas sagen, aber dafür bräuchten Sie etwas.‘“1138 

Auf die Frage, ob die Befragten gegebenenfalls hinsichtlich ihrer Berufsgeheimnisträ-

gerrechte belehrt wurden, gab der Zeuge an, dies nicht zu wissen.1139 

 

(d)  E r g e bn i s s e  

Nach Angaben der Zeugin Oswald hätten alle Befragten auch Auskunft erteilt,1140 ohne dass 

Hinweise auf die Gesuchte erlangt wurden.1141 Fragen danach, ob sich Zschäpe vormals in 

Behandlung befand, seien stets verneint worden.1142 Bei der Befragungsaktion seien indes nur 

Einzelpraxen, jedoch keine Kliniken berücksichtigt worden.1143 

 

  

                                                        
1138 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 8. 
1139 Ebd., S. 21. 
1140 1. UA, Protokoll Grit Oswald v. 29.01.2018, S. 15. 
1141 Ebd., S. 3. 
1142 Ebd., S. 5. 
1143 Ebd., S. 13. 
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II.1.6.2 T K Ü - M a ßn a hm e g e ge n  R o na l d  A .  

Gestützt auf einen Vermerk vom 12. April 2000 regte an diesem Tag das thüringische Ziel-

fahndungskommando gegenüber der zuständigen Staatsanwaltschaft Gera an, eine TKÜ ge-

gen den Telefonanschluss des in Chemnitz wohnhaften Ronald A. zu erwirken. Zur Begrün-

dung wurde vermerkt, es handle sich bei ihm um den Onkel der Zschäpe, er sei mit hoher 

Wahrscheinlichkeit eine Kontaktperson der Flüchtigen und übermittle nicht näher dargestellte 

Nachrichten an oder für das „Trio“. Die StA Gera ordnete die Maßnahme am Folgetag unter 

Annahme von Gefahr im Verzug an.1144 Am 14. April 2000 beschloss das AG Gera die 

Überwachung und Aufzeichnung des Fernmeldeverkehrs des von Ronald A. genutzten Mobil-

funkanschlusses für die Dauer von drei Monaten. Zur Begründung hieß es, die Anordnung 

„richtet sich gegen […] Personen, von denen aufgrund der Ermittlungen anzunehmen ist, daß 

sie für die Beschuldigten bestimmte oder von ihnen herrührende Mitteilungen entgegenneh-

men oder weitergeben oder daß die Beschuldigten ihren Anschluß benutzen.“1145 Die Über-

wachung wurde bis zum 28. Juni 2000 aufrechterhalten. Es ist nicht zu ersehen, ob relevante 

Informationen erlangt wurden. Gegen Ende der Maßnahme fertigte die Zielfahnderin Oswald 

am 22. Juni 2000 aber einen Vermerk, wonach Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe „bereits 

während ihrer Flucht bei A. […] Unterkunft erhalten haben.“1146 

Dafür liegen ansonsten keine Anhaltpunkte vor. Anders, als behauptet, war Ronald A. 

auch weder mit Zschäpe verwandt, noch bestand zu irgendeinem Zeitpunkt ein Hinweis, dass 

A. selbst der rechten Szene angehören könnte.1147 Auch waren im unmittelbaren Vorfeld der 

TKÜ-Schaltung nach Aktenlage keine Informationen zu A. angefallen, sodass unklar ist, wa-

rum er zum damaligen Zeitpunkt überwacht wurde (→ KAP. II.1.8.1.B). 

Allerdings hatte das Zielfahndungskommando bereits im September 1998 eine TKÜ-

Maßnahme gegen die frühere Ehefrau des Ronald A., Angela A., schalten lassen, die in Jena 

wohnte. Zu Angela A. war ebenfalls und offenbar auch fälschlich behauptet worden, dass die-

se eine Angehörige der rechten Szene in Chemnitz und nunmehr nach Jena gezogen sei; we-

gen dieser Verbindungen in beide Städte sei anzunehmen, dass sie über Kenntnisse zum Auf-

enthaltsort des „Trios“ verfügt. Darüber hinaus wurde damals in einem Vermerk des Ziel-

fahnders Wunderlich dargelegt, es bestünden enge logistische Verbindungen zwischen 

                                                        
1144 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 112. 
1145 Ebd., Bl. 110 f. 
1146 Ebd., Bl. 26. 
1147 ADS 43, Ordner 40, Teil 3, Bl. 67. 
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Angela A. und dem seinerzeit überwachten Chemnitzer Neonazi Jan W.1148 Soweit dies be-

kannt ist, gehörte Angela A. aber weder der rechten Szene in Chemnitz noch in Jena an. Sie 

war lediglich vormals mit Ronald A. verheiratet gewesen, der dann – in umgekehrter Richtung 

– von Jena nach Chemnitz verzog. Angela A. hatte eine Tochter aus früherer Ehe, Jana A., die 

tatsächlich der rechten Szene in Jena angehörte – ohne dass der Aktenlage nach Anhaltpunkte 

für einen fortgesetzten Bezug zu dem früheren Stiefvater Ronald A. oder zu dessen neuem 

Wohnort in Chemnitz bestanden. Womöglich resultierten in diesem Falle die Hinweise, die 

das Zielfahndungskommando in TKÜ-Maßnahmen gegen Angela und Ronald A. umsetzte, 

aus Angaben des LfV Thüringen. So benannte der Zeuge Wießner anlässlich der Frage, wel-

che Informationen das LfV Thüringen dem Zielfahndungskommando des LKA Thüringen 

mitteilte, beispielhaft Herrn A.: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Ich habe Sie vorhin so verstanden, dass insbesondere 

der Herr Wunderlich alle Informationen bei Ihnen abgeholt hat. […] 

Zeuge Norbert Wießner: […] Wir hatten eine Zielperson und haben gesagt, dass A. 

[…] – – Bleiben wir bei dem Beispiel A. […] hier in Chemnitz: […] Wir haben obser-

viert, und die anderen haben TKÜ geschaltet.“1149 

Im Übrigen wisse er nicht, was aus „dieser ganzen Operation“ – einem demnach ar-

beitsteiligen Vorgehen von LfV Thüringen und Zielfahndungskommando – „geworden 

ist“.1150 Offenbar auf eine Anregung des Zielfahndungskommandos, die als solche nicht in 

den Akten zu finden ist, beschloss das AG Jena am 27. Juni 2000 – als die Maßnahme gegen 

Ronald A. gerade auslief – die Überwachung und Aufzeichnung des Fernmeldeverkehrs eines 

von Katarzyna R. genutzten Chemnitzer Festnetzanschlusses für die Dauer von drei Monaten. 

Bei R. handelte es sich um die neue Lebensgefährtin des Ronald A. Zur Begründung der 

Maßnahme wurde angegeben, es sei infolge der Ermittlungen des LKA Thüringen davon aus-

zugehen, „dass die betroffene Anschlußinhaberin sowie deren Lebensgefährte Kontakt zu den 

Gesuchten haben, insbesondere haben sie diesen bereits Gelegenheit zum Untertauchen in 

ihrer Wohnung gegeben.“ Sie würden gar „bis zum heutigen Tage“ Kontakte zu den Gesuch-

ten unterhalten. Da das Paar beabsichtige, demnächst zu heiraten, sei zu erwarten, dass im 

Rahmen der Vorbereitung der Feierlichkeiten Kontakt zu den Gesuchten aufgenommen und 

                                                        
1148 Ebd., Bl. 38. 
1149 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 8. 
1150 Ebd. 
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diese gegebenenfalls eingeladen werden. Hieraus ergebe sich mit hinreichender Wahrschein-

lichkeit, „dass die Gesuchten im Rahmen dieser Feierlichkeiten ergriffen werden können.“1151 

 

II.1.6.3 F a l l  „ T er z e t t “  d e s  L f V S a c h s en  

Unter der Deckbezeichnung „Terzett“ entwickelte das LfV Sachsen im Laufe des Jahres 2000 

eine Serie eigener operativer Maßnahmen, die zum Auffinden des „Trios“ beitragen sollten. 

Es handelt sich um den zentralen Beitrag dieser Behörde im vorliegenden Fall. Die dabei er-

griffenen Maßnahmen führten letztlich nicht zum Ergreifen der Flüchtigen oder zur Erlan-

gung von Informationen zu ihrem Verbleib. 

 

(a)  A n l a s s  

Am 1. Februar 2000 fertigte das LfV Thüringen anhand von Angaben der dort geführten 

Quelle Tino Brandt einen Bericht, wonach am Rande einer NPD-Schulungsveranstaltung, die 

am 29. Januar 2000 im thüringischen Eisenberg stattfand, eine aus Sachsen stammende Per-

son geäußert habe: „den Dreien geht es gut.“1152 Wie der Zeuge Dr. Vahrenhold angab, sei 

das LfV Sachsen darüber zunächst telefonisch am 7. Februar 2000 informiert worden.1153 Auf 

thüringischer Seite wurde zu diesem telefonischen Austausch vermerkt, das LfV Sachsen wol-

le nunmehr „operativ massiv einsteigen“ und die Chemnitzer Szene aufklären.1154 Mit Schrei-

ben vom 23. Februar 2000 wurde das LfV Sachsen nochmals schriftlich über die Quellen- 

meldung informiert. 1155 Bei dieser Gelegenheit wurde mitgeteilt, dass es sich bei der Person, 

die sich über das „Trio“ geäußert hatte, um das aus Chemnitz stammende ehemalige B & H-

Mitglied Andreas G. handle, der inzwischen anhand einer Fotovorlage identifiziert worden 

sei.1156 Zur Bedeutung und zu den Folgen dieser Information gab der Zeuge Tüshaus an: 

„Zeuge Joachim Tüshaus: […] Dieser neuerliche und aus unserer Sicht seit Jahren 

erste konkrete Hinweis, der die Zielrichtung Chemnitz und das Umfeld des [Jan] W. 

bestätigte, wurde zum Anlass umfangreicher Auswertungen und operativer Maßnah-
                                                        
1151 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 99. 
1152 Zit. n. AbschlBer UA-BT I, S. 416. 
1153 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 8. 
1154 AbschlBer UA-BT I, S. 416. 
1155 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 8. 
1156 AbschlBer UA-BT I, S. 416. 
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men im Raum Chemnitz genommen. Es erfolgten Observationen und Vorfeldauf- 

klärungen, Umfeldaufklärungen zu Jan W. und Andreas G. in Chemnitz.“1157 

Wie die Sachbearbeiterin Mitarbeiter 14 ausführte, sei Andreas G. offenbar „so nah 

dran“ gewesen, dass ein persönlicher Kontakt zu den Flüchtigen angenommen werden konnte. 

Dies sei der konkrete Anlass gewesen, „eine Maßnahme“ anzusetzen mit dem Ziel, die Flüch-

tigen zu lokalisieren.1158 In der Folge kam es dann unter der Fallbezeichnung „Terzett“ zu 

einer Serie verschiedener nachrichtendienstlicher Maßnahmen des LfV Sachsen, die bis 

Oktober 2000 anhielten. 

Ob das Gespräch am 29. Januar 2000 wie dargestellt stattgefunden und ob daran auch 

Andreas G. teilgenommen hat, ist allerdings offen: Als Zeuge gegenüber dem BKA gab dazu 

Christian K. – der Bruder des aus Jena stammenden mutmaßlichen NSU-Unterstützers 

André K. – bestätigend an, es sei bei der fraglichen Veranstaltung die auch mit der Betreuung 

inhaftierter Neonazis befasste und bundesweit bekannte Szeneanhängerin Edda S. auf ihn 

zugehkommen und habe ihm einen unbekannte Mann vorgestellt, von dem sie sagte, dieser 

kenne die auf der Flucht befindlichen Personen.1159 Edda S. gab als Zeugin gegenüber dem 

BKA an, sie sei zwar bei der fraglichen Veranstaltung gewesen und habe dort auch mit 

Christian K. gesprochen, jedoch nicht über das „Trio“. Sie kenne zwar Andreas G., könne 

sich aber nicht erinnern, ob er auch an der Veranstaltung teilnahm.1160 Andreas G. schließlich 

gab als Zeuge gegenüber dem BKA an, er könne sich nicht entsinnen, jemals auf einer Schu-

lungsveranstaltung der NPD gewesen zu sein. Er habe auch nie geäußert, dass es ‚den Dreien 

gut geht‘.1161 

 

(b)  E n t s t e hu n g  d e s  F a l l e s  un d  p e r s o ne l l e  Z u s t ä n d i g ke i t  

Nach Darstellung des Zeugen Lange sei der Fall „Terzett“ Anfang des Jahres 2000 entstan-

den, als das Thema bei einer Besprechung mit dem Abteilungsleiter erörtert worden sei.1162 

Dabei handelte es sich um den Zeugen Tüshaus, der dazu angab: 

                                                        
1157 1. UA, Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 9. 
1158 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 14 v. 18.10.2017, S. 20. 
1159 ADS 736, Ordner 32, entspr. SAO 638, Bl. 16843 f. 
1160 Ebd., Bl. 16844, 16846. 
1161 ADS 736, Ordner 33, entspr. N 6, Bl. 42 f. 
1162 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 29. 
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„Das war unsere gemeinsame sächsische Idee, dass wir auf der Grundlage dieses 

neuen Anpackers – wir haben eine Person, die offenbar Kenntnis von Flucht und 

Fluchtumständen hat – diesen Fall jetzt noch mal massiv aufgreifen müssen. […] 1999 

ist nicht viel passiert, haben wir auch nicht viel gewusst. Der Fall lag insofern brach. 

Wir hatten jetzt einen Anfasser und haben uns da entschlossen, dort mit allem, was es 

an Möglichkeiten gibt, mit großem Aufwand und koordinierend und mit hohem Einsatz 

in den Fall aufzusteigen. Denn das musste ja auch geklärt werden.“1163 

Die Federführung für den Fall „Terzett“ lag in der Folge bei dem Leiter des für 

„Rechtsextremismus“ zuständigen Referats 21 Lange.1164 Mit der Sachbearbeitung wurde 

Mitarbeiter 14 betraut, was nach ihrer Erinnerung bereits Anfang Februar 2000 – also unmit-

telbar nach Eingang des thüringischen Hinweises – geschehen sei.1165 Sie habe sich in der 

weiteren Folge eng mit dem Referatsleiter und dem Abteilungsleiter abgestimmt.1166 Ihr selbst 

habe die Fallführung, das heißt auch die Betreuung operativer Maßnahmen oblegen.1167 Zu 

ihrem beruflichen Hintergrund erläuterte Mitarbeiter 14, sie sei ab Anfang des Jahres 2000 im 

Alter von knapp über 20 Jahren im Bereich Auswertung des Referates 21 eingesetzt gewe-

sen.1168 Es habe sich beim LfV um ihre „erste feste Station nach dem Studium“ gehandelt.1169 

Zu Beginn von „Terzett“ habe sie folgende Ausgangsinformationen erhalten: 

„Zeuge MA 14: Ich habe eine Zusammenfassung bekommen, dass die drei ab dieser 

polizeilichen Maßnahme, die seinerzeit in Thüringen geplant war, in der Garage, wo 

das Sprengstoffmaterial gefunden wurde, auf der Flucht sind und dass es Hinweise 

nach Sachsen im Prinzip gegeben hat.“1170 

Dagegen wurde die zuvor mit der Suche nach dem „Trio“ befasste Sachbearbeiterin 

Mitarbeiter 95, die langfristig im Bereich der Auswertung Rechtsextremismus eingesetzt war, 

sich mit „Blood & Honour“ beschäftigte, an der „Piatto-Konferenz“ teilgenommen hatte und 

zeitweise an konkreten Maßnahmen zur Suche nach dem Trio mitwirkte, am Fall „Terzett“ 

nicht beteiligt. Sie erklärte als Zeugin des 1. UA, fortan mit dem Thema nichts mehr zu tun 

gehabt zu haben. Sie habe lediglich erfahren, „dass eine Mitarbeiterin das weiter bearbeitet 

                                                        
1163 1. UA, Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 21. 
1164 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 59 v. 16.10.2017, S. 18, 20. 
1165 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 14 v. 18.10.2017, S. 6. 
1166 Ebd., S. 13. 
1167 Ebd., S. 17. 
1168 Ebd., S. 3. 
1169 Ebd., S. 17. 
1170 Ebd., S. 9. 
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hat“, erinnere sich aber nicht, ob eine Übergabe stattfand.1171 Die nunmehr zuständige Sach-

bearbeiterin Mitarbeiter 14 gab auf Befragen an, zu ihren Aufgaben habe der Bereich B & H 

„als Organisationsstruktur“ nicht gehört1172 Sie habe auch zu „den Hintergründen [von] Blood 

and Honour […] keine Wahrnehmung“ gehabt. Es habe sich damals nur gezeigt, „dass die 

Personen, die als Mitglied[er] der ehemaligen Blood and Honour [-Sektion] bekannt waren, 

eben auch die Personen waren, die mir, also der ‚Terzett‘-Bearbeitung“ unterkamen.1173 

Darüber hinaus gab Mitarbeiter 14 auf die Frage, ob ihr die früheren Quellenhinweise 

bekannt waren, wonach eine Waffenbeschaffung zugunsten des Trios geplant gewesen war, 

an, sich nicht zu erinnern – dies sei „vor meiner Zeit“ gewesen.1174 Der Zeuge Boos gab zwar 

an, „Terzett“ sei mit ausgelöst worden „durch Hinweise darauf, dass Waffen besorgt werden 

sollten.“ Dies sei auch ein Grund gewesen, „warum die Maßnahme ‚Terzett‘ mit einer doch 

besonderen Intensität betrieben worden ist.“1175 Andere Personen bezeugten dies aber nicht. 

Vielmehr gab auch der Zeuge Lange an, die früheren „Piatto“-Informationen seien ihm nicht 

bekannt gewesen.1176 

Bei „Terzett“ handelte es sich im Übrigen um einen Auswertungs-Fall, in den der Be-

reich der Beschaffung nicht oder allenfalls punktuell eingebunden wurde.1177 Aus dem Be-

reich der Beschaffung gab beispielsweise Mitarbeiter 3 an, bei der Sichtung von Beschaf-

fungsakten habe er nur einen einzigen Vorgang – er betrifft Silvio S. – bemerkt, in dem der 

Begriff „Terzett“ überhaupt gebraucht wurde.1178 Mitarbeiter 32 führte aus, die am Anfang 

des Falles „Terzett“ stehende Information zu Andreas G. sei „bei uns in der Beschaffung des 

LfV Sachsen, bei mir, nicht angekommen.“ Auch die später angefertigten Observationsbe-

richte im Fall „Terzett“ habe er nicht gekannt.1179 Mitarbeiter 33 führte aus, die Fallbezeich-

nung „Terzett“ sei ihm dem Begriff nach bekannt gewesen, aber nicht inhaltlich.1180 Derglei-

chen berichtete Mitarbeiter 19, der angab, nicht gewusst zu haben, worum es in dem Fall 

„Terzett“ ging. Dieser Zeuge wies hin auf den Grundsatz: „Wissen nur, wenn nötig!“1181 Un-

                                                        
1171 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 95 v. 18.10.2017, S. 11, 16. 
1172 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 14 v. 18.10.2017, S. 14 f. 
1173 Ebd., S. 19. 
1174 Ebd., S. 11. 
1175 1. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 19.06.2017, S. 7. 
1176 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 12. 
1177 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 59 v. 16.10.2017, S. 29; 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 3 v. 23.04.2018, S. 15. 
1178 Ebd. 
1179 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 32 v. 23.04.2018, S. 6. 
1180 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 33 v. 27.04.2018, S. 3. 
1181 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 19 v. 16.05.2018, S. 6. 
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ter anderem habe er die spätere öffentliche Ausstrahlung eines durch „Terzett“-Maßnahmen 

begleiteten Fahndungsbeitrages in der MDR-Sendung „Kripo live“ nicht gekannt.1182 

Mitarbeiter 84 führte aus, er habe damals schließen können, „dass eine Maßnahme lief im 

Bereich, auf Chemnitz konzentriert wohl.“ Er habe aber nicht gewusst, wer die Zielpersonen 

waren, und auch nicht, dass es bei den Maßnahmen um die Suche nach dem „Trio“ ging.1183 

Der innerhalb des LfV und selbst innerhalb des zuständigen Referates 21 verbreiteten 

Unkenntnis über Inhalte des Falles „Terzett“ steht gegenüber, dass dagegen beim LKA Thü-

ringen die unter der Bezeichnung „Terzett“ stattfindende Suche des LfV Sachsen nach dem 

„Trio“ durchaus bekannt war.1184 

 

(c)  K o n z ep t ( - l o s ig k e i t )  u nd  A k t e n f ü hr un g  

Dem Fall „Terzett“ lag kein Einleitungsvermerk zugrunde, es entstand kein Ermittlungsplan 

und es wurde kein anwachsendes Lagebild geschaffen, in das die vorliegenden Informationen 

eingeflossen wären. Auf Befragen sagte die Sachbearbeiterin Mitarbeiter 14: „Ein Gesamt-

konzept ist mir kein Begriff.“1185 Auch der Zeuge Lange gab an, man habe im Zuge der Suche 

nach den Flüchtigen keine Analyse vorgenommen.1186 Nach den Ausführungen des Zeugen 

Dr. Vahrenhold sei das Fehlen eines Gesamtlagebilds im Fallkomplex in dieser „heißen Pha-

se“ aus heutiger Sicht einer der kritikwürdigen Punkte.1187 Dafür wäre nach Auffassung des 

LfV Sachsen zwar zunächst das LfV Thüringen zuständig gewesen.1188 Das LfV Sachsen 

habe sich aber auch nicht eingebracht, nachdem von dorther nichts gekommen war: 

„Zeuge Dr. Olaf Vahrenhold: […] Doch soweit das nicht erfolgt ist, hätte sich hier 

auch das LfV Sachsen einbringen können, vielleicht sogar müssen. Nur ein Gesamtla-

gebild hätte nämlich eine vollständige Analyse des Falls ermöglicht. Dem LfV Sachsen 

lagen allerdings nicht frühzeitig alle erforderlichen Informationen vor. Auch hier wird 

man darüber nachdenken müssen, ob ein Einfordern dieser Informationen nicht doch 

stärker notwendig gewesen wäre. Somit hätte – trotz Federführung durch Thüringen – 

                                                        
1182 Ebd, S. 14. 
1183 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 84 v. 16.05.2018, S. 8. 
1184 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 25 f. 
1185 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 14 v. 18.10.2017, S. 13. 
1186 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 46. 
1187 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 30. 
1188 Ebd., S. 40. 
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auch das LfV Sachsen durch konsequentes Nachhaken und darauf aufbauend eigene 

Analyse die vorliegenden Informationen unter Umständen besser nutzen können.“1189 

Trotz des nunmehr selbst betriebenen Falles „Terzett“ sei man damals weiterhin davon 

ausgegangen, dass das LfV Thüringen bei der Suche nach dem „Trio“ die federführende Stel-

le war, die diese Rolle auch selbst für sich beansprucht habe.1190 

Fraglich bleibt auch, inwieweit wenigstens eine einheitliche Aktenlage und -führung 

beim LfV Sachsen zum Fall „Terzett“ gewährleistet war. Die Sachbearbeiterin Mitarbeiter 14 

gab an, man habe Unterlagen zu dem Fall unter einem einheitlichen Aktenzeichen geführt, 

lediglich die G10-Unterlagen seien vorschriftsgemäß separiert gewesen. Das Aktenzeichen 

habe sich aus dem sogenannten Rahmenaktenplan ergeben; dort habe der Fall in dem Bereich 

„Verdachtsfall militante[r] Rechtsextremismus“ rangiert.1191 Dies bestätigte auch der Zeuge 

Tüshaus, aus dessen Angaben sich weiter ergibt, dass eine zusammenhängende „Akte 

‚Terzett‘“ vermutlich gar nicht existiert habe: 

„Lutz Richter, DIE LINKE: Vielleicht noch zur Aktenführung. Ist Ihnen im Laufe des 

Jahres 2000 eine Akte ‚Terzett‘ oder dergleichen vorgelegt worden? 

(Der Zeuge Joachim Tüshaus überlegt einige Sekunden.) 

Zeuge Joachim Tüshaus: Wahrscheinlich sogar mehrere Akten ‚Terzett‘. Also, ‚Ter-

zett‘ ist ja zum einen als Name für die technische Maßnahme verwendet worden, und 

‚Terzett‘ ist verwendet worden als Fallbezeichnung für die einzelnen Observationen, 

aber auch für diese umklammernden Maßnahmen zum Zwecke der Maßnahmen gefer-

tigten Grundlagenvermerke. 

Also es hat ja damit angefangen, dass man aufbauend auf der Quellenmeldung von 

Anfang 2000 eine Umfeldaufklärung, eine Kontaktaufklärung von Andreas G. und Jan 

W. gemacht hat. Dazu sind Vermerke gefertigt worden, die vermutlich unter dem Ak-

tenzeichen ‚Militanter Rechtsextremismus‘ gebucht wurden. Aber ich wüsste jetzt 

nicht, dass es eine Akte mit Deckel und Kladde und Aufschrift ‚Terzett‘ gegeben hat, in 

der das dann alles sozusagen auch isoliert vom Rest geführt wurde.“1192  

                                                        
1189 Ebd., S. 30. 
1190 Ebd., S. 39. 
1191 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 14 v. 18.10.2017, S. 14. 
1192 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 27. 
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(d)  O p e r a t iv e r  A n s a t z  

Die operativen Maßnahmen im Fall „Terzett“ fanden ganz überwiegend im Bereich der Stadt 

Chemnitz statt. Wie die Sachbearbeiterin Mitarbeiter 14 ausführte, habe dies aber nicht be-

deutet, dass von einem Aufenthalt der Flüchtigen in Chemnitz ausgegangen wurde, jedenfalls 

hätten dahingehende Hinweise nicht vorgelegen: 

„Zeuge MA 14: […] Dem LfV Sachsen lagen tatsächliche Anhaltspunkte dafür vor, 

dass sächsische Rechtsextremisten, insbesondere aus Chemnitz und dem Raum Chem-

nitz, aus Chemnitz-Stadt über Verbindungen zu diesen besagten Personen verfügten.  

Eine bestätigte Kenntnis über einen tatsächlichen Aufenthalt von Zschäpe, Mundlos 

und Böhnhardt im Freistaat Sachsen hatten wir, hatte ich nicht.“1193 

Auch der Zeuge Lange gab an, ein konkreter Hinweis auf Chemnitz habe im Fall 

„Terzett“ – insoweit unverändert – nicht vorgelegen. Vielmehr sei man ausgegangen von 

Hinweisen auf einzelne Personen: 

„Zeuge Volker Lange: […] Also kein konkreter Hinweis: ‚Die sind jetzt da‘, sondern 

es war die Zusammenfassung all dieser Informationen, die uns damals vorlagen, zu 

sagen: Blood & Honour, Verbindung zu Jan W. […]. Wir observieren jetzt einfach im 

Großraum oder in Chemnitz, um dort die Szene aufzuhellen und gegebenenfalls auch 

die drei Verschwundenen zu finden.“1194 

Auf weiteres Befragen gab der Zeuge an, er könne sich auch nicht erinnern, welche 

Informationen oder Überlegungen es nach sich zogen, dass die operativen Maßnahmen im 

Fall „Terzett“ de facto überwiegend in Chemnitz stattfinden. Der „Bezugspunkt“ für die 

Maßnahmen seien nicht Orte, sondern Personen gewesen, „die uns namentlich auch bekannt 

waren aus Blood & Honour.“1195 Dies betraf zunächst den in Chemnitz wohnhaften 

Andreas G., bei dem der Fall „Terzett“ ursprünglich ansetzte aufgrund des bei ihm vermute-

ten „Insiderwissen[s]“.1196 Auf diese Person hätten sich auch die ersten Ermittlungen des LfV 

Sachsen konzentriert: 

                                                        
1193 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 14 v. 18.10.2017, S. 4. 
1194 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 30. 
1195 Ebd. 
1196 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 14 v. 18.10.2017, S. 4. 
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„Zeuge MA 14: […] In dem Fall war es so, dass ich mir die personenbezogenen Da-

ten – sprich: Wo wohnt er? Was weiß ich zu ihm? Wie erkenne ich ihn? Also, habe ich 

ein Lichtbild etc. pp.? – zusammengenommen habe und habe dann im Prinzip so zeit-

nah, wie es möglich war und auch terminlich ging, die ersten Observationsmaßnah-

men angesetzt, um durch die Beobachtung der Person auf die erhofften Hinweise zu 

kommen, hat er Kontakt zu den drei Flüchtigen.“1197 

 

(e)  „ T er z e t t “ - O b s er va t io n en  1  b i s  6  

Im März und April 2000 fand im Fall „Terzett“ eine erste Staffel von sechs Einzelobservatio-

nen statt, die zunächst nicht ausdrücklich dem Auffinden des „Trios“ dienten, sondern „ein 

mögliches Kontaktumfeld der Gesuchten aufzuklären“ hatten.1198 Wie die zuständige Sach- 

bearbeiterin Mitarbeiter 14 angab, habe sie die Vorschläge zu diesen einzelnen Observationen 

selbst unterbreitet, was durch ihren Referatsleiter Lange und den Abteilungsleiter Tüshaus 

jeweils mitgetragen worden sei.1199 Hernach fanden – im Abstimmung mit dem LfV Thürin-

gen1200 – folgende Observationen statt: 

§ O b s e r v a t i o n  „ T e r ze t t “  vom 9. bis 11. März 2000 in Chemnitz.1201 Ausgehend 

von der Zielperson Andreas G. konnte dessen Kontakt zu Jan W. bestätigt werden.1202 

§ O b s e r v a t i o n  „T er z e t t  2 “  vom 21. bis 22. März 2000 in Chemnitz.1203 Ausge-

hend von der Zielperson Andreas G. wurde u.a. ein Kontakt zu Kay R. festgestellt, der 

als dessen ‚Chauffeur‘ diene. Im Observationsbericht wurde vermerkt, G. verhalte sich 

„auffällig konspirativ“.1204 

§ O b s e r v a t i o n  „T er z e t t  3 “  am 24. März 2000.1205 Beobachtet wurde nunmehr 

Jan W. im Vorfeld einer geplanten Abreise nach England.1206 

                                                        
1197 Ebd., S. 20. 
1198 Ebd., S. 4. 
1199 Ebd., S. 18. 
1200 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 8. 
1201 Ebd. 
1202 AbschlBer UA-BT I, S. 440. 
1203 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 8. 
1204 AbschlBer UA-BT I, S. 440 f. Nach den ebd. dargelegten Angaben dauerte die Observation über den ange-
gebenen Zeitraum hinaus bis zum 23. März 2000 an. 
1205 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 8. 
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§ O b s e r v a t i o n  „T er z e t t  4 “  vom 30. März bis 1. April 2000 in Chemnitz.1207 Ziel-

personen waren nunmehr Andreas G. und Jan W.1208 

§ O b s e r v a t i o n  „ T er z e t t  5 “  vom 5. bis 7. April 2000 in Chemnitz.1209 Mit dem 

Ziel, das Kontaktumfeld des G. weiter zu erhellen, war nunmehr Kay R. die Ziel- 

person.1210 Zu Kay R. besteht im Zuge der Ermittlungen des BKA der Verdacht, dass 

er dem Trio einen Personalausweis zur Verfügung gestellt haben könnte. So beantrag-

te R. in den Jahren 1998 und 1999 beim Einwohnermeldeamt in Chemnitz insgesamt 

dreimal die Ausstellung eines neuen Personalausweises.1211 

§ O b s e r v a t i o n  „T e r z e t t  6 “  vom 18. bis 20. April 2000 in Dresden.1212 Zielperson 

war, erstmals im Fall „Terzett“, Thomas S.1213 Der Grund der Observation des 

Thomas S. dürfte gewesen sein, dass zwischenzeitlich – vermutlich bei der Bespre-

chung mit dem LfV Thüringen am 4. April 2000 (siehe unten) – das LfV Sachsen 

davon erfahren hatte, dass im Jahr 1999 ein früherer Nachbar in Chemnitz bei einer 

Befragung durch thüringische ZielfahnderInnen den flüchtigen Mundlos als einen 

wiederholten Besucher des S. identifiziert hatte.1214 

Aus diesen Observationen ergaben sich keine Hinweise auf den Verbleib des „Trios“ 

oder auf Kontakte der Zielpersonen zu den Flüchtigen.1215 

 

(f)  N u t z un g  Ko n s p i r a t i v e r  Wo h nu n ge n  

Neben den Einzelobservationen bereitete das LfV Sachsen frühzeitig auch eine „dauerhaft 

angelegte Observationsmaßnahme“ im Wohnumfeld des Andreas G. vor.1216 Zu diesem 

Zweck wurde eine sogenannte Konspirative Wohnung an der Friedrich-Viertel-Straße ange-

mietet und vom 28. März bis 10. April 2000 – in dem Zeitraum fanden die Observationen 

                                                                                                                                                                             
1206 AbschlBer UA-BT I, S. 441. 
1207 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 8. 
1208 AbschlBer UA-BT I, S. 441. 
1209 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 9. 
1210 AbschlBer UA-BT I, S. 441.  
1211 ADS 736, Ordner 5, entspr. SAO 18.1, Bl. 416 f. 
1212 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 9. 
1213 AbschlBer UA-BT I, S. 441. 
1214 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 9. 
1215 Ebd., S. 8. 
1216 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 4. 
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„Terzett 4“ und „Terzett 5“ statt – genutzt.1217 Auf Befragen, wo genau sich die Konspirative 

Wohnung befand, gab der Zeuge Dr. Vahrenhold an, dies nicht zu wissen und auch nach 

Aktenlage nicht näher sagen zu können. Er glaube, dass es sich um den Bereich einer Garage 

gehandelt haben könnte.1218 Es sei gelungen, dort die Zielperson aufzunehmen, jedoch nicht 

die Flüchtigen.1219 In der Friedrich-Viertel-Straße wohnten u.a. die „Terzett“-Zielpersonen 

Andreas G. und Kay R. sowie darüber hinaus der weitere Szeneangehörige Thomas Ro.1220 

Nach den Angaben des Beschuldigten Thomas S. gegenüber dem BKA sei das „Trio“ anfäng-

lich, nachdem es sich von Jena aus nach Chemnitz begeben hatte, in der Wohnung des Ro. 

in der Friedrich-Viertel-Straße untergebracht worden und dort für bis zu vier Wochen 

verblieben.1221 

Darüber hinaus war vorgesehen gewesen, eine weitere Konspirative Wohnung in 

Dresden anzumieten, die der Beobachtung des inzwischen dorthin verzogenen Thomas S. – 

ihm galt die Observation „Terzett 6“ – dienen sollte. Der Versuch, eine Wohnung am Wohn-

objekt des S. anzumieten, sei jedoch gescheitert.1222 

 

(g)  E r n e u t e  Q u e l l en b ef r a g un g en  

Im Zuge des Falles „Terzett“ führte das LfV Sachsen erneut eine „Quellensensibilisierung“ 

durch.1223 Sie bestand darin, die vom LfV Sachsen geführten nachrichtendienstlichen Perso-

nen unter Vorlage von Fotos der Flüchtigen zu deren möglichem Verbleib zu befragen, wie 

dies bereits im Jahr 1998 begonnen worden war. Verschiedene damals mit Beschaffungsauf-

gaben befasste MitarbeiterInnen des LfV Sachsen bestätigten dies:1224 

Beispielsweise berichtete der Zeuge Mitarbeiter 84, von September 1999 bis Novem-

ber 2001 im LfV mit Werbungsaufgaben im Bereich „Rechtsextremismus“ betraut, von einer 

Dienstbesprechung im Bereich der operativen Beschaffung, wobei der damalige Beschaf-

fungsleiter von den „drei untergetauchten Thüringern“ gesprochen habe.1225 Der Zeuge 

                                                        
1217 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 13. 
1218 Ebd., S. 15. 
1219 Ebd., S. 13. 
1220 AbschlBer UA-BT II, Anl. 93, S. 55. 
1221 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 40, Bl. 44 f., 52 f. 
1222 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 13. 
1223 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 33. 
1224 So etwa die Angaben nach 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 84 v. 16.05.2018, S. 4. 
1225 Ebd., S. 4. 
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Mitarbeiter 107 gab an, es seien um das Jahr 2000 im Auftrag der Auswertung und des Be-

schaffungsleiters Fotos der Flüchtigen „allen ND-Personen im Bereich des Rechtsextremis-

mus vorgelegt“ worden. Die Quellen seien in dem Zusammenhang auch sensibilisiert worden, 

„auf Sachverhalte zu untergetauchten Personen und deren Auftauchen in der Szene zu ach-

ten.“1226 Auch der Zeuge Mitarbeiter 3 führte aus, dass um die Jahrtausendwende herum 

Fotos der Flüchtigen bei Quellen vorgelegt worden seien.1227 Bei einer vorangegangenen 

Dienstberatung sei zum Sachverhalt dargestellt worden: „Es waren Leute in Thüringen unter-

getaucht, wo es um Sprengstoff ging, wo ein Rechtsextremismusbezug da war.“1228 Eine terri-

toriale Eingrenzung, wo sich die Flüchtigen aufhalten könnten, sei von vornherein nicht vor-

genommen worden. Es sei nur gesagt worden, „dass es möglicherweise da etwas gibt, weswe-

gen wir die Bilder noch mal vorlegen sollten.“1229 

Auch die neuerlichen Quellenbefragungen erbrachten keine Informationen.1230 

Beispielhaft führte der Zeuge Dr. Vahrenhold aus: 

„Zeuge Dr. Olaf Vahrenhold: […] Dies ergibt sich beispielsweise aus einem Quellen-

bericht, wonach die drei gesuchten Thüringer keine Teilnehmer von Szeneveran- 

staltungen, der rechtsextremistischen Musikszene sowie der B&H-Szene gewesen sein 

sollen.“1231 

 

(h)  B e s p r e ch u ng  m i t  d em  Lf V T h ür i n g en  am  4 .  A pr i l  2 0 00  

Am 4. April 2000, also direkt vor Beginn der Observation „Terzett 5“, fand eine gemeinsame 

Besprechung von LfV Thüringen und LfV Sachsen statt.1232 Zu den dabei erhaltenen Informa-

tionen führte der Zeuge Dr. Vahrenhold aus: 

„Anfang April 2000 wurde dem LfV Sachsen durch entsprechende Unterrichtungen 

des LfV Thüringen mitgeteilt, dass Jan W. erneut Kontakte zu Thüringer Rechtsextre-

misten gehabt haben soll. Dieser soll vorher von nicht bekannten Thüringer Rechts-

                                                        
1226 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 107 v. 16.05.2018, S. 3 f. 
1227 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 3 v. 23.04.2018, S. 4 f. 
1228 Ebd, S. 6. 
1229 Ebd., S. 9. 
1230 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 13. 
1231 Ebd., S. 11. 
1232 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 12. 
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extremisten georderte persönliche Gegenstände der Flüchtigen für diese an Raststät-

ten der Bundesautobahn 4 entgegengenommen haben. 

Durch Erkenntnisse des LKA Thüringen sei zusätzlich bekannt geworden, dass Böhn-

hardt Kontakte zu Rechtsextremisten in Chemnitz aufgenommen habe. Darüber hinaus 

wurde bekannt, dass das LfV Thüringen ab dem 1. Mai 2000 gegen Ralf Wohlleben 

sowie weitere Personen Maßnahmen durchführen werde, da diese Kontakte zu den 

Gesuchten hatten bzw. damals aktuell halten sollten.“1233 

Wie der Zeuge Boos bemerkte, handelte es sich dabei tatsächlich um ‚alte‘, aber bis-

lang jedenfalls nicht förmlich übermittelte Erkenntnisse bzw. Annahmen, die zusammenhin-

gen mit den TKÜ-Maßnahmen des thüringischen Zielfahndungskommandos im Jahr 1998 

sowie der Anbahnung eines Telefonats bzw. der Beobachtung von Telefonzellen in Chemnitz 

Anfang 1999 durch das LfV Thüringen.1234 

 

II.1.6.4 V o r b e r e i t u n g  d e r  Ö f f e n t l i c hk e i t s f ah n du n g  im  A pr i l / M ai  2 0 00  

(a)  B e s p r e ch u ng  a m 26 .  A pr i l  2 0 00  

Am 26. April fand in Chemnitz eine Besprechung von BeamtInnen des LKA Thüringen, des 

LfV Thüringen und des LfV Sachsen statt.1235 Zu dieser Zeit verfolgte das thüringische Ziel-

fahndungskommando „den taktischen Ansatz, die öffentliche Fahndung nach den Unterge-

tauchten in der Fernsehsendung ‚Kripo live‘ durch intensive operative Maßnahmen der 

Sicherheitsbehörden zu begleiten.“1236 Das Zielfahndungskommando – anwesend war der 

Beamte Wunderlich – trat von vornherein dafür ein, dass in der beabsichtigten Fernseh- 

ausstrahlung zum flüchtigen Trio am 7. Mai 2000 keine Hinweise auf den möglichen Verbleib 

der Gesuchten in Sachsen bzw. Chemnitz gegeben werden sollten.1237 Die beteiligten Behör-

den einigten sich bei der Besprechung auf ein „Maßnahmenpaket“, das der Zeuge 

Dr. Vahrenhold wie folgt umriss: 

                                                        
1233 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 9. 
1234 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 12; vgl. auch 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 
15.05.2017, S. 4. 
1235 ADS 43, Ordner 40, Teil 4, Bl. 2 f. 
1236 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 9. 
1237 ADS 43, Ordner 40, Teil 4, Bl. 2 f. 
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„Zeuge Dr. Olaf Vahrenhold: […] Das LfV Thüringen plant eigene Maßnahmen – ins-

besondere G10 – von möglichen Kontaktpersonen in Thüringen. Daneben erfolgten 

Telefonüberwachungsmaßnahmen durch das LKA Thüringen. Das LfV Sachsen bean-

tragt selbst Maßnahmen nach […] G10 gegen mögliche Kontaktpersonen der drei 

Flüchtigen in Sachsen, unter anderem Jan W. und Thomas S.“1238 

Zu der gemeinsamen Zielstellung des angestrebten konzertierten Vorgehens führte der 

Zeuge Lange aus: 

„Zeuge Volker Lange: […] Bei der Besprechung sollten vor allem die taktischen 

Maßnahmen zur Begleitung einer von Thüringen geplanten ‚Kripo live‘-

Fahndungsausstrahlung abgestimmt werden. Unser gemeinsames Ziel war es, durch 

die Öffentlichkeitsfahndung Reaktionen der gesuchten Personen oder deren Umfeld zu 

provozieren. Durch ein Netz von abgestimmten Observationen, Telefonüberwa-

chungsmaßnahmen, der Sensibilisierung unserer Quellen sollten möglichst Reaktionen 

der Szene, der Kontaktpersonen oder der Gesuchten selbst erkannt werden, der Auf-

enthaltsort der Gesuchten damit enttarnt und die drei Flüchtigen festgenommen wer-

den. Diese eng verzahnten Maßnahmen wurden also direkt mit den drei Beteiligten – 

LKA Thüringen, LfV Thüringen und LfV Sachsen – abgestimmt […].“1239 

Wie der Zeuge Lange außerdem behauptete, habe ursprünglich er angeregt, dass die 

Maßnahmen der einzelnen Sicherheitsbehörden „rund um diese geplante Öffentlichkeitsfahn-

dung im Mai 2000 doch zusammengeführt werden sollten und abgestimmt erfolgen soll-

ten.“1240 Es habe die Hoffnung bestanden, „dass wir im Rahmen dieser ‚Kripo live‘-Sendung 

eine Bewegung feststellen könnten“.1241 Ergebnis der Abstimmung war, dass rund um die 

vorgesehene TV-Ausstrahlung Observationstrupps des LfV Sachsen die Zielpersonen 

Andreas G., Jan W. und Thomas S. beobachten sollten. Ein Observationstrupp des LfV Thü-

ringen sollte die – erstmals im Zuge der Suche nach dem „Trio“ berücksichtigte – Mandy S. in 

Chemnitz beobachten. Darüber hinaus war vorgesehen, dass eine weitere Chemnitzer Ziel- 

person, Hendrik L., durch Polizeikräfte observiert werden soll.1242 

 

                                                        
1238 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 9. 
1239 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 6. 
1240 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 4. 
1241 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 6. 
1242 ADS 43, Ordner 40, Teil 4, Bl. 5 f. 
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(b)  E in b in d un g  d e s  L K A S a c h s en  

An der Besprechung vom 26. April 2000 waren Kräfte der sächsischen Polizei nicht beteiligt. 

Jedoch wurde im Nachgang der Besprechung das LKA Sachsen über die beabsichtigten Maß-

nahmen auf Weisung des Abteilungsleiters Tüshaus des LfV Sachsen informiert.1243 Die zu-

grundeliegende Überlegung bestand nach Angaben des Zeugen Lange darin, bei möglicher-

weise anfallenden Fahndungshinweisen auch eine Festnahme realisieren zu können, was die 

Observationskräfte des LfV Thüringen und des LfV Sachsen „ja so nicht gekonnt“1244 und 

von Rechts wegen auch nicht gedurft hätten. Der Zeuge Tüshaus bemerkte, er finde es im 

Nachhinein „erstaunlich, dass wir auf die Idee kommen mussten und nicht, dass die Zielfahn-

dung das initiiert hat.“ Der Impuls, das LKA Sachsen zu beteiligen, „auch um exekutive 

Maßnahmen zeitnah und direkt umsetzen zu können, kam von uns.“1245 Nach Darstellung des 

Zeugen Boos sei die Einbindung des LKA Sachsen sogar eine „Forderung des LfV Sachsen“ 

gewesen.1246 Er selbst habe als damaliger LfV-Präsident im Nachgang der Besprechung die 

Entscheidung getroffen, dies zu veranlassen. Es sei aus seiner Sicht darum gegangen, „dass 

eine volle Handlungssymmetrie entsteht“, wenn ohnehin bereits mehrere Behörden der Frei-

staaten Thüringen und Sachsen mitwirken.1247 

Der Zeuge Merbitz gab an, in Vorbereitung der Maßnahmen zur Öffentlichkeitsfahn-

dung habe sich das LKA Thüringen am 2. Mai 2000 erstmals an die sächsische Polizei ge-

wandt und um Unterstützung bei der Zielfahndung gebeten.1248 Am 4. Mai 2000 fand in Dres-

den eine vorbereitende Einsatzbesprechung statt, an der thüringische ZielfahnderInnen und 

nicht namentlich benannte BeamtInnen des LfV Sachsen teilnahmen. Dabei wurde vereinbart, 

dass der Zeuge Lange für das LfV Sachsen die Einsatzleitung übernehmen würde.1249 Im 

Nachgang dieser Besprechung sandte das LKA Thüringen ein Fernschreiben an das LKA 

Sachsen mit folgendem Inhalt: 

„zur Intensivierung der bestehenden fahndung erfolgt zum o.a. termin [7. Mai 2000] 

eine erneute ausstrahlung eines fahndungsaufrufes nach den o.a. personen [Böhn-

hardt, Mundlos, Zschäpe]. fuer die zeit vom 07.05.2000, 19.00 bis 24.00 uhr wird beim 

                                                        
1243 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 6, 23. 
1244 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 5. 
1245 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 26. 
1246 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 26. 
1247 Ebd., S. 35. 
1248 3. UA, Protokoll Bernd Merbitz v, 05.11.2012, S. 9 f. 
1249 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 129. 
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lka thueringen die fahndungskoordinierungssteile zur entgegennahme aller relevanten 

informationen aufgerufen. […] 

aus der gesamtschau der bisherigen masznahmen ist ein aufenthalt der gesuchten im 

raum dresden/chemnitz nicht auszuschlieszen. gemaesz bezug wird das lka sachsen 

gebeten, geeignete masznahmen in eigener zustaendigkeit zu treffen.“1250 

Darüber hinaus sandte am gleichen Tag das thüringische Zielfahndungskommando ein 

Schreiben an den damaligen Leiter der für Staatsschutzfälle zuständigen Abteilung 5 des LKA 

Sachsen Pählich. In dem Schreiben heißt es:  

„Wie bereits mündlich bekannt, wird durch die MDR-Sendung ‚Kripo Live‘ am kom-

menden Sonntag, dem 07.05.2000, ein erneuter Fahndungshinweis des LKA Thüringen 

nach den seit 28.01.1998 flüchtigen rechtsextremistischen Bombenherstellern 

Zschäpe, Mundlos und Bönhardt gesendet. Das LKA Thüringen wird am Abend 

der Sendung ein Hinweistelefon besetzt halten und zeitgleich Maßnahmen durchfüh-

ren. Das LKA Sachsen, Abteilung 5, wird gebeten, ergänzend zu den Maßnahmen 

anderer Dienststellen, bei Hinweisen[,] die den Freistaat Sachsen betreffen, die 

Fahndung und eventuelle Festnahme der Verdächtigen in eigener Zuständigkeit zu 

gewährleisten.“1251 

Der Zeuge Jehle gab an, diese schriftlichen Informationen seien eine formale Voraus-

setzung gewesen, um die erbetene Amtshilfe durch das LKA Sachsen leisten zu können.1252 

Das LKA Thüringen habe faktisch darum gebeten, „Gewehr bei Fuß zu stehen, um im Fall 

entsprechender Hinweise sofort reagieren zu können.“1253 Er selbst habe in dem Zusammen-

hang überhaupt das erste Mal von dem zugrundeliegenden Fahndungsfall erfahren.1254 Der 

Zeuge Pählich bestätigte, das an ihn adressierte Schreiben des LKA Thüringen erhalten zu 

haben. Es sei aus seiner Sicht „natürlich normales polizeiliches Alltagsgeschäft“ gewesen, die 

erbetenen Vorbereitungen zu treffen. Im Sachzusammenhang sei allerdings auch klar gewe-

sen, dass es sich um eine „herausragende Geschichte“ handelt, wenn „ein benachbartes Bun-

                                                        
1250 Ebd., Bl. 15; vgl. 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 5. 
1251 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 16. 
1252 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 5. 
1253 Ebd., S. 10. 
1254 Ebd. 
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desland die sächsischen Behörden bittet, im Falle etwaiger Feststellung nach drei abgetauch-

ten Rechtsextremisten hier die Vorkehrungen zu treffen, um derer habhaft zu werden.“1255 

Daraufhin informierte das LKA Sachsen am Folgetag, 5. Mai 2000, mittels Fern-

schreiben das SMI, die Polizeipräsidien in Chemnitz, Dresden und Leipzig, die PD Chemnitz 

sowie – zu Händen des dort zuständigen Referatsleiters Lange – das LfV offiziell über die 

kommende TV-Ausstrahlung, die bevorstehenden Einsatzmaßnahmen und festgelegte Mel-

dewege.1256 In dem Schreiben wurde zum Fahndungsfall ausgeführt, die Gesuchten seien seit 

Januar 1998 flüchtig und es könne „nicht ausgeschlossen werden, dass sie sich im Bereich 

Chemnitz aufgehalten haben oder noch aufhalten.“ Alle informierten Dienststellen wurden 

gebeten, im Falle des Eingangs von Hinweisen aus der Bevölkerung sowohl das LKA Thürin-

gen, als auch das LKA Sachsen zu informieren, „um weitere Maßnahmen abzustimmen.“ 

Darüber hinaus sollte in einem solchen Falle der eingesetzte Einsatzabschnittsleiter des LKA 

Sachsen, KHK Traut, telefonisch informiert werden. Im Hinblick auf das PP Chemnitz und 

die PD Chemnitz heißt es darüber hinaus, es befänden sich zwei Beamte des REA Chemnitz 

der Soko „Rex“ in Rufbereitschaft und das Kommissariat Staatsschutz der PD Chemnitz sei 

„über die polizeilichen Maßnahmen informiert.“1257 

 

(c)  K e n n tn i s s e  be i  a nd e r e n  s ä c h s i s c h e n  Po l i ze i d i e n s t s t e l l e n  

Wie der damals als Einsatzabschnittsleiter bestimmte Beamte Traut als Zeuge des früheren 

3. UA ausführte, sei er durch seinen Dezernatsleiter „klar instruiert“ worden, „was hier im 

Raum liegt“. Für die bevorstehende konzertierte Aktion habe daher das LKA Sachsen alle 

erbetenen und erforderlichen Kräfte „eingetaktet“,1258 die auch im Fernschreibverkehr be-

nannt wurden. Im Ergebnis der Beweisaufnahme verbleiben aber Zweifel daran, ob dies tat-

sächlich zu einer aktiven Einbindung aller dieser Stellen führte: 

§ Der damalige Präsident des Polizeipräsidiums Chemnitz Wawrzynski gab an, das 

Amtshilfeersuchen des LKA Thüringen sei zwar „garantiert bei uns im Haus einge-

gangen“, seiner Erinnerung nach sei es ihm selbst aber nicht bekannt geworden.1259 

                                                        
1255 3. UA, Protokoll Peter Pählich v. 28.09.2012, S. 9. 
1256 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 20; 3. UA, Protokoll Bernd Merbitz v, 05.11.2012, S. 10. 
1257 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 25 f. 
1258 3. UA, Protokoll Jürgen Traut v. 21.10.2013, S. 43. 
1259 3. UA, Protokoll Horst Wawrzynski v. 19.10.2012, S. 18, 22. 
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§ Obwohl auch das Staatsschutz-Kommissariat der KPI Chemnitz informiert wurde,1260 

gab der dortige leitende Beamte Kliem an, es habe „keine Involvierung unsererseits 

gegeben, also, wir sind nie informiert worden.“1261 Der Zeuge Traut gab dazu an, er 

könne sich nicht vorstellen, dass der örtliche Staatsschutz nicht informiert gewesen 

sein soll und er habe „keine Erklärung“ dafür, dass der Beamte Kliem eine Kenntnis 

rundweg bestreitet.1262 

§ Soweit der Regionale Ermittlungsabschnitt Chemnitz der Soko „Rex“ informiert war, 

gab der Beamte Käfferlein – damals stellvertretender Dezernatsleiter der Soko 

„Rex“ – an, es hätten im Vorfeld des Einsatzes in Chemnitz auch „Gespräche mit dem 

jeweiligen REA-Leiter“ stattgefunden.1263 Dies habe bewusst in Chemnitz stattgefun-

den, da es „diesen Hinweis auf Chemnitz“ bzw. einen dortigen Verbleib des „Trios“ 

gegeben habe.1264 Bei dem Chemnitzer REA-Leiter handelte es sich um den Beamten 

Wagner. Er gab als Zeuge des früheren 3. UA an, man sei bereits im April 2000 über 

den geplanten Einsatz vorinformiert worden. Es sei völlig üblich gewesen, dass im 

Zuge von Öffentlichkeitsahndungen „irgendwelche Ansprechpartner benannt wer-

den“.1265 Zu seiner eigenen Rolle gab der Zeuge an, er habe keinerlei Erinnerungen an 

den Einsatz, da er zu dieser Zeit krank und daher gar nicht im Dienst gewesen sei.1266 

Soweit dies erkenntlich ist, kamen bei den dann durchgeführten Maßnahmen weder 

Kräfte des Regionalen Ermittlungsabschnitts der Soko „Rex“ des LKA Sachsen, noch des 

Polizeipräsidiums Chemnitz, noch der Polizeidirektion Chemnitz bzw. des dortigen Staats-

schutz-Kommissariats zum Einsatz. 

 

(d)  V e r b i nd u ng s b e a mt er  d e r  S ok o  „ R e x“  

Wie der Leiter der Soko „Rex“ des LKA Sachsen Jehle erläuterte, habe er den Beamten Traut 

eingeteilt, im Einsatzzeitraum als „Verbindungsbeamter“ der Soko „Rex“ zu fungieren.1267 

Dies habe bedeutet, dass der Beamte Traut in Rufbereitschaft versetzt wurde, um im Falle 
                                                        
1260 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 5. 
1261 3. UA, Protokoll Jürgen Kliem v. 18.11.2013, S. 8. 
1262 3. UA, Protokoll Jürgen Traut v. 21.10.2013, S. 43. 
1263 3. UA, Protokoll Klaus Käfferlein v. 23.10.2013, S. 11. 
1264 Ebd., S. 12. 
1265 3. UA, Protokoll Frank Wagner v. 20.01.2014, S. 7. 
1266 Ebd. 
1267 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 5. 



 278 

eingehender Hinweise reagieren zu können.1268 Der Beamte Traut war zu dieser Zeit Sach- 

bearbeiter im Dezernat 512 des LKA Sachsen und gehörte damit der Soko „Rex“ an.1269 Wie 

er erläuterte, hätte er beispielsweise auch dann reagieren müssen, wenn im Zuge der veran-

lassten Observationen Beobachtungen gemacht worden wären, die ein polizeiliches Einschrei-

ten erfordert hätten.1270 Hierzu führte der Zeuge aus: 

„Stellv. Vors. Klaus Bartl: Was das im Konkreten bedeutete, was Sie im Konkreten 

funktional in dieser Fahndungssache zu tun hatten. 

Zeuge Jürgen Traut: Ich war eingeteilt als Abschnittsleiter im Landeskriminalamt und 

wartete sozusagen darauf, dass die Maßnahmen, die vor Ort geführt wurden, Ergeb-

nisse bringen, die uns dann zum Handeln führen können, sprich: dass beispielsweise 

eine Person festgestellt wird, das SEK herangeführt wird, die Person festgenommen 

wird und wir die weitere Bearbeitung dann übernehmen im Zusammenhang mit dem 

Landeskriminalamt Thüringen. 

Stellv. Vors. Klaus Bartl: Hätten Sie direkt Einsatzorder ausgelöst? War das Ihre 

Kompetenz gewesen? 

Zeuge Jürgen Traut: Selbstverständlich.“1271 

Nach Angaben des Beamten des LKA Sachsen Heckel wäre der Beamte Traut inso-

weit auch „Bindeglied zwischen der Zielfahndung des LKA Thüringen und des LfV Sachsen“ 

gewesen.1272 Wie dazu der Zeuge Traut ausführte, habe er allerdings damals seiner Erinne-

rung nach mit MitarbeiterInnen des LfV Sachsen nicht selbst gesprochen, und er habe auch 

nicht an konkreten Einsatzbesprechungen teilgenommen.1273 

Grundsätzlich habe er damals gewusst, „dass die drei Personen gesucht werden […], 

dass es die drei Personen sind, die in Thüringen in einer Garage eine Durchsuchung über sich 

haben ergehen lassen müssen, dass Sprengstoff im Spiel war, dass es die Vorbereitung eines 

Explosionsverbrechens vom Tatbestand her gewesen ist.“ Diese Informationen seien im Jahr 

                                                        
1268 Ebd., S. 20 f. 
1269 3. UA, Protokoll Jürgen Traut v. 21.10.2013, S. 6. 
1270 Ebd., S. 4. 
1271 Ebd., S. 11. 
1272 1. UA, Protokoll Lutz Heckel v. 25.09.2017, S. 7. 
1273 3. UA, Protokoll Jürgen Traut v. 21.10.2013, S. 21. 
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2000 beim LKA Sachsen „richtig angekommen“.1274 Nach seinem Empfinden lagen dem 

Fahndungsfall „außergewöhnliche Handlungen“ zugrunde, „die auf jeden Fall einer genauen 

Bearbeitung bedurften.“1275 Dabei sei auch ausdrücklich davon ausgegangen worden, dass 

sich die Flüchtigen in Chemnitz aufhalten: 

„Und zwar drang das auch so an mich heran, dass mir gesagt wurde, dass es sein 

könne, dass die Personen sich in Chemnitz aufhalten. Dahingehend war die Arbeit zu 

leisten, also, sie dort auch zu finden.“1276 

Der Zeuge Jehle gab an, dass der Beamte Traut im Einsatzzeitraum in der Dienststelle 

in Chemnitz gewesen sei,1277 womit vermutlich die Außenstelle des LKA Sachsen bzw. der 

Regionale Ermittlungsabschnitt der Soko „Rex“ gemeint ist, die räumlich beim Polizeipräsi-

dium Chemnitz untergebracht war. Dagegen führte der Zeuge Traut aus, er sein im Einsatz-

zeitraum nicht unmittelbar vor Ort gewesen, sondern habe sich „im Landeskriminalamt“ 

befunden.1278 

 

(e)  R e i c h w ei t e  d e s  A uf t r a ge s  d e s  L KA S ac h s e n  

Wie der Zeuge Traut weiter ausführte, sei er auch über den Einsatzzeitraum hinaus eine Art 

Ansprechpartner beim LKA Sachsen für die Fahndung nach dem Trio gewesen und nach ei-

gener Einschätzung bis etwa zum Jahr 2002 geblieben.1279 In dieser Zeit seien auch Kolleg- 

Innen des LKA Thüringen „verschiedentlich bei uns gewesen“, wobei er sich an Einzelheiten 

nicht mehr erinnere. Es habe im LKA Sachsen auch eine „Unterlage“, d.h. eine eigene, heute 

nicht mehr existierende Akte zu dem Thema gegeben, die zwar „nicht sehr dick gewesen“ sei, 

in der man aber relevante Dokumente gesammelt habe.1280 

Im Widerspruch zu dieser anhaltenden Zuständigkeit des Beamten Traut steht, dass 

nach Angaben mehrerer anderer Zeugen keineswegs eine originäre Zuständigkeit des LKA 

Sachsen bestanden habe. So gab der Zeuge Jehle an, dass zwar das Fernschreiben des LKA 

Thüringen vom 4. Mai 2000 die Formulierung beinhaltete, die Polizei in Sachsen solle even-
                                                        
1274 Ebd., S. 6. 
1275 Ebd., S. 7. 
1276 Ebd. 
1277 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 20 f. 
1278 3. UA, Protokoll Jürgen Traut v. 21.10.2013, S. 7. 
1279 Ebd., S. 14. 
1280 Ebd., S. 25 f. 
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tuell erforderliche Maßnahmen „in eigener Zuständigkeit“ veranlassen. Dies habe sich aber 

nur auf den konkreten Einsatz bezogen und wäre auch nur dann relevant geworden, wenn 

überhaupt entsprechende Hinweise eingegangen wären. Es habe sich auf keinen Fall um einen 

„Generalauftrag“ an das LKA Sachsen oder deren damalige Soko „Rex“ gehandelt, selbst 

Maßnahmen zum Auffinden des Trios zu ergreifen.1281 Die erbetene und geleistete Amtshilfe 

durch das LKA Sachsen habe einem isolierten Einzelvorgang gegolten, über den hinaus kein 

Anlass bestanden habe, eigene Ermittlungen aufzunehmen; die Federführung dafür habe 

vielmehr durchgängig in Thüringen gelegen.1282 Für alles Weitere hätte es dem LKA Sachsen 

an „tiefergehende[n] Informationen“ zum Fall gemangelt.1283 Es habe dem LKA Sachsen „zu-

nächst einmal gereicht“, zu wissen, dass drei Personen „warum auch immer und unter wel-

chen Umständen auch immer“ abgetaucht sind und nunmehr gesucht werden.1284 Zwar war 

die Vorbereitung eines Sprengstoffverbrechens, das den Flüchtigen konkret zur Last gelegt 

wurde, aus Sicht der Soko „Rex“ im Bereich der gemeingefährlichen Gewaltstraftaten einzu-

ordnen und daher von gehobener Bedeutung.1285 Aber ausgehend von der allgemeinen Ver-

mutung, das Trio könnte sich in Sachsen aufhalten, hätten keine eigenen (Fahndungs-) Maß-

nahmen abgeleitet werden können.1286 

In der Gesamtschau der damals bekannten Informationen habe sich die Frage, ob eine 

Zuständigkeit des LKA Sachsen über die auftragsgemäße Mitwirkung an dem Einsatz im Mai 

2000 hinaus bestehen könnte, auch gar nicht gestellt.1287 Dies bekräftigte auch der Zeuge 

Pählich: 

„Zeuge Peter Pählich: […] Und ich kann an der Stelle auch sagen: Eigenes Erforder-

nis, hier sozusagen einen dritten und einen weiteren Strang aufzumachen als polizeili-

cher Staatsschutz, ist abstrus, ist weder gewünscht noch ist es in irgendeiner Form 

sachgerecht, wenn eine Organisationseinheit – ganz gleich wo – die originäre Zustän-

digkeit hat, die sachliche, die auch die taktischen Maßnahmen plant, dass ich dann 

von außen irgendwo in diese Geschichte reinflanke. Dieses Erfordernis haben wir 

auch nie gesehen.“1288 

                                                        
1281 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 32. 
1282 Ebd., S. 36. 
1283 Ebd. 
1284 Ebd., S. 47. 
1285 Ebd., S. 54 
1286 Ebd., S. 55. 
1287 Ebd., S. 78. 
1288 3. UA, Protokoll Peter Pählich v. 28.09.2012, S. 10. 
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Die Formulierung „eigene Zuständigkeit“ habe nichts anderes bedeutet, „als dass die 

Polizei des Freistaats Sachsen Spuren und Hinweise, die eingehen, in eigener Zuständigkeit 

ohne Informationen Thüringens oder Ähnliches zunächst abarbeitet, also bis hin zu einer 

möglichen Festnahme, wenn denn eine im Raum stehen würde.“ Damit habe gewährleistet 

werden sollen, dass beim Eintreffen von Hinweisen sofort durch eigene Kräfte reagiert wird, 

ohne dass ein Zeitverzug eintritt.1289 Gleichwohl wäre man „weitergekommen […], wenn wir 

umfassendere Informationen, die ja vorlagen, mitgeteilt bekommen hätten.1290 In diesem Fal-

le, so der Zeuge Jehle, hätte eine eigene Zuständigkeit des LKA Sachsen und seiner Soko 

„Rex“ durchaus begründet werden können: 

„Klaus Bartl, DIE LINKE: […] Ich rede von der Tatsache, dass es Anhaltspunkte da-

für gibt, dass sich in Fahndung mit Haftbefehl Gesuchte wegen Vorbereitung eines 

Sprengstoffanschlags […] auf dem Territorium des Freistaats Sachsen aufhalten kön-

nen und Kontakt haben zu Personen aus erkennbar rechtsextremistischen Strukturen. 

Wer wäre dann zuständig gewesen zu sagen: Wir machen jetzt eine Gefahrenbewer-

tung, und wir leiten jetzt Ermittlungsmaßnahmen ein? 

Zeuge Wolfgang Jehle: In dem Fall, würde ich sagen, das wäre auch Aufgabe unseres 

Dezernats gewesen.“1291 

 

(f)  E in b in d un g  d e s  D ez e r n a t e s  „V e r d e c k te  F a h nd u ng “  

Nachdem das LKA Sachsen vorinformiert wurde, kam es zur Einbindung des LKA-

Dezernates 523 („Verdeckte Fahndung“1292). Der Zeuge Jehle gab an, dass ursprünglich das 

LfV Sachsen wegen „Kräftemangels“ gebeten habe, diese Observationseinheit zur Verfügung 

zu stellen.1293 Ein damit angestrebtes „arbeitsteiliges Vorgehen“ – also abgestimmte Observa-

tionen von LfV Sachsen und der sächsischen Polizei – „ist in aller Regel nicht üblich“,1294 

noch dazu „unter der Federführung des Verfassungsschutzes“.1295 

                                                        
1289 Ebd., S. 14. 
1290 Ebd., S. 47. 
1291 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 78 f. 
1292 Später bekannt geworden als „MEK Staatsschutz“ (MEK-ST). 
1293 Ebd., S. 18. 
1294 Ebd., S. 75. 
1295 Ebd., S. 18. 
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Der damalige Leiter des Dezernates 523 Heckel gab als Zeuge des 1. UA an, er habe 

von der Fahndung nach Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe bis dahin überhaupt nichts ge-

wusst.1296 Dies habe sich am 2. Mai 2000 geändert, als über die Soko „Rex“ in seinem Dezer-

nat ein vom thüringischen Zielfahndungskommando stammender Auftrag einging, am 7. und 

8. Mai 2000 eine Observationsmaßnahme zu realisieren, die der Lokalisierung von Mundlos, 

Böhnhardt und Zschäpe dienen sollte.1297 Konkret habe der Auftrag gelautet, im angegebenen 

Zeitraum die mutmaßliche Kontaktperson des „Trios“ Hendrik L. an dessen Wohnadresse in 

der Paul-Bertz-Straße in Chemnitz zu beobachten.1298 

Womöglich war das Dezernat 523 bereits zuvor direkt durch das LfV Sachsen ange-

fragt worden. So gab der Zeuge Lange an, die zuständige Sachbearbeiterin seines Referates 

habe einen „engen Kontakt zum damaligen Leiter der verdeckten Fahndungseinheit“ 

gehabt.1299 Der betreffende Leiter Heckel gab gleichfalls an, dass man bei dem Einsatz im 

Grunde das LfV unterstützt habe. Im Hinblick auf das bestehende Trennungsgebot habe er 

sich „ganz einfach absichern wollen, um dem Auftrag auch die nötige Gewichtung zu geben.“ 

Nachdem dann der Auftrag über die Soko „Rex“ eingegangen war, habe er davon ausgehen 

können, dass mit dem Auftrag „alles in Ordnung ist.“1300 Bereits am 3. Mai 2000, einen Tag 

nach der offiziellen Beauftragung, habe es dann eine Besprechung mit dem LfV Sachsen 

gegeben, die der Vorbereitung auf den kommenden Einsatz diente.1301 

Gefragt nach den Informationen, die ihm über den zugrundeliegenden Fahndungsfall 

vorlagen, gab der Zeuge Heckel an, es sei „um Rohrbombenbastler“ gegangen.1302 Der projek-

tierte Einsatz habe dazu dienen sollen, die verschiedenen beobachteten Personen „aufzu-

scheuchen, um den Aufenthaltsort des Trios bekanntzumachen.“1303 Auf Befragen gab der 

Zeuge auch an, er habe nicht gewusst, warum die Observationen in Chemnitz stattfinden; da-

zu habe er keine Informationen erhalten.1304 Bei der Einsatzbesprechung mit dem LfV Sach-

sen am 3. Mai 2000 sei aber dargestellt worden, dass der zu observierende Hendrik L. zu den 

                                                        
1296 1. UA, Protokoll Lutz Heckel v. 25.09.2017, S. 13. 
1297 Ebd., S. 3 
1298 Ebd., S. 4 
1299 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 6. 
1300 1. UA, Protokoll Lutz Heckel v. 25.09.2017, S. 4. 
1301 Ebd., S. 5. Es war dem Zeugen nicht gestattet, den Namen seines damaligen Ansprechpartners im LfV zu 
benennen; vgl. ebd., S. 6. 
1302 Ebd., S. 5. 
1303 Ebd., S. 6. 
1304 Ebd., S. 5. 
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Unterstützern des „Trios“ gehöre.1305 Außerdem habe möglicherweise seine Einheit aus ande-

ren Gründen die Zielperson Hendrik L. schon früher einmal observiert.1306 Auf Befragen, wa-

rum überhaupt seine Einheit für den kommenden Einsatz nötig war, schätzte der Zeuge ein, es 

sei darum gegangen, exekutive Maßnahmen zu ermöglichen, die „durch das LfV nicht durch-

geführt werden dürfen. Demzufolge hat man eine Polizeieinheit mit dazugenommen, um auch 

handeln zu können.“1307 Auf Befragen, ob man die Flüchtigen überhaupt selbst hätte identifi-

zieren können, gab der Zeuge an: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Wenn im Zuge der Observation im Mai 2000 Mundlos, 

Böhnhardt oder Zschäpe aufgetaucht wären – hätten Sie die Personen identifizieren 

können? 

Zeuge Lutz Heckel: Wir hätten sie identifizieren müssen. 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Wie waren Sie darauf vorbereitet? 

Zeuge Lutz Heckel: Wir hatten zumindest eine Personenbeschreibung von den 

dreien.“1308 

 

(g)  V o r i n f o r m at io n  a n  da s  S p e z i a l e i n s a t z ko m m an d o  ( SE K)  

Der Zeuge Heckel gab an, er habe, nachdem sein Dezernat 523 eingeschaltet wurde, die Ver-

fügbarkeit und eine mögliche Unterstützung im Einsatzzeitraum durch das sächsische SEK 

prüfen lassen, „welches im Bedarfsfall kurzfristig zur Verfügung gestanden hätte, um die 

Festnahme der drei per Haftbefehl Gesuchten zu realisieren.“1309 Ihm sei damals zugesichert 

worden, dass das SEK im Bedarfsfalle binnen einer Stunde vor Ort gewesen wäre.1310 Es sei 

auch die Option diskutiert worden, die bereitschaftsführende SEK-Gruppe im Einsatzzeitraum 

im Bereich Chemnitz bereitzustellen. Das sei nicht getan worden, denn „es hätte ja in der Zeit 

                                                        
1305 Ebd., S. 6. 
1306 Ebd., S. 10. 
1307 Ebd., S. 5. 
1308 Ebd., S. 8. 
1309 Ebd., S. 4. 
1310 Ebd., S. 9. 
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auch etwas anderes sein können, etwas Schwerwiegenderes“.1311 Zu dem möglichen Einsatz-

szenario, für das ein SEK gebraucht worden wäre, führte der Zeuge Heckel aus: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: War vorgesehen, dass Sie und die Beamten Ihres De-

zernates im Falle einer Sichtung von den dreien – – sofort ein Zugriff erfolgen sollte 

durch Sie, oder wie hat man sich das vorgestellt? 

Zeuge Lutz Heckel: Ja, das hat man sich genauso vorgestellt. Deswegen hat man uns 

als Polizeieinheit mit dazugenommen. Es war natürlich eine heikle Situation, muss ich 

ganz ehrlich sagen, weil: Wenn jetzt die Personen in der Wohnung gewesen wären – – 

Es gab eine Absprache zwischen den MEKs und dem SEK. Also, in Wohnungen hätte 

nur das SEK einen Zugriff machen dürfen. Einen Notzugriff hätten wir realisiert, wenn 

die Personen aus dem Haus rausgekommen wären. Wir hätten die dann observieren 

müssen, bis zu einer günstigen Gelegenheit. Aber wir waren darauf vorbereitet.“1312 

Der Zeuge Traut gab an, dem SEK hätte es in dem Falle, dass die Flüchtigen gesichtet 

worden wäre, oblegen, „gefahrlos und sauber“ einen Zugriff durchzuführen.1313 Dazu befragte 

der 1. UA den damaligen Kommandoführer des SEK Sachsen Horst Kretzschmar. Er führte 

im Allgemeinen aus, dass sich das SEK u.a. mit Aufgaben der Terrorismusbekämpfung, und 

der Gewaltkriminalität sowie beispielsweise mit Geiselnahmen und Entführungen befasse.1314 

Das SEK sei damals mit 40 bis 60 BeamtInnen in Leipzig stationiert gewesen und hätte nach 

Chemnitz rund 45 Minuten benötigt.1315 Grundsätzlich sei eine „Hausbereitschaft“ vorgehal-

ten worden, die sich im Falle einer Alarmierung „in die Autos sich gesetzt hätte und losgefah-

ren wäre.“1316 An den konkreten Sachverhalt erinnerte sich der Zeuge jedoch nicht. Er habe 

anhand der Aktenlage nur noch nachvollziehen können, dass sich am 3. Mai 2000 der Beamte 

Heckel telefonisch an das SEK gewandt hatte.1317 Es sei in dem Gespräch offenbar darum 

gegangen, zunächst mündlich – was üblich gewesen sei – ein „Zeitfenster für einen möglichen 

Einsatz“ zu besprechen. Den weiteren Hintergrund und die laufenden Fahndungsmaßnahmen 

gegen drei flüchtige rechtsmotivierte Straftäter habe er damals nicht gekannt.1318 Es habe kei-

                                                        
1311 Ebd., S. 11. 
1312 Ebd., S. 8 f. 
1313 3. UA, Protokoll Jürgen Traut v. 21.10.2013, S. 16. 
1314 1. UA, Protokoll Horst Kretzschmar v. 12.03.2018, S. 3. 
1315 Ebd., S. 5. 
1316 Ebd. 
1317 Ebd., S. 3. 
1318 Ebd., S. 5, 8. 
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ne Voraufklärung möglicher Einsatzobjekte stattgefunden.1319 Letzthin sei das SEK – was der 

Anordnung durch das LKA Sachsen bedurft hätte – auch gar nicht angefordert worden.1320 

 

(h)  T h em a t i s i e r un g  d e r  Z i e l p e r s o n  M an d y  S .  

Bei der Vorbesprechung am 26. April 2000 wurde vermutlich erstmals thematisiert, dass die 

damals in Chemnitz wohnhafte und in der Neonaziszene aktive Mandy S. eine Kontaktperson 

des „Trios“ sein könnte. Aus dem Protokoll zu der Besprechung ergibt sich, dass dieser Name 

zunächst durch das LKA Thüringen thematisiert und daraufhin vereinbart wurde, dass das 

LKA Thüringen versuche, in Absprache mit dem LfV Sachsen eine TKÜ-Maßnahme gegen 

sie zu veranlassen.1321 Der Zeuge Tüshaus bestätigte, es seien thüringische ZielfahnderInnen 

gewesen, die den Namen der Mandy S. „ins Spiel gebracht“ hätten.1322 Danach befragt, wie 

man ursprünglich auf diese Person gekommen war, gab der Zielfahnder Wunderlich an: 

„Kerstin Köditz, DIE LINKE: Jetzt kommen wir noch einmal zu einer Schlüsselper-

son: Mandy S. […]. Wie sind Sie eigentlich auf Mandy S. […] gekommen? 

Zeuge Sven Wunderlich: Auf Mandy S. […] sind wir erstmalig aufmerksam geworden 

aufgrund von Bildmaterial, das uns das LfV Thüringen übergeben hatte, das wohl 

auch vom LfV Sachsen stammte, aufgrund einer Rechten-Demo – wie auch immer, ich 

weiß nicht, was das für eine Veranstaltung war – im Januar 1998, wo die Beate 

Zschäpe gemeinsam mit der Mandy S. […] wohl eine Fahne oder ein Plakat trug. Die 

war für uns dadurch als Freundin ins engere Licht gerückt. […] 

Die Qualität des Fotos […] war sehr gut. […] Hinzu kam, dass die Personen mit Pfei-

len, also datenmäßig benannt wurden. Wer das gemacht hat, weiß ich nicht; es hat 

sich aber zumindest im Zuge der Abklärung über Einwohnermeldeämter mit den Bil-

dern als richtig dargestellt.“1323 

Auf weiteres Befragen bekräftigte der Zeuge, er habe die Fotos, die u.a. Mandy S. zei-

gen sollen, persönlich durch das LfV Thüringen erhalten.1324 „Ermittlungen zu dieser Person 
                                                        
1319 Ebd. S. 7. 
1320 Ebd., S. 6, 9. 
1321 ADS 43, Ordner 40, Teil 4, Bl. 3. 
1322 1. UA, Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 9. 
1323 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 60. 
1324 Ebd., S. 61. 
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und zu dem Gesamtbild“ hätten dann zu der Einschätzung geführt, „dass es sich um mehr als 

freundschaftliche Beziehungen“ mit Zschäpe handelt „und dass auch gesinnungsmäßig beide 

auf dem gleichen Level sind und man davon ausgehen muss, dass Kontakte gepflegt sind und 

weiterhin bestehen.“1325 Ermittlungen, die dies hätten begründen können, sind jedoch weder 

nach Aktenlage, noch anhand der Angaben anderer ZeugInnen belegt. Fest steht nur, dass das 

LKA Thüringen bereits Anfang August 1998 die Information eines Hinweisgebers erhalten 

hatte, der über Fotografien einer Demonstration verfügte, auf denen Böhnhardt und Zschäpe 

bei einer Demonstration in Dresden zu sehen sein sollen.1326 Auf Befragen, warum zwischen 

dem Bekanntwerden dieser Fotos und den Maßnahmen gegen Mandy S. – unabhängig von der 

Frage, wie sie auf den Bildern identifiziert wurde – mehr als anderthalb Jahre lagen, gab der 

Zeuge Wunderlich an: 

„Weil es zu diesen drei Gesuchten ungefähr 40 bis 50 Kontaktpersonen gab – unab-

hängig von den Familienangehörigen. Wir reden also von drei Familien. Das ist ein 

sehr großer Personenkreis, ich sage mal, 65 Personen. Da eine Reihung in kurzer Zeit 

zu erstellen ist schwer. Und die Frau Struck ist eben erst in der weiteren Folge für uns 

interessant geworden – wie auch die Überprüfung der Frauenärzte in Chemnitz ja zu 

einem sehr späten Zeitpunkt erfolgt ist.“1327 

Auf die Frage, wie man auf den Namen Mandy S. gekommen war bzw. wie es gelang, 

sie zu identifizieren, gab der Sachbearbeiter der EG „Tex“ Dressler an, er habe den Namen 

„mehrfach gehört“, wisse aber nicht mehr, in welchem Zusammenhang.1328 Der damals beim 

LfV Thüringen tätige Zeuge Wießner gab auf Befragen lediglich an, Mandy S. sei seiner Erin-

nerung zufolge „in der Verwechslung mit Zschäpe ins Spiel“ gekommen.1329 Für das LfV 

Sachsen erklärte der Zeuge Tüshaus, die „Ermittlungsmaschinerie in Richtung Mandy S.“ sei 

erst in Gang gekommen, nachdem sie von thüringischer Seite als mögliche Kontaktperson 

benannt worden war.1330 Die zuständige „Terzett“-Sachbearbeiterin Mitarbeiter 14 führte aus: 

„Kerstin Köditz, DIE LINKE: Wie ist es denn zur Identifizierung von Frau Struck auf 

diesem Foto gekommen? 

                                                        
1325 Ebd. 
1326 Vgl. auch ADS 215, Anl. Bd. III Kofferbombe, Bl. 351. 
1327 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 76. 
1328 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 26. 
1329 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 16. 
1330 1. UA, Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 21. 
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MA 14: Meine Wahrnehmung war, dass man mir gesagt hat, dass sie das ist. Ich 

kannte sie zu dem Zeitpunkt nicht. Aber ich kann Ihnen jetzt leider nicht mehr sagen, 

weil mir das auch nicht erinnerlich ist, wer es gesagt hat. Ich habe es einfach zur 

Kenntnis genommen und mit in meine Bearbeitung einbezogen.“1331 

Nach Aktenlage ist zu ersehen, dass die Personalien von Mandy S. am 18. Mai 1997 in 

einer Gartensparte in Chemnitz-Einsiedel aufgenommen wurden. Dort hatte es einen Polizei-

einsatz gegeben, nachdem lautstarke „Sieg Heil“-Rufe erklungen waren. Insgesamt wurden 49 

Personen festgestellt und kontrolliert, die vor Ort eine Feier im Szenekreis begingen, wobei 

nicht eindeutig nachzuvollziehen war, von wem die strafrechtlich relevanten Parolen ausge-

gangen waren. Die Ermittlungen wegen des Verdachts des Verwendens von Kennzeichen 

verfassungswidriger Organisationen nach § 86a StGB wurden später durch die Staatsanwalt-

schaft Chemnitz gemäß § 170 Absatz 2 StPO eingestellt.1332 Unter den festgestellten Personen 

befanden sich neben Mandy S. weitere im Fallkomplex bekannte Personen aus dem Raum 

Chemnitz, beispielsweise Katrin D., Armin Frank F., Lars F., Markus F., Rocco F., 

Carsten R., Thomas S. und Giso T. Darüber hinaus waren mit Stefan A. und David F. der 

Cousin von Beate Zschäpe bzw. der Schwager von Ralf Wohlleben anwesend.1333 

 

II.1.6.5 K o n z er t i e r t e  M a ßn a hm e n  in  C h em n i t z  v o m 6 .  b i s  8 .  Ma i  2 00 0  

Am Abend des 7. Mai 2000 wurde in der MDR-Sendung „Kripo live“ ein Fahndungsbeitrag 

zum flüchtigen „Trio“ ausgestrahlt, versehen mit dem Aufruf an die Bevölkerung, etwaige 

Kenntnisse zum Aufenthaltsort der Gesuchten der Polizei mitzuteilen. Einen Hinweis auf ei-

nen anzunehmenden Verbleib in Sachsen bzw. Chemnitz enthielt der Beitrag nicht. Am Vor-

tag sowie am Tag der Ausstrahlung und bis in die Nacht zum Folgetag hinein wurden im Be-

reich Chemnitz mehrere mutmaßliche Kontaktpersonen der Flüchtigen observiert. Der ur-

sprünglichen Absprache entsprechend,1334 die bei der Beratung am 26. April 2000 getroffen 

worden war, beobachtete das LfV Sachsen im Einsatzzeitraum mit drei Observationstrupps 

Andreas G. und Jan W. in Chemnitz sowie Thomas S. in Dresden. Ein Observationstrupp des 

LfV Thüringen beobachtete darüber hinaus die Zielperson Mandy S. in Chemnitz. Durch 

Kräfte des Dezernates „Verdeckte Fahndung“ des LKA Sachsen wurde schließlich Hendrik L. 
                                                        
1331 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 14 v. 18.10.2017, S. 25. 
1332 ADS 37, Ordner 168, Abschnitt F., Bl. 6. 
1333 Ebd., Bl. 27. 
1334 ADS 43, Ordner 40, Teil 4, Bl. 5 f. 
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in Chemnitz beobachtet. Darüber hinaus begann bereits am 5. Mai 2000 eine G10-Maßnahme 

des LfV Sachsen gegen die vier Zielpersonen Jan W., Thomas S., Andreas G. und Mandy S. 

 

(a)  G 1 0 - M a ß n ah m e „T er z e t t “  

Parallel zur Vorbereitung der weiteren operativen Maßnahmen im Zusammenhang mit der 

Öffentlichkeitsfahndung bereitete das LfV Sachsen ab Ende April 2000 eine G10-Maßnahme 

unter der Fallbezeichnung „Terzett“ vor, um die Telefonanschlüsse der observierten Personen 

im Einsatzzeitraum und noch darüber hinaus überwachen zu können. Wie die „Terzett“-

Sachbearbeiterin Mitarbeiter 14 bemerkte, war die Begleitung der Observationen durch eine 

G10-Maßnahme „so ziemlich das Intensivste, was für uns machbar ist.“1335 Wie auch bei der 

manuellen Beobachtung bestand das Ziel der Maßnahme darin, eine etwaige Kontaktaufnah-

me durch oder zu den Flüchtigen festzustellen und sie dadurch zu lokalisieren.1336 Betroffene 

der Maßnahme waren Jan W., Thomas S., Andreas G. und Mandy S. Die drei ersten Personen 

waren auch vorher schon bei Observationen im Zuge des Falles „Terzett“ berücksichtigt wor-

den. Zum Einbezug der dagegen erst kürzlich namhaft gewordenen Mandy S. führte der Zeu-

ge Dr. Vahrenhold aus: 

„Zeuge Dr. Olaf Vahrenhold: […] Als Grund für die Aufnahme der Mandy Struck in 

die G10-Maßnahme wurde im Antrag die Erkenntnis genannt, dass Mandy Struck und 

Zschäpe auf einem Bild von einer Demonstration in Dresden gegen die Wehrmachts-

ausstellung zusammen abgebildet sind. Das Bild entstand vor dem Untertauchen im 

Januar 1998. […] Darüber hinaus lagen keine konkreten Erkenntnisse zu Kontakten 

von Mandy S. und ihrem Lebensgefährten – ihrem damaligen – und Mitgliedern des 

Trios zu diesem Zeitpunkt vor.“1337 

Anhand dieses Fotos habe das LfV Sachsen schließen können, dass Mandy S. jeden-

falls kurz vor dem Untertauchen Kontakt mit Zschäpe gehabt haben muss.1338 In die G10-

Maßnahme nicht einbezogen wurde – anders, als zunächst geplant – der bereits im Zuge von 

„Terzett“-Observationen bekannt gewordene Kay R.1339 Die Gründe, ihn nicht in die Maß-

nahme einzubeziehen, wurden dem 1. UA nicht bekannt. Darüber hinaus war zumindest zeit-
                                                        
1335 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 14 v. 18.10.2017, S. 13. 
1336 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 9. 
1337 Ebd., S. 9 f. 
1338 Ebd., S. 13. 
1339 AbwBer 3. UA, Kap. II.3.2.a, S. 72. 
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weise vorgesehen, Hendrik L. in die Maßnahme einzubeziehen, davon wurde auch im Ent-

wurfsstadium der Maßnahme noch ausgegangen. Berücksichtigt wurde auch er am Ende 

nicht. Auf Befragen, warum der Name wieder „gestrichen“ wurde, gab der Zeuge 

Dr. Vahrenhold an, dies nicht zu wissen.1340 

Der Antrag zur Durchführung der G10-Maßnahme ging am 28. April 2000 im Sächsi-

schen Staatsministerium des Innern ein. Am 3. Mai 2000 ordnete der damalige Staatsminister 

des Innern Hardraht die Durchführung der Maßnahme antragsgemäß an. Inhaltlich stützte 

sich der Antrag auf eine Bewertung der vorliegenden Informationen durch das LfV Sachsen: 

Demnach stünden die Betroffenen „im Verdacht, Mitglieder einer Vereinigung zum Begehen 

von Straftaten gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung und schwerer rechtsext-

remistischer Straftaten zu sein und drei flüchtige Straftäter in der Illegalität zu unterstüt-

zen.“1341 Dazu wurde dargestellt, dass in der Intensität der Straftatenbegehung eine deutliche 

Steigerung bis hin zu schwersten Straftaten feststellbar sei und dies darauf hindeute, dass ein 

Wille zur Fortsetzung der Straftaten bestehe. Nachdem die Flüchtigen trotz Einsatzes polizei-

licher Spezialkräfte bislang nicht festgenommen werden konnten, sei davon auszugehen, dass 

die Flucht von vornherein geplant und ohne Unterstützung nicht möglich gewesen sei. Im 

Ergebnis wurde daraus geschlossen: 

„Das Vorgehen der Gruppe ähnelt der Strategie terroristischer Gruppen, die durch 

Arbeitsteilung einen gemeinsamen Zweck verfolgen.“1342 

Insoweit war auch unterstellt, dass die Betroffenen der Maßnahme gemeinsam eine 

Vereinigung („Gruppe“) gebildet hätten. Dagegen gab aber der Zeuge Tüshaus an, ihm sei 

damals nicht bekannt gewesen, ob sich beispielsweise Andreas G. und Mandy S. überhaupt 

kennen.1343 

Die Umsetzung der G10-Maßnahme begann am 5. Mai 2000 und dauerte drei Monate 

lang, bis zum 5. August 2000, an.1344 Lediglich bei Mandy S. wurde die ihr geltende G10-

Maßnahme des LfV Sachsen im Hinblick auf eine neue TKÜ-Maßnahme des LKA Thüringen 

bereits am 15. Mai 2000 vorzeitig beendet.1345 Nach Angaben des Zeugen Tüshaus wurde der 

                                                        
1340 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 21.01.2013, S. 20. 
1341 Zit. n. SLT, Drs. 5/10403, S. 1. 
1342 Zit. n. AbschlBer UA-BT I, S. 352. 
1343 1. UA, Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 21. 
1344 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 35 f. 
1345 Ebd., S. 10. 
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Telefonverkehr der Überwachten im zeitlichen Umfeld der TV-Ausstrahlung auch „live“ ab-

gehört.1346 Hinweise auf den Verbleib der Gesuchten wurden durch die G10-Maßnahme nicht 

erlangt. Soweit die angefallenen G10-Protokolle nicht mehr zusammenhängend vorliegen, 

war dies für den 1. UA allerdings nicht überprüfbar. 

 

(b)  O b s e r v a t i o n  „T er z e t t  7 “  d e s  Lf V S a c hs e n  

Am 6. Mai 2000 begannen Observationstrupps des LfV Sachsen unter der Fallbezeichnung 

„Terzett 7“ mit der Beobachtung von Andreas G. und Jan W. in Chemnitz sowie Thomas S. in 

Dresden. Es handelte sich um die erste Observationsmaßnahme im Zuge des Falles "Terzett", 

in der es nach dem Auftrag ausdrücklich darum ging, die nun auch erstmals namentlich be-

nannten Flüchtigen Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe aufzufinden. Bisher war es schwer-

punktmäßig um die Aufklärung möglicher Kontaktpersonen und, im weiteren Sinne, um die 

Aufhellung der Chemnitzer Szene gegangen.1347 Bei der Durchführung der Observation wur-

den über die Zielpersonen hinaus „weitere Rechtsextremisten“ berücksichtigt,1348 darunter 

Kay R.,1349 aber auch – erstmals im Fallkomplex – Jörg W.1350 Wie Jörg W. nach Enttarnung 

des NSU gegenüber dem BKA einräumte, hatte er Ende 1996 rund zwei Kilogramm TNT 

beschafft und an Thomas S. ausgehändigt. Es handelte sich mutmaßlich um jenen Sprengstoff, 

der am 26. Januar 1998 in Jena aufgefunden worden ist, wodurch das Untertauchen des 

„Trios“ ausgelöst wurde.1351 

Aus den Angaben des Zeugen Dr. Vahrenhold ergibt sich, dass vom 4. bis 10. Mai 

2000, also im Einsatzzeitraum, durch das LfV Sachsen erneut eine Konspirative Wohnung im 

Bereich der Friedrich-Viertel-Straße, also in der Nähe der Wohnorte von Andreas G. und 

Kay R. genutzt wurde.1352 

 

  

                                                        
1346 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 34. 
1347 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 14 v. 18.10.2017, S. 4 f. 
1348 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 10. 
1349 ADS 43, Ordner 40, Teil 4, Bl. 3. 
1350 ADS 736, Ordner 6, entspr. SAO 20, Bl. 270. 
1351 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 43, Bl. 411. 
1352 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 13. 
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(c)  O b s e r v a t i o n  d u r c h  d a s  D ez e r n a t  „V e r de c k t e  F a h nd u ng “  

Kräfte des Dezernates 523 („Verdeckte Fahndung“) des LKA Sachsen beobachteten im Ein-

satzzeitraum die Zielperson Hendrik L. in Chemnitz. Zu den Ergebnissen der Beobachtungen 

gab der Zeuge Heckel an: 

„Zeuge Lutz Heckel: […] Durch die eingesetzten Observationskräfte des Dezernates 

523 konnte weder ein Betreten noch ein Verlassen der zugewiesenen Zielperson wäh-

rend der Einsatzzeit an dessen Wohnadresse festgestellt werden. In Kenntnis darüber 

wurde in telefonischer Absprache mit dem Einsatzkoordinator des LfV Sachsen der 

Einsatz in den frühen Morgenstunden des 8. Mai 2000 abgebrochen. Folgeaufträge 

wurden dem Dezernat 523 keine erteilt.“1353 

 

(d)  M u t m aß l i c h er  E i n s a t z  d e s  s ä c h s i s c h en  Z i e l f ah nd u ng s k om m a nd o s  

Im Einsatzzeitraum waren vermutlich auch BeamtInnen des Zielfahndungskommandos des 

LKA Sachsen vor Ort. Der dort tätige Beamte Lein gab als Zeuge an, man sei im April oder 

Mai 2000 durch thüringische ZielfahnderInnen um Unterstützung gebeten worden. Er erinne-

re sich daran noch, „da wir als Zielfahndung Sachsen noch nie selbst eine derartige Öffent-

lichkeitsfahndung eigenständig initiiert haben.“1354 Man habe erfahren, dass Haftbefehle für 

drei Personen vorliegen, die wegen der Vorbereitung einer Sprengstoffexplosion gesucht 

wurden,1355 was „schon nicht gewöhnlich“ und „kein Taschendiebstahl“ war.1356 Zum Ein-

satzkonzept habe er erfahren, dass mehrere Zielpersonen angeregt werden sollten, „irgendeine 

Handlung zu vollziehen.“1357 Zumindest er selbst sei im Einsatzzeitraum dann auch tatsäch-

lich in Chemnitz gewesen: 

„Zeuge Andreas Lein: […] Vor dem Hintergrund der „Kripo live“-Sendung erinnere 

ich mich, dass ich zur Ausstrahlungszeit der Sendung in Chemnitz zur Unterstützung 

der Kollegen aus Thüringen war. Ich erinnere mich, dass ich im Auto in Chemnitz saß 

                                                        
1353 1. UA, Protokoll Lutz Heckel v. 25.09.2017, S. 4. 
1354 3. UA, Protokoll Andreas Lein v. 19.12.2013, S. 3. 
1355 Ebd., S. 6. 
1356 Ebd., S. 19. 
1357 Ebd., S. 16. 
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und dass es begleitend eine Telefonüberwachung und eine Observation bei möglichen 

Kontaktpersonen des gesuchten Trios Zschäpe, Böhnhardt, Mundlos gab.“1358 

Andere Personen bezeugten den Einsatz des sächsischen Zielfahndungskommandos zu 

diesem Zeitpunkt nicht. Es existiert dazu auch kein Rückhalt in den Unterlagen, die dem 

1. UA zur Verfügung stehen. 

 

(e)  O b s e r v a t i o n  d u r c h  d a s  Lf V T h ür in g e n  

Ein Observationstrupp des LfV Thüringen beobachtete im Einsatzzeitraum Mandy S. in 

Chemnitz. Das LfV Thüringen fertigte dazu am 9. Mai 2000 einen zusammenhängenden Be-

richt, aus dem sich ergibt, dass die Beobachtung nicht durchgängig und, anders als zunächst 

geplant, nicht auch am 8. Mai 2000 stattfand, sondern am 6. Mai 2000 von 11.00 bis 22.30 

Uhr und am 7. Mai 2000 von 10.45 bis 23.00 Uhr.1359  

Bereits kurz nach dem Beginn der Observation am 6. Mai 2000 wurde Mandy S. ge-

meinsam mit einem zunächst nicht identifizierten Mann beobachtet, der nach Auffassung der 

ObservantInnen eine große Ähnlichkeit mit Mundlos aufwies. Diese Person wurde nicht kon-

trolliert. Vielmehr wurde am Folgetag vermerkt, dass es sich „zweifelsfrei“ um Kai S. – den 

damaligen Lebenspartner der Zielperson – handelte. Zur Art der Identifizierung ergibt sich, 

dass das observierende LfV Thüringen über das LKA Sachsen kurzfristig Fotos des Kai S. 

beschaffte.1360 Insoweit ist nicht auszuschließen, dass beim LKA Sachsen der ad hoc aufge-

kommene Verdacht bekannt wurde, wonach es sich bei einer der beobachteten Personen 

durchaus um Mundlos handeln könnte. Soweit dies dem 1. UA bekannt ist, erfolgte auf diese 

Beobachtung keine weitere Reaktion. Im übrigen Tagesverlauf wurde ab 18.52 Uhr beobach-

tet, dass Kai S. gemeinsam mit einem unbekannten jungen Mann diverse Möbelstücke zum 

Wohnhaus der Mandy S. in die Bernhardstraße 11 in Chemnitz fuhr und ins Haus trug. Dieser 

unbekannte Mann wies eine große Ähnlichkeit mit Böhnhardt auf. Er wurde gleichfalls nicht 

kontrolliert.1361 

Für den 7. Mai 2000 ergibt sich, dass im Zeitraum der „Kripo live“-Ausstrahlung 

Mandy S. nicht fernsah, sondern gemeinsam mit Kai S. auf einem nahegelegenen Sportplatz 
                                                        
1358 Ebd., S. 4. 
1359 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 130–136. 
1360 Ebd., Bl. 135. 
1361 Ebd., Bl. 134. 
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Federball spielte.1362 Gegen 21 Uhr, also rund eine Dreiviertelstunde nach der Ausstrahlung, 

fiel den ObservantInnen auf, dass sich im Bereich der Bernhardstraße ein Streifenwagen der 

örtlichen Polizei befindet. Die PolizeibeamtInnen hielten nach einer Weile am Wohnhaus 

Bernhardstraße 11 an, klingelten und unterhielten sich vor dem Hauseingang kurz mit Kai S. 

Es kam ein weiterer, unbekannter Mann hinzu, der sich gleichfalls mit den BeamtInnen unter-

hielt. Dieser unbekannt gebliebene Mann begab sich hernach in ein Wohnhaus in der angren-

zenden Hans-Sachs-Straße. Welches Anliegen die Polizei hatte, wurde ebenfalls nicht bekannt 

gemacht.1363  

 

(f)  E r g e bn i s s e  ( I ) :  H i n we i s a u f ko mm e n  in  S a c h s en  

Am 8. Mai 2000 informierte das LKA Sachsen fernschriftlich u.a. das LKA Thüringen, das 

SMI, die Polizeipräsidien Chemnitz, Dresden und Leipzig sowie die Polizeidirektion Chem-

nitz und das LfV Sachsen über die Ergebnisse der Öffentlichkeitsfahndung: 

„die durchgeführte oeffentlichkeitsfahndung im rahmen der ausgestrahlten fernseh-

sendung im mdr (kripo live) am 07.05.2000 ergab keine hinweise mit bezug nach 

sachsen. die im zeitlichen zusammenhang mit der ausgestrahlten fernsehsendung 

durchgefuehrten polizeilichen masznahmen ergaben ebenfalls keine fahndungs- 

ansaetze in sachsen.“1364 

Wie der Zeuge Jehle ausführte, sei die Öffentlichkeitsfahndung damit „aus sächsischer 

Sicht“ abgeschlossen gewesen, da keine Hinweise erlangt werden konnten.1365 Einschränkend 

ist allerdings darauf hinzuweisen, dass sich am 8. Mai 2000 ein Zeuge beim Polizeirevier 

Brand-Erbisdorf meldete und mitteilte, ihm sei am Vortag im tschechischen Adolvov, nahe 

der Grenzübergangsstelle Zinnwald, eine kleine Gruppe Deutscher aufgefallen, die der äuße-

ren Erscheinung nach der rechten Szene zuzuordnen seien. Er vermutete, dass sich die Ge-

suchten in dieser Gruppe befunden haben könnten.1366 Dem 1. UA liegen keine Hinweise da-

rauf vor, dass dieser Hinweis weiter überprüft worden wäre. 

 

                                                        
1362 Ebd., Bl. 135. 
1363 Ebd. 
1364 ADS 43, Ordner 40, Teil 2, Bl. 28 f. 
1365 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 5. 
1366 Schäfer-Bericht, Rdnr. 190, S. 111. 
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(g)  E r g e bn i s s e  ( I I ) :  H i n w ei s e  a u f  B e r l i n  

Darüber hinaus meldete sich im Anschluss an die „Kripo live“-Ausstrahlung telefonisch der 

Berliner Polizeiangestellte G. beim LKA Thüringen und gab an, er habe an diesem Tag, d.h. 

am 7. Mai 2000, Streifendienst im Bereich der Synagoge in der Rykestraße in Berlin verrich-

tet. Dort habe er am Nachmittag vor einem Lokal mehrere Personen erkannt, bei denen es sich 

um die Flüchtigen handeln könnte. Am Folgetag bestätigte G. seine Beobachtungen gegen-

über dem LKA Berlin, wobei er auf einer Bildvorlage Mundlos und Zschäpe zweifelsfrei wie-

dererkannte. Eine Angestellte des Lokals, vor dem sich die Personen befunden haben sollen, 

gab auf Vorlage von Bildern der Flüchtigen an, dass es sich möglicherweise um Gäste gehan-

delt habe, die sich im beschriebenen Zeitraum dort aufgehalten hätten.1367 Am 12. Mai 2000 

informierte das LKA Thüringen in einem Schreiben an die Abteilung Staatsschutz des LKA 

Sachsen über den im Zuge der Öffentlichkeitsfahndung erlangten Hinweis aus Berlin. In dem 

Schreiben heißt es: 

„Nach der Ausstrahlung des Fahndungsaufrufes erging gegenüber der Fahndungsko-

ordinierungsstelle des LKA Thüringen die Mitteilung eines Berliner Polizeibeamten, 

Franz G. […], der die drei Gesuchten am gleichen Tage im Rahmen seines Streifen-

dienstes gesehen haben wollte. […] 

Sollten sich aus der Sicht des LKA Sachsen weitere Überprüfungshandlungen zu die-

sem Hinweis erforderlich machen, so bitte ich ausdrücklich, dies mit der fahndungs-

führenden Dienststelle, dem Dezernat 12 des LKA Thüringen abzustimmen.“1368 

Der Zeuge Traut gab an, dass er am 12. Mai 2000 durch seinen Dezernatsleiter die In-

formation erhalten habe, dass die Flüchtigen „in einem Berliner Biergarten gesehen wur-

den.“1369 Derselbe Hinweis wurde auch dem LfV Sachsen bekannt.1370 Der Zeuge 

Dr. Vahrenhold führte dazu aus: 

„Zeuge Dr. Olaf Vahrenhold: […] Im Zusammenhang mit der ‚Kripo live‘-Sendung 

ging daneben ein weiterer Hinweis bei der Polizei ein, über den das LfV Sachsen am 

7. Mai um 21.25 Uhr durch das LKA Sachsen unterrichtet wurde. Ein Polizeibeamter 

                                                        
1367 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 17 f. 
1368 Ebd. 
1369 3. UA, Protokoll Jürgen Traut v. 21.10.2013, S. 13. 
1370 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 28. 
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aus Berlin gab an, die Gesuchten am 7. Mai nachmittags gesehen zu haben. Er […] 

habe die Gesuchten in einem Biergarten beobachtet. 

Dieser Biergarten befinde sich in räumlicher Nähe zum Regierungsviertel und einer 

Synagoge in Berlin. Die Gesuchten hätten sich dabei in einer Personengruppe aus vier 

Erwachsenen und zwei Kindern befunden.“1371 

Signifikant an diesem Hinweis sei gewesen, dass sich auch im Zuge der parallelen 

G10-Maßnahme „Terzett“ des LfV Sachsen und bestätigt durch eine Quelle ergeben habe, 

dass sich die Zielperson Jan W. in diesem Zeitraum in Berlin befunden habe: 

„Im Rahmen der G10-Maßnahme ‚Terzett‘ wurde dem LfV bekannt, dass Jan W. sich 

zu dieser Zeit tatsächlich in Berlin befand. Nach einem Bericht einer Quelle nahm 

Jan W. am 6. Mai 2000 an einem Punk- und Oi-Festival teil, das vom 5. bis 7. Mai in 

Berlin-Treptow stattfand. Jan W. habe beim Zusammentreffen mit der Quelle am 6. 

Mai zwei weibliche und zwei männliche Personen bei sich gehabt. Eine weibliche so-

wie zwei männliche Personen seien der Quelle nicht bekannt gewesen. Eine Lichtbild-

vorlage der Gesuchten bei derselben Quelle ergab, dass es sich bei den Begleitern von 

Jan W. nicht um die Gesuchten handelte.“1372 

Die sachverständige Zeugin von der Behrens führte aus, dass im Zuge des NSU-

Prozesses am OLG München die mögliche Anwesenheit des „Trios“ in Berlin am 7. Mai 

2000 behandelt worden sei, wobei die Frage im Raum stand, ob dabei womöglich die Syna-

goge in der Rykestraße durch das „Trio“ ausgespäht wurde. Aus den vorliegenden Unterlagen 

ergebe sich, dass im Jahr 2000 dem Verdacht nachgegangen wurde, dass Jan W. in Berlin auf 

die Flüchtigen getroffen sein könnte: 

„Sv. Zeugin Antonia von der Behrens: […] Wir haben dann in den Akten ein Schrei-

ben vom LfV Sachsen an das LfV Thüringen, wo Sachsen sagt – ich glaube, das war 

10, 20 Tage später; genau weiß ich das nicht mehr –: Aus einer G-10-Maßnahme wis-

sen wir, dass Jan Werner genau in dieser Zeit in Berlin gewesen ist. Die Koordinaten, 

die wir gewonnen haben, sprechen auch dafür. 

Diese Vermutung wird da ausgesprochen: dass Jan Werner die Zschäpe und Mundlos 

[…] mit zurück nach Chemnitz genommen hat. Die haben gesagt, man solle doch dem 

                                                        
1371 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 10 f. 
1372 Ebd. 
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Wachmann mal Bilder von Jan Werner vorlegen, ob das möglicherweise diese Person 

gewesen ist. 

Diesen Vermerk haben wir. Wir wissen nicht – der Wachmann ist nicht noch mal ver-

nommen worden; das hat er uns in der Hauptverhandlung gesagt –, wir können auch 

aus den bekannten Aktenrückhalten nicht feststellen, was danach in Thüringen mit 

dieser Information passiert ist.“1373  

Das LfV Sachsen habe sich auf in der G10-Maßnahme aufgelaufene Telefonate zwi-

schen Jan W. und einer Frau berufen, bei der es sich um eine derjenigen Personen handeln 

könnte, die der Wachmann bemerkt hatte. Das LfV Sachsen habe jedoch, anschließend an den 

damaligen Verdacht, der Aktenlage nach zu urteilen nichts weiter unternommen, um den 

Hinweis abzuklären.1374 Auch im Zuge eines Ermittlungsersuchens während des NSU-

Prozesses habe das LfV Sachsen die damaligen Vorgänge nicht erhellen können: 

„Dann gab es noch mal ein gerichtliches Ermittlungsersuchen, vom OLG, was dazu 

geführt hat, dass das BKA noch mal in Sachsen nachgefragt hat. Daraufhin hat 

Gordian Meyer-Plath in einem Schreiben mitgeteilt […]: Ja, leider seien die – – der 

Aktenrückhalt zu dieser G-10-Maßnahme von damals vernichtet. Das sei alles im 

Rahmen der normalen Vernichtungsfristen passiert. Allerdings habe man noch verein-

zelte Gesprächsprotokolle von damals oder SMS. 

Das ist halt der Punkt, der nicht nachvollziehbar ist. Er hat dann eine SMS – oder: 

Gesprächsprotokoll […] – vom 07.05. zwischen Werner und einer anderen Person 

auch direkt vorgelegt, die aber nicht das betraf, was das BKA wissen wollte. Das BKA 

wollte wissen: Wer ist die Frau, mit der Werner am 07.05. telefoniert hat? Es geht aus 

diesem Vermerk vom LfV Sachsen nicht hervor: Wann sind diese TKÜs vernichtet 

worden? Vor allem: Warum sind nicht alle vernichtet worden?“1375 

 

(h)  E r g e bn i s s e  ( I I I ) :  D a s  „ B ö hn h ar d t - F o t o“  

Die folgenreichste Feststellung während der konzertierten Maßnahmen in Chemnitz im Mai 

2000 war die Beobachtung eines unbekannten Mannes am Abend des 6. Mai 2000, der in Be-
                                                        
1373 1. UA, Protokoll Antonia v.d. Behrens v. 05.11.2018, S. 20. 
1374 Ebd., S. 20 f. 
1375 Ebd., S. 21. 
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gleitung von Kai S. am Wohnhaus seiner damaligen Partnerin und eigentlichen Zielperson 

Mandy S. erschienen ist.1376 Dieser Mann wies, wie Fotoaufnahmen des LfV Thüringen zei-

gen,1377 eine erhebliche Ähnlichkeit mit Böhnhardt auf. Der Zeuge Wießner gab dazu an: 

„Zeuge Norbert Wießner: […] Diese Aufnahme wurde sofort gefertigt, den Quellen 

vorgelegt. Die Quellen haben gesagt: Oh! Das ist Böhnhardt!“1378 

Auf Befragen, was mit dem Foto weiter geschah, sagte der Zeuge: „Das Bild ist ge-

nommen worden, zum Präsidenten – fort war es. Fort war es!“1379 Nach Aktenlage informierte 

das LfV Thüringen das LKA Thüringen mit Schreiben vom 15. Mai 2000 förmlich über die 

zurückliegende Beobachtung einer Person, bei der es sich um Böhnhardt handeln könnte, wo-

bei es aber dem LfV Thüringen nicht gelungen sei, die Identität des abgebildeten Mannes zu 

klären. Das Schreiben nimmt Bezug auf ein in dem Zusammenhang bereits am 10. Mai 2000 

geführtes Gespräch, das dem 1. UA nicht bekannt ist. Nach der Übermittlung an das LKA 

Thüringen sei, wie der Zeuge Kämmerer erläuterte, dort versucht worden, die abgebildete 

Person zu identifizieren: 

„Zeuge Jan-Erik Kämmerer: […] Fakt war, dass wir ungefähr, ich sage mal, eine Wo-

che, vierzehn Tage nach dem Datum der Aufnahmen die Bildmaterialien zur Verfü-

gung gestellt bekommen haben von den Observationskräften, diese selber erst noch 

mal bewertet haben, versucht, bei uns im Haus eine Gegenüberstellung mit dem vor-

handenen Bildmaterial durch unseren Techniker machen zu lassen; das ist so ein Vi-

deobearbeiter, der das bei uns macht. 

Er sagte: Das muss konkret bearbeitet werden. Das kann nur das BKA.“1380 

Das LKA Thüringen übermittelte das Fotomaterial mit Schreiben vom 30. Mai 2000 

an das BKA mit der Bitte, zu prüfen und festzustellen, ob es sich bei der abgebildeten Person 

um Böhnhardt handelt. Mit Schreiben vom 23. Juni 2000 teilte das BKA die Ergebnisse mit, 

wonach ein allgemeiner Vergleich darauf hindeute, dass es sich bei der abgebildeten Person 

und bei Böhnhardt „um ein und dieselbe Person handelt.“ Einschränkend wurde angegeben, 

durch die niedere Qualität des Bildmaterials, das individuelle anatomische Merkmale nur be-

                                                        
1376 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 134. 
1377 D.i. ADS 752. 
1378 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 5. Im weiteren Befragungsverlauf behauptete der Zeuge 
zu der Frage, wie das Foto bewertet wurde, dagegen: „Also, die Quellen waren total 50/50.“ Ebd., S. 16. 
1379 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 5. 
1380 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 19. 
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grenzt erkennen lasse, sei „lediglich eine tendenzielle Aussage“ möglich.1381 Wie der Zeuge 

Kämmerer weiter ausführte, sei nach der Mitteilung durch das BKA davon auszugehen gewe-

sen, „dass es mit Wahrscheinlichkeit sich um Böhnhardt handelt, um ein und dieselbe Per-

son“, wenn auch nicht mit hundertprozentiger Sicherheit.1382 Dies sei für das Zielfahndungs-

kommando ein Grund gewesen, „die Richtung nach Chemnitz“ mithilfe künftiger Maßnah-

men weiter zu berücksichtigen.1383 Der Zeuge Wunderlich gab gar an, das Foto sei „konkret“ 

ein Hinweis gewesen, „wo natürlich auch wieder Chemnitz eine Rolle spielte“.1384 Da die 

zugrundeliegende Beobachtung aber nicht zeitnah, sondern nur mit erheblicher Verzögerung 

bekannt wurde, sei es, da „ein Umzug also maximal vielleicht in drei, vier Tagen beendet ist“, 

jedoch nicht mehr möglich gewesen, unmittelbar eine weitere Observationsmaßnahme anzu-

setzen, um die Identität des beobachteten Mannes zu klären.1385 

Das vermeintliche „Böhnhardt-Foto“ wurde damals auch dem LKA Sachsen bekannt, 

wie der Zeuge Traut angab, wobei in Sachsen aber eine abweichende Annahme darüber be-

kannt war, wie wahrscheinlich es ist, ob tatsächlich der Flüchtige zu erkennen ist: 

„Kerstin Köditz, DIE LINKE: […] Haben Sie von diesem Umstand damals erfahren? 

Zeuge Jürgen Traut: Ja, und zwar weiß ich das heute noch so, dass nicht feststand, 

wer diese Person war. 

Kerstin Köditz, DIE LINKE: Welche Wahrscheinlichkeit wurde Ihnen damals mit- 

geteilt? 

Zeuge Jürgen Traut: Ich habe das aus dem Kenntnisstand heraus, dass es zur Untersu-

chung war und dass es sein kann, er ist es, oder halt eben auch nicht sein kann.“1386 

Dagegen steht nicht fest, ob bzw. zu welchem Zeitpunkt das LfV Sachsen informiert 

wurde. Der Zeuge Dr. Vahrenhold gab dazu im früheren 3. UA an, dass der maßgebliche Ob-

servationsbericht des LfV Thüringen vom 9. Mai 2000, aus dem sich der Sachverhalt ergibt, 

dem LfV Sachsen nicht vorliege.1387 Man habe von der damaligen Beobachtung des unbe-

kannten Mannes erst nach Enttarnung des NSU erfahren. Das gelte auch für weitere Details 
                                                        
1381 AbschlBer UA-BT I, S. 353 ff. 
1382 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 19. 
1383 Ebd., S. 4. 
1384 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 14. 
1385 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 50. 
1386 3. UA, Protokoll Jürgen Traut v. 21.10.2013, S. 42. 
1387 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 10. 
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der Observation des LfV Thüringen, etwa die Tatsache, dass sie endete, nachdem eine Poli-

zeistreife am Wohnobjekt der Zielperson erschien.1388 Auch der Zeuge Lange gab an, das LfV 

Sachsen habe „zeitnah zumindest keine Informationen bekommen, dass so ein Vorgang über-

haupt stattgefunden hat.“1389 Er selbst habe damals, der eigenen Erinnerung nach, das „Böhn-

hardt-Foto“ nicht zur Kenntnis bekommen.1390 Im Zuge einer neuerlichen Befragung gab der-

selbe Zeuge allerdings an, das Foto sei dem LfV Sachsen im Juli 2000 – d.h. nach der Begut-

achtung durch das BKA – durchaus bekannt geworden.1391 Dies deckt sich auch mit der wei-

teren Entwicklung operativer Maßnahmen im Fall „Terzett“ (siehe unten). 

 

II.1.6.6 E xk u r s :  M ö gl i ch e  „ K u  Kl u x  K l a n“ - B e z ü g e  im  F a l l ko mp l e x  

In der Anlaufphase des Falles „Terzett“ des LfV Sachsen entstand am 7. März 2000 eine Auf-

listung von Kontaktpersonen der ursprünglichen Zielperson Andreas G. Diese Auflistung um-

fasste 22 Personen, überwiegend Anhängerinnen und Anhänger der Neonaziszene in Chem-

nitz. Auf der Liste findet sich aber auch – als einzige nicht aus Sachsen stammende Person – 

Achim S. aus Baden-Württemberg.1392 Nach welchen Kriterien die Personenliste zusammen-

gestellt wurde, kann aus heutiger Sicht das LfV Sachsen „nicht mehr nachvollziehen“.1393 

 

(a) A c h im  S .  u nd  d i e  Gr u p p i e r u n g  E W K KK K  

Mit der Person Achim S. befassten sich mehrere parlamentarische Untersuchungsausschüsse 

zum NSU-Komplex. Dem liegt zugrunde, dass S. eine Gruppierung des „Ku Klux Klan“ von 

Schwäbisch Hall aus aufbaute und anführte. Zunächst gehörte er ab 1998 den „International 

Knights of the Ku Klux Klan“ (IK KKK) an.1394 Am 1. Oktober 2000 gründete er die „Euro-

pean White Knights of the Ku-Klux-Klan – Realm of Germany“ (EWK KKK) mit bis zu 20 

Mitgliedern. Achim S., ausgestattet mit dem Phantasietitel „Grand Dragon“, leitete fortan die-

se Gruppe, die bis mindestens Ende 2003 bestanden haben soll.1395 In einer Selbstbeschrei-

                                                        
1388 Ebd. 
1389 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 11. 
1390 Ebd., S. 6. 
1391 Ebd., S. 5. 
1392 AbwBer 3. UA, S. 69 f. 
1393 AbschlBer UA-BaWü I, S. 64. 
1394 AbschlBer UA-BT I, S. 186. 
1395 Ebd., S. 182, 187. 
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bung, die auf einer Website der EWK KKK veröffentlicht wurde, hieß es seinerzeit in eindeu-

tig rassistischer Diktion: 

„Die European White Knights verstehen sich als patriotischer, weißer, brüderlicher 

Geheimbund und ‚CHRISTLICHER‘ Orden, den Werten des weißen Abendlandes ver-

pflichtet […]. Das Hauptaugenmerk unserer Bemühungen liegt zwar auf der Erhal-

tung der weißen Rasse in einem weißen Europa, dennoch stehen wir selbstverständlich 

auch patriotisch zu unserem jeweiligen Vaterland. […] 

Trotz des Festhaltens an nationaler Identität und berechtigter nationaler Interessen 

verstehen wir uns aufgrund unserer gemeinsamen Hautfarbe und gemeinsamer Ge-

schichte als Teil der übergeordneten Kulturgemeinschaft der weißen Rasse und des 

christlichen Europas.“1396 

Unter den Mitgliedern der EWK KKK befanden sich mindestens zwei Polizeibeamte, 

einige weitere sollen nach Angaben von Achim S. im Kontakt mit der Gruppe gestanden bzw. 

Interesse an einer Mitgliedschaft bekundet haben. Bei einem der Vollmitglieder handelte 

es sich um Timo H., einen späteren Kollegen der am 25. April 2007 in Heilbronn ermordeten 

Polizistin Michèle Kiesewetter. Am Tattag war H. der für sie verantwortliche Gruppen- 

führer.1397 

 

(b) K l a n - B e z üg e  n a ch  S a ch s e n  

Die Gruppierung EWK KKK war nicht bloß in Baden-Württemberg aktiv. Unter den Mitglie-

dern befand sich mit René H. ein aus Eisenach stammender Mann, der, wie eine Reihe mut-

maßlicher NSU-UnterstützerInnen, auch bei „Blood & Honour“ aktiv war.1398 Ebenfalls Mit-

glied war der später in Leipzig wohnhafte Thomas R., der innerhalb der Gruppe für die An-

werbung von Mitgliedern zuständig war und als V-Mann „Corelli“ dem BfV über KKK-

Aktivitäten berichtete.1399 Er war namentlich und unter Angabe einer Postfachadresse auf 

Mundlos‘ sogenannter Garagenliste verzeichnet, die am 26. Januar 1998 aufgefunden wur-

de.1400 Die o.g. Website der EWK KKK umfasste zeitweise einen Bereich, in der Kontakt-

                                                        
1396 Zit. n.: http://web.archive.org/web/20031213181044/http://germany.europeanwhiteknights.org:80/index.htm. 
1397 AbschlBer UA-BT I, S. 180, 184 f., 656, 1049. 
1398 Ebd., S. 184. 
1399 Ebd., S. 182, 184, 188. 
1400 AbschlBer UA-BaWü I, S. 904. 
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möglichkeiten per E-Mail angegeben wurden, darunter auch eine mit der Bezeichnung „Sach-

sen“ hinterlegte Adresse. Soweit bekannt, gehörte der Gruppierung mindestens eine Person 

mit damaligem Wohnsitz im Freistaat Sachsen mitgliedschaftlich an;1401 es handelte sich um 

Martin E., der als besonders radikal gegolten und sich für den bewaffneten Arm der B & H-

Bewegung, „Combat 18“, interessiert haben soll.1402 Was sächsische Personen und Aktivitä-

ten im Zusammenhang mit den EWK KKK betrifft, wurden dem 1. UA im Übrigen keine 

Hinweise auf direkte Verbindungen zum NSU oder dessen Umfeld bekannt. Fest steht ledig-

lich, dass seitens Szeneangehöriger im Raum Chemnitz – darunter auch Personen, die mit 

dem „Trio“ bekannt waren – in den 1990er Jahren ausgeprägte Kontakte nach Baden-

Württemberg bestanden. Einer der dortigen Kontaktpersonen war Achim S.1403 

Abgesehen von dessen Gruppierung EWK KKK entstanden in der Bundesrepublik 

wiederholt Gruppierungen, die sich namentlich auf den KKK beziehen, deren rassistische und 

antisemitische Ideologie teilen und deren Praktiken – beispielsweise das ‚rituelle‘ Abbrennen 

von Kreuzen – imitieren. Im neonazistischen Schrifttum ist das Thema allgemein präsent. So 

bezogen sich beispielsweise die 2001 durch den Sächsischen Staatsminister des Innern verbo-

tenen „Skinheads Sächsische Schweiz“ (SSS), wie in der Verbotsverfügung ausgeführt wird, 

auch auf den KKK. Dieser wurde demnach als eine „geniale Organisation“ gewürdigt.1404 

KKK-artige Aktivitäten betreffen auch den Fallkomplex NSU: Zumindest Zschäpe und Böhn-

hardt beteiligten sich im Sommer 1995 an einer Kreuzverbrennung in einem Waldstück in 

Oßmaritz bei Jena. Dazu wurden wenig später bei einer in anderer Sache durchgeführten 

Hausdurchsuchung bei Zschäpe Fotos aufgefunden, woraufhin sie als Zeugin erklärte, diese 

Fotos, die auch verschiedene Personen beim Darbieten des Hitlergrußes zeigen, selbst aufge-

nommen zu haben.1405 Auf der sogenannten NSU -CD, von der ein Exemplar in Sachsen auf-

gefunden wurde (→ KAP. II.1.10.8), befinden sich einzelne KKK-Propagandagrafiken.1406 

Der spätere V-Mann „Piatto“ des LfV Brandenburg Carsten Szczepanski, dem im Jahr 

1998 eine Schlüsselrolle bei der Beschaffung von Informationen zum möglichen Verbleib des 

„Trios“ in Sachsen zukam, hatte sich bereits im Jahr 1991 an KKK-Aktivitäten im Raum Ber-

lin beteiligt. In dem Zusammenhang führte der GBA ein Ermittlungsverfahren gegen ihn und 

weitere Personen wegen des Verdachts der Gründung und Mitgliedschaft in einer terroristi-
                                                        
1401 AbwBer 3. UA, S. 70. 
1402 ADS 260, Ordner 6, Bl. 444. 
1403 AbschlBer UA-BaWü I, S. 904. 
1404 ADS 37, Ordner 300, Bl. 15. 
1405 AbschlBer UA-BT I, S. 183. 
1406 D.i. ADS 208, Ordner 14, Anl. CD. 
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schen Vereinigung nach § 129a StGB, das schließlich mangels hinreichenden Tatverdachts 

eingestellt wurde. In einer durch Szczepanski angemieteten Wohnung in Berlin wurden Ende 

1991 neben Materialien zum KKK auch chemische Substanzen und vier Rohrbombenkörper 

aufgefunden.1407 Einer der V-Mann-Führer „Piattos“, Gordian Meyer-Plath, gab als Zeuge im 

1. UA gleichwohl an, Ermittlungen gegen Szczepanski wegen Terrorismusverdachts seien ihm 

nicht bekannt: 

„Kerstin Köditz, DIE LINKE: Ist Ihnen bekannt, wie oft Szczepanski Beschuldigter in 

Ermittlungsverfahren wegen Bildung oder Mitgliedschaft in einer terroristischen Ver-

einigung war? 

Zeuge Gordian Meyer-Plath: Hier, glaube ich, in keinem. Ich weiß, er war in einer 

Vielzahl von Ermittlungsverfahren. Aber terroristische Vereinigung? 

Kerstin Köditz, DIE LINKE: Ist Ihnen nichts bekannt? 

Zeuge Gordian Meyer-Plath: Müssten Sie mir helfen.“1408 

Nicht zuletzt – dies erläuterte die Fachjournalistin Andrea Röpke als sachverständige 

Zeugin im früheren 3. UA – lehnten sich im Freistaat Sachsen aktive Strukturen von „Blood 

& Honour“, wo mehrere mutmaßliche NSU-Unterstützer organisiert waren, teilweise an den 

KKK an.1409 Die im Jahr 2000 erschienene zweite Ausgabe der Szenezeitschrift „White Sup-

remacy“ – faktisch das Organ der früheren B & H-Sektion Sachsen – hinterlegte das Vorwort 

mit einer Klan-Figur. Auf Seite 6 dieses Heftes wurde ein Bericht zu einem Rechtsrockkon-

zert im Oktober 1999 in den USA abgedruckt, bei dem der Autor verschiedene Klan-Bezüge 

erwähnt („lustig anzuschauen“). Als Beitragsautor wurde die Bezeichnung „Wüste“ einge-

setzt, wobei es sich um den geläufigen Spitznamen des früheren B & H-Mitglieds Michael L. 

                                                        
1407 AbschlBer UA-BT I, S. 188, 284. 
1408 Protokoll Gordian Meyer-Plath v. 11.12.2017, S. 39. Daneben gab es einen zweiten Fall: Aus einem Ver-
merk des LKA Berlin vom 14. Juni 2000, der bereits dem 3. UA vorlag, ergibt sich, dass zu jener Zeit aufgrund 
von Ermittlungen, die u.a. zum Auffinden einer funktionstüchtigen Rohrbombe und Material zum Bau weiterer 
Bomben bei dem – zuvor in Sachsen aufhältigen – Nick G. führten, der Verdacht bestand, dass eine konspirative 
Kleingruppe entstanden war, die Anschläge auf politische GegnerInnen vorbereitet. Der Vermerk enthält die 
ausdrückliche Einschätzung, es bestehe – erneut – u.a. gegen Szczepanski der Verdacht, gemeinsam mit G. und 
weiteren Personen eine terroristische Vereinigung nach § 129a StGB gegründet haben. Vgl. dazu ADS 752, 
vormals: ADS 667. Der Beamte des LKA Berlin Michael Thur, der den Vermerk gefertigt hatte, bestätigte dazu 
als Zeuge im 3. UA, dass ein solcher weitgehender Verdacht tatsächlich bestanden habe und dass daher der GBA 
gebeten worden sei, die Einleitung eines entsprechenden Ermittlungsverfahrens zu prüfen. Vgl. dazu 3. UA, 
Protokoll Michael Thur v. 31.03.2013, S. 25. 
1409 3. UA, Protokoll Andrea Röpke v. 17.09.2012, S. 15. 
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handelte.1410 In der 1999 erschienenen Erstausgabe der „White Supremacy“ war ein offenbar 

nach dessen Untertauchen durch Mundlos verfasster Artikel abgedruckt worden.1411 

Klan-Bezüge waren auch feststellbar bei einer rockerartigen Struktur, die mit der 

B & H-Sektion Sachsen in Verbindung stand. So wird in Bezug auf die durch den V-Mann 

„Piatto“ am 10. Oktober 1998 am Rande eines Rechtsrock-Konzerts erlangte Information, 

Jan W. sei „immer noch auf der Suche nach Waffen für die drei flüchtigen thüringischen Ne-

onazis“,1412 im Buch Heimatschutz ausgeführt: 

„Das Konzert findet in einer Gaststätte eines Dresdner Biker-Clubs statt, der sich 

‚Klan‘ nennt, wie die V-Mann-Führer aufschreiben. Thomas Starke erklärt 

Szczepanski, dass man dort den Gig veranstaltet, weil die Polizei Angst vor den Ro-

ckern hätte. Der ‚Clan MC‘, wie die Biker sich tatsächlich nennen, ist einer der ein-

flussreichsten Clubs in Sachsen. […] Die Gang hieß 1994 noch anders, auch der alte 

Name war vom Ku-Klux-Klan inspiriert, man nannte sich ‚White Priests MC‘, so er-

klärt es der ‚Vize Oswald‘. Der [d.i. Andreas P.] ist ein alter Bekannter von Piatto. 

[…] Mit den offensichtlichen Rocker-Kontakten wäre Werner jetzt an der Quelle, um 

an Waffen zu kommen.“1413 

Der umschriebene Kontakt lässt sich anhand der TKÜ-Maßnahmen des LKA Thürin-

gen gegen Jan W. konkretisieren, die in der Annahme angeordnet worden war, er unterstütze 

das „Trio“ logistisch. Demnach wurden zahlreiche Telefonverbindungen und SMS-Wechsel 

zwischen Jan W. und der Lebenspartnerin des Andreas P. registriert.1414 Eine inhaltliche 

Auswertung dieser Kontakte wurde durch das zuständige Zielfahndungskommando des LKA 

Thüringen, soweit ersichtlich, nicht vorgenommen. 

Eine Reihe von Hinweisen auf KKK-artige Aktivitäten liegt schließlich für den Be-

reich Erzgebirge vor. In dem Zusammenhang führte der damalige Innenminister des Freistaa-

tes Sachsen Ulbig auf eine mündliche Anfrage hin im Plenum des Sächsischen Landtages aus: 

                                                        
1410 Ein Exemplar der Zeitschrift liegt hier vor. Vgl. zur Zuordnung des Pseudonyms bspw. die Angaben in 
ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 40, Bl. 88. 
1411 ADS 736, Ordner 34, entspr. SAO N 26, Bl. 62. 
1412 ADS 736, Ordner 33, entspr. SAO 664, Bl. 19141. 
1413 Stefan Aust/Dirk Laabs (2014): Heimatschutz. Der Staat und die Mordserie des NSU. München: Pantheon, 
S. 357. 
1414 Vgl. hierzu, mit den Angaben bei Aust/Laabs übereinstimmend: ADS 215, Anl. ZF 2, z.B. Bl. 166, 168, 197, 
204 f., 249, 312, 318, 472 f., 488, 500, 502, 534. 
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„In Sachsen wurden vereinzelt Treffen von Personen der rechtsextremistischen Szene 

bekannt, bei denen Holzkreuze verbrannt worden sein sollen. Beispielsweise soll im 

Sommer 1996 durch die örtliche rechtsextremistische Szene auf einem Berg in der Nä-

he von Johanngeorgenstadt ein Holzkreuz verbrannt worden sein.“1415 

Der Zeuge des 1. UA Hascheck, damals Kämmerer der Stadt Johanngeorgenstadt und 

ab 2001 Bürgermeister, gab an, eine solche Kreuzverbrennung sei ihm nicht bekannt gewor-

den.1416 Dagegen bestätigte der Journalist Jens Eumann als Sachverständiger gegenüber dem 

zweiten NSU-Untersuchungsausschuss des Deutschen Bundestags, dass diese Kreuzverbren-

nung stattfand und sich daran unter anderem auch der mutmaßliche NSU-Unterstützer 

Matthias D. beteiligt habe. Das LfV Sachsen, das den Vorfall demnach zeitnah registrierte, 

habe D. damals bereits eingeschätzt als einen „überzeugten Rechtsextremisten“, der „sehr 

gewalttätig sei und nur selten keine Waffe bei sich führe, wobei mit Waffe Butterflymesser 

und Schreckschusspistole gemeint waren.“1417 Beteiligt gewesen sein soll auch Frank S., ein 

langjähriger Bekannter des Beschuldigten Matthias D. und des verurteilten André Eminger. 

Zu Frank S. liegen Anhaltspunkte dafür vor, dass er zu einem späteren Zeitpunkt mit dem 

untergetauchten „Trio“ in Kontakt kam, die er als „Liesel“, „Max“ und „Enno“ gekannt ha-

be.1418 Im Zuge der beim BKA geführten Ermittlungen gegen Matthias D. fand auch eine 

Hausdurchsuchung in der Wohnung des als Zeuge angesehenen Frank S. in Johanngeorgen-

stadt statt1419 (→ KAP. II.6.3.2). 

Einige Beteiligte an der Kreuzverbrennung im Jahr 1996, darunter Matthias D., traten 

später als Anhänger und Mitglieder der Kameradschaft „Weiße Bruderschaft Erzgebirge“ 

(WBE) in Erscheinung, die durch André Eminger und Maik E. geführt wurde. Auch die WBE 

nahm verschiedentlich Anleihen am KKK.1420 So erschien im Jahr 2000 nach Gründung der 

Gruppe die Erstausgabe ihrer Zeitschrift „The Aryan Law & Ordner“. Sie enthält auf den Sei-

ten 8 und 9 einen Bericht über die Geschichte des US-amerikanischen KKK. Darin heißt es 

ausgehend von den ‚rituellen‘ Kreuzverbrennungen: 

                                                        
1415 PlPr 5/63, S. 6417. 
1416 1. UA, Protokoll Holger Hascheck v. 05.11.2018, S. 4. 
1417 AbschlBer BT-UA II, Anl. 93, S. 28, 75 f. 
1418 ADS 736, Ordner 13, entspr. SAO 60, Bl. 28. 
1419 ADS 736, Ordner 33, entspr. N 9, Bl. 36 ff. 
1420 3. UA, Protokoll Andrea Röpke v. 17.09.2012, S. 18. 



 305 

„Das Feuer symbolisiert außerdem die Reinheit der wundervollsten Ra..e die es je ge-

geben hat. […] Ich persönlich finde der Klan ist eine gute Sache […]. Denn er vertritt 

die Interessen unserer Ra..e und kämpft dafür.“1421 

Der Artikel wurde mit dem Buchstaben „M.“ gekennzeichnet, wobei es sich nach An-

nahme des BKA um Maik E. handeln könnte.1422 Das BKA erlangte außerdem Anhaltspunkte 

dafür, dass dessen Bruder, der verurteilte André Eminger, an KKK-artigen Aktivitäten auch 

noch nach der Auflösung der WBE beteiligt war. Dafür spricht eine bei der Durchsuchung 

seiner Wohnung aufgefundener Datenträger. Er enthält offenbar privat gefertigte Fotos, die 

eine Kreuzverbrennung im Raum Wilkau-Haßlau zeigen. Laut Zeitstempel wurden diese 

Fotos am 21. Dezember 2003 gefertigt.1423 

 

(c) M ö g l i c h e s  K en n v er h ä l tn i s  vo n  A c h i m S .  u n d  An dr e a s  G . :  

G e m e in s a m e S t r a f t a t  i m  J ah r  1 9 93 ?  

Soweit im Fall „Terzett“ des LfV Sachsen der KKK-Gründer Achim S. als Kontaktperson der 

Andreas G. angenommen wurde, stellt sich die Frage, ob damals Kenntnisse oder Annahmen 

über einen möglichen organisatorischen Zusammenhang zwischen Klan-Aktivitäten und 

mutmaßlichen UnterstützerInnen des „Trios“ in Sachsen oder auch den Flüchtigen selbst be-

standen.1424 Zu einem möglichen Kennverhältnis wurde Andreas G. bei einer Vernehmung 

durch das BKA Ende 2012 nicht gefragt.1425 Als Zeuge im NSU-Prozess am OLG München 

bestritt er am 183. Hauptverhandlungstag, Achim S. zu kennen.1426 Eine Befragung des 

Achim S. durch das BKA fand statt, wobei nach einem Kennverhältnis zu Andreas G. wiede-

rum nicht gefragt wurde.1427 

                                                        
1421 ADS 736, Ordner 32, entspr. SAO 637, Bl. 16402-16417. 
1422 Ebd., Bl. 16437-16442. 
1423 ADS 736, Ordner 34, entspr. N 21, Bl. 217 f. 
1424 AbschlBer UA-BT II, S. 957. Als die „Terzett“-Auflistung gefertigt wurde, existierte die Gruppierung EWK 
KKK allerdings noch nicht. Achim S. hing jedoch bereits den „International Knights of the Ku Klux Klan“ (IK 
KKK) an, ebenso wie beispielsweise Thomas R., d.h. der V-Mann „Corelli“ des BfV; vgl. AbschlBer UA-BT I, 
S. 1048. Andreas G. ist, soweit der 1. UA dies einschätzen kann, weder mit IK KKK, noch mit EWK KKK in 
Verbindung zu bringen. 
1425 ADS 736, Ordner 33, entspr. SAO N 6, Bl. 36-45. 
1426 Vgl. den Bericht zu diesem Verhandlungstag unter: https://www.nsu-watch.info/2015/02/protokoll-183-
verhandlungstag-5-februar-2015/. 
1427 AbschlBer UA-BT II, S. 957. 
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Als mögliche Grundlage des im Jahr 2000 behaupteten und in den zeitgenössischen 

Unterlagen des LfV Sachsen nur durch das Stichwort „Straftat“ konkretisierten Kontakts von 

Andreas G. und Achim S. verweist das baden-württembergische Innenministerium auf eine 

erkennungsdienstliche Behandlung des Achim S. durch die KPI Chemnitz, die am 20. No-

vember 1993 aufgrund einer in Chemnitz begangenen Straftat erfolgt sei, namentlich wegen 

des Verdachts des Hausfriedensbruchs und des Verwendens von Kennzeichen verfassungs-

widriger Organisationen. Auch Andreas G. soll in Verbindung mit dieser Straftat gestanden 

haben.1428 Mehr sei dazu nicht mehr nachvollziehbar, insbesondere die Tathintergründe und 

(weitere) „mögliche Mittäter […] sind nicht bekannt, da die Ermittlungsakte wegen Zeitablauf 

gelöscht wurde.“1429 Das LfV Sachsen gibt an, von dem fraglichen Vorgang im Jahr 1993 

durch ein „Schreiben des LfV Baden-Württemberg vom 18. Juli 1994“ erfahren zu haben.1430 

Es ist dabei nicht auszuschließen, dass die Informationsgrundlage des LfV Baden-

Württemberg keine polizeiliche Information war, sondern es sich um Angaben einer Quelle 

gehandelt haben könnte. Nach verschiedenen Hinweisen, die der 1. UA seinem Auftrag nach 

nicht zu untersuchen hatte, war Achim S. selbst eine Quelle des LfV Baden-Württemberg.1431 

Gegenüber dem ersten NSU-Untersuchungsausschuss des Deutschen Bundestages 

nahm Achim S. zu dem Verfahren im Jahr 1993 dahingehend schriftlich Stellung, es sei „rich-

tig, dass ich in Sachsen aktenkundig war. Hintergrund war eine Einladung nach Chemnitz, die 

damals aber nicht direkt an mich erfolgte[,] sondern an damalige Freunde, mit denen ich dann 

dorthin fuhr. Ein etwaiges Verfahren wurde damals allerdings eingestellt.“1432 Die Mitglieder 

des NSU habe er nicht gekannt, in der Zeit von 1997 bis Mitte 2000 habe es im Rahmen sei-

ner „verstärkten musikalischen Aktivitäten“ – er spielte in mehreren extrem rechten Bands – 

allenfalls flüchtige Kontakte u.a. zu Ralf M. aus Zwickau und Jan W. aus Chemnitz gegeben. 

Dies sei seine „einzige Erklärung dafür, wie ich in der Zusammenstellung möglicher Kon-

taktpersonen namentlich auftauchen konnte.“1433 Zwischenzeitlich legte Achim S. einen Teil 

einer von ihm verfassten „Autobiografie eines Rechtsextremisten“ in Buchform vor. Darin 

heißt es zu einem „Erlebnis“ in Chemnitz, das dem Kontext nach auf die Jahre 1993/94 zu 

datieren wäre: 

                                                        
1428 AbschlBer UA-BaWü I, S. 93. 
1429 ADS 736, Ordner 30, entspr. SAO 622, Bl. 9257. 
1430 AnschlBer UA-BT I, S. 184. 
1431 AbschlBer UA-BaWü I, S. 549, 555, 560 912 f. 
1432 Ebd., S. 1049. 
1433 Ebd. 
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„Die Chemnitzer hatten einen Teil einer alten Lagerhalle besetzt, so sagte man mir. 

Zumindest wurden sie vom Eigentümer geduldet. Wir wollten uns dort treffen, und uns 

mit Bier und Musik auf das Konzert am nächsten Tag einstimmen. Allerdings wurde 

das Wetter zunehmend schlechter und so kamen wir erst ehr [sic!] spät in der Nacht 

an. ‚Es ist keiner mehr da‘, bemerkte einer der Mitreisenden verdutzt. ‚Und jetzt?‘ 

‚Egal, die haben gesagt: geht einfach rein. Das passt schon‘, ordnete ein Anderer an. 

Gesagt, getan. […] Als wir festgenommen wurden, dämmerte es bereits. Ich weiß nicht 

mehr, ob Anwohner aufgrund unseres lautstarken Abstechers zur Tankstelle die Poli-

zei gerufen hatten oder ob sie darauf aufmerksam gemacht wurden, dass jemand un-

berechtigterweise in der Lagerhalle war: Wir wurden verhaftet und eine erkennungs-

dienstliche Behandlung wurde durchgeführt. Das ganze Register: Fotos, Fingerab-

drücke, Personalien und ab in die Polizeiakte. der Vorwurf lautete Hausfriedens-

bruch."1434 

Diese Schilderung könnte den o.g. Vorgang aus dem Jahr 1993 betreffen.1435 Bisher 

vertraten auch mehrere parlamentarische Untersuchungsausschüsse die Annahme, dass auf-

grund einer heute nicht mehr näher darstellbaren polizeilichen Feststellung Anfang der 1990er 

Jahre dann fast sieben Jahre später – während der Suche nach dem Trio – Achim S. als rele-

vante Kontaktperson des Andreas G. angesehen wurde.1436 Diese Version ist nach wie vor 

nicht auszuschließen und durch den 1. UA nicht zu widerlegen. Jedoch sind anhand von 

PASS-Auszügen, die Andreas G. betreffen und bis ins Jahr 1991 zurückgehende Taten umfas-

sen, Anhaltspunkte zu der fraglichen Tat ausdrücklich nicht zu erkennen.1437 

 

(d) H i n w ei s e  a u f  e in e  a n de r e  S t r a f t a t  i m  Ja h r  19 9 5  

Vielmehr ergeben sich Hinweise auf eine andere, spätere Tat, bei der Andreas G. gemeinsam 

mit weiteren Szeneangehörigen aus Chemnitz sowie auch mit Achim S. als Tatverdächtiger 

                                                        
1434 Achim Schmid: Vergessene Erinnerung. Bd. I: Bis alles in Scherben fällt. Berlin 2016: edition widerschein, 
S. 68 f. In diesem Buch behauptet der Autor u.a. auch, er sei um 1999 zum „Ehrenmitglied“ von B & H Däne-
mark ernannt worden; vgl. S. 148. Andreas G. war Mitglied der B & H-Sektion Sachsen gewesen. 
1435 Dazu passt allerdings nicht, dass nach Darstellung des Autors bei seinem Eintreffen „keiner mehr da“ gewe-
sen sei, also auch nicht etwa Andreas G. Der 1. UA kann freilich nicht die Glaubwürdigkeit des Autors einschät-
zen. 
1436 So z.B. AbschlBer UA-BT I, S. 186, sowie AbschlBer UA-BT II, S. 957. 
1437 ADS 37, Ordner 6, Bl. 56 ff. 
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erfasst wurde.1438 Demnach wurden am 21. Oktober 1995 an einer Tankstelle in Chemnitz 

drei Jugendliche, die dem Aussehen nach der Punkszene zuzurechnen waren, und mehrere 

ausländische Personen durch sechs bis sieben zunächst unbekannte TäterInnen angegriffen. 

Drei Betroffene wurden dabei geschlagen, einer erlitt nach mehrfachen Tritten mit Springer-

stiefeln verschiedene Verletzungen im Kopf- und Gesichtsbereich. Die hauptsächlich verletzte 

Person wurde während der Tat unter anderem als „rote Sau“ beschimpft.1439 Ein Geschädigter 

erkannte kurz darauf einen durch die Polizei gestoppten Kleinbus als das Fahrzeug wieder, in 

dem die TäterInnen vorgefahren waren.1440 Im Fahrzeug befanden sich zum Zeitpunkt der 

Kontrolle als Fahrer Andreas G., der den Wagen auch zuvor entliehen hatte, sowie 

Thomas E.1441 Der im weiteren Verlauf der Ermittlungen lediglich als Zeuge vernommene 

Andreas G. verweigerte jegliche Angaben zur Sache.1442 Der als Beschuldigter vernommene 

Thomas E. bestritt eine Tatbeteiligung.1443 

Anhand von Überwachungsaufnahmen der Tankstelle, die den Tatortbereich zeigen, 

konnte das Fahrzeug erkannt werden, BeamtInnen identifizierten mithilfe der Aufnahmen 

außerdem Roy K. „mit hoher Sicherheit“ als einen weiteren Tatverdächtigen.1444 Eine Ver-

nehmung des Roy K. ist nicht bei den Akten, auch aus den weiteren Ausführungen wird nicht 

ersichtlich, ob er überhaupt vernommen wurde. Dasselbe gilt für den weiteren Tatverdächti-

gen Heiko F., der durch eine ZeugIn auf einer Bildvorlage wiedererkannt wurde. Auf diese 

Weise wurde auch Achim S. als weiterer mutmaßlicher Tatbeteiligter wiedererkannt.1445 Aus 

den vorliegenden Unterlagen ergibt sich, dass Achim S. der Chemnitzer Polizei bereits durch 

eine frühere, hier nicht näher bezeichnete Straftat – womöglich also die oben genannte Tat 

aus dem Jahr 1993 – bekannt und deshalb gemeinsam mit Szeneangehörigen aus dem Raum 

Chemnitz in einer Lichtbildkartei hinterlegt worden war.1446 Auf Ersuchen der KPI Chemnitz 

wurde durch die PD Schwäbisch Hall sodann eine Beschuldigtenvernehmung mit S. durchge-

führt, der eine Tatbeteiligung bei dem Angriff an der Tankstelle aber bestritten und seinerseits 

zwei Alibizeugen, Daniel S. und Andreas W., benannt haben soll.1447 

                                                        
1438 Ebd., Bl. 59 f. 
1439 ADS 37, Ordner 160, Bl. 2, 76. 
1440 Ebd., Bl. 15. 
1441 Ebd., Bl. 12. 
1442 Ebd., Bl. 54. 
1443 Ebd., Bl. 76. 
1444 Ebd., Bl. 63. 
1445 Ebd., Bl. 37, 64. 
1446 Ebd., Bl. 44, 68. 
1447 Ebd., Bl. 42. 
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Der in Jena geborene Daniel S. gab in der weiteren Folge an, zur Tatzeit gemeinsam 

mit Achim S. auf dem Weg zu einer Szeneveranstaltung an einem Ort außerhalb Sachsens 

gewesen zu sein. Grundsätzlich bestätigte er, dass Achim S. über Kontakte nach Chemnitz 

verfüge und beabsichtige, dort künftig ein Konzert zu besuchen.1448 Der ebenfalls als Zeuge 

befragte W. machte vergleichbare Angaben. Im Hinblick auf Verbindungen des Achim S. nach 

Chemnitz fügte er an, bereits vor etwa drei Jahren – womöglich also 1993 – einmal mit 

Achim S. anlässlich eines Skinhead-Konzerts in Chemnitz gewesen zu sein.1449 Die Verneh-

mungen mit Daniel S. und Andreas W. befinden sich im Übrigen vollständig bei den Akten – 

das Vernehmungsprotokoll zu Achim S. fehlt hingegen. 

Das bei der Staatsanwaltschaft Chemnitz wegen des Verdachts einer gefährlichen 

Körperverletzung nach § 224 StGB geführte Ermittlungsverfahren zum zugrundeliegenden 

Sachverhalt wurde gemäß § 170 Absatz 2 StPO eingestellt. Insoweit steht auch in diesem Fal-

le nicht mit hinreichender Sicherheit fest, dass Achim S. und Andreas G. Mittäter waren oder 

sich überhaupt kannten. Jedoch ist der Fall aus dem Jahr 1995 grundsätzlich recherchierbar. 

Sollten im Jahr 2000 sogar zwei Fälle – aus 1993 und aus 1995 – recherchierbar gewesen sein, 

in denen mindestens ein Tatverdacht gegen Andreas G. und Achim S. vorlag, plausibilisiert 

dies das im Jahr 2000 im Fall „Terzett“ angenommene Kennverhältnis ganz erheblich. Dafür, 

dass die Annahme, beide würden sich kennen, sich auch oder sogar vorrangig auf den Fall aus 

dem Jahr 1995 bezogen haben muss, spricht insbesondere, dass in der Auflistung mutmaßli-

cher Kontaktperson des Andreas G. ebenfalls die o.g. weiteren Verdächtigen Thomas E. und 

Roy K. aufgelistet und ihrerseits, genau wie Achim S.,1450 mit dem Stichwort „Straftat“ verse-

hen wurden. 

Anders, als es das LfV Sachsen heute behauptet, ist die Zusammenstellung der Kon-

taktliste damit durchaus noch plausibel nachvollziehbar. Gemäß eigenen Angaben in einer 

Zeugenvernehmung beim BKA ist Thomas E. dem „Trio“ begegnet.1451 

 

  

                                                        
1448 Ebd., Bl. 41. 
1449 Ebd., Bl. 46. 
1450 AbwBer 3. UA, S. 69 f. 
1451 ADS 736, Ordner 28, entspr. SAO 611, Bl. 5583. 
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II.1.6.7 F o lg e m aß n ah m e n  i m  S o mm er  d e s  J a h r e s  20  0  0

Nach der Öffentlichkeitsfahndung und den begleitenden Observationen setzten sowohl das 

thüringische Zielfahndungskommando als auch das LfV Sachsen mit Maßnahmen nach, um 

dem Verdacht weiter nachzugehen, dass Personen im Raum Chemnitz in Kontakt mit den 

Flüchtigen stehen könnten oder sich Böhnhardt hier sogar selbst aufhält. 

(a) T K Ü - M a ß n  a  h m e  g  e  g e  n  M a n  d y  S .  u  n d  K a  i  S .

Bis zum 15. Mai 2000 war Mandy S. eine der Betroffenen der erst kurz zuvor begonnenen 

G10-Maßnahme „Terzett“ des LfV Sachsen. Sie wurde nach diesem Tag nicht mehr durch das 

LfV Sachsen abgehört, vielmehr wurde auf Veranlassung des Zielfahndungskommandos des 

LKA Thüringen eine TKÜ-Maßnahme gegen sie geschaltet.1452 Zu den Gründen dieses 

Wechsels führte der Zeuge Boos aus:  

„Zeuge Reinhard Boos: […] Also die ist übergeben worden vom LfV Sachsen an das 

LKA Thüringen, sodass Mandy S. ab diesem Zeitpunkt […] im Zentrum des Interesses 

der Thüringischen Behörden stand. Dem liegt folgender Sachverhalt zugrunde: Das 

LfV Thüringen hat während der Observation der Mandy S. am 6. Mai 2000 – also be-

gleitend zur Öffentlichkeitsfahndung – eine Kontaktperson festgestellt, die Böhnhardt 

ähnlich sah […], sodass man den Hinweis hatte, dass die Mandy S. – ihr Lebensge-

fährte Kontakt zu Böhnhardt gehabt haben könnte.“1453 

Dazu ist anzumerken, dass bereits im Ergebnis der Besprechung vom 26. April 2000 

die Absicht des LKA Thüringen bestanden hatte, in Absprache mit dem LfV Sachsen eine 

TKÜ-Maßnahme gegen Mandy S. zu veranlassen.1454 Offenbar war das spätere „Böhnhardt-

Foto“ ein geeigneter Anlass für diese bereits vorher bestehende Absicht. So regte das thürin-

gische Zielfahndungskommando mit Schreiben vom 15. Mai 2000 – am selben Tag war das 

LKA Thüringen über die zugrundeliegende Beobachtung offiziell unterrichtet worden – an, 

eine TKÜ-Maßnahme gegen Mandy S. und ihren damaligen Lebenspartner Kai S. zu schalten. 

Zur Begründung wurde ausgeführt, Böhnhardt sei an der Wohnanschrift der Mandy S. und im 

Auto des Kai S. gesehen und fotografiert worden. Das Amtsgericht Gera beschloss daraufhin 

1452 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 10. 
1453 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 12. 
1454 ADS 43, Ordner 40, Teil 4, Bl. 3. 
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– ein Antrag durch die zuständige Staatsanwaltschaft ist nicht bei den Akten – die Überwa-

chung und Aufzeichnung des Fernmeldeverkehrs der Mobilfunkanschlüsse beider Personen 

für die Dauer von einem Monat an. Zur Begründung wurde angegeben, bei den betroffenen 

AnschlussinhaberInnen handle es sich „um Personen, bei welchen aufgrund der polizeilichen 

Ermittlungen der Verdacht besteht[,] daß sie Kontakt haben zu dem untergetauchten Beschul-

digten Uwe Bönhardt.“ Die Überwachung der beiden Anschlüsse dauerte an bis zum 19. Juni 

2000.1455 

 

(b) T K Ü - M a ßn a hm e g e ge n  W i l ly  B .  

Das thüringische Zielfahndungskommando regte mit einem Vermerk vom 15. Mai 2000 – als 

das LKA Thüringen offiziell über das „Böhnhardt-Foto“ informiert worden ist – an, rückwir-

kend die Verbindungsdaten einer Telefonzelle in Chemnitz einzuholen, die Kai S. am späten 

Vormittag des 6. Mai 2000 genutzt hatte, wobei ein Zusammenhang mit der „Feststellung des 

vermeintlichen Böhnhardt“ einige Stunden später zu vermuten sei. Diese Angaben konnten 

sich nur auf den Observationsbericht des LfV Thüringen stützen. Die erbetene Auskunft zu 

der genutzten Telefonzelle ist bei den Akten nicht aufzufinden, wurde aber mutmaßlich ein-

geholt. Dies ergibt sich aus einer Anregung des thüringischen Zielfahndungskommandos vom 

10. Juli 2000, eine TKÜ-Maßnahme gegen den in Frankenberg wohnhaften Willy B. zu schal-

ten. In dem zugrundeliegenden Vermerk wurde ausgeführt, die Auswertung der Observations- 

und Verbindungsdaten einer Telefonzelle in Chemnitz habe ergeben, dass Kai S. dort am 6. 

Mai 2000 einen Anschluss angewählt habe, der Willy B. gehöre. Kurz danach sei jener unbe-

kannte Mann an der Wohnanschrift des S. erschienen, bei dem es sich vermutlich um Böhn-

hardt gehandelt habe. 1456 

Das AG Jena beschloss am 12. Juli 2000 die Überwachung und Aufzeichnung des 

Fernmeldeverkehrs des von Willy B. genutzten Telefonanschlusses für die Dauer von einem 

Monat. Zur Begründung wurde angegeben, es sei infolge der Ermittlungen des LKA Thürin-

gen davon auszugehen, dass zwischen dem Gesuchten Böhnhardt und Kai S. eine „engere 

Verbindung“ besteht. Dafür spreche, dass Kai S. von einer Telefonzelle aus den Willy B. an-

gerufen habe, obwohl Kai S. und auch seine Lebensgefährtin Mandy S. über Handys verfügen. 

Den Ermittlungen des LKA Thüringen zufolge werde der Anschluss von Willy B. „dazu be-

                                                        
1455 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 100 f. 
1456 Ebd., Bl. 112.. 
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nutzt, Informationen an den Gesuchten Böhnhardt weiterzugeben.“1457 Nach der TKÜ-

Schaltung bemerkten die BeamtInnen, dass sich am Anschluss des Willy B. nicht der An-

schlussinhaber, sondern vielmehr ein gewisser „Falko“ meldet.1458 Soweit dies ersichtlich ist, 

wurde nicht aufgeklärt, um wen es sich handelt und in welchem Verhältnis er zu Kai S. steht. 

Es war von vornherein nicht ausgeschlossen, dass ein Kontakt gar nicht besteht, sondern sich 

Kai S. bei der Benutzung der Telefonzelle verwählt oder auch ein Anliegen verfolgt haben 

könnte, das mit den Flüchtigen nichts zu tun hat. 

Die Überwachung des Anschlusses wurde zunächst bis zum 12. August 2000 aufrecht-

erhalten. Am 21. September 2000 beschloss das AG Jena erneut die Überwachung und Auf-

zeichnung des Fernmeldeverkehrs des von Willy B. genutzten Mobilfunkanschlusses bis zum 

Ablauf des 1. Oktober 2000. Zur Begründung wurde angegeben, nach den Ermittlungen des 

LKA Thüringen sei der Anschlussinhaber der rechten Szene zuzuordnen, habe enge Bezüge 

zu dem gesuchten Böhnhardt und stehe mit Kai S. in Kontakt, der dem „engeren Bekannten-

kreis“ des Gesuchten zuzurechnen sei. Es ist nicht erkennbar, auf welche angeblichen Ermitt-

lungsergebnisse sich diese Behauptungen zu stützen vermochten. Dem 1. UA wurden keine 

Anhaltspunkte dafür bekannt, dass der Überwachte tatsächlich der rechten Szene angehörte. 

Die erneute Überwachung des Willy B. wurde bis zum 28. September 2000 aufrechterhalten 

und demnach vorzeitig beendet.1459 

 

(c) „ T er z e t t “ - O b s er va t io n en  7  b i s  10  

Ab Juni 2000 wurde im Fall „Terzett“ des LfV in eher loser Folge eine weitere Staffel von 

Observationen durchgeführt. Dabei handelte es sich um folgende Maßnahmen: 

§ O b s e r v a t i o n  „ T er z e t t  8 “  vom 2. bis 4. Juni 2000. Bei der Zielperson handelte 

es sich um Jan W. Dessen Beobachtung sollte dazu dienen, eine mögliche Kontaktauf-

nahme mit den Flüchtigen während eines erneuten Aufenthaltes in Berlin festzustel-

len.1460 Demnach wurde angeknüpft an die im Mai 2000 erlangten Hinweise, wonach 

sich die Flüchtigen und W. zeitgleich in Berlin aufgehalten haben oder dort gar begeg-

net sein könnten. 

                                                        
1457 Ebd., Bl. 114. 
1458 Ebd., Bl. 115. 
1459 Ebd., Bl. 117. 
1460 AbwBer 3. UA, Kap. II.3.1.b, S. 68. 
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§ O b s e r v a t i o n  „T e r z e t t  9 “  vom 12. bis 14. Juli 2000. Bei der Zielperson handelte 

es sich um Kai S. in Chemnitz, anknüpfend an die Vermutung, dass er im Mai 2000 

dem gesuchten Böhnhardt begegnet sein könnte.1461 Berücksichtigt wurde auch seine 

damalige Lebensgefährtin Mandy S. Wie der Zeuge Dr. Vahrenhold ausführte, habe 

das LfV Thüringen am 7. Juli 2000 um die Durchführung dieser Observation gebeten 

gehabt. Bei der Umsetzung sei das LfV Sachsen sodann auch durch Kräfte des LfV 

Thüringen unterstützt worden.1462 

§ O b s e r v a t i o n  „ T er z e t t  1 0 “  am 22. Juli 2000 in Chemnitz. Es wurden wiederum 

in „enger Abstimmung mit dem LfV Thüringen“ Kai S. und Mandy S. beobachtet.1463 

 Keine dieser Maßnahmen erbrachte Hinweise zum Verbleib der Flüchtigen. Das gilt 

offenbar auch für weitere nachrichtendienstliche Maßnahmen des LfV Sachsen, die in einem 

anderen Zusammenhang und außerhalb des Falles „Terzett“ durchgeführt wurden. Wie der 

Zeuge Dr. Vahrenhold anführte, sei etwa am 24. September 2000 bei einer Observation mit 

der Fallbezeichnung „A Capella“ erneut Jan W. beobachtet worden.1464 

 

(d) L a n g z e i t o b s e r v a t i o n  „T er z e t t  11 “  

Das LfV Thüringen hatte sich mit Schreiben vom 7. Juli 2000 an das LfV Sachsen gewandt 

und mitgeteilt, es bestehe der begründete Verdacht, dass Kai S., der Lebensgefährte der 

Mandy S., Kontakte zu Böhnhardt unterhält. Das thüringische Amt habe sich damit, wie der 

Zeuge Dr. Vahrenhold angab, bezogen auf Fotografien, die am 6. Mai 2000 entstanden wa-

ren.1465 Spätestens damit wurde dem LfV Sachsen bekannt, dass zurückliegend möglicher-

weise einer der Flüchtigen gesichtet wurde. Im Sachzusammenhang plante und realisierte das 

LfV Sachsen kurzfristig die o.g. Observationen „Terzett 9“ und „Terzett 10“. Darüber hinaus 

bereitete das LfV Sachsen die Anmietung einer Konspirativen Wohnung im Bereich der 

Bernhardstraße 11 in Chemnitz vor, wo Mandy S. wohnhaft war und bei der sich Kai S. re-

gelmäßig aufhielt. Mithilfe der Konspirativen Wohnung sollten das Wohnhaus der Mandy S. 

                                                        
1461 Ebd. 
1462 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 10. 
1463 Ebd. 
1464 Ebd., S. 11. 
1465 Ebd. 
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und eine nahegelegene, durch Kai S. genutzte Garage beobachtet werden.1466 Im Unterschied 

zu den bisherigen Maßnahmen im Fallkomplex sollte es sich bei „Terzett 11“ um eine Obser-

vation mithilfe einer Kameraanlage handeln. Im LfV-eigenen Auftrag zu dieser sogenannten 

Langzeitobservation wurde zur Begründung vermerkt:  

„Ziel der Maßnahme ist es, die Gesuchten zu finden. Die Flüchtigen sollen von Ange-

hörigen der rechtsextremistischen Szene in Sachsen im Raum Chemnitz unterstützt 

worden sein bzw. werden. Ausgangspunkt der anstehenden Maßnahme ist ein erneuter 

Hinweis auf den Verbleib mindestens eines Gesuchten in Chemnitz.“1467 

Die weitere Umsetzung, die durch den Präsidenten des LfV Sachsen angeordnet wur-

de,1468 beschrieb der Zeuge Dr. Vahrenhold wie folgt: 

„Zeuge Dr. Olaf Vahrenhold: […] Durchgehende Videodokumentation aus einer KW. 

Hier soll die Frequentierung dieses Wohnobjekts und der Anlaufstelle der Zielperson 

dokumentiert werden. Von besonderem Interesse dabei ist das mögliche Aufsuchen der 

Objekte durch die Gesuchten bzw. Anhaltspunkte für Kontakte zu diesen. Bei Erkennen 

der Gesuchten soll eine Regelmäßigkeit, Besonderheit der Kontaktierung festgestellt 

werden, um im Fall der Identifizierung eine effektive Abgabe an die Polizei zu ermög-

lichen.“1469 

Am 15. September 2000 fand eine telefonische Besprechung zwischen dem LfV Sach-

sen und dem thüringischen Zielfahndungskommando statt. Dabei gab das LfV Sachsen die 

vorgesehene Maßnahme bekannt. Nach Darstellung des Zeugen Boos sei dies angesprochen 

worden, um berücksichtigen zu können, „ob polizeitaktische Gründe der Zielfahndung gegen 

eine solche Maßnahme des LfV sprechen, was offensichtlich nicht der Fall war.“1470 Die Kon-

spirative Wohnung wurde hernach im Zeitraum vom 29. September bis zum 15. Oktober so-

wie vom 21. bis 25. Oktober 2000 genutzt. Bis dahin blieb auch die Videoanlage – überwie-

gend „unbemannt“ – in Betrieb.1471 Dem 1. UA wurde nicht bekannt, warum zwischenzeitlich 

die Beobachtung für einen Zeitraum von einer Woche unterbrochen worden ist.  

                                                        
1466 Ebd. Offenbar handelte es sich um mehrere, d.h. mindestens zwei Konspirative Wohnungen, denn die durch 
Kai S. genutzte Garage befand sich in örtlicher Nähe, aber nicht im Sichtbereich des Wohnhauses der Mandy S. 
1467 Zit. n. ebd. 
1468 Ebd., S. 73. 
1469 Ebd., S. 11. 
1470 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 12. 
1471 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 11 f. 
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II.1.6.8 O b s e r v a t i o n en  z um  „ B ö hn h ar d t - G e b ur t s t a g “  

Das thüringische Zielfahndungskommando beabsichtigte seit spätestens Mitte September 

2000, aus Anlass des Geburtstages des flüchtigen Böhnhardt am 1. Oktober 2000 in Chemnitz 

Kai S. zu observieren, wofür unterstützend das MEK Chemnitz herangezogen wurde. Die 

polizeilichen Maßnahmen überschnitten sich zeitlich und örtlich mit der o.g. Langzeitobserva-

tion des LfV Sachsen. In der Folge konnten sowohl das MEK Chemnitz, als auch das LfV 

Sachsen anhand von Videoaufzeichnungen des Wohnhauses der Mandy S. in der Bern-

hardstraße 11 feststellen, dass sich dort eine weibliche Person aufhielt, bei der es sich um 

Zschäpe gehandelt haben könnte. 

 

(a) V o r b e s p r e c hu n g  am 1 5 .  Se p t em b er  200 0  

Aus einem Vermerk des thüringischen Zielfahnders Wunderlich vom 15. September 2000 

ergibt sich, dass er an diesem Tag durch den Referatsleiter Lange des LfV Sachsen angerufen 

wurde.1472 Es handelte sich um jenes Gespräch, in dem das LfV Sachsen die künftige Einrich-

tung einer Konspirativen Wohnung am Wohnhaus der Mandy S. bekanntgab. Umgekehrt teil-

te der Beamte Wunderlich mit: 

„Durch den Unterzeichnenden wurde mitgeteilt, daß im Zeitraum vom 29.09.00 bis 

02.10.00 Observationsmaßnahmen an der gleichen Wohnanschrift durch das MEK 

Chemnitz auf Antrag der Zielfahndung des TLKA Erfurt vorgesehen sind. 

Auf Grund dieser Konstellation verständigte sich der Unterzeichnende mit Herrn Lan-

ge auf eine Einsatzbesprechung am 25.09.00 gegen 10.00 Uhr im Polizeipräsidium 

Chemnitz. An dieser Besprechung wird ebenfalls der Leiter des MEK Chemnitz teil-

nehmen, da dessen Kräfte unterstützend für die Zielfahndung tätig sein werden.“1473 

 

(b) E r n e u t e  T K Ü - M a ß na h m e g e g en  M an d y  S .  un d  K a i  S .  

Am 21. September 2000 beschloss das AG Jena erneut die Überwachung und Aufzeichnung 

des Fernmeldeverkehrs zweier von Mandy S. und Kai S. genutzter Mobilfunkanschlüsse bis 

                                                        
1472 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 19. 
1473 Ebd. 
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zum Ablauf des 1. Oktober 2000. Zur Begründung wurde hinsichtlich Kai S. angegeben, dass 

er „enge Kontakte zu dem gesuchten Böhnhardt unterhält“: 

„So hat zufolge von Feststellungen des Landeskriminalamtes [Thüringen] der gesuch-

te Böhnhardt vor kurzem dem Kai S. […] beim Umzug geholfen. Aufgrund dieses en-

gen Kontaktes ist es wahrscheinlich, daß der gesuchte Böhnhardt wegen seines am 

01.10.00 anstehenden Geburtstages Kontakt mit dem Anschlußinhaber aufnehmen 

wird. Hieraus ergibt sich mit hinreichender Wahrscheinlichkeit, dass die Gesuchten 

im Rahmen dieser Feierlichkeit ergriffen werden können.“1474 

Dasselbe wurde zu Mandy S. angeführt, ergänzt um den Zusatz, dass der Mobilfunk-

anschluss des Kai S. regelmäßig auf ihren Anschluss umgeleitet werde. Daher sei anzuneh-

men, „daß zur Auffindung der Gesuchten führende Telefonate auch über den Anschluß der 

Mandy S. […] geführt werden.“1475 

 

(c) A n f o r d e r u n g  d e s  ME K Ch e mn i t z  

Mit einem fernschriftlich übermittelten Amtshilfeersuchen vom 22. September 2000 forderte 

das thüringische Zielfahndungskommando Kräfte des MEK Chemnitz zum Zweck einer 

durchgängigen Observation des als mutmaßliche Kontaktperson des Böhnhardt angesehenen 

Kai S. in Chemnitz im Zeitraum vom 29. September bis 1. Oktober 2000 an. Als ausdrückli-

ches Einsatzziel wurde die Festnahme des Böhnhardt benannt.1476 Am 26. September 2000 

fertigte der Beamte Wunderlich zudem einen ausführlichen Auftrag zur Durchführung des 

MEK-Einsatzes. Zum Sachverhalt wurde ausgeführt: „Böhnhardt steht im Verdacht, ein 

Sprengstoffverbrechen vorbereitet zu haben. Seit dem 28.01.98 besteht gegen Böhnhardt 

Haftbefehl, da er unbekannten Aufenthaltes ist. Die Ermittlungen des Zielfahndungskomman-

dos haben ergeben, dass Böhnhardt am 06.05.00 in Chemnitz war.“1477 Der Zeuge Külbel, der 

ab Juli 2000 das MEK Chemnitz leitete, bestätigte, den Auftrag erhalten zu haben, wobei es 

sowohl um den Einsatz von Videotechnik, als auch von Observationskräften gegangen sei.1478 

                                                        
1474 Ebd., Bl. 106 f. 
1475 Ebd., Bl. 102 f. 
1476 Ebd., Bl. 20 f. 
1477 Ebd., Bl. 23. 
1478 3. UA, Protokoll Carsten Külbel v. 21.06.2013, S. 10. 
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Die Anweisung zum Einsatz des MEK Chemnitz erteilte die Koordinierungsstelle 

(KoSt) für Spezialeinheiten des LKA Sachsen,1479 dem die Weisungsbefugnis für operative 

Aufgaben des MEK oblag. Aus den Angaben des Zeugen Kliem ergibt sich, dass aber infolge 

der Dislozierung des MEK beim Polizeipräsidium Chemnitz, dem es auch fach- und dienst-

aufsichtlich unterstand,1480 das Polizeipräsidium Chemnitz den MEK-Einsatz gekannt haben 

muss. Der damalige Präsident des Polizeipräsidiums Chemnitz Wawrzynski bestritt diese 

Kenntnis.1481 Der Zeuge Kliem sagte dazu: „Also, wenn Herr Wawrzynski sagt, er habe von 

nichts gewusst, dann muss das gelogen sein“.1482 

 

(d) E in s a t zb e s p r e c hu n g  am  2 5 .  Se p t em b er  20 0 0  

Am 25. September 2000 fand eine gemeinsame Einsatzbesprechung des thüringischen Ziel-

fahndungskommandos, des MEK Chemnitz und des LfV Sachsen statt.1483 Wie dazu für das 

LfV Sachsen der Zeuge Boos ausführte, habe dem die Annahme des LKA Thüringen zugrun-

de gelegen, dass es am 30. September oder 1. Oktober 2000 aufgrund des Geburtstages von 

Böhnhardt zu einem Kontakt mit Mandy S. oder Kai S. kommen könnte. Die Polizei habe sich 

deshalb „für einen möglichen Zugriff“ vorbereitet. Zu dieser Zeit war die Langzeitobservation 

„Terzett 11“ bereits vorbereitet gewesen. Um die polizeilichen Maßnahmen zu unterstützen, 

sei darüber hinaus vorgesehen worden, im Einsatzzeitraum die Konspirative Wohnung des 

LfV Sachsen mit ObservantInnen zu besetzen, um „im Falle der Entdeckung eines der 

Gesuchten unverzüglich die vor Ort eingesetzte Polizei zu informieren.“1484 

Für das MEK Chemnitz erklärte der Zeuge Kreusel, damals stellvertretender Kom-

mandoführer,1485 dass er an der Besprechung teilgenommen habe. Diese Unterredung habe in 

einem Raum des damaligen Polizeipräsidiums Chemnitz stattgefunden. Es sei eine für ihn 

ungewöhnliche Konstellation eingetreten, wonach parallel die Polizei und das LfV Sachsen 

observieren würden, was jedenfalls nicht üblich sei.1486 Er erinnere sich noch, dass es bei der 

Besprechung um die Frage gegangen sei, ob das MEK Chemnitz die durch das LfV Sachsen 

                                                        
1479 3. UA, Protokoll Jörg Kreusel v. 21.06.2013, S. 8. 
1480 3. UA, Protokoll Horst Wawrzynski v. 19.10.2012, S. 9, 12. 
1481 Ebd., S. 15. 
1482 3. UA, Protokoll Jürgen Kliem v. 18.10.2013, S. 42 f. 
1483 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 14. 
1484 Ebd. 
1485 3. UA, Protokoll Jörg Kreusel v. 21.06.2013, S. 6. 
1486 Ebd., S. 14. 
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angemietete Konspirative Wohnung mitnutzen dürfe, „und da stand dann ein deutliches Nein 

am Ende. Das habe ich mir noch prägnant gemerkt.“1487 Auf weiteres Befragen erklärte der 

Zeuge: 

„Johannes Lichdi, GRÜNE: Wie haben Sie erfahren, dass es dort eine konspirative 

Wohnung des Landesamtes für Verfassungsschutz gibt? 

Zeuge Jörg Kreusel: Ich hatte nachgefragt, ob das Landesamt für Verfassungsschutz 

eine KW dort schon eingerichtet hat, und das ist dann bejaht worden, und darauf war 

dann meine zweite Frage: „Können wir diese mit nutzen?“ – was ich schon mitgeteilt 

habe –: Nein. – Aber aus welchen Gründen auch immer, das weiß ich jetzt nicht mehr. 

Johannes Lichdi, GRÜNE: Und die Kollegen haben dann Nein gesagt, also haben die-

se vier Buchstaben ausgesprochen und formuliert, oder was haben sie gesagt? 

Zeuge Jörg Kreusel: Das weiß ich nicht mehr. Mir ist nur noch der Sachverhalt be-

kannt, dass es nicht ging, und ich wollte dem Freistaat eigentlich Kosten erspa-

ren.“1488 

In der Folge richtete das MEK Chemnitz selbst eine Konspirative Wohnung – womög-

lich im gleichen Haus wie das LfV Sachsen – ein. Wie der Zeuge Boos angab, sei der Um-

stand, dass die Polizei eine Konspirative Wohnung einrichten würde, „auf jeden Fall alles mit 

uns nicht abgestimmt worden.“1489 

Im Übrigen führte der Zeuge Kreusel aus, es sei nach seiner Erinnerung von vornhe-

rein – wie dies auch schriftlich beauftragt war – nur um die „Lokalisierung und Identifizie-

rung des Böhnhardt und dessen Festnahme“ gegangen.1490 Der Zeuge Külbel bestätigte dies: 

Von der taktischen Seite her sei die Zielperson Kai S. ein „Mittel zum Zweck“ gewesen, um 

die BeamtInnen im besten Falle zu Böhnhardt zu führen.1491 Auf Nachfrage gab er an, nicht 

zu wissen, ob dem MEK Chemnitz damals über Böhnhardt hinaus die weiteren flüchtigen 

Personen Mundlos und Zschäpe überhaupt bekannt waren bzw. bekannt gemacht wurden.1492 

So sei das MEK Chemnitz bei der Auftragserledigung vielmehr davon ausgegangen, dass sich 

                                                        
1487 Ebd., S. 7. 
1488 Ebd., S. 14. 
1489 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 25.03.2013, S. 60. 
1490 3. UA, Protokoll Jörg Kreusel v. 21.06.2013, S. 9, vgl. auch S. 20. 
1491 3. UA, Protokoll Carsten Külbel v. 21.06.2013, S. 11. 
1492 Ebd. 
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die Maßnahme „um einen Bombenbastler aus einer Garage in Jena“ drehen würde. Es sei für 

ihn auch nicht mehr klar nachvollziehbar, ob der rechtsmotivierte Hintergrund des zugrunde-

liegenden Falles benannt wurde.1493 

 

(e) D u r ch f ü hr u ng  

Das MEK Chemnitz begann unter der Einsatznummer 58/2000 mit der Fallbezeichnung 

„Bohne“ am 27. September 2000 um 20.00 Uhr mit einer Videoaufzeichnung, bei der aus 

einer Konspirativen Wohnung heraus das Wohnhaus und insbesondere der Hauseingangsbe-

reich der Bernhardstraße 11 in Chemnitz, wo Mandy S. wohnhaft war, abgefilmt wurde. Die 

Aufzeichnung wurde bis zum 2. Oktober 2000, 08.56 Uhr, fortgeführt.1494 Zusätzlich wurden 

vom 30. September um 11.50 Uhr bis zum 1. Oktober 2000 um 24.00 Uhr vor Ort Observati-

onskräfte des MEK Chemnitz gegen die Zielperson Kai S. eingesetzt.1495 Wie viele Kräfte 

zum Einsatz kamen, ist nicht nachvollziehbar, da die Einsatzbefehle nicht mehr vorliegen.1496 

Aus den Angaben des Zeugen Heckel ergibt sich aber, dass am 27. September 2000 das MEK 

Chemnitz beim Dezernat 523 („Verdeckte Fahndung“) des LKA Sachsen um personelle Un-

terstützung für die kommende Observation bat. Dem MEK seien daraufhin vier BeamtInnen 

des Dezernates 523 für die Dauer der Einsatzmaßnahme unterstellt worden.1497 Der insgesamt 

zuständige Polizeiführer war in dieser Zeit der thüringische Zielfahnder Wunderlich.1498 

Das LfV Sachsen begann zudem am 29. September 2000 mit der bereits länger geplan-

ten Langezeitobservation „Terzett 11“. Es handelte sich um eine technische Maßnahme, bei 

der aus einer anderen Konspirativen Wohnung heraus ebenfalls das Wohnhaus in der Bern-

hardstraße 11 abgefilmt wurde.1499 Zusätzlich wurde diese Konspirative Wohnung im Zeit-

raum vom 30. September 2000 um 13.00 Uhr bis zum 1. Oktober 2000 um 23.00 Uhr mit 

MitarbeiterInnen besetzt, „die im Fall des Auftauchens der Gesuchten sofort die MEK-

Einsatzkräfte informieren sollten.“1500 Diese direkte Observation trug die Bezeichnung „Ter-

                                                        
1493 Ebd., S. 12. 
1494 3. UA, Protokoll Bernd Merbitz v, 05.11.2012, S. 10. 
1495 3. UA, Protokoll Carsten Külbel v. 21.06.2013, S. 5; 3. UA, Protokoll Jörg Kreusel v. 21.06.2013, S. 6 f. 
1496 3. UA, Protokoll Carsten Külbel v. 21.06.2013, S. 18. 
1497 1. UA, Protokoll Lutz Heckel v. 25.09.2017, S. 3. 
1498 3. UA, Protokoll Carsten Külbel v. 21.06.2013, S. 8. 
1499 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 26. 
1500 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 12. 
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zett 12“.1501 Dem lag der Geburtstag Böhnhardts zugrunde und die Bitte des thüringischen 

Zielfahndungskommandos, dass man „um diesen Zeitraum herum die Observation intensivie-

ren möge.“1502 Wie der Zeuge Dr. Vahrenhold angab, habe das LfV Sachsen im Vorfeld noch 

zusätzliche Informationen erhalten: 

„Zeuge Dr. Olaf Vahrenhold: […] Am 28. September 2000 hatte das LKA Thüringen 

das LfV Sachsen telefonisch darüber informiert, dass es aus einer eigenen Überwa-

chungsmaßnahme – mutmaßlich also eine Telefonüberwachung – den Hinweis habe, 

dass es am 30.09. oder 01.10. zu einem Kontakt zwischen Böhnhardt und dem Lebens-

gefährten der Struck in der Wohnung kommen werde. Eventuell fahre man am Abend 

zu einer Skin-Party nach Zwickau. Am Sonntag könne dann die Geburtstagsfeier 

sein. Hintergrund war der Geburtstag des Böhnhardt, welchen man gemeinsam feiern 

wolle.“1503 

Dem 1. UA wurde nicht bekannt, worauf sich diese Informationen stützten; möglich-

erweise resultierten sie aus den laufenden TKÜ-Maßnahmen gegen Mandy S. und Kai S., in-

des wurden sie seitens des thüringischen Zielfahndungskommandos nicht schriftlich fixiert. 

Zu der Frage, warum angesichts dieser konkreten Hinweise die Konspirative Wohnung nicht 

ohnehin durchgehend mit Personal besetzt wurde, gab der Zeuge Lange an, dies sei bei einer 

Langzeitobservation, bei der es sich hier originär handelte, „extrem personalintensiv“, wes-

halb vielmehr und von vornherein auf eine Videoaufzeichnung gesetzt worden sei. Sie ermög-

liche es, nachher „im Schnelldurchlauf“ anhand von Personenbewegungen zu erkennen, von 

welcher Relevanz die beobachtete Örtlichkeit ist.1504 Der Zeuge Dr. Vahrenhold erläuterte 

dazu: 

„Bei der etwas – ja – diffusen Erkenntnislage zu dem Zeitpunkt zuvor, wo es nicht klar 

ist, ob die Gesuchten dort wirklich auftauchen oder nicht, ist hier eine – ja – Lang-

zeitobservation hier angesetzt worden, mit dem Ziel, erst mal festzustellen, ob sie das 

Objekt überhaupt besuchen, ob die dort vielleicht sogar regelmäßig hingehen. Der 

Observationsauftrag hatte damals gesagt, dass die Frequentierung dieses Wohnob-

jekts dokumentiert werden soll und dass dabei das mögliche Aufsuchen des Objekts 

eben in diesen Videoaufzeichnungen dann festgehalten werden soll und dann im Rah-

                                                        
1501 AbwBer 3. UA, Kap. II.3.1.b, S. 68. 
1502 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 15. 
1503 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 12. 
1504 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 15. 
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men der Auswertung möglicherweise dann ein Besuchsmuster, wenn man so will, bei 

dieser Wohnung dann auch festgestellt werde.“1505 

 

(f) E r g e bn i s s e  ( I ) :  M ög l i c h e  S i ch t un g  von  Bö h nh a r d t  un d  Z s c h ä pe  

Das MEK Chemnitz fertigte am 5. Oktober 2000 aus Sicht der vor Ort eingesetzten 

ObservantInnen einen zusammenhängenden Observationsbericht, der durch den Beamten 

Külbel unterzeichnet wurde. In den Bericht wurde die Auswertung von Videoaufzeichnungen 

einbezogen.1506 Ein Zusammenschnitt der Videoaufzeichnungen wurde dem thüringischen 

Zielfahndungskommando am 6. Oktober 2000 übergeben, der schriftliche Bericht wurde am 

11. Oktober 2000 zur weiteren Auswertung dorthin übersandt.1507 Zu den Ergebnissen der 

polizeilichen Beobachtung führte der Zeuge Külbel aus: 

„Zeuge Carsten Külbel: […] Bei der circa 36-stündigen [„bemannten“] Observation 

haben wir festgestellt, dass in der Bernhardstraße 11 die Freundin des Seidel, Mandy 

Struck, wohnt und der Seidel eine eigene Wohnung in der Hainstraße 96 hatten. Au-

ßerdem wurde festgestellt, dass der Seidel eine Garage auf dem Grundstück Hainstra-

ße 102 nutzt. Also haben wir fünf Tage lang die Videoüberwachung der Bernhardstra-

ße 11 vom 27. September bis 2. Oktober realisiert und den Seidel circa 36 Stunden ob-

serviert. Ergebnis: keine Spur von Böhnhardt.“1508 

Anhand der Videoaufzeichnungen lassen sich 348 Personenbewegungen am beobach-

teten Haus nachvollziehen, die in allgemeiner Form („weibliche Person betritt…“, „männliche 

Person verlässt…“) protokolliert wurden. Auch anhand der Videoaufzeichnungen sei der ge-

suchte Böhnhardt nicht zu entdecken gewesen.1509 Allerdings wurde beim LKA Thüringen als 

Anlage zum Observationsbericht des MEK Chemnitz auch einige Videoprints zu den Akten 

genommen.1510 Daraus ergibt sich, dass sich am 29. September 2000 gegen 17.19 Uhr ein 

junger Mann und eine junge Frau an der Hauseingangstür der Bernhardstraße 11 befanden.1511 

Im Protokoll heißt es zu dieser Szene, es „hielten sich eine weibliche und eine männliche Per-
                                                        
1505 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 39. 
1506 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 27–40 u. 41–66. 
1507 3. UA, Protokoll Bernd Merbitz v, 05.11.2012, S. 10. 
1508 3. UA, Protokoll Carsten Külbel v. 21.06.2013, S. 5. 
1509 Ebd. 
1510 Es ist jedoch nicht zu unterscheiden, ob diese Videoprints aus der Aufzeichnung des MEK Chemnitz oder 
des LfV Sachsen resultierten. 
1511 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 67–73. 
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son kurze Zeit im Bereich der Haustür auf.“ Rund anderthalb Stunden zuvor hatte Mandy S. 

das Haus betreten, sie verließ es wieder gegen 18.18 Uhr.1512 

Erwägungen, um wen es sich bei den beiden Unbekannten handeln könnte, wurden 

seitens des MEK Chemnitz nicht vorgenommen. Zum dem Zeitpunkt, als sie sich am Wohn-

haus befanden und gefilmt wurden, erfolgte die Beobachtung durch das MEK Chemnitz und 

auch das LfV Chemnitz noch „unbemannt“. Die Videoaufnahmen des LfV Sachsen dokumen-

tierten indes genau die gleiche Szene: Wie der Zeuge Dr. Vahrenhold angab, wurden die Auf-

zeichnungen des Amtes vermutlich am 30. September oder 1. Oktober 2000 – nachdem die 

Konspirative Wohnung durch Personal besetzt worden war – zum LfV verbracht und dort in 

den folgenden Tagen ausgewertet. Weder sei damals eine „Fernübertragung“ der Videoauf-

nahmen möglich gewesen, noch habe man die Aufzeichnungen direkt vor Ort ansehen kön-

nen. Bei der nachträglichen Auswertung sei dann festgestellt worden, dass am 29. September 

2000 „in einer Zeitsequenz von wenigen Sekunden Bilder aufgenommen worden sind, die 

zwei Personen zeigen, die Ähnlichkeit mit Zschäpe und Böhnhardt haben.“ Man habe die 

Aufzeichnungen mehreren Sachbearbeitern vorgelegt. Die Ähnlichkeit der beobachteten Per-

sonen mit Zschäpe und Böhnhardt sei nach dieser Begutachtung im Observationsbericht auch 

ausdrücklich angemerkt worden.1513 Der Zeuge Lange bestätigte diesen Ablauf.1514 

Wie der Zeuge Boos ausführte, habe das thüringische Zielfahndungskommando, nach-

dem die Observationsergebnisse übermittelt wurden, die Einschätzung geteilt, wonach auf der 

Videoaufzeichnung zumindest Zschäpe zu sehen sei.1515 Der Zeuge Dr. Vahrenhold betonte, 

die Aufnahmen seien überhaupt der einzige Hinweis auf den möglichen Verbleib der Flüchti-

gen gewesen, den das LfV Sachsen selbst erlangen konnte.1516 Auf weiteres Befragen gab er 

an, dass der Verdacht, wonach es sich bei den gefilmten Personen um Böhnhardt und Zschäpe 

gehandelt haben könnte, damals nicht ausgeräumt worden sei.1517 

 

  

                                                        
1512 Ebd., Bl. 58 f. 
1513 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 12, 62. 
1514 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 6. 
1515 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 14. 
1516 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 13. 
1517 Ebd., S. 38. 
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(g) E r g e bn i s s e  ( I I ) :  N u t z un g  e in e r  T e l e f on z e l l e  

Dem Observationsprotokoll des MEK Chemnitz ist zu entnehmen, dass Kai S. am 30. Sep-

tember 2000 gegen 19.43 Uhr dabei beobachtetet wurde, wie er ein knapp vierminütiges Ge-

spräch von einer Telefonzelle in der Chemnitzer Innenstadt aus führte.1518 Im weiteren Tages-

verlauf wurde Kai S. dabei beobachtet, wie er gemeinsam mit einem unbekannten Mann unter 

anderem nach Klingenthal (Vogtlandkreis) fuhr. Eine der beiden Personen – vermutlich konn-

te dies aufgrund der Dunkelheit nicht genauer erkannt werden – nutzte dort gegen 22.21 Uhr 

eine weitere Telefonzelle.1519 

Diese Beobachtungen nahm das thüringische Zielfahndungskommando in einem 

Schreiben an die Staatsanwaltschaft Gera vom 4. Oktober 2000 zum Anlass der Anregung, zu 

den beiden benutzten Telefonzellen rückwirkend Verbindungsdaten einzuholen, um festzu-

stellen, mit wem telefoniert wurde. Am 5. Oktober 2000 beschloss das AG Jena die Erteilung 

einer Auskunft über Verbindungsdaten, die am 30. September 2000 zwischen 19.30 Uhr und 

20.00 Uhr an der Telefonzelle in Chemnitz angefallen waren. Zur Begründung wurde angege-

ben, es bestehe ein zureichender Verdacht, wonach Kai S. „konspirativen Kontakt mit dem 

Gesuchten aufgenommen hat.“1520 Ob ein gleichartiger Beschluss auch im Hinblick auf die 

Telefonzelle in Klingenthal erging, ist nach Aktenlage nicht nachvollziehbar. Ein Ergebnis ist 

bei den Akten zu keiner der beiden Telefonzellen aufzufinden, sodass unklar bleibt, mit wem 

Kontakt aufgenommen wurde. 

 

II.1.6.9 M ö g l i c h e  M a ßn a hm e n  M i t t e  Ok t ob er  20 0 0  

Anknüpfend an die vorangegangene Observation projektierte das thüringische Zielfahndungs-

kommando in einem durch den Beamten Wunderlich gefertigten Vermerk vom 6. Oktober 

2000 kommende „Fahndungsmaßnahmen der Zielfahndung des TLKA im Zeitraum vom 

09.10.2000–13.10.2000 im Raum Chemnitz“, wobei im Weiteren gar ein bis zum 19. Oktober 

2000 reichender Einsatzzeitraum benannt wurde. Im Sachzusammenhang wurde ausgeführt: 

„Bisherige Ermittlungen haben ergeben, daß sich die Personen Uwe Böhnhardt und 

Beate Zschäpe im Raum Chemnitz aufhalten. Der Uwe Böhnhardt wurde am 

                                                        
1518 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 32. 
1519 Ebd., Bl. 33. 
1520 Ebd., Bl. 115. 
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06.05.2000 bei der Kontaktperson Kai Seidel in Chemnitz an der Bernhardstraße 11 

festgestellt. […] Bei nachfolgenden Ermittlungen im Zeitraum vom 29.09.–01.10.2000 

wurde eine weibliche Person an der Anschrift Bemhardstraße 11 festgestellt, bei der 

es sich nach ersten Auswertungen von Videoaufzeichnungen um die Gesuchte Beate 

Zschäpe gehandelt hat. […] 

Auf Grundlage dieser Erkenntnisse […] ist davon auszugehen, daß sich die Gesuchten 

BÖHNHARDT und ZSCHÄPE im Raum Chemnitz aufhalten und die Personen [Mandy 

S.] und [Kai S.] Kontaktpersonen der Gesuchten sind. Die Zielfahndung des 

TLKA beabsichtigt umfangreiche Ermittlungstätigkeiten im Raum Chemnitz durch- 

zuführen.“1521 

Als hernach zu ergreifende Maßnahmen wurden u.a. eine „Abklärung ermittelter 

Wohnanschriften“, die „Erlangung von Bildmaterial zu Kontaktpersonen“ sowie „gegebenen-

falls Observation von Kontaktpersonen“ aufgeführt. In dem Vermerk wurde ferner darauf 

hingewiesen, dass „unterstützend für Anfragen im Zusammenhang mit örtlichen Kenntnissen 

und Gegebenheiten“ das Zielfahndungskommando des LKA Sachsen, das MEK Chemnitz 

sowie das LfV Sachsen zur Verfügung stehen.1522 Fraglich ist, ob und welche der vorgesehe-

nen Maßnahmen tatsächlich durchgeführt wurden. 

 

(a) A d r e s s ab k lä r u n g en  a m 10 .  O k to b er  2 00 0  

Mit Schreiben vom 10. Oktober 2000 ersuchten die Zielfahnder des LKA Sachsen Keil und 

Lein beim Einwohnermeldeamt in Chemnitz um die Erhebung der Meldedaten von insgesamt 

sechs Adressen im Stadtgebiet von Chemnitz.1523 Eine Erklärung, warum gerade diese Adres-

sen von Relevanz waren, ergibt sich nicht. Bei zwei der angegebenen Anschriften handelte es 

sich um die Wohnorte von Kai S. und Mandy S. An einer weiteren Adresse – es handelt sich 

um ein Nachbarhaus des Kai S. – war zeitweise der vormals bei TKÜ-Maßnahmen berück-

sichtigte Ronald A. wohnhaft. Vermutlich im Zusammenhang mit den Adressabklärungen zu 

sehen ist eine undatierte handschriftliche Aufstellung des thüringischen Zielfahndungskom-

mandos über insgesamt 34 Personen, die damals ihren Wohnsitz in Chemnitz hatten. Die Lis-

te war offensichtlich für einen Versand nach Sachsen vorbereitet („Zielfahndung Sachsen, 

                                                        
1521 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 138 f. 
1522 Ebd., Bl. 139. 
1523 ADS 43, Ordner 40, Teil 2, Bl. 75. 
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z.Hd. Koll. Keil“).1524 Sie enthält einige im Fallkomplex namhafte Personen, die bekannter-

maßen der rechten Szene zuzuordnen sind, beispielsweise Jörg R. An den beiden letzten Posi-

tionen sind Kai S. und Mandy S. aufgeführt.1525 Aus der Auflistung ergibt sich auch die Identi-

tät von Personen, die an den sodann durch das sächsische Zielfahndungskommando erfragten 

Anschriften in der Wittenberger Straße bzw. der Heinrich-Schütz-Straße in Chemnitz wohn-

haft waren, die im Zuge der Fahndungsmaßnahmen allerdings, soweit erkennbar, keine weite-

re Bedeutung erlangten – möglicherweise handelte es sich um Bekannte von Kai S. und 

Mandy S. Lediglich die Bedeutung einer überprüften Anschrift in der Margaretenstraße in 

Chemnitz erschließt sich nicht, sie wurde ansonsten im Zusammenhang mit der Fahndung gar 

nicht erwähnt. Jedoch ergibt sich aus anderweitigen Unterlagen der KPI Chemnitz, dass sich 

in diesem Bereich zeitweise eine Lokalität befand, die als Treffpunkt der rechten Szene – na-

mentlich durch die neonazistische „Kameradschaft Grün-Weiß“ und später den Verein 

„Heimatschutz Chemnitz“ – genutzt wurde.1526 

Der damals beim Zielfahndungskommando Sachsen tätige Beamte Czanderle bestätig-

te, dass im thüringischen Auftrag mehrere Grundstücke abgeprüft und die Ergebnisse dorthin 

mitgeteilt worden seien. Solche Abklärungen seien ein übliches Vorgehen, „wenn ein Land 

im anderen Land operiert und keinen Zugriff auf Meldedaten hat“.1527 Der Zeuge gab außer-

dem an, keinerlei Kenntnis zu haben, welche Bedeutung die einzelnen Anschriften hatten.1528 

 

(b) E r n e u t e  T K Ü - M a ß na h m e g e g en  M an d y  S .  un d  K a i  S .  

Auf Anregung des thüringischen Zielfahndungskommandos beschloss am 12. Oktober 2000 

das Amtsgericht Jena abermals die Überwachung und Aufzeichnung des Fernmeldeverkehrs 

zweier durch Mandy S. und Kai S. genutzter Mobilfunkanschlüsse bis zum Ablauf des 

13. November 2000. Zur Begründung wurde jeweils identisch ausgeführt, dass kürzlich Zsch-

äpe „im Rahmen einer Observationsmaßnahme des LKA Thüringen“ an der Wohnanschrift 

der Mandy S. festgestellt worden sei. Da Kai S. „enge Kontakte“ zu dem gesuchten Böhnhardt 

unterhalte, sei anzunehmen, dass es spätestens am 13. November 2000 – dem Geburtstag des 

Kai S. – zu einem Kontakt kommen werde. „Hieraus ergibt sich mit hinreichender Wahr-

                                                        
1524 Ebd., Bl. 6–12. 
1525 Ebd., Bl. 12. 
1526 ADS 441, Anl. DVD, Datei „Unterlagen…“, Bl. 172. 
1527 1. UA, Protokoll Bernd Czanderle v. 25.09.2017, S. 9. 
1528 Ebd., S. 10. 
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scheinlichkeit, dass die Gesuchten im Rahmen der Vorbereitung der Geburtstagsfeierlichkei-

ten ergriffen werden können.“1529 Die Überwachung dauerte tatsächlich nur bis zum 2. No-

vember 2000 an und endete insoweit vorzeitig. 

 

(c) V e r m e r k  v om  1 3 .  O k t ob e r  2 0 00  

Am 13. Oktober 2000 fertigten die thüringischen Zielfahnder Wunderlich und Kämmerer un-

ter Bezugnahme auf die vorangegangene „Einsatzkonzeption vom 06.10.2000“ einen weiteren 

Vermerk, demzufolge vom 9. bis 12. Oktober 2000 „umfangreiche Maßnahmen zur Personen-

feststellung der o.g. Gesuchten im Raum Chemnitz durchgeführt“ worden seien.1530 Zu den 

Ergebnissen dieser Maßnahmen wurde ausgeführt: 

„Während der Ermittlungen der Zielfahndung in Chemnitz wurde der Personenkreis 

um Mandy S. […] und Kai S. […] überprüft. Es konnte festgestellt werden, daß beide 

Personen der Rechten Szene in Chemnitz zugeordnet werden können. […] 

Da die Umfeldermittlung zu den Personen […] nicht zur Identifizierung und Feststel-

lung der auf der Videosequenz abgebildeten Personen führte, muß davon ausgegangen 

werden, daß kein regelmäßiger Kontakt stattfindet oder sich die Gesuchten eine neue 

Identität zugelegt haben. 

Für die Zielfahndung gibt es derzeitig keine weiteren Fahndungsansätze.“1531 

Demnach war zwischenzeitlich überprüft worden, ob es sich bei Personen, die mit 

Mandy S. und Kai S. in Kontakt stehen, um die Flüchtigen handeln könnte in der Annahme, 

dass diese unter einer anderen Identität leben. Weitere Ausführungen, worauf – über die bloße 

Tatsache des bisherigen Nichtauffindens hinaus – die Annahme beruht, die Gesuchten hätten 

sich eine „neue Identität“ zugelegt, wurden nicht gemacht. Gleichwohl sei ein erneutes Anset-

zen bei den Zielpersonen Kai S. und Mandy S. vorgesehen, die nunmehr offen angesprochen 

werden sollen: 

„Bei der am 12.10.00 durchgeführten Arbeits-/Einsatzbesprechung mit dem Leiter des 

MEK Chemnitz und der Zielfahndung Sachsen wurde die weitere Vorgehensweise be-

                                                        
1529 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 104 f. bzw. 108 f. 
1530 Ebd., Bl. 140 f. 
1531 Ebd., Bl. 140. 
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sprochen. Es wird beabsichtigt am 23./24.10.2000 die Personen Seidel und Struck of-

fen anzusprechen. Um die Folgereaktionen beider Personen nachvollziehen zu kön-

nen, erfolgt im Zeitraum vom 23.10.–25.10.2000 eine Observation dieser Personen. 

Die Realisierung erfolgt durch das MEK Chemnitz mit Unterstützung der Zielfahn-

dung Sachsen und Thüringen. […] 

Für den Fall einer Lokalisierung der Gesuchten Personen wird situationsbedingt über 

weitere Maßnahmen entschieden. Es ist angedacht, daß für den Einsatzzeitraum Be-

amte der Sachbearbeitung (EG TEX) unterstützend tätig werden und für mögliche An-

schlußdurchsuchungen zur Verfügung stehen. […] 

Ergeben sich aus dem Einsatz vom 23. /24.10.00 keine weiteren Fahndungsansätze, 

erscheint eine weitere Bearbeitung durch die Zielfahndung nicht gerechtfertigt. Es 

müßten für diesen Fall neue umfangreiche Strukturermittlungen durchgeführt werden, 

welche mit dem Personalbestand der Zielfahndung nicht realisierbar sind.“1532 

Dem 1. UA wurden keine Hinweise dafür bekannt, dass tatsächlich Vorbereitungen für 

etwaige Durchsuchungsmaßnahmen getroffen worden wären. Es liegen auch keine anderwei-

tigen Angaben von ZeugInnen darüber vor, dass am 12. Oktober 2000 tatsächlich eine Be-

sprechung in Chemnitz stattgefunden hätte.1533 

 

(d) M ö g l i c h e  O b se r v a t i o n  un d  K on t r o l l e  e i n e r  P e r s o n  

Lediglich der thüringische Zielfahnder Kämmerer gab auf Vorhalt des u.a. durch ihn unter-

zeichneten Vermerks, wonach vom 9. bis 12. Oktober 2000 „umfangreiche Maßnahmen“ in 

Chemnitz stattgefunden hätten, an, dass diese Maßnahmen in Zusammenarbeit mit sächsi-

schen KollegInnen sowie abgestimmt mit dem LfV Thüringen und dem LfV Sachsen1534 tat-

sächlich ergriffen worden seien: 

„Zeuge Jan-Erik Kämmerer: Das war hauptsächlich diese Observationsmaßnahme in 

der Bernhardstraße 11. Und wenn von ‚umfangreich‘ gesprochen ist, muss man sehen, 

was für ein Personenbestand oder für Unterstützungskräfte dort im Einsatz gewesen 

                                                        
1532 Ebd., Bl. 141. 
1533 Jedoch liegen Angaben über eine derartige Besprechung vor, die am 11. Oktober 2000 stattgefunden haben 
soll; siehe unten, Kap. II.1.6.10.h. 
1534 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 18.05.2018, S. 5, 7. 
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sind. Also: MEK. Es war Technik im Einsatz. Wir haben im Prinzip Technik – Über-

tragung – vom Eingangsbereich in ein Hotelzimmer gehabt, wo wir das sehen konn-

ten. Also, es war schon ein relativ großer Aufwand, der dort betrieben wurde. Deshalb 

wahrscheinlich auch die Ausdrucksweise in meinem Vermerk, den ich dort geschrie-

ben habe.“1535 

Auf weiteres Befragen gab der Zeuge an, er wisse nicht mehr, von wem die Videoda-

ten stammten, die man sich ausleiten ließ; es könnte sich um ein MEK oder auch um eine 

„Observationseinheit vom Bundesverfassungsschutz“ gehandelt haben.1536 Während der 

Observation habe es seiner Erinnerung nach dann tatsächlich eine relevante Feststellung 

gegeben: 

„Die einzige Feststellung, an die ich mich jetzt erinnern kann, war im Prinzip eine 

männliche Person, die dort den Bereich betreten hat mit Rucksack und Kapuze, wo 

man das Gesicht nicht konkret sehen konnte. 

Wir haben uns dann entschieden, der Kollege Wunderlich und ich, dass wir die Person 

kontrollieren. Wir haben sie dann auch im Hausflur angetroffen. Es stellte sich im 

Nachhinein heraus, dass er nicht eine der gesuchten Personen gewesen ist. Er hatte 

zwar auch relativ kurze Haare, was dem Anschein nach in Richtung Böhnhardt gehen 

könnte. Wir haben uns dann zusätzlich, ich glaube, einen Arm zeigen lassen wegen ei-

ner Tätowierung, ob die vorhanden gewesen war. Da war also auch keine. Ich dächte, 

Böhnhardt hätte eine Tätowierung gehabt.“1537 

Auf die Frage, wann sich dies ereignete, gab der Zeuge an, es habe sich um die 

Abendstunden gehandelt, wobei er nicht mehr wisse, an welchem Tag.1538 Für die durch den 

Zeugen beschriebenen Vorgänge wurde dem 1. UA kein Aktenrückhalt bekannt, andere Zeu-

gInnen schilderten auch nichts dergleichen. Es ist demnach nicht auszuschließen, dass hier 

seitens des Zeugen Kämmerer eine Verwechslung vorliegt mit den Observationen Ende Sep-

tember/Anfang Oktober 2000 (siehe oben) oder auch später am 23. Oktober 2000 (siehe un-

ten). Allerdings enthalten die jeweils dazu gefertigten Observationsberichte keine Anhalts-

punkte, dass PolizistInnen das Haus in der Bernhardstraße 11 betreten und dort eine Person 

kontrolliert hätten. Die vormals bloß videografisch erfasste Person, bei der es sich um 
                                                        
1535 Ebd., S. 7. 
1536 Ebd., S. 11. 
1537 Ebd., S. 5. 
1538 Ebd., S. 3. 
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Böhnhardt gehandelt haben könnte, trug weder einen Rucksack, noch eine Kapuze, noch be-

trat sie überhaupt das Haus. Soweit dies dem 1. UA bekannt wurde, war damals auch eine 

Live-Ausspielung der Videografie weder erfolgt noch technisch möglich. Sollten die Erinne-

rungen des Zeugen Kämmerer, an dessen Glaubwürdigkeit keine Zweifel bestehen, aber zu-

treffen, so fanden folglich am 9. bis 12. Oktober 2000 in Chemnitz operative Maßnahmen 

mehrerer Behörden statt, die ansonsten nicht dokumentiert wurden. 

 

II.1.6.10 A n s p r a c h e  vo n  M a nd y  S .  un d  K a i  S .  am  2 3 .  O k t o b er  20 0 0  

Aus dem oben genannten Vermerk vom 13. Oktober 2000 ergibt sich, dass das thüringische 

Zielfahndungskommando in Ermangelung anderer Fahndungsansätze beabsichtigte, künftig 

die bisherigen Zielpersonen Mandy S. und Kai S. offen anzusprechen, um dadurch eine Kon-

taktaufnahme mit den Flüchtigen zu provozieren.1539 Am 16. Oktober 2000 fertigte der Beam-

te Wunderlich einen schriftlichen Auftrag für einen erneuten Einsatz des MEK Chemnitz, das 

erneut Kai S. beobachten sollte. Das Ziel bestand demnach in der „mögliche[n] Lokalisierung 

des Böhnhärdt“ sowie gegebenenfalls der anschließenden Festnahme. Der Antragstext ist 

identisch mit den Ausführungen im früheren Antrag vom 26. September 2000; der einzige 

Unterschied ist, dass nunmehr die tatsächliche Meldeanschrift der Zielperson Kai S. – und 

nicht mehr der Wohnort der Mandy S. – als Einsatzort angegeben wurde.1540 Wie der Beamte 

des MEK Chemnitz Külbel ausführte, waren die thüringischen ZielfahnderInnen offenbar 

bislang fälschlich davon ausgegangen, dass Kai S. direkt bei Mandy S. wohnen würde.1541 

 

(a) V o r b e r e i t u n g  

Der thüringische Auftrag für den Einsatz des MEK Chemnitz ging dort am gleichen Tag ein. 

Es sei darum gegangen, den Böhnhardt aufzufinden.1542 In die kommenden Maßnahmen wur-

den darüber hinaus zwei BeamtInnen des Zielfahndungskommandos des LKA Sachsen einbe-

zogen.1543 Wie der sächsische Zielfahnder Keil angab, habe die Rolle des ZFK Sachsen bei 

der Fahndung vor allem darin bestanden, dem LKA Thüringen Kontakte zu zuständigen An-

                                                        
1539 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 140 f. 
1540 Ebd., Bl. 24. 
1541 3. UA, Protokoll Carsten Külbel v. 21.06.2013, S. 11. 
1542 3. UA, Protokoll Jörg Kreusel v. 21.06.2013, S. 5, 7. 
1543 3. UA, Protokoll Hendrik Keil v. 19.12.2013, S. 4 f., 20. 
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sprechpartnerInnen hiesiger Behörden zu vermitteln, etwa zur Koordinierungsstelle für Spezi-

aleinheiten beim LKA Sachsen, das auch den begehrten MEK-Einsatz anzuordnen hatte.1544 

Der Zeuge Czanderle gab an, man sei selbst mit vor Ort gekommen, „falls irgendwas mit 

Behörden ist“.1545 

Die weitere Vorbereitung des Einsatzes erfolgte telefonisch.1546 Wie der Zeuge Keil 

angab, sei als Zielstellung abgemacht gewesen: „Wenn einer von den dreien gesehen worden 

wäre bzw. jemand, der ihnen ähnlich gesehen hätte, hätte es bestimmt eine Festnahme gege-

ben.“1547 Der weitere sächsische Zielfahnder Czanderle gab allerdings an, das thüringische 

Ersuchen habe sich auf die Unterstützung bei der Fahndung nach lediglich zwei Personen – 

Böhnhardt und Zschäpe – gerichtet.1548 Grundlage sei das vormals erstellte Videomaterial 

gewesen, auf dem möglicherweise diese beiden Personen zu sehen waren, Zschäpe gar „mit 

an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit“.1549 Über die eigentlichen Zielpersonen 

Mandy S. und Kai S. habe er vorab jedoch weder Informationen gehabt noch erhalten.1550 Der 

sächsische Zielfahnder Keil gab an, er habe vom zugrundeliegenden Sachverhalt nur so viel 

gewusst, dass Haftbefehle wegen der Vorbereitung einer Sprengstoffexplosion vorliegen: 

„Viel mehr Wissen hatte ich darüber nicht.“1551 Er erinnere sich noch, dass am Einsatztag der 

thüringische Zielfahnder Wunderlich vor Ort gekommen sei und ein Fahndungsplakat 

dabeigehabt habe.1552 

 

(b) D u r ch f ü hr u ng  a u s  S i c h t  d e s  M E K C h em n i t z  

Unter der Einsatznummer 62/2000 wurde 23. Oktober 2000 in Chemnitz die Zielperson Kai S. 

von 6.40 bis 16.45 Uhr durch Kräfte des MEK Chemnitz observiert, „um an Böhnhardt her-

anzukommen“.1553 Den Verlauf der Observation schilderte der Zeuge Kreusel wie folgt: 

                                                        
1544 Ebd., S. 6. 
1545 1. UA, Protokoll Bernd Czanderle v. 25.09.2017, S. 6. 
1546 3. UA, Protokoll Hendrik Keil v. 19.12.2013, S. 7. 
1547 Ebd., S. 8. 
1548 1. UA, Protokoll Bernd Czanderle v. 25.09.2017, S. 3. 
1549 Ebd., S. 4. 
1550 Ebd., S. 7. 
1551 3. UA, Protokoll Hendrik Keil v. 19.12.2013, S. 12. 
1552 Ebd., S. 7. 
1553 3. UA, Protokoll Jörg Kreusel v. 21.06.2013, S. 5. 
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„Zeuge Jörg Kreusel: […] Der S. […] kam aus der Wohnung der Struck in der Bern-

hardstraße 11 und fuhr mit seinem Mazda unter anderem zum Arbeitsamt Chemnitz. 

Dort erkundigte er sich, wo man sich arbeitslos melden kann. Eine Besonderheit gab 

es bei diesem Einsatz: Die sachbearbeitende Dienststelle, also das Zielfahndungs-

kommando Thüringen, wies uns an, die Observation zu unterbrechen. Die Unterbre-

chung ging von 12:40 bis 14:07 Uhr. 

Dann sahen wir wieder, wie der S. […] um 14:18 Uhr aus dem Haus kam und mit sei-

nem Mazda zum Münzfernsprecher auf der Lutherstraße 20 in Chemnitz fuhr und dort 

von 14:21 bis 14:29 Uhr telefonierte.“1554 

Diese Darstellung stimmt mit dem Observationsbericht des MEK Chemnitz über-

ein.1555 Aus dem Observationsbericht ergibt sich darüber hinaus, dass Kai S. nach diesem Te-

lefonat mit dem Auto zu seiner eigenen Wohnanschrift fuhr und das Haus gegen 14.37 Uhr 

betrat. Zum weiteren Ablauf wurde vermerkt: 

„1 4 : 5 1  verließ der S. […] das Wohnhaus und trug einen Pappkarton in den Maßen 

von ca. 50 x 50 cm bei sich. Er begab sich zum Garagenkomplex Hainstraße 102, be-

trat diesen und schloß danach das Zugangstor zum Innenhof. Im Anschluß öffnete er 

seine Garage, trug einen Fußgrill in den Hofbereich und verbrannte in diesem in den 

folgenden 20 Minuten etwas. 

Gegen 1 5 : 0 0  U h r  klopften zwei männliche Personen an das Tor zum Garagenkom-

plex. Ihnen wurde von innen geöffnet und beide betraten den Garagenkomplex. Wohin 

sie sich begaben, konnte nicht gesehen werden. 

1 5 : 1 1  Uh r  schloß der S. sein Garagentor und verließ kurz darauf den Garagen-

komplex. Dabei blieb das Zugangstor zum Objekt geöffnet. Eine sofort durchgeführte 

Kontrolle im Bereich ergab, daß der Grill nicht mehr im Hof stand.“1556 

Es ist nicht ersichtlich, dass die beiden weiteren Personen, die sich im Zeitraum des 

Verbrennens zum Garagenkomplex begaben, kontrolliert worden wären. Nach Angaben 

des Zeugen Kreusel sei der Einsatz im Übrigen nicht erfolgreich gewesen, da der gesuchte 

                                                        
1554 3. UA, Protokoll Jörg Kreusel v. 21.06.2013, S. 5. 
1555 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 76–81. 
1556 Ebd., Bl. 80. 
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Böhnhardt nicht wie erhofft in Erscheinung trat.1557 Der Observationsbericht des MEK 

Chemnitz wurde am Folgetag, dem 24. Oktober 2000, an das LKA Thüringen übersandt.1558 

 

(c) D u r ch f ü hr u ng  a u s  S i c h t  d e s  t h ü r i ng i s ch e n  

Z i e l f a h nd u ng s k om m an d o s  

Während die Observation durch das MEK Chemnitz von 12.40 bis 14.07 Uhr unterbrochen 

war, sprachen andere BeamtInnen Kai S. und Mandy S. an. Das Vorgehen ergibt sich aus 

einem Vermerk, den die thüringischen Zielfahnder Wunderlich und Kämmerer am selben Tag 

fertigten.1559 Demnach begaben sich gegen 12.50 Uhr die Beamten Wunderlich und  

Kämmerer gemeinsam mit ihren sächsischen Kollegen Czanderle und Lein zum Wohnhaus 

der Mandy S. in der Bernhardstraße 11 in Chemnitz. Sie war zu dieser Zeit, wie durch die 

MEK-Observation bekannt war, nicht anwesend. Angetroffen wurde ihr damaliger Partner 

Kai S., der gebeten worden sei, „polizeiliche Fragen zu beantworten.“ Im Vermerk heißt es: 

„In der weiteren Folge wurde S. […] aufgefordert mit den Polizeibeamten in dessen 

Wohnung zu fahren, da der Verdacht bestand, daß sich in dessen Wohnung der mit 

Haftbefehl gesuchte Uwe Böhnhardt aufhält. Die Wohnung wurde gegen 13.05 Uhr 

betreten. Es wurde keine weitere Person in dieser festgestellt.“1560 

Anschließend sei Kai S. mit einer Befragung „zum Gesuchten“ – also zu Böhnhardt – 

einverstanden gewesen. Ihm sei das am 6. Mai 2000 aufgenommene Foto einer unbekannten 

männlichen Person vorgelegt worden, die Böhnhardt stark ähnelt. Hierzu gab der Befragte an, 

die abgebildete Person nicht zu kennen.1561 Im Anschluss suchten die beiden thüringischen 

Zielfahnder Wunderlich und Kämmerer die Mandy S. an ihrer Arbeitsstelle in Chemnitz, ei-

nem Friseurgeschäft, auf und zeigten ihr dasselbe Foto, wobei sie angab, darauf einen Be-

kannten namens Daniel H. zu erkennen. Darüber hinaus habe Mandy S. angegeben, dass ein 

ihr außerdem bekannter Mike K. „eine Waffe haben soll, welche sich in dessen Wohnung be-

findet.“1562 Daraufhin begaben sich der thüringische Zielfahnder Wunderlich und der sächsi-

sche Zielfahnder Lein zur Wohnanschrift des Mike K. in Chemnitz, wo er auch angetroffen 

                                                        
1557 3. UA, Protokoll Jörg Kreusel v. 21.06.2013, S. 7. 
1558 3. UA, Protokoll Bernd Merbitz v, 05.11.2012, S. 10. 
1559 ADS 43, Ordner 40, Teil 1, Bl. 142 f. 
1560 Ebd., Bl. 142. 
1561 Ebd. 
1562 Ebd. 
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wurde. Auf Befragen der Beamten zeigte er ihnen eine Schreckschusswaffe vor.1563 Um 15.50 

Uhr schließlich begaben sich die beiden thüringischen und die beiden sächsischen Zielfahnder 

gemeinsam mit Mandy S. zur Wohnanschrift des Daniel H. in Chemnitz. Zum Ablauf wird 

angegeben: 

„Dieser wurde gegen 16.20 Uhr beim Betreten der Wohnung festgestellt und polizei-

lich überprüft. Es gab keine Unregelmäßigkeiten bei der Prüfung des Ausweis- 

dokumentes. Bei der Person H. […] handelte es sich nicht um den gesuchten Böhn-

hardt. Frau S. […] verblieb auf eigenen Wunsch in der Wohnung des H. […].“1564 

 Aus dem über diese Vorgänge gefertigten Vermerk ergibt sich nicht, ob Mandy S. 

direkt danach befragt wurde, ob sie Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe kennt. 

 

(d) W a h r n e hm u ng e n  z u  d e n  A n sp r a c h e n  be i  d e n  Z i e l p e r s on e n  

Auf Befragen, worum es grundsätzlich ging, als Kai S. und Mandy S. offen angesprochen 

wurden, gab der Zeuge Wunderlich an, das Ziel sei gewesen, eine Reaktion zu provozieren, 

aus der sich Hinweise zum Verbleib der Gesuchten ergeben könnten: 

„Kerstin Köditz, DIE LINKE: […] Worum ging es denn bei dieser Ansprache? 

Zeuge Sven Wunderlich: Eigentlich war es ein letzter Versuch, Fahndungsansätze 

festzustellen, das heißt also, im Zuge der konkreten Ansprache von vermeintlichen 

Kontaktpersonen entweder den Umstand zu bekommen, dass derjenige sagt ‚Kenne 

ich. Ich weiß, wo er ist. Davon distanziere ich mich.‘ Oder: ‚Ich habe etwas Wissen 

dazu.‘ – das wäre der Idealfall – oder dass die Person im Zuge dieses ungeplanten 

Ansprechens – er ist ja nicht vorgeladen worden zu einer Dienststelle, er wird also 

konkret irgendwo angesprochen, in der Öffentlichkeit, zu Hause – wie auch immer –, 

Arbeitsstelle – den für uns günstigen Fehler macht und eine der gesuchten Personen 

kontaktiert – persönlich, telefonisch, postalisch, da gibt es ja mehrere Möglichkeiten, 

wie man sich austauschen kann – und dies dann auch festzustellen.“1565 

                                                        
1563 Ebd., Bl. 143. 
1564 Ebd. 
1565 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 22. 
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Aus taktischer Sicht habe es sich um ein „Hilfsmittel“ gehandelt, um mögliche Kom-

munikationswege aufzudecken.1566 Zu diesem Zweck habe man direkt „nach den drei Rechten 

gefragt“ und die am 6. Mai 2000 entstandene Fotoaufnahme derjenigen Person vorgezeigt, die 

sich an der Bernhardstraße 11 aufhielt und bei der es sich möglicherweise um Böhnhardt 

handelte.1567 

Der sächsische Zielfahnder Lein, der mit im Einsatz war, gab an, „keinerlei Erinne-

rung“ an den Einsatz zu haben.1568 Angaben machte dagegen sein Kollege Czanderle, der den 

Ablauf, wie er im Vermerk des thüringischen Zielfahndungskommandos dargelegt wurde, 

grundsätzlich bestätigen und weiter detaillieren konnte. Zum Ablauf gab dieser Zeuge an, 

man sei zunächst zum Wohnhaus in der Bernhardstraße 11 gegangen, der Hauseingang sei 

offen gewesen. Er selbst sei nicht ins Haus gegangen, sondern habe im Außenbereich gewar-

tet, denn es „könnte ja jederzeit sein, dass da noch eine relevante Person auftaucht.“1569 Die 

thüringischen Kollegen seien in das Haus hineingegangen, hätten an der Wohnung der 

Mandy S. geklingelt, bis ihnen durch Kai S. geöffnet wurde. Der Beamte Wunderlich habe 

sich dann, so viel er wisse, „als Polizist zu erkennen gegeben und hat direkt mit dem Herrn S. 

[…] gesprochen.“1570 In der Folge seien die thüringischen BeamtInnen gemeinsam mit Kai S. 

zu dessen eigener Wohnung gefahren, „um nachzuschauen, ob sich dort der Böhnhardt 

aufhält.“1571 

Der Zeuge Czanderle gab weiter an, dass er später nicht dabei gewesen sei, als thürin-

gische BeamtInnen gemeinsam mit seinem Kollegen Lein – der sich an den Einsatz nicht er-

innert – zu Mike K. fuhren, über den Mandy S. gesagt hatte, dass er eine Waffe besitzen soll. 

Er habe von der dortigen Überprüfung telefonisch das Ergebnis mitgeteilt bekommen, „dass 

es eben keine scharfen Waffen waren, sondern eine – – Ich glaube, eine Luftdruckpistole war 

es.“ Wo er, der Beamte Czanderle, sich in diesem Moment befand, wisse er nicht mehr.1572 

Der Zeuge Wunderlich gab auf Befragen, wie eine Waffe ins Spiel kam, an, dass Erkenntnisse 

aus einer TKÜ-Maßnahme vorgelegen hätten. Das habe man zum Anlass genommen, Man-

dy S. auch danach zu befragen.1573 Zum weiteren Ablauf bestätigte der Zeuge Czanderle, er 

                                                        
1566 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 30. 
1567 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 23. 
1568 3. UA, Protokoll Andreas Lein v. 19.12.2013, S. 4. 
1569 1. UA, Protokoll Bernd Czanderle v. 25.09.2017, S. 7. 
1570 Ebd., S. 6. 
1571 Ebd., S. 4. 
1572 Ebd., S. 8. 
1573 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 66. 
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sei später dabei gewesen, als Daniel H. angesprochen wurde, über den Mandy S. angegeben 

hatte, dass er der „Umzugshelfer“ vom 6. Mai 2000 gewesen sei. Hierzu gab der Zeuge an: 

„Zeuge Bernd Czanderle: […] Weiter ging es für mich […] um 15:50 Uhr. Dort begab 

ich mich mit den drei Kollegen und der Mandy S. […] zu der Wohnung des Daniel H. 

[…] in der Annaberger Straße […]. Anlass war eine Information von der Frau S. […] 

– nach Lichtbildvorlage der Kollegen aus Thüringen –, dass es sich bei der dort abge-

bildeten männlichen Person nicht um Böhnhardt, sondern um den Daniel H. […] han-

delt. 

Um 16:20 Uhr wurde der H. […] beim Betreten seiner Wohnanschrift durch die Kol-

legen aus Thüringen angesprochen. Er führte ein gültiges Ausweisdokument mit. Es 

handelte sich bei dieser Person nicht um Uwe Böhnhardt. Daraufhin wurde der Ein-

satz an diesem Tag beendet.“1574 

Auf Befragen, was er selbst in dem Moment tat, als Daniel H. angesprochen wurde, 

gab der Zeuge an, er habe in einiger Distanz gestanden und dadurch den Inhalt des Gesprächs 

und den Ablauf der Kontrolle nicht im Detail mitverfolgen können: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Da waren Sie dabei? 

Zeuge Bernd Czanderle: Der H. […] wurde quasi nicht beim Zu – – Beim Zugang an 

seinem Haus wurde er angesprochen, von den Thüringer Kollegen. Also, auch da gab 

es eine räumliche Distanz, sage ich jetzt mal, von 50 bis 100 Metern. Ich habe das Ge-

spräch nicht genau gehört. Aber ich habe gesehen, dass der H. […] einen Ausweis 

oder ein Dokument aus der Tasche gezogen hat, und kurz danach war der Gesamtein-

satz beendet.“1575 

Der Zeuge Wunderlich gab an, Daniel H. habe „dem Aussehen dieser fotografierten 

Person“ entsprochen. Man habe aber feststellen können, dass H. nicht diejenigen Tätowierun-

gen aufgewiesen hätte, die man von Böhnhardt gekannt habe. Man habe auch dies vor Ort 

überprüft, denn „man kann ja immer noch davon ausgehen, dass derjenige, der kontrolliert 

                                                        
1574 1. UA, Protokoll Bernd Czanderle v. 25.09.2017, S. 4. 
1575 Ebd., S. 8. 
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wird, Falschpersonalien hat […].“1576 Es habe sich im Ergebnis dieser Überprüfung jedenfalls 

eindeutig herausgestellt, „dass es sich nicht um Böhnhardt handelt.“1577 

 

(e) W a h r n e hm u ng e n  z u r  U n t e r b r e c hu n g  d e r  O b s er v a t io n  

Die zwischenzeitliche Unterbrechung der Observation des MEK Chemnitz hatte zur Folge, 

dass nicht beobachtet wurde, wie sich ZielfahnderInnen aus Thüringen und Sachsen zur 

Bernhardstraße 11 begaben und dann mit Kai S. wegfuhren. Auch die späteren Ansprachen 

gegenüber Mandy S., Mike K. und Daniel H. wurden nicht beobachtet. Zu dieser Zeit war aber 

nahe des Wohnhauses der Mandy S. noch eine Konspirative Wohnung des LfV Sachsen ein-

gerichtet, aus der heraus die Langzeitobservation „Terzett 11“ betrieben wurde. Ob entspre-

chende Videoaufnahmen entstanden, die das polizeiliche Vorgehen am 23. Oktober 2000 do-

kumentieren, wurde dem 1. UA nicht bekannt. Der Zeuge Czanderle gab auf Befragen an, er 

habe von dieser parallelen Maßnahme nichts gewusst.1578 

Befragt nach den Gründen, warum überhaupt während der Ansprachen durch thüringi-

sche und sächsische ZielfahnderInnen die Observation durch das MEK Chemnitz unterbro-

chen wurde, gab der Zeuge Wunderlich an, dass eine Observation in diesem Moment nicht 

erforderlich gewesen sei, sodass er den BeamtInnen eine „Pause gönnen“ konnte: 

„Zeuge Sven Wunderlich: […] Zu dem Zeitpunkt, wo ich als Einsatzleiter mit der zu 

observierenden Person spreche, brauche ich keine Observation zu der Person, ich ste-

he neben ihm, ich rede mit ihm. Also, ich kann alles wesentlich besser feststellen als 

Beamte, die im weiten Umfeld stehen und das irgendwie beobachten sollten. Zumal: 

Es muss auch klar sein, dass man in einer Observationseinheit nach sechs oder sieben 

Stunden dann schon eigentlich schwer angeschlagen ist, sage ich mal, von der Belas-

tung her, und man muss auch diesen Beamten einfach mal die Möglichkeit einer Pause 

gönnen.“1579 

Das zielfahnderische Ansinnen habe darin bestanden, u.a. den Kai S. anzusprechen 

und zu erfragen, bei wem es sich um die am 6. Mai 2000 fotografierte Person handelte. Die 

eigentliche Aufgabe des MEK Chemnitz habe darin bestanden, „festzustellen, was er danach 
                                                        
1576 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 23. 
1577 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 48. 
1578 1. UA, Protokoll Bernd Czanderle v. 25.09.2017, S. 13. 
1579 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 25. 
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tut.“ Dies sei durch das konkrete Vorgehen auch gewährleistet gewesen.1580 Der damals beim 

MEK Chemnitz tätige Beamte Külbel gab allerdings an, die Ansprache des Kai S. wäre eben-

so auch ohne Unterbrechung der Observation möglich gewesen. Er wisse nicht, warum die 

Unterbrechung trotzdem erfolgte. Er kenne nur diesen einen Fall, in dem so vorgegangen 

wurde; dies sei „absolut ungewöhnlich.“1581 Auch der Zeuge Kreusel gab an, er habe damals 

den Grund der Unterbrechung nicht gekannt.1582 

Der sächsische Zielfahnder Keil gab an, die Unterbrechung einer Observation – an die 

er sich im vorliegenden Falle allerdings nicht erinnere – habe er „noch nicht erlebt.“1583 Dies 

sei „nicht gang und gäbe“, sondern „ungewöhnlich“. Die Entscheidungsgewalt darüber habe 

der sachbearbeitenden Dienststelle und ihrem Einsatzführer, d.h. dem thüringischen Zielfahn-

der Wunderlich oblegen: „Mehr möchte ich dazu nicht sagen.“1584 Der weitere sächsische 

Zielfahnder Czanderle gab gleichfalls an, nicht informiert worden zu sein, dass sich die 

MEK-BeamtInnen zurückziehen. Er wisse auch nicht, warum dies so entschieden worden ist. 

Dass Observationen unterbrochen werden sei aber „nicht unüblich“.1585 

 

(f) W a h r n e hm u ng e n  z u r  V er b r e nn un g  u nbe k a n n t e r  U n te r l a g en  

Nachdem die Observation des Kai S. durch das MEK Chemnitz fortgesetzt wurde, konnte sein 

Verhalten im Anschluss an die polizeiliche Ansprache beobachtet werden, wobei er den An-

gaben im Observationsprotokoll zufolge unbekannt gebliebene Unterlagen zu seiner Garage 

verbrachte, dort auf einen entzündeten Grill legte und verbrannte. Ein Einschreiten durch jene 

BeamtInnen, die dies beobachten konnten, erfolgte in dieser Situation nicht. Danach gefragt, 

warum die Vernichtung, die möglicherweise Beweismaterial betraf, nur beobachtet und nicht 

unterbunden wurde, verwies der Zeuge Wunderlich auf den Grundsatz „Deckung vor 

Wirkung“: 

                                                        
1580 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 40. 
1581 3. UA, Protokoll Carsten Külbel v. 21.06.2013, S. 18 f. 
1582 3. UA, Protokoll Jörg Kreusel v. 21.06.2013, S. 5. 
1583 3. UA, Protokoll Andreas Lein v. 19.12.2013, S. 7. 
1584 3. UA, Protokoll Hendrik Keil v. 19.12.2013, S. 10. 
1585 1. UA, Protokoll Bernd Czanderle v. 25.09.2017, S. 12. 
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„Das heißt also: Bevor man auffällt, lässt man es lieber und verpasst auch das eine 

oder andere, weil: Nichts ist schlimmer, als wenn man in einer Observation festge-

stellt wird. Dann sind eigentlich alle Maßnahmen in der weiteren Folge hinfällig.“1586 

Die Aufgabe der Observation sei es gewesen, Kontaktpersonen und mögliche Kom-

munikationswege festzustellen. Alles andere sei dagegen „unerheblich“ gewesen,1587 an ein 

Einschreiten sei daher auch gar nicht gedacht worden: 

„Wir haben drei Personen gesucht und keine Unterlagen. Das heißt, wir sind nicht im 

Zuge der Vernichtung von Beweismitteln angetreten, um in einem Wirtschaftsverfah-

ren zum Beispiel zu verhindern, dass irgendwelche Verträge vernichtet werden. Hier 

geht es darum, Personen festzustellen, zu lokalisieren und festzunehmen. 

Und zu dem Umstand dieser Garage oder der Vernichtung oder des Verbrennens von 

Papier: Dieser Grill wurde nicht früh um drei oder um vier angezündet, der wurde 

meines Erachtens an einem Nachmittag angezündet, wo jeder Mensch vielleicht wirk-

lich grillt. Viele machen den Rost mit Papier an – ich zum Beispiel auch, das ist auch 

nichts Ungewöhnliches –, und wenn es dann brennt, kann ich natürlich nicht meinen 

Einsatz gefährden und dort hinrennen und versuchen, die Papiere sicherzustellen. Ich 

hätte den gesamten Einsatz gefährdet, wenn nicht sogar vernichtet, um Papiere zu 

finden, wo ich gar nicht weiß, inwiefern diese Papiere vielleicht für mich wichtig 

sind.“1588 

Der sächsische Zielfahnder Czanderle gab zu dem Vorgang an, dass er dies damals gar 

nicht mitbekommen habe.1589 Der Beamte des MEK Chemnitz Külbel gab an, er gehe davon 

aus, dass in der damaligen Situation der thüringische Zielfahnder Wunderlich telefonisch in-

formiert wurde und es ihm oblegen hätte, eine Entscheidung zu treffen: 

„Zeuge Carsten Külbel: […] Ein selbstständiges Einschreiten der Observationskräfte 

findet generell nicht statt, wenn es nicht um Leib oder Leben, also zur Gefahrenab-

wehr geht, und es war jetzt nicht so ein Feuer, dass ein Gebäude hätte abbrennen 

können. Die Information hat – davon gehe ich heute aus – der Wunderlich bekommen 

und hat nicht entschieden, dort einzugreifen, weil das zu 100 % Aufgabe der sach- 

                                                        
1586 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 25. 
1587 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 23. 
1588 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 26. 
1589 1. UA, Protokoll Bernd Czanderle v. 25.09.2017, S. 13. 
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bearbeitenden Dienststelle ist, den Sachverhalt zu prüfen, denn Sie können sich vor-

stellen, es wird mit einem hohen personellen Aufwand eine Observation betrieben. 

Wenn die Observationskräfte jetzt dort hingehen, dann sind die weg und sie können 

nicht weiterarbeiten. Also, die Verantwortung für diese Sache – ich sehe das heute 

auch so – hätte natürlich geprüft werden müssen, denn es weiß ja keiner, was 

verbrannt wurde.“1590 

Die Verbrennung der Unterlagen fand rund anderthalb Stunden vor dem Ende der 

MEK-Observation statt. 

 

(g) F e s t s t e l l u n g  e i n e r  T e l e f on z e l l e  

Wie der Zeuge Wunderlich weiter angab, sei das eigentlich relevante Ergebnis des Gesamt-

einsatzes nicht das Verbrennen von Unterlagen gewesen, sondern dass Kai S. unmittelbar zu-

vor – und nachdem er angesprochen worden war – eine Telefonzelle genutzt hatte. Der Zeuge 

gab hierzu an: 

„Zeuge Sven Wunderlich: […] Aus meiner Erinnerung ist wohl auch eine Telefonzelle 

aufgesucht worden und da ein Kontakt. Das war für uns eigentlich ausreichend. Aus 

Sicht der Fahndungserfahrungen und aufgrund des Gesprächs, das Sie ja nun nicht 

kennen, das wir mit den beiden geführt haben, war für uns eigentlich klar: Wenn eine 

Kommunikation oder eine Warnung stattfindet, dann wird es in den nächsten 30 Minu-

ten erfolgen. Ich weiß nicht mehr, wie wir argumentiert haben, aber es gab da sicher-

lich Gespräche in der Form, dass wir jetzt noch weitere Personen aufsuchen werden, 

den und den oder diesen und jenen, und dann hat derjenige natürlich am nächsten Tag 

keine Möglichkeit mehr, jemanden zu warnen. Er müsste es dann schon zugleich tun. 

Aus taktischer Sicht kann ich mich, glaube ich, sogar daran erinnern, die Dame oder 

den Herrn gefragt zu haben, wo man denn hier Mittag essen könnte, um den Eindruck 

zu erwecken, dass wir erst einmal eine einstündige Pause machen und dann wahr-

scheinlich den Nächsten aufsuchen. Und die Information durch die Observationsein-

heit von Sachsen – aus meiner Sicht waren das sächsische Kräfte –, dass wohl eine 

                                                        
1590 3. UA, Protokoll Carsten Külbel v. 21.06.2013, S. 17. 
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Telefonzelle aufgesucht war, war für uns eigentlich das ausreichende Ergebnis für 

diesen Tag, für diese Tagesobservation.“1591 

Tatsächlich wandte sich noch am selben Tag die thüringische Zielfahnderin Oswald an 

die Staatsanwaltschaft Gera und begehrte die Herausgabe rückwirkender Verbindungsdaten 

für eine Telefonzelle im Bereich der Lutherstraße in Chemnitz, die Kai S. im Anschluss an die 

Ansprache genutzt hatte.1592 Inwieweit der angeregte Beschluss erging und welche Ergebnisse 

damit erzielt wurden, wurde dem 1. UA nicht bekannt. Insoweit wurde „das ausreichende 

Ergebnis für diesen Tag“ letzthin nicht aktenkundig. 

 

(h) A b -  un d  R ü ck s pr a c h e  m i t  d e m Lf V S ac h s e n  

Der Einsatz am 23. Oktober 2000 und das Vorgehen des thüringischen Zielfahndungskom-

mandos war, wie der Zeuge Wunderlich auf Befragen bestätige, von vornherein mit dem LfV 

Sachsen abgesprochen gewesen.1593 Dies ergibt sich auch anhand eines Vermerks des LfV 

Sachsen über eine Besprechung mit dem thüringischen Zielfahndungskommando am 11. Ok-

tober 2000 in Chemnitz. Als Ergebnis einer gemeinsamen Beratung und nochmaliger telefoni-

scher Absprachen wurde dort seitens des LfV Sachsen dargelegt: 

„LKA Thüringen wird S. […] selbst ansprechen. Variante Ansprache durch LfV Sach-

sen ist damit hinfällig, Termin: vermutlich Ende Oktober.“1594 

In dem Zusammenhang wurde im LfV Sachsen festgelegt, zwei Konspirative Woh-

nungen des Amtes – eine bekanntlich am Wohnobjekt der Mandy S. gelegen – weiterhin zu 

nutzen und danach „vorbehaltlich sensationeller anderer Einwicklungen“ endgültig abzuschal-

ten.1595 In einem weiteren Vermerk vom 24. Oktober 2000 – am Tag nach dem Einsatz – legte 

der damalige Leiter des Referates 21 des LfV Sachsen Lange Inhalte eines Telefonats mit 

dem Beamten Wunderlich dar, in dem dieser die Ergebnisse der Maßnahme zusammenfasste. 

Dazu wurde ausgeführt: 

                                                        
1591 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 32. 
1592 AbschlBer UA-BT I, S. 360; AbschlBer UA-TH I, Rdnr. 1541, S. 1117. 
1593 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 47. 
1594 Zit. n. ebd., S. 44. 
1595 Ebd. 
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„LKA Thüringen konnte über TÜ mithören, dass im Wagen von S. […] mit einer ande-

ren männlichen Person […] über die Rückgabe einer Schusswaffe gesprochen wurde. 

[…] LKA Thüringen kombiniert, dass S. […] und Mitfahrer eine Straftat begangen 

haben, da beide gleichzeitig trotz hoher Schulden ihre Arbeitsstelle kurzfristig gekün-

digt haben und sich ganz locker beim Arbeitsamt gemeldet haben.“1596 

Der Kai S. sei, als er angesprochen wurde, nicht bereit gewesen, Angaben zu machen. 

Im Anschluss habe er „umfangreiches Material in seiner Garage am Grill“ vernichtet. Man-

dy S. habe dagegen eingeräumt, Zschäpe zu kennen, von der sie aber „zwei Jahre oder drei 

Jahre nichts“ gehört habe und über die sie auch nicht wisse, dass sie gesucht wird. Der Beam-

te Wunderlich schätzte demnach gegenüber seinem Gesprächspartner Lange ein, dass Man-

dy S. für eine „Ansprache von LfV geeignet“ sei.1597 Nach diesem „Tipp“ wurde tatsächlich 

ein Werbungsvorgang des LfV Sachsen gegen Mandy S. eingeleitet.1598 

 

II.1.6.11 D a s  E nd e  d e s  F a l l e s  „T er z e t t “  

(a) E in s c h ä t z u ng  d e s  L f V S a c h s en  n a ch  de m  2 3 .  O k t o be r  20 0 0  

Am 25. Oktober 2000 endete planmäßig die Langzeitobservation „Terzett 11“ des LfV Sach-

sen.1599 Anschlussmaßnahmen innerhalb des Falles „Terzett“ wurden nicht ergriffen, der da-

mit faktisch endete. Zu den Gründen, die Suche nach dem Trio einzustellen, gaben die Zeu-

gen Dr. Vahrenhold und Lange an, dass das LfV Sachsen nicht mehr um Unterstützungsmaß-

nahmen gebeten wurde1600 bzw. durch das gleichzeitige Erlahmen der Zielfahndungsmaß-

nahmen „keine neuen Einzelwünsche“ an das Amt herangetragen worden seien.1601 Man habe, 

wie der Zeuge Dr. Vahrenhold betonte, den Fall nicht als „erledigt“ betrachtet,1602 sondern ihn 

„in Erinnerung“ behalten.1603 Man habe außerdem angenommen, dass das thüringische Ziel-

fahndungskommando, sollte es doch noch Spuren erlangen, diese auch weiter verfolgen wür-

de.1604 Die ZeugInnen Tüshaus und Mitarbeiter 14 gaben an, dass die einzige „verfolgbare 

                                                        
1596 Zit. n. ebd., S. 45. 
1597 Ebd., S. 46. 
1598 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 15. 
1599 Ebd., S. 55. 
1600 Ebd., S. 14 
1601 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 14. 
1602 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 58. 
1603 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 21.01.2013, S. 41. 
1604 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 14. 
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Spur“ der Hinweis in Richtung Mandy S. gewesen sei.1605 Hier habe man zuletzt erkennen 

müsse, „dass wir mit der ‚Terzett‘-Serie quasi nicht weiterkommen“:1606 

„Lutz Richter, DIE LINKE: Können Sie heute einschätzen, dass im Prinzip im Okto-

ber 2000 die Möglichkeiten des LfV Sachsen, zum Auffinden des Trios beizutragen, 

faktisch erschöpft waren? 

Zeuge Joachim Tüshaus: So würde ich es sehen. Ich habe schon jetzt mehrfach gesagt: 

Wir hatten leider überhaupt kein eigenes Erkenntnisaufkommen zu dem Fall. Wir ha-

ben uns die bemüht, die Fädenenden, die wir durch Dritte, in der Regel vom LfV Thü-

ringen oder dann auch mal gelegentlich von der Zielfahndung, bekamen, zu verfolgen 

und etwas daraus zu machen. Das Einzige, was im Oktober 2000 noch übrig blieb, 

war der Hinweis, dass es diesen möglichen Kontakt zu Mandy – – Oder: dass die 

Mandy S. einen potenziellen Kontakt hatte […]. 

Insofern hat man da gesagt: Na ja gut, das ist noch mal etwas, was wir versuchen 

könnten. Aber jetzt im Kern erschienen die aktiven Möglichkeiten erschöpft.“1607 

Wie der Zeuge Boos ausführte, sei man die ganze Zeit ausgegangen von dem im Mai 

2000 aufgenommenen Foto, das womöglich Böhnhardt zeigte. Soweit das Zielfahndungs-

kommando des LKA Thüringen diese Spur erfolglos abklärte, sei nun aber davon auszugehen 

gewesen, dass es sich nicht um Böhnhardt handelte und dass sich die Flüchtigen auch nicht 

bei Mandy S. aufhalten.1608 Ohnehin sei S. nunmehr für künftige Maßnahmen sensibilisiert 

gewesen, da sie infolge der Ansprache wusste oder erahnen konnte, „dass Polizei und wo-

möglich auch Verfassungsschutz sie im Blick haben.“1609 Es habe auch keine anderen An-

knüpfungspunkte gegeben, denen man anstelle der Mandy S. hätte nachgehen können.1610   

Zwar bemerkte der Zeuge Boos, dass in der Folgezeit beim LfV Thüringen durchaus 

noch Informationen angefallen sind, die hätten genutzt werden können. Beispielsweise habe 

eine dortige Quelle im Jahr 2001 berichtet, dass Ralf Wohlleben gesagt habe, die Flüchtigen 

benötigten kein Geld mehr, weil sie in der Zwischenzeit „schon wieder so viele Aktionen“ 

                                                        
1605 1. UA, Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 11. 
1606 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 14 v. 18.10.2017, S. 6. 
1607 1. UA. Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 27. 
1608 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 12. 
1609 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 6. 
1610 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 78. 
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gemacht hätten. Unter anderem diese Information sei dem LfV Sachsen aber nicht mitgeteilt 

worden.1611 

 

(b) F o r m al e r  Ab s c h l u s s  

Ein Abschlussvermerk über den gesamten Fall „Terzett“ entstand nicht. Es wurde aber am 

25. Oktober 2000 ein Vermerk gefertigt, in dem dargelegt wurde, dass die zuletzt betriebene 

Langzeitobservation „Terzett 11“ nicht länger zielführend sei und aus diesem Grund nicht 

fortgesetzt werde.1612 Der Zeuge Tüshaus referierte den Inhalt des Vermerks wie folgt: 

„Zeuge Joachim Tüshaus: […] Dienstlich wurde bekannt, dass das Ziel des Auftrages 

soundso, also die technische Dauerobservation der Wohnung des Paares, nicht mehr 

umsetzbar sei. Die Maßnahme werde aus diesem Grund nicht fortgesetzt. Dies ist im 

Lichte des 23. Oktobers und der dort erfolgten Ansprache nachvollziehbar. Das LKA 

Thüringen hatte zu diesem Zeitpunkt Mandy S. befragt, ob sie etwas von den Gesuch-

ten wüsste. Sie, also die Polizei, hat Observationsfotos vorgelegt, sodass die Betroffe-

ne und ihr Freund die Maßnahmen um sie herum kannten.“1613 

Die bisherige „Terzett“-Sachbearbeiterin Mitarbeiter 14 gab an, nach Oktober 2000 

nicht mehr mit dem Thema befasst gewesen zu sein.1614 

 

(c) I n d i r e k t e  A n s c h l u s s m aß n ah m en  

Aus den Angaben des Zeugen Dr. Vahrenhold ergibt sich, dass er – ohne es konkret zu wissen 

– davon ausgehe, dass die Ende September 2000 an der Bernhardstraße 11 gefertigten Video-

prints, auf denen nach damals unveränderter Annahme des LfV Sachsen vermutlich 

Böhnhardt und Zschäpe zu sehen waren, „natürlich auch den Quellen des LfV“ vorgelegt 

wurden; jedenfalls wäre dies eine „typische Vorgehensweise“ gewesen.1615 Abgesehen davon 

habe das LfV Sachsen weiter das Ziel verfolgt, „Blood & Honour“-Strukturen aufzuklä-

                                                        
1611 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 15. 
1612 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 13; 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, 
S. 6. 
1613 1. UA, Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 11. 
1614 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 14 v. 18.10.2017, S. 6. 
1615 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 62. 
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ren,1616 wobei dies „mit einem vordergründigen anderen Aufklärungsziel“ geschehen sei.1617 

Kernmaßnahme dabei sei die G10-Maßnahme „Lagu“ gewesen, die vom 27. Oktober 2000 bis 

zum 27. Januar 2002 betrieben wurde.1618 Wären dabei Erkenntnisse zum „Trio“ angefallen, 

„wären die selbstverständlich entsprechend eingesetzt worden“1619: 

„Zeuge Dr. Olaf Vahrenhold: […] Das war eine Maßnahme, die sich nicht vorrangig 

darum kümmerte, ob Kontakte zu diesen drei Personen bestehen. Ziel dieser Maßnah-

me war die Aufklärung im Zusammenhang mit den Aktivitäten von ‚Blood & Honour‘, 

hier insbesondere Umfeld von Jan W. und der von ihm quasi gegründeten Firma ‚Mo-

vement Records‘. Hier ging es also vorrangig um das Thema ‚Blood & Honour‘. 

Allerdings war natürlich von vornherein auch allen klar: Wenn in diesem Sach- 

zusammenhang Informationen aufgekommen wären, die einen Kontakt zu einem der 

drei Flüchtigen gezeigt hätten, dann wären diese Informationen natürlich entspre-

chend auch im Rahmen der Fahndung genutzt worden.“1620 

Ob dies tatsächlich „allen klar“ war, steht im Hinblick auf die weitere Entwicklung 

auch im LfV Sachsen allerdings infrage. 

 

II.1.7 M a ß n a hm e n  z u r  Su c h e  n a c h  de m „T r i o“  im  J a h r  2 00 1  

II.1.7.1 W e r bu n g sv or g ä ng e  d e s  L f V  S a ch s e n  

Nach dem faktischen Ende des Auswertungs-Falles „Terzett“ und damit der operativen Bei-

träge des LfV Sachsen zur Suche nach dem „Trio“ initiierte das Amt nunmehr beschaffungs-

seitig einige Werbungsvorgänge bei Personen, von denen anzunehmen war, dass sie mit den 

Flüchtigen oder deren UnterstützerInnen in Kontakt stehen könnten. 

  

                                                        
1616 Ebd., S. 14. 
1617 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 14 v. 18.10.2017, S. 6. 
1618 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 35 f. 
1619 Ebd., S. 14. 
1620 Ebd., S. 36. 
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